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Lieber Leser, 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen 
Gruppierungen verpflichtet. 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend 
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CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen 
und Problemen besonders verpflichtet. 
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CODE widmet sich eingehend Themen, die sich mit der Diskussion um den 
Standort Deutschland beschäftigen. 


CODE möchte mit seinen Analysen, Berichten und Kommentaren dazu beitra- 
gen, daß Deutschland im internationalen Wettbewerb nicht zu einer erstarrenden 
Gesellschaft wird. 


CODE kann vorerst nur im Abonnement bezogen werden. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene, kritische Haltung dieser 
Zeitschrift. Wir bitten Sie daher zu überlegen, wer aus dem Kreise Ihrer Familie, 
Ihrer Freunde, Bekannten und Kollegen Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühen möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen 
Abonnenten vermitteln, der noch nicht Bezieher von CODE ist oder war, erhal- 
ten Sie kostenlos als Dankeschön das Buch „Der namenlose Krieg“. 
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60 Wahlen als Tritt 
vors Schienbein 
Die Bundestagswahlen vom 
16. Oktober 1994 sind für 
die Etablierten trotz der ver- 
kündeten Erfolge eine Ent- 
täuschung. Zwar wurde die 
Regierungskoalition auf- 
grund des wirklich beein- 
druckenden Endspurts von 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
nochmals mit einer recht 
komfortablen Mehrheit von 
zehn Mandaten im Amt 
bestätigt, so hoch wie selten 
zuvor war aber auch die 
Zahl der Protestwähler. 


62 Orwell 1984 statt 
demokratischer 
Freiheit in 
Deutschland 
Wie wohl in keinem anderen 
sogenannten freiheitlichen 
Rechtsstaat ist vieles von 
dem, was George Orwell 
vorhersagte, in Deutschland 
schon Wirklichkeit oder 
zumindest der Trend geht in 
diese Richtung. 
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Wirtschaft 


Derivate-Wirbel 
könnte Märkte 
wegfegen 

Wie die Wirbelwinde eines 
sich entwickelnden Torna- 
dos oder Hurricanes wallen 
die Derivate-Märkte mit 
einer Billion Dollar pro Tag 
zu neuen Geschwindigkeiten 
auf. Doch die jüngsten Aus- 
sagen prominenter Experten 
weisen auf ein steigendes 
Bewußtsein hin, daß die 
Weltfinanzmärkte in einem 
Wirbelwind der Derivate- 
Vernichtung hineingefegt 
werden. 


Panik bricht auf 
dem Finanzplatz 
London aus 


Der Wind weht der 
Deutschen Bank ins 
Gesicht 


Hilfe für Korea für 
die Industrialisie- 
rung Eurasiens 


Internationales 


16 London bestimmt 
das Szenario in 
Italien 


18 Briten sabotierten 
den Besuch des 
Papstes 
Der historische Besuch von 
Papst Johannes Paul II. in 
der bosnischen Haupstadt 
Sarajewo wurde vom briti- 


schen Geheimdienst mit Hil- 


fe seiner Mitarbeiter unter 
den bosnischen Serben und 
der von den Briten gelenk- 
ten UN-Operation in Bos- 
nien sabotiert. 


Papst Johannes Paul II. hätte sich 
von seinem Besuch in Sarajewo 
nicht von Erwägungen zu seiner 
persönlichen Sicherheit stoppen 
lassen. 


20 Ein neuer Krieg für 
Frankreich in 
Algerien 


22 Frankreichs Sorge 
um Algerien 


23 Mitterrands kurz- 
sichtiges Erinne- 
rungs-Vermögen 
Das Schlimmste an der 
Vichy-Diskussion, die in 
Frankreich wütet, ist nicht 
die Vergangenheit, sondern 
die jetzige Rückkehr der 
Vergangenheit. 


Der französische Staatspräsident 
Frangois Mitterand wird von sei- 
ner Vergangenheit während der 
Vichy-Regierung eingeholt. 


27 Der bevorstehende 
Fall des Hauses 
Windsor 


28 Thatchers Sohn 
erwartet in Texas 
ein Prozeß 


30 Prinz Philip und 
seine Pläne für 
Europa 


31 Soziale Unruhen in 
Rußland als Folge 
der Schocktherapie 
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8. Jahrgang Nr. 


Bill Clinton beginnt 
eine neue Ara der 


Beziehungen zu 
China 


USA betreiben 
gegenüber China 
widersprüchliche 
Politik 


Taiwans politische 
Szene ähnelt einem 
Zoo 


PRI gewinnt die 
Wahlen in Mexiko 


Britisches Empire 
gewinnt Wahlen in 
Quebec 


Das Schicksal 
eines politischen 
Gefangenen in 
Argentinien 


Haitis Falle stammt 
von George Bush 
und den Briten 


George W. Bush: 
Baseball und der 
Mob 


Das Gaza-Jericho- 
Abkommen nach 
einem Jahr 


53 


54 


Stirbt die Atom- 
kraft in Indien 


Das UN-Embargo 
und seine Folgen 

Bei dem Treffen der fünf 
ständigen Mitglieder des 
UN-Sicherheitsrates wurde, 
wie erwartet, eine Verlänge- 
rung des nunmehr vier Jahre 
andauernden Embargos 


gegen den Irak durchgesetzt. 


Vor dem Golfkrieg war Saddam 
Hussein, Präsident des Iraks, ein 
treuer, verläßlicher Freund des 
Westens. Heute wird sein Land 
durch den UN-Boykott ausge- 
hungert. 
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Dachverband für Bankge- 
schädigte; Betrug mit 
Chipkarten; Deutsche Auto- 
preise am höchsten; Stabiler 
Aufschwung im Dienstlei- 
stungssektor; Deutlicher 
Zinsrückgang erwartet; 
Neues Hasch-Skandalurteil; 
Schwarz-grüne Koalition. 
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Vertrauliches 
Oberster Gerichtshof ent- 
scheidet gegen Justizmini- 
sterium und OSI; Fällt der 
Maghreb auseinander; Der 
Untergang des Hauses 
Windsor; Prinz Philips 
Menschenfeindlichkeit; 
Kontroverse über Hiroshima 
und Nagasaki; »Haper’s 
Magazine« deckt Betrug der 
»Whitewater«-Kampagne 
auf. 


Zu guter Letzt 
Kirchenasyl: Pro und Con- 
tra; Die Stimmungslage der 
Deutschen. 


Banker- 
Journal 


Anhörungen 
des Banken- 
ausschusses: 
»Wildes Spiel 

mit Derivaten« 


Am 5. Oktober hielt der Banken- 
ausschuß des Repräsentanten- 
hauses unter dem Vorsitz von 
Henry B. Gonzalez ein weiteres 
Hearing über Derivate ab. Es 
ging um Verluste staatlicher und 
öffentlicher Institutionen bei 
Derivattransaktionen. In seiner 
einführenden Erklärung sagte 
Gonzalez: »In den letzten Jahren 
habe ich meine zunehmende 
Sorge über das schnelle Wachs- 
tum des Derivatmarktes ausge- 
drückt, insbesondere über das 
unkontrollierte Wachstum neuer, 
komplizierter Produkte, die 
selbst von den erfahrensten In- 
vestoren nicht richtig verstanden 
werden.« Man habe »sehr star- 
ken Druck« auf ihn ausgeübt, um 
die Verabschiedung neuer Ge- 
setze und Vorschriften zur Be- 
schränkung des Derivathandels 
zu verhindern. »Es scheint, daß 
sich die Leute nicht darum küm- 
mern werden, bis uns das ganze 
System um die Ohren fliegt. Ein 
großer Teil des Derivatmarktes 
von täglich Billionen Dollar 
beruht auf wilden Spekulationen 
und Kasinospiel... Es ist ein 
monströses, globales, elektroni- 
sches »Ponzi-Spiel«< (Spekula- 
tionsspiel)... In der Vergangen- 
heit habe ich eine Steuer vorge- 
schlagen, um die Spekulation 
einzudämmen. Die Besteuerung 
der Transaktionen wurde kürz- 
lich vom früheren britischen 
Schatzkanzler Denis Healy 
unterstützt, der erklärte, 98 
Prozent aller Devisentransak- 
tionen seien rein spekulativ und 
müßten eingeschränkt werden. 
Die Alarmglocken schrillen, 
aber die Finanzaufsicht will das 
spekulative Feuer anscheinend 
außer Kontrolle geraten lassen; 
die Löschfahrzeuge bleiben in 
der Wache geparkt.« 


Der republikanische Abgeord- 
nete Jim Leach sagte, er distan- 
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ziere sich von der Haltung des 
Vorsitzenden der Federal 
Reserve (FED) Alan Greenspan 
und des Derivathändlerver- 
bandes. »Als gewählter Volks- 
vertreter bin ich verpflichtet, 
meine Bedenken gegen die 
Haltung des völligen Laissez- 
Faire gegenüber der am schnell- 
sten wachsenden Finanzblase 
der Weltgeschichte auszu- 
drücken. Denn wenn es zu 
einer finanziellen Kernschmelze 
kommt«, werde selbstverständ- 
lich wie im Fall des Spar- 
kassendebakels versucht werden, 
»die Verluste zu sozialisieren«. 
Ironischerweise wachse der 
Widerstand gegen Regulierungs- 
maßnahmen, »während sich die 
Verluste (aus Derivatgeschäften) 
häufen«. 


Eine große Zahl Vertreter kom- 
munaler und regionaler Ver- 
waltungen, der Bundesstaaten 
und anderer öffentlicher Ein- 
richtungen sagten vor dem 
Ausschuß, daß ihnen viel Arger 
und Geld erspart worden wäre, 
wenn die Gesetze die Händler 
zu genaueren Angaben über 
die Risiken der Derivatin- 
vestitionen verpflichtet hätten. 
Der Vertreter der Vereinigung 
der Finanzbeamten bei der Re- 
gierung sagte: »Finanzbeamte 
berichten, daß gegenüber den 
Regierungen aggressiv für diese 
Instrumente (Derivate) gewor- 
ben wird, deren Solidarität man 
beteuert, ohne über die vielen 
Risiken zu informieren. Viele 
Finanzbeamte glauben, daß sie 
von den Händlern bezüglich die- 
ser Instrumente irregeführt wur- 
den.« D 


Wieder ein 
»Blue-Chip«- 
Unternehmen 
der Wall Street 
gescheitert 


Eine unmittelbare Folge des 
»schlimmsten Zusammenbruchs 
der Bond-Märkte seit 1914«, wie 
führende anglo-amerikanische 
Bankiers es nennen, ist das Ende 
der Wall-Street-Investmentfirma 
Kidder, Peabody & Co.. Das 128 
Jahre alte »Blue-Chip«-Unter- 
nehmen erlitt aufgrund überzo- 
gener Derivat-Spekulationen mit 
Schatzanleihen und seiner Ab- 


hängigkeit von hypothekenge- 
deckten Wertpapieren gewaltige 
Verluste. Kidder Peabody war 
seit 1986 im Besitz von General 
Electric. Nun hat sich das 
Management von General Elec- 
tric entschieden, deren Finanz- 
tochter abzustoßen. Kidder Pea- 
body wird aufgeteilt, wobei ein 
großer Teil wahrscheinlich von 
der bisherigen Wall-Street-Kon- 
kurrenz, der Firma Paine Web- 
ber & Co., übernommen wird. 
2000 Arbeitsplätze werden dabei 
verloren gehen. Die Verluste von 
Kidder Peabody sind so groß, 
daß General Electric zusagen 
mußte, die Kosten der Um- 
strukturierung, die Pensionen 
und Abfindungen der Ent- 
lassenen und weitere mögliche 
Verluste zu übernehmen. 


Aber auch Paine Webber steckt 
aufgrund des beispiellosen 
Verfalls der Anleihemärkte und 
davon abhängiger Wertpapier- 
und Derivat-Geschäfte in 
Schwierigkeiten. Die größte 
Investmentfirma der Wall Street, 
Goldman Sachs & Partner, will 
10 Prozent ihrer Beschäftigten 
entlassen und machte angeblich 
in den ersten neun Monaten die- 
ses Jahres 500 Millionen Ver- 
lust. Der Vorsitzende von 
Goldman, Stephen Friedman, 
gab im September überraschend 
seinen Rücktritt und den weiterer 
23 führender Teilhaber bekannt. 
Die nächste Sitzung des Offen- 
marktausschusses (FOMC) des 
Federal Reserve Board (FED) 
am 15. Oktober steht unter 
großem Druck seitens der 
Finanzmärkte, die amerikani- 
schen Zinsraten weiter um bis zu 
ein Prozent zu erhöhen. Dies 
hätte mit Sicherheit eine starke 
Verkaufswelle besonders auf den 
amerikanischen Aktienmärkten 
zur Folge. In der Londoner City 
kursieren bereits Gerüchte über 
einen Fall des Dow-Jones-Index 
um 10-20 Prozent. Ausschlag- 
gebend für diese Bemühungen 
zur neuerlichen Anhebung der 
amerikanischen Zinsraten sind 
politische Überlegungen. Mäch- 
tige Finanzkreise der Londoner 
City und bestimmte Bankinter- 
essen in Kontinentaleuropa und 
an der Wall Street versuchen 
Präsident Clinton in einem 
verzweifelten, geopolitischen 
Schachzug finanziell unter 
Druck zu setzen, um dessen 
Schritte hin zu einer unabhängi- 
gen Außen- und Wirtschafts- 
politik zu vereiteln. Diese Kreise 
würden durch eine Allianz der 


USA, Deutschlands und des 
übrigen Kontinentaleuropa, wie 
sie sich im Juli bei den 
Gesprächen zwischen Clinton 
und Kohl in Berlin abzeichnete, 
entscheidend geschwächt und 
betrachten die aufgeblähten 
Aktien-, Anleihe- und sonstigen 
Finanzmärkte der USA als finan- 
zielle Achillesferse der Clinton- 
Administration. m 


Wende gegen 
Adam Smith 
in Nord- und 
Südamerika? 


Der wegen seiner Enthüllungen 
über den Drogenhandel in Ko- 
lumbien bekannte Fabio Castillo 
schrieb in »El Espectador«: 
»Warum erwähnen Sie nie 
Friedrich List, den deutschen 
Ökonomen und Gegner Adam 
Smiths, der Schutzzölle als stra- 
tegische Angelegenheit und 
staatliche Eingriffe in den Markt 
als Notwendigkeit betrachtete..., 
um den Wohlstand einer Ge- 
sellschaft sicherzustellen... In 
seinen beiden Werken, »Das 
natürliche System der poli- 
tischen Okonomie< (1837) und 
»Das nationale System der 
politischen Okonomie< (1854) 
sagt List, daß die Wirtschaft kein 
Spiel mit offenen Regeln ist... 
Nationen müssen den Handel als 
strategische Angelegenheit be- 
trachten, und nicht einfach als 
Frage, wo man diese Woche das 
billigste Hemd kaufen kann.« 
Die Angriffe gegen den Pro- 
tektionismus würden seit 200 
Jahren von den Ländern ins Feld 
geführt, »die den größten Vorteil 
von seiner Aufhebung hatten«. 


Immer öfter werden in Nord- 
und Südamerika List und/oder 
Alexander Hamilton gegen die 
britische Schule des neolibera- 
len »Laissez-Faire« zitiert. Im 
brasilianischen Präsidentschafts- 
wahlkampf forderte der Kandi- 
dat der Partei für den Wieder- 
aufbau der nationalen Ordnung, 
Eneas Carneiro, eine hamiltoni- 
sche Politik als Alternative zu 
den Wundermitteln des »Frei- 
handels«. Am 30. September 
schlug Senator Ernest Hollings 
im US-Senat vor, die USA soll- 
ten die Denkschule von Smith 
und Ricardo zugunsten der von 
List aufgeben. Ü 


Biz warnt vor 
Derivaten 


Edgar Meister vom Direktorium 
der Bundesbank hat jüngst 
erneut seine Besorgnis über die 
Gefahren erwähnt, die mit diesen 
sogenannten »innovativen Fi- 
nanzinstrumenten« verbunden 
seien. Auch das Vorstandsmit- 
glied der Schweizerischen 
Nationalbank Jean Zwahlen 
warnte vor gefährlichen »Un- 
fällen« im Zusammenhang mit 
Derivaten, und das Vorstands- 
mitglied der Deutschen Börse 
Reto Francioni erklärte, die 
Derivatmärkte könnten aufgrund 
mißlungener Spekulationen von 
Nichtbanken in akute Schwierig- 
keiten geraten. Sogar die briti- 
sche Presse ist zu ihrer früheren 
Derivateuphorie auf Distanz 
gegangen. So äußerte sich Barry 
Riley am 26. Oktober in einem 
Kommentar der Financial Times 
in dieser Richtung. Dabei bezog 
er sich auf eine Rede des Ge- 
schäftsführers der Bank für 
Internationalen Zahlungsaus- 
gleich (BIZ), Andrew Crockett, 
die dieser bereits am 9. Sep- 
tember an der Universität 
Maastricht gehalten hatte. 


In dieser von den Medien kaum 
beachteten Rede hatte Crockett 
die »Kurzsichtigkeit gegenüber 
Finanzkrisen« kritisiert. Er nann- 
te dabei vor allem die Abfolge 
von Finanzkrisen der vergange- 
nen 15 Jahre wie die Schulden- 
krise der Entwicklungsländer, 
das Debakel der Sparkassen in 
den USA, den Kollaps der »junk 
bonds« und die Kreditkrise im 
Immobiliensektor. Crockett wies 
auf die potentiellen Gefahren 
hin, die aus dem ungezügelten 
Wachstum der Derivatmärkte 
erwüchsen und stellte die Frage 
nach möglicherweise notwendi- 
gen regulierenden Eingriffen der 
Zentralbanken, um eine Kata- 
strophe zu verhindern. Warum 
solle man nicht einfach »habgie- 
rigen Investoren« eine Lektion 
erteilen, fragte er. Damit werde 
man indes keinen Erfolg haben, 
erklärte er, da »der politische 
Prozeß die Konsequenzen einer 
erzwungenen Marktdisziplin 
nicht hinnehmen wird... Man 
muß erkennen, daß ein Schock 
von Außen... den reihenweisen 
Zusammenbruch zahlreicher In- 
stitutionen herbeiführen könnte. 
Ein darwinistischer Ansatz, un- 
geachtet seiner Richtigkeit, 


würde meiner Ansicht nach den 
Test politischer Akzeptanz nicht 
bestehen.« 


Crockett stellte dann die Frage, 
ob Derivate zum nächsten 
Auslöser einer Finanzkrise wer- 
den könnten. In seiner Antwort 
distanzierte er sich von einem 
Bericht der »Gruppe der 
Dreißig«, die Derivate als stabil 
und überhaupt wunderbar be- 
zeichnet hatten und sich katego- 
risch jede Regulierung durch 
Zentralbanken verbaten: »Mei- 
ner Meinung nach übertreibt der 
Bericht den Versuch, die 
Befürchtungen vor einem poten- 
tiellen systemischen Risiko her- 
unterzuspielen.« Außerdem be- 
zog er sich auf einen Bericht des 
amerikanischen Rechnungshofes 
(General Accounting Office), 
der sich kritisch über Derivate 
geäußert und die Zentralbank 
zum Einschreiten aufgefordert 
hatte. Aber Crockett fordert 
trotzdem keine wirksamen 
Maßnahmen zur Austrocknung 
der Derivatspekulation. iM 


Nigerias 
Recht auf 
Entwicklung 


Nur eine Woche nach Rückkehr 
vom IWF/Weltbank-Jahrestref- 
fen in Madrid ist der nigeriani- 
sche Finanzminister Kalu I. Kalu 
abgelöst worden. Beobachter 
sehen in dieser Maßnahme eine 
Reaktion der nigerianischen 
Regierung auf Zusicherungen 
Kalus gegenüber Weltbankvize- 
präsident K. Jaycox, die Landes- 
währung Naira gegenüber dem 
Dollar frei floaten zu lassen. 


Nach Darstellung von »Africa Ana- 
lysis« hatte Kalu sich bei Erstel- 
lung der Haushaltsvorlage 1995 
eigenmächtig über die kürzliche 
Entscheidung der Regierung hin- 
weggesetzt, das Strukturanpas- 
sungsprogramm des IWF (SAP) zu 
kündigen, das für den wirtschaft- 
lichen Niedergang Nigerias in 
den letzten zehn Jahren verant- 
wortlich gemacht wird. Offenbar 
überschätzte Kalu seine politi- 
sche Macht, als er sich offen auf 
die Seite des IWF schlug, denn 
die Mehrheit der nigerianischen 
Regierung scheint sich darin 
einig zu sein, eine vorsichtige, 
»dirigistische« Neuorientierung 
der Wirtschaft einzuleiten. 


Gleichzeitig betonten Regie- 
rungsmitglieder, daß man keine 
Konfrontation mit den interna- 
tionalen Gläubigern in der 
Schuldenfrage suche. Ein Grund 
für die jüngste deutliche Er- 
höhung der Benzinpreise in 
Nigeria sei gewesen, die Staats- 
einnahmen zu erhöhen, um die 
Auslandsschulden bedienen zu 
können. Nigeria verfüge jedoch 
über riesige unerschlossene 
Ressourcen wie Kohle, Gold und 
andere Mineralien und wolle 
darüber hinaus seine Straßen-, 
Bahn- und Wasserinfrastruktur 
ausbauen. D 


Londoner City 
in Schwierig- 
keiten 


Für das erste Halbjahr 1994 wei- 
sen führende Handelsbanken der 
Londoner City deutliche Ge- 
winneinbußen aus. Beispiels- 
weise haben sich die Gewinne 
von Hambros halbiert. Hambros- 
Chef Sir Chips Keswick bezeich- 
nete das diesjährige Durch- 
einander auf den Anleihe- 
märkten als das schlimmste seit 
Ausbruch des Ersten Welt- 
krieges. Die Gewinne von $. G. 
Warburg schrumpften um mehr 
als 60 Prozent. Nach Bekannt- 
gabe dieser Zahlen sanken die 
Aktienkurse der Londoner 
Handelsbanken um durchschnitt- 
lich 10 Prozent. Es gehen bereits 
Gerüchte um, daß umfangreiche 
Entlassungen von Bankange- 
stellten bevorstehen. 


An der Wall Street haben bereits 
Kidder Peabody, Lehmann 
Brothers, Merrill Lynch und CS 
First Boston einschneidenden 
Personalabbau angekündigt. In 
der letzten Woche hat außerdem 
der britische Oberste Gerichtshof 
im Fall Lloyds gegen das 
Management und für die 


»Namen« entschieden, womit 
weitere 


das Unternehmen 


Verluste von bis zu 786 
Millionen Dollar verkraften 
muß. Der »Daily Telegraph« hat 
am 5. Oktober die Stimmung in 
der City auf den Begriff 
gebracht: »Sofern Ihr Tränen 
habt, bereitet Euch vor, sie jetzo 
zu vergießen. Die guten Zeiten 
der City sind vorüber.« iM) 


»Lebensadern 
von Paris bis 
Moskau« 


Verkehrsminister Matthias 
Wissmann erklärte in seiner 
Eröffnungsansprache auf der 
Europäischen Eisenbahnkonfer- 
enz, die am 6. und 7. Oktober in 
Berlin stattfand, die grundlegen- 
den Veränderungen der politi- 
schen Landschaft Europas der 
vergangenen fünf Jahre stellten 
die Verkehrspolitik vor völlig 
neue Herausforderungen. Dies 
gelte vor allem für Deutschland, 
das immer mehr zur europäi- 
schen Drehscheibe internationa- 
ler Wirschafts- und Verkehrs- 
politik werde. Wissmann unter- 
strich die Entschlossenheit der 
EU zur raschen Fertigstellung 
der Hochgeschwindigkeits- 
strecken in Europa. 


Im Rahmen des europäischen 
Binnenmarktes, erklärte er vor 
den 300 internationalen Bahn- 
experten, sei es notwendig, 
»transeuropäische Netze als 
Lebensadern zu schaffen, von 
Madrid bis Helsinki, von Paris 
und Berlin bis Moskau«. Man 
habe bereits Gespräche mit 
Polen über die Verbindungen 
Berlin-Warschau und Dresden- 
Warschau begonnen. »Das sind 
die Strecken, die in Richtung 
Osten bis nach Warschau und 
Moskau verlängert werden kön- 
nen und in der Zukunft sicherlich 
auch werden. Hier zeichnen sich 
künftige, den ganzen Kontinent 
umspannende Netzstrukturen 
ab«, fügte Wissmann hinzu. U 
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Geld 


Derivate- 
Wirbel könn- 
te Märkte 
wegfegen 


Wie die Wirbelwinde eines sich entwickelnden Tornados oder 
Hurricanes wallen die Derivate-Märkte mit einer Billion Dollar 
pro Tag zu neuen Geschwindigkeiten auf. Doch die jüngsten Aus- 
sagen prominenter Experten weisen auf ein steigendes Bewußt- 
sein hin, daß die Weltfinanzmärkte in einem Wirbelwind der De- 
rivate-Vernichtung hinweggefegt werden. 


Derivate sind Finanzverträge, de- 
ren Wert oder Marktpreis auf an- 
deren Verträgen, die ihnen zu- 
grundeliegen, oder auf Indizien 
anderer Verträge basiert. Das 
»Wall Street Journal« hat ge- 
schätzt, daß der theoretische Be- 
trag an Derivaten, die Ende 1993 
weltweit ausstanden, 35,098 Bil- 
lionen Dollar betrug, fast genau 
Dreiviertel der gesamten 47,8 
Billionen Dollar an Schuldver- 
schreibungen, Bargeld und Ak- 
tien, die weltweit ausstehen. Im 
Gegensatz dazu beträgt das ge- 
schätzte Bruttoinlandsprodukt al- 
ler Länder der Welt rund 23 Bil- 
lionen Dollar. 


Die Eigenarten 
der Derivate 


In einer Verlautbarung vom 12. 
September verkündete der Inter- 
nationale Swap- und Derivatever- 
band (ISDA), daß der Nennbetrag 
ausstehender Swaps zum Jahres- 
ende 1993 verglichen mit dem 
Jahresende 1992 um 58,5 Prozent 
auf 8,475 Billionen Dollar gestie- 
gen ist. Swaps sind eine der fünf 
Hauptarten von Finanzderivaten, 
die im Freihandel verkauft wer- 
den; das heißt, sie werden nicht 
wie Termingeschäfte - die Haupt- 
arten von Derivaten, die an Bör- 
sen gehandelt werden und des- 
halb »börsenfähig« genannt wer- 
den - an der Börse gehandelt. 

Swaps sind Verträge, in denen 
sich zwei Parteien über den Aus- 
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tausch von Zahlungen einigen, 
die auf entsprechenden Kapital- 
beträgen basieren, welche unter- 
schiedliche Merkmale besitzen. 
Der ISDA-Verlautbarung zufolge 
sind 1,398 Billionen Dollar der 
ausstehenden Swaps auf exoti- 
schere Verträge zurückzuführen 
wie caps, floors, collars und 
swaptions — eine Form eines 
Swap, das mit einem Terminge- 
schäft verbunden ist —. Ein ausge- 
zeichneter Indikator dafür, wor- 
auf der Derivate-Markt zusteuert, 
ist die Tatsache, daß sich die Höhe 
dieser ausstehenden, exotische- 
ren Verträge von 634,5 Milliarden 
Dollar Ende 1992 mehr als ver- 
doppelt hat. 


Am 13. September begann die 
Chicagoer Handelsbörse (CME) 
— der größte Finanzmarkt welt- 


weit — in Terminwährungen mit 
D-Mark zu handeln. Es sind die 
ersten an einer Börse. Bisher hat 
es sich dabei um kundenspezifi- 
sche Vereinbarungen zwischen 
zwei Firmen im Freihandel ge- 
handelt, die gleiche Kapitalbeträ- 
ge jeweils in einer anderen Wäh- 
rung an einem vereinbarten künf- 
tigen Termin ausgetauscht haben. 
Ende 1993 standen schätzungs- 
weise neun Billionen Dollar aus — 
der größte Betrag von den wich- 
tigsten Derivat-Arten. 


Was die neuen, an der Börse ge- 
handelten forwards so attraktiv 
macht, prahlt die Chicagoer Bör- 
se, ist die Tatsache, daß die Zins- 
satzunterschiede zwischen den 
Vereinigten Staaten und Deutsch- 
land aufgefangen werden können, 
wenn sie in Verbindung mit DM- 
Termingeschäften (rolling spot 
futures contracts) gehandelt 
werden. Das macht diese for- 
wards zu einem höchst spekulati- 
ven Instrument, ohne daß eine 
Beziehung zur Kapitalaufbrin- 
gung besteht, um die Konjunktur 
zu beleben. Außerdem meinte die 
»Financial Times«, daß eine 
Bank, die mit diesen forwards der 
Chicagoer Börse handelt, die 
Kapitalanforderungen, die von 
der Bank for International Settle- 
ments festgelegt wurden, nicht er- 
füllen muß. 


Ein höchst spekulatives 
Instrument 


Die Chicagoer Börse bestätigte 
das explosive Wachstum der De- 
rivate und meinte, der Handel ha- 
be im August mit insgesamt 
16.473.911 Verträgen im Termin- 
geschäft mit einem zugrundelie- 
genden Wert von 13,2 Billionen 
Dollar einen weiteren Rekord er- 
reicht. Mit einer Volumensteige- 


rung um 55,4 Prozent hat der 
Handel an der Chicagoer Börse in 
diesem Jahr jetzt schon das Han- 
delsvolumen des ganzen Jahres 
1993 übertroffen. 


Haben die Derivate 
für die Wall Street 
funktioniert? 


Doch das Fundament unter dieser 
Rokoko-Fassade bekommt Risse, 
die zu Spalten werden, welche die 
ganze Struktur verschlingen 
könnten. Im zweiten Quartal hat 
die Wall Street einen Verlust vor 
Steuern in Höhe von 623 Millio- 
nen Dollar verzeichnet, den höch- 
sten Verlust seit dem Börsenkrach 
im Jahre 1987, als die amerikani- 
schen Anlagebanken im vierten 
Quartal 1987 einen Verlust vor 
Steuern in Höhe von 2,33 Milliar- 
den Dollar verzeichneten. Im 
zweiten Quartal 1993 verzeichne- 
ten sie dagegen einen Gewinn von 
2,38 Milliarden Dollar. 


Die Verluste im diesjährigen 
zweiten Quartal sind vor allem 
das Ergebnis des Zusammen- 
bruchs der Preise für festverzins- 
liche Wertpapiere, da die Federal 
Reserve im Februar begonnen 
hat, die Zinssätze anzuheben, so- 
wie der Verluste im Handel mit 
diesen Wertpapieren. Doch Verlu- 
ste dieser Größenordnung sollen 
von den Finanzderivaten aufge- 
hoben, wenn nicht gar völlig eli- 
miniert werden. Wie George 
Monahan, Forschungsdirektor für 
die Securities Industries Asso- 
ciation, am 14. September erklär- 
te, ist die Wertpapierwirtschaft 
sehr zyklisch und es ist wieder- 
holt festgestellt worden, daß 
Wertpapierfirmen große Bestän- 
de an Schuldverschreibungen 
(festverzinslichen Wertpapieren) 
besaßen, als die Zinsen zu steigen 


begannen, was die Wertpapier- 
preise stürzen ließ. 


Vielleicht sind es diese Verluste, 
die den plötzlichen Rücktritt von 
Stephen Friedman als Vorsitzen- 
der von Goldman Sachs erklären. 
An dem Tag, an dem sein Rück- 
tritt verkündet wurde, wurde be- 
kanntgegeben, daß Goldman 
Sachs nach einem privaten Inve- 
stor Ausschau hält, der 250 Mil- 
lionen Dollar Kapital in die Firma 
steckt. 

Doch von den Anlage- und Han- 
delsbanken, die Derivate entwik- 
kelt und verkauft haben, ist im- 
mer wieder zu hören, daß das Ri- 
siko steigender Zinssätze von die- 
sen Derivaten »gemanagt« wer- 
den kann. Was sagt es über Deri- 
vate aus, wenn die Anlagebanken 
selbst — die angeblich die besten 
Experten für Derivate sind — nicht 
in der Lage gewesen sind, ihr 
Zinssatzrisiko in diesem letzten 
Zyklus steigender Zinssätze mit 
Erfolg zu managen? 


Erster Gerichtsprozeß 
begann 


Und was ist mit den glücklosen 
Käufern von Derivaten? In der 
Hoffnung, Gerichtsprozesse zu 
vermeiden, haben Derivat-Händ- 
ler seit Mai über 500 Millionen 
Dollar ausgezahlt, um die Verlu- 
ste der Kunden bei Derivaten 
wiedergutzumachen. Der letzte 
derartige Fall ist der von Pruden- 
tial Securities, die am 14. Septem- 
ber ankündigten, daß sie Hypo- 
theken-Derivate im Wert von 70 
Millionen Dollar, die von ihren 
Brokern unvorschriftsmäßig ver- 
kauft worden seien, indem sie den 
Kunden sagten, sie wären weni- 
ger risikoreich als sie es wirklich 
waren, zurückkaufen würden. 
Die Thematik ist schließlich doch 
bei den Gerichten gelandet: Am 
12. September strengte der Gruß- 
kartenhersteller Gibson Greeting 
Inc. vor einem amerikanischen 
Bundesgericht in Cincinnati ei- 
nen Prozeß an, in dem er die 
Rückerstattung von 23 Millionen 
Dollar an Verlusten forderte, die 
er durch Zinssatz-Swaps erlitten 
hatte, welche er von der Handels- 
bank Bankers Trust gekauft hatte 
- plus 50 Millionen Dollar Strafe. 
Dies soll das erste Mal sein, daß 
ein amerikanisches Unternehmen 
wegen Derivatverlusten im Frei- 
handel einen Prozeß gegen einen 
Derivat-Händler angestrengt hat, 
so berichtete das »Wall Street 
Journal«. 


In dem Gibson-Prozeß wird be- 
hauptet, daß Bankers Trust »seine 
Gewinnchance auf Kosten eines 
unwissenden Kunden erkannte 
und seine Verpflichtung als Gib- 
sons Berater und Bank ignorier- 
te« und über einen Zeitraum von 
16 Monaten an Gibson zuneh- 
mend komplexere Derivate ver- 
kauft hat und daß Bankers Trust 
»die erheblichen Risiken wissent- 
lich und absichtlich nicht nannte 
und die Art der Transaktionen 
falsch darstellte und dadurch Gib- 
son täuschte und betrog«. 


Steuer auf spekulative 
Transaktionen 


»Bankers Trust und BT Securities 
haben Gison wiederholt und ab- 
sichtlich falsch beraten, indem sie 
ihm sagten, die Risiken seien er- 
heblich gemindert, wenn er die 
vorgeschlagenen Transaktionen 
durchführen würde ... In Wirk- 
lichkeit stiegen Gibsons gesamte 
Risiken, die aus diesen Verträgen 
stammten, erheblich ... Bankers 
Trust hat nicht sichergestellt, daß 
Gibson die Art der Risiken, die 
diese Transaktionen bergen, ver- 
steht.« 

Das Omen all dieser Nachrichten 
über Derivate wird von einigen 
unter der Weltelite scheinbar 
mehr und mehr verstanden. Bei 
dem alljährlichen Treffen in 
Bürgenstock/Schweiz, das vom 
Schweizer Verband für Warenter- 
mingeschäfte (SCFOA) organi- 
siert wurde und am 3. und 4. Sep- 
tember stattfand, berichtete Lord 
Denis Healey, der frühere briti- 
sche Schatzminister, daß rund 98 
Prozent aller Devisentransaktio- 
nen rein spekulativer Natur sind 
und nur zwei Prozent sich auf die 
Finanzierung des Welthandels be- 
ziehen und er forderte eine Steuer 
auf alle Finanzderivat-Transak- 
tionen, um der Spekulation Ein- 
halt zu gewähren — so berichtete 
die deutsche Wirtschaftstageszei- 
tung »Handelsblatt«. 


In der Pariser Monatszeitung »Le 
Monde Diplomatique« vom 13. 
September schrieb der bedeuten- 
de französische Kommentator 
Claude Julien in einem Artikel 
auf der ersten Seite, die Regierun- 
gen müßten die Kontrolle über die 
liberalen freien Märkte sicher- 
stellen, die Amok gelaufen sind 
und den Volkswirtschaften der 
westlichen Länder großen Scha- 
den zugefügt haben. Julien schlug 
auch eine »Steuer auf spekulative 
Kapitaltransaktionen« vor. OD 


Geld 


Panik bricht 
auf dem 
Finanzplatz 


London aus 


In der ersten Oktoberwoche zeigten sich die internationalen Ak- 
tien auf den Londoner Finanzmärkten erneut sehr unbeständig. 
Globale Preisstürze machten den Aufschwung des Sommers völ- 
lig zunichte und die führenden Aktienindizes waren auf ihrem 
Tiefststand in diesem Jahr. Die Unbeständigkeit an der Wall 
Street, wo es keinen sommerlichen Preisaufschwung gegeben 
hat, hat sich bisher nicht in so hohem Ausmaß abgespielt. 


Italien, Frankreich und Deutsch- 
land waren anscheinend führend. 
Doch erfahrene Beobachter ver- 
weisen auf das Zittern, das ın 
London im Hinblick auf bevorste- 
hende Ereignisse von weitaus 
größerer Bedeutung aufkommt. 


Der Tod der 
Londoner City 


Anfang Oktober waren es die Ak- 
tien der britischen Investment- 
banken, die am stärksten fielen. 
Der Grund: die aufeinanderfol- 
genden Ankündigungen von S.G. 
Warburg und Hambros — zwei der 
führenden Häuser der City -, daß 
ihr Geschäftsgewinn für das 
Halbjahr 50 Prozent unter dem 
des Vorjahres liegen würde. Ham- 
bros-Chef Sir Chips Keswick sag- 
te bei Verkünden der Ergebnisse, 
daß sie nicht so schlecht seien als 
vielleicht erwartet, da die »Märk- 
te für festverzinsliche Wertpapie- 
re durch die turbulentesten Bedin- 
gungen seit Beginn des Ersten 
Weltkriegs erschüttert worden 
sind«. Das stimmt durchaus. 


Die Ergebnisse der Investment- 
banken spiegeln den Zusammen- 
bruch der flexiblen Wechselkurs- 
vereinbarungen wider, die von 
den Derivaten beherrscht wurden 
und die es seit Anfang der Siebzi- 
ger Jahre gibt. Wie der Londoner 
»Daily Telegraph« der Hollinger 
Corporation am Morgen danach 


schrieb: »Wenn Sie Tränen ver- 
gießen wollen, dann tun Sie das 
jetzt. Die guten Zeiten in der City 
nähern sich dem Ende. Vergießen 
Sie sie«, so schrieb die Zeitung, 
»um den Tod Londons als interna- 
tionalem Finanzplatz.« 


Umwälzungen auf dem Wäh- 
rungssektor und am Markt sind 
nicht von den anderen Ausbrü- 
chen zu trennen, die die britische 
Elite in diesen Tagen quälen und 
die die Existenz der Institutionen 
selbst unterminieren, von denen 
Großbritanniens politischer, fi- 
nanzieller und weltweiter Einfluß 
abhing. Die herrschenden Wind- 
sors, die den Lektionen ihrer vor- 
hergehenden Generationen keine 
Beachtung geschenkt haben - das 
heißt, »Wenn Du es tun mußt, tue 
es nicht in der Öffentlichkeit und 
laß’ Dich nicht dabei erwischen« 
- sind jetzt dabei, eine weitere, äl- 
tere zu lernen: Derjenige, der sich 
nicht selbst regieren kann, kann 
auch andere nicht regieren. 


Und Lloyds of London, die fast so 
alt sind wie die Hannoveraner und 
seit mehr als 200 Jahren im Zen- 
trum der weltweiten Machen- 
schaften der City gestanden ha- 
ben, die Seele im weltweiten 
Rückversicherungsgeschäft, hat - 
wie von britischen Gerichten fest- 
gestellt wurde! — bestimmte Ein- 
zelpersonen — die »Names« — ge- 
täuscht und betrogen. Die »Na- 
mes« haben ihr Geld mit unbe- 
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Geld 


Panik bricht 
auf dem 
Finanzplatz 
London aus 


grenzter persönlicher Haftung für 
erlittene Verluste eingesetzt, um 
die Versicherungen der Lloyds- 
Organisationen abzuschließen. 
Lloyds wurde von den Gerichten 
zur Zahlung von 650 Millionen 
Dollar an die Mitglieder seines 
Gouda-Walker-Syndikats verur- 
teilt. 


Das ist die größte rechtliche Bei- 
legung in der britischen Ge- 
schichte und angesichts der Reihe 
ähnlicher Prozesse, die im Gange 
sind, nur die erste von vielen, die 
noch zu erwarten ist. 


Es kann nicht 
immer so weitergehen 


Eine informierte britische Quelle 
sagte am 4. Oktober, daß »eine 
Menge Dinge in Großbritannien 
an diesem Punkt gleichzeitig zu- 
sammenbrechen. Wir haben sehr 
schwache Institutionen hier schon 
eine ganze Zeit lang gestützt, 
doch das funktioniert nicht mehr 
lange. Die Skandale um die Mo- 
narchie, um die Familie Thatcher, 
um Lloyds - das alles sind »Zei- 
chen« und es wird noch mehr da- 
von geben. Dieses Land ist nach 
der Dezimierung unserer Produk- 
tionsbasis in den letzten 15 bis 20 
Jahren mehr als die anderen Risi- 
ken ausgesetzt. Wir haben ver- 
sucht, mit Nordsee-Ol und Finan- 
zen zu überleben — es kann nicht 
immer so weitergehen.« 


Seit der Deregulation der Finanz- 
märkte in der City of London En- 
de des Jahres 1986 ist London das 
Zentrum internationaler »funny- 
money«-Kreise geworden. Von 
den über eine Billion Dollar, die 
täglich auf den Devisenmärkten 
gehandelt werden, laufen ein 
Drittel über die Computer und 
Schreibtische der City. 


Mehr als 30 Prozent der Aktien, 
die täglich auf allen europäischen 
Wertpapierbörsen gehandelt wer- 
den, werden über Lonon gehan- 
delt. Die Internationale Börse für 
Terminhandel in London ist das 
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Zentrum und der Bezugspunkt für 
den Derivathandel während der 
Öffnungszeiten in der europäi- 
schen Zeitzone und kommt be- 
züglich des Volumens gleich hin- 
ter den Aktivitäten von Chicago. 
Unbeständigkeit des Marktes und 
der drohende Zusammenbruch 
der Institutionen spiegeln die 
Realität wider, die droht, das spe- 
kulative Finanzkartenhaus zum 
Einsturz zu bringen. 

In der Ausgabe vom 2. Oktober 
hat die »Sunday Times« des Zei- 
tungsmagnaten Rupert Murdoch 
in ihrer wöchentlichen Wirt- 
schaftsbeilage einen heftigen An- 
griff hinsichtlich der Gefahren 
der Derivate veröffentlicht. Der 
Artikel trug die Überschrift: »De- 
rivate — Ein Sonderbericht über 
die Gefahren der von Wissen- 
schaftlern entwickelten Finanz- 
werkzeuge«. 


Ein weiterer Artikel war über- 
schrieben: »Die Spekulationsbla- 
se platzt, während die magischen 
Sicherungsgeschäfte ihren Markt- 
vorteil verlieren«. Sein Autor 
Garth Alexander schrieb: »Eine 
Krise droht dem 12 Billionen 
Dollar schweren Derivate-Markt. 
Wall Street Firmen haben in den 
letzen Monaten insgeheim 500 
Millionen Dollar ausgegeben, um 
Geldbestände aufzufüllen und In- 
vestoren zu bezahlen.« Er skiz- 
zierte die viel publizierte Serie 
von Verlusten im Zusammenhang 
mit Derivaten, darunter: der Zu- 
sammenbruch eines Geldmarkt- 
fonds in Denver; der Beinahekon- 
kurs von Odessa College in 
Texas; der Rechtsstreit von Gib- 
son Greeting Cards Inc. gegen 
Bankers Trust wegen Irreführung 
über das Derivate-Risiko und ho- 
he Verluste von Paine Webber & 
Co., Kidder Peabody, BankAme- 
rica und ABN-AmßRo sowie zahl- 
reichen Stadtverwaltungen im 
Zusammenhang mit Derivaten. 
All dies und noch mehr war Ge- 
genstand von Anhörungen vor 
dem Bankenausschuß des ameri- 
kanischen Repräsentantenhauses 
am 5. Oktober. Der Artikel 
schließt kurz und bündig mit ei- 
nem Zitat eines Chase Manhattan 
Bankers, der die Derivate vertei- 
digt und den Verbrauchern die 
Schuld in die Schuhe schiebt: 
»Wenn der Fahrer ungeübt ist, lei- 
stet ein Porsche 917 Turbo unter 
Umständen nicht mehr als ein 
1980er Chevrolet.« Worauf der 
»Times«-Kommentator schlag- 
fertig antwortete: »Man kann 
auch dabei ums Leben kom- 
men.« 


Der »Telegraph« der Hollinger 
Corporation nahm diesen Refrain 
auf, als er die Gefahren für das Fi- 
nanzzentrum der City beklagte, 
die von finanziellen Verlusten, 
dem Lloyds-Desaster, der stüm- 
perhaften Inkompetenz der Ak- 
tienmärkte, dem potentiellen 
künftigen Schaden aus Frankfurt 
— dem Hauptsitz der europäischen 
Zentralbank — und den Bestim- 
mungen der Europäischen Union 
über finanzielle Adäquatheit 
kommen, die die Existenz der un- 
terkapitalisiertten Aktienbroker 
wie Smith New Court and Caze- 
nove gefährden. 


In der Ausgabe der Wochenzei- 
tung »Economist« vom 1. Okto- 
ber wird dem allem mit einem 
Vorschlag für den Umgang mit 
der zunehmenden internationalen 
Kontroverse hinsichtlich der Ge- 
fahren bei Derivaten eine neue 
Wendung gegeben: Warum nicht 
einfach damit aufhören, das Wort 
»Derivate« zu benutzen? Im 
»Economist«-Leitartikel mit dem 
Titel: »Eine gefährliche alte Welt: 
Finanz-»Derivate< können sie 
sicherer machen, doch die Welt 
selbst will sie verbieten« wird die 
Idee der Derivate mit dem Argu- 
ment verteidigt, »wenn man sich 
nur auf die Papiere konzentriert, 
dann sieht man den Wald vor lau- 
ter Bäumen nicht«. 


Derivate sind nichts weiter als 
»Risiko- Management - Werkzeu- 
ge ... Außerdem spricht sehr viel- 
es dafür, den Begriff »Derivate< 
ganz fallenzulassen. Mit diesem 
Begriff werden verschiedene Ar- 
ten von Dokumenten irreführen- 
derweise in einen Topf geworfen 
... und schlimmer noch, der Be- 
griff hat es den Panikmachern 
ermöglicht, ein finanzielles 
Schreckgespenst zu schaffen.« 


Der Chef der Deutschen Bank, 
Hilmar Kopper, betete die Worte 
des »Economist« auf dem Halb- 
jahrestreffen des Internationalen 
Währungsfonds in Madrid nach. 
Kopper bestritt, daß die Banken 
für die Unbeständigkeit auf den 
Finanzmärkten und den anderen 
Märkten verantwortlich sind und 
behauptete stattdessen, daß die 
Banken nur für das Managen die- 
ser Unbeständigkeit zuständig 
seien. Und wie machen sie das? 
Mit Derivaten natürlich! 


Sowohl Kopper als auch die Her- 
ausgeber des »Economist« sollten 
sich darum bewerben, die PR-Ab- 
teilung des Buckingham-Palastes 


zu übernehmen. Es wäre lustig zu 
sehen, wie erfolgreich sie mit ih- 
ren Bemühungen wären, dort, wo 
andere gescheitert sind. »Wir 
wollen alle Namen ändern und 
mit der Welt der Hochfinanz wird 
dann wieder alles in Ordnung 
sein.« Würden die Abenteuer ei- 
nes einfachen »Mr. und Mrs. 
Windsor« solche Aufmerksam- 
keit in der Öffentlichkeit auf sich 
lenken? 


Die französische Tageszeitung 
»Le Monde« lenkt die Aufmerk- 
samkeit auf die wirkliche Gefahr, 
die der »Economist« und Kopper 
verschleiern. In einem Artikel mit 
der Überschrift: »Die Gefahr der 
Derivate-Märkte« von dem hoch- 
rangigen Vertreter der African 
Development Bank, Sanou 
Mbaye, wird die Sorge zum Aus- 
druck gebracht, daß eine allge- 
meine »Zahlungs- und Insol- 
venzkrise« ausbrechen könnte, 
wenn die Banken in Konkurs ge- 
hen. Diese Krise würden die Re- 
gierungen angesichts der massi- 
ven Derivate-Spekulationen nicht 
handhaben können. 


Mbaye hat die Entwicklung der 
Derivate direkt mit den Verhält- 
nissen in den Jahren 1971-73 in 
Verbindung gebracht. »Das Kli- 
ma der Instabilität, das das inter- 
nationale Währungssystem cha- 
rakterisiert, seit die Konvertibili- 
tät des Dollar in Gold und feste 
Wechselkurse in den Jahren 
1971-73 aufgegeben wurde, hat 
zu der Schaffung neuer Kreditin- 
strumente«, das heißt »Deriva- 
ten«, geführt. 


Mbaye meinte: »Das Schreckge- 
spenst einer solchen Krise ist trotz 
beschwichtigender Erklärungen 
eines Alan Greenspan, dem Chef 
der Federal Reserve, und den be- 
ruhigenden Schlußfolgerungen 
einer Studie über die Derivate- 
Märkte der »Gruppe der 30«, die 
in den USA im Juli 1993 veröf- 
fentlicht wurde, nicht zurückzu- 
weisen.« Er nannte einige der 
»Derivate-Katastrophen« der jüng- 
sten Zeit im einzelnen wie 
Deutschlands Metallgesellschaft, 
die japanische Olfirma und Proc- 
ter and Gamble in den Vereinigten 
Staaten. 


»Angesichts der miteinander ver- 
flochtenen Engagements auf den 
Kapitalmärkten«,  prophezeite 
Mbaye, »würde die Zahlungsun- 
fähigkeit einer Großbank automa- 
tisch zu einer generellen Insol- 
venz führen«. 


Deutsche Bank 


Der Wind 
weht ins 


Gesicht! 


Lange Zeit erschien die Deutsche Bank nahezu übermächtig und 
unangreifbar. Die Arroganz der Macht machte sich aber auch bei 
Deutschlands größtem Bankhaus bemerkbar, und mittlerweile 
weht ihr der Wind ins Gesicht. Zu viele Personen haben »noch 
eine Rechnung offen«, und diese Rechnung soll nun beglichen 


werden. 


Mit welcher Arroganz die 
Deutsche Bank noch vor kurzem 
vorging, zeigt der Skandal um 
den Herausgeber des Börsen- 
briefes »Czerwensky intern«, 
Gerhard Czerwensky. Dieser 
hatte am 15. Juni 1994 unter der 
Überschrift »Im Dividenden- 
stripping läuft der Countdown« 
Hintergründe zum Steuerstraf- 
verfahren einer Maklerfirma 
publiziert und dabei auch die 
Rolle des Aufsichtsratsvor- 
sitzenden der Deutsche Börse 
AG, Deutsche Bank- Vorstands- 
mitglied Rolf E. Breuer, in »die 
Schußlinie« gebracht, wie 
Czerwensky wörtlich schrieb. 


Der Hintergrund ist der, daß es 
1991 zu Gesprächen zwischen 
dem damaligen hessischen Wirt- 
schaftsminister Welteke, eines 
Vertreters des Staatskommis- 
sars, der die Aufsicht über die 
Börsen hat, sowie Breuer 
gekommen ist. Welteke hatte 
damals lautstark getönt, er 
werde dafür sorgen, daß das 
Dividendenstripping mit dem 
negativen Einfluß auf die 
Steuereinnahmen und die Kurse 
beendet werden würde. Selt- 
samerweise ist seitdem jedoch 
nichts geschehen! 


Doch Kritik läßt die Deutsche 
Bank sich nicht gefallen, son- 
dern sie schlägt zurück. Dies sah 
im konkreten Fall so aus, daß 
Czerwensky bei einer Presse- 
konferenz der Deutsche Börse 
AG der Zutritt verweigert 
wurde, obwohl Czerwensky 
einen Presseausweis hat und 
auch an der Frankfurter Börse 
akkreditiert ist. Auch wurde 
Czerwensky von anderen Insti- 


tutionen, so unter anderem auch 
vom Ausländerkassenverein, 
boykottiert. 


In einem Brief an den 
Vorstandsvorsitzenden der 
Deutsche Börse AG, Seifert, 
nahm Czerwensky dann zu dem 
Vorgang Stellung. Dort heißt es: 


»Mit äußerster Befremdung 
habe ich meine Ausladung zum 
Ibis-Abend am vergangenen 
Freitag zur Kenntis genommen. 
Ihr Pressevertreter begründete 
dies mit meiner Kampagne 
gegen den AR-Vorsitzenden Dr. 
Rolf E. Breuer. Auch auf dem 
Ibis-Abend haben Vertreter der 
Börsen AG gegenüber Journa- 
listen diesen Vorgang mit der 
Begründung »unerwünschte 
Person« geäußert. 


Hierdurch verwahre ich mich 
aufs schärfste gegen die Unter- 
stellung einer »Kampagne«. Ich 
fühle mich als unabhängiger und 
kritischer Journalist und will 
keineswegs ein Jubelsänger 
angestammter Institutionen sein. 
Zu einer Kampagne gehört ein 
Motiv, das habe ich jedoch 
nicht. Gegen diesen Vorwurf 
spricht auch mein Bemühen vor 
der Sendung der Telebörse vom 
20.6. um eine Bestätigung der 
Version. 


Die Frage nach dem 
Demokratie-Bewußtsein 


Ich habe sowohl zweimal die 
Pressestelle der Deutschen Bank 
und außerdem den Sekretär von 
Dr. Cartellieri angerufen (ca. 30 
Minuten), sie konnten mir 


jedoch keine Erklärung abgeben. 
Wegen der verbliebenen kurzen 
Zeit blieb mir am Ende nichts 
anderes übrig, als entweder mei- 
nem Informanten zu trauen oder 
das Risiko einer möglichen 
Falschinformation einzugehen. 
Nachdem die Informations- 
quelle über Jahre zuverlässig 
war, hielt ich das Risiko für 
gering. Im übrigen habe ich in 
meiner Fernseherklärung betont, 
daß ich keine Bestätigung dieser 
Version erhalten habe. Mehr 
kann ein Journalist einfach nicht 
tun. 


Ihre Überreaktion und insbeson- 
dere die Vorwürfe »Kampagne« 
sowie unerwünschte Person 
werfen bei mir Zweifel auf, ob 
Sie und Ihre Institution über ein 
ausreichendes Demokratie-Be- 
wußtsein verfügen, was ich übri- 
gens auch Ihrem Presse-Chef 
bereits erklärte. Möglicherweise 
hat der Stasi-Bazillus auch auf 
westdeutsche Stellen übergegrif- 
fen; denn dort war es üblich, 
ungünstige Berichte abzuwür- 
gen und Ihre Schreiber auszu- 
grenzen. 


Seit 46 Jahren bin ich Journalist, 
und bisher wurde ich noch nie 
‚ausgeladen«, und niemand hat 
gegen mich bisher den Vorwurf 
eines Kampagne-Journalisten 
erhoben. So kann ich nur die 
Schlußfolgerung ziehen, daß der 
Vorstand der Börse AG offenbar 
doch völlig falsch besetzt ist, 
zumal die Börse AG keine 
Privatveranstaltung ist, sondern 
als gesellschaftliche Einrichtung 
allen Partnern zu dienen hat ... 
Auf eine Entschuldigung Ihrer- 
seits verzichte ich, so groß ist 
meine Enttäuschung, die natür- 
lich bei mir auch die Frage Ihrer 
Qualifikation als erster Mann 
des Börsenvorstandes aufwirft.« 


Dieses Beispiel zeigt sehr gut 
auf, was unter Pressefreiheit ver- 
standen wird. Diese zählt für die 
Deutsche Bank offenbar nur 
dann, wenn man günstig über sie 
schreibt. 


Schwere Vorwürfe 
gegen die Bank 


Nachdem die Deutsche Bank 
bereits eine traurige Rolle bei 
dem Konkurs des Grefrather 
Textilkonzerns Girmes AG 
spielte — hier saß Cartellieri im 
Aufsichtsrat und war die 
Deutsche Bank Hausbank -, 


ging nun auch das Nordhorner 
Textilunternehmen Nino AG in 
Konkurs. Hier stellte die 
Deutsche Bank mit ihrem 
Vorstandsmitglied Herbert Zapp 
sogar den Aufsichtsratsvor- 
sitzenden. Ist es im Fall Girmes 
mittlerweile erwiesen, daß der 
Konkurs unnötig war und 
maßgeblich von der Deutschen 
Bank mitverschuldet, ja, viel- 
leicht sogar zumindest grob 
fahrlässig herbeigeführt wurde, 
so munkeln Gerüchte auch 
davon, daß es bei Nino ähnlich 
aussieht. 


Der neueste und bislang letzte 
Skandal der Deutschen Bank 
betrifft die Metallgesellschaft. 
Informationen aus Börsen- 
kreisen zufolge soll sogar die 
Staatsanwaltschaft in den USA 
und in Deutschland sich mit dem 
Verhalten der Deutschen Bank 
befassen. Bekanntlich war 
die Metallgesellschaft wegen 
Schieflagen in Ol-Terminge- 
schäften in eine schwere 
Finanzkrise geraten und konnte 
nur durch eine konzertierte 
Aktion vor dem Konkurs geret- 
tet werden. 


Eine Krise aus 
Unkenntnis 


Der ehemalige Öl-Chefhändler 
für die US-Tochter der Metall- 
gesellschaft Arthur Benson 
erhob jetzt schwere Vorwürfe 
gegen Deutschlands größtes 
Bankhaus -— zuvor hatte bereits 
der ehemalige Vorstandschef 
der Metallgesellschaft Schim- 
melbusch die gleichen Vorwürfe 
erhoben -. 

Danach soll die Deutsche Bank 
in Gestalt ihres Vorstandsmit- 
glieds Ronaldo Schmitz im 
Dezember 1993 faktisch die 
Geschäfte der Metallgesellschaft 
übernommen haben. Schmitz 
habe dann in Unkenntnis der 
Materie jene Krise erst herbeige- 
führt, die er eigentlich verhin- 
dern sollte. 


Darüber hinaus soll die 
Deutsche Bank-Tochter Morgan 
Grenfell, so Benson weiter, Teile 
der angeblich so verlustreichen 
Olkontrakte der Metallgesell- 
schaft gekauft und mit Gewinn 
weiterverkauft haben. Dadurch 
habe die Firma im ersten Quartal 
1994 »die profitabelste Periode« 
seit Beginn ihrer Aktivitäten in 
den USA gehabt, betonte 
Benson. U 
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Korea 


Hilfe fü 


ir die 


Industriali- 
sierung 
Eurasiens 


US-Präsident Bill Clintons Hauptunterhändler, der stellvertre- 
tende Außenminister Robert Galluci und der nordkoreanische 
stellvertretende Außenminister Kang Sok-ju, haben am 12. Au- 
gust in Genf einen historischen Vertrag unterzeichnet, in dem 
sich die Vereinigten Staaten verpflichten, Pyongyang bei der Ver- 
sorgung mit 2000 Megawatt Leichtwasseratomreaktoren zu hel- 
fen, um ihr Stromnetz aufzuwerten. Ein vier Milliarden Dollar 
Konsortium bestehend aus den Vereinigten Staaten, Südkorea 
und Japan wird das Ganze finanzieren und Rußland und China 


werden Technologie beisteuern. 


Als Gegenleistung dafür sagte das 
neue Regime Nordkoreas unter 
Kim Jong-il eine starke Offnung 
nach dem Westen zu und stimmte 
zu, die Aktivitäten an ihren Pluto- 
niumreaktoren einzufrieren, was 
das Abrutschen in einen Welt- 
krieg verhinderte, das begonnen 
hatte, als die von den Briten ge- 
lenkte Internationale Atombehör- 
de der UNO (IAEA) Pyongyang 
Anfang dieses Jahres beschul- 
digte, »die Bombe zu bauen«. 
Nordkorea stimmte zu, Mitglied 
des Atomwaffensperrvertrages 
(NPT) der UNO zu bleiben und 
seine Schutzmaßnahmen durch- 
zuführen und die Vereinigten 
Staaten stimmten zu, Nordkorea 
nicht zu bedrohen, indem sie als 
erste Atomwaffen einsetzen. 


Bill Clinton ist also dabei, die 
»zweite Berliner Mauer« in Ko- 
rea niederzureißen — ein Schritt 
zum Weltfrieden, der mit der Ver- 
einbarung zwischen Israel und 
der Palästinensischen Befrei- 
ungsorganisation im vergangenen 
Jahr im Weißen Haus vergleich- 
bar ist. Clintons Leistung wurde 
vom südkoreanischen Präsiden- 
ten Kim Young-sam am 15. Au- 
gust mit dem Angebot begrüßt, 
einen »koreanischen Common- 
wealth« zu bilden, in dem Seoul 
bereit ist, die neuen Reaktionen 
für Pyongyang zu finanzieren und 
zu bauen. 
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US-Präsident Bill Clintons 
Politik gegenüber Nordko- 
rea in der Plutoniumfrage 
hat die Beziehungen zwi- 
schen den Ländern wesent- 
lich verbessert. 


Dies folgt auf die Reise von Clin- 
ton und Vizepräsident Al Gore 
nach Moskau — nach der sie die 
»Schocktherapie« des Internatio- 
nalen Währungsfonds (IWF) für 
Rußland kritisiert haben — sowie 
nach der Reise des Präsidenten 
nach Berlin und Bonn, bei der er 
eine neue Beziehung zu Deutsch- 
land begann, was den Weg für ei- 
nen möglichen Wiederaufbau der 
Volkswirtschaften von Rußland 
und Osteuropa öffnete. 


Clinton hat auch den Handelsmi- 
nister Ron Brown gebeten, bei 
seinem Besuch in China am 27. 
August eine neue US-Politik und 
weitere Unterstützung für ameri- 
kanische Exporte von High-Tech 
Investitionsgütern zu überbrin- 
gen, um Chinas Infrastruktur 
aufzubauen. Nachdem der chine- 
sische stellvertretende Premier- 
minister Hui Yongzhen in einem 
Interview eine Hochgeschwin- 
digkeitsbahn als »eurasische 
Landbrücke« von Europa nach 
China gefordert hatte, weist Pe- 
king solchen Projekten eine höhe- 
re Priorität zu. 


Die Establishmentmedien sagen, 
Clinton habe keine Außenpolitik, 
doch sie lügen entweder oder sind 
verrückt — oder beides. Als Ant- 
wort auf die Pingeligkeit der Re- 
porter wie deren ständig wieder- 
holte Frage: »Wieviel wird es die 
amerikanischen Steuerzahler ko- 
sten, die nordkoreanischen Kom- 
munisten zu kaufen?«, lachte ein 
Washingtoner Informant und 
meinte: »Südkorea stürzt sich 
förmlich darauf, das ganze Pro- 
jekt zu finanzieren und die Japa- 
ner wollen auch mitmachen.« 


Schockwellen in 
Moskau und Peking 


»Die Vereinbarung, die wir heute 
abend getroffen haben, wird von 
uns beiden als sehr nützlich an- 
gesehen. Es ist eine Vereinba- 
rung, die sich auf Ziele richtet, die 
wir beide teilen«, sagte Galucci 
auf einer gemeinsamen Presse- 
konferenz mit dem stellvertreten- 
den Außenminister Kang am 12. 
August in Genf. Der Vertrag um- 
faßt nur zwei Seiten, meinte 
Kang, aber »dieses kleine Doku- 
ment hat großes Gewicht und eine 
große Bedeutung. ...das in harter 
Arbeit vereinbart wurde«. 


Das amerikanische Team stimmte 
auch zu, Repräsentanten zwi- 
schen Washington und Pyong- 


yang auszutauschen, um Han- 
dels- und Investitionsschranken 
abzubauen und sich in Richtung 
vollständig normalisierter diplo- 
matischer Beziehungen zu ent- 
wickeln. 


Russische Führer von Präsident 
Boris Jelzin an und solche, die in 
der Hierarchie weiter unten ste- 
hen, sowie die chinesische Elite, 
so betonten Quellen in Europa, 
haben nach Zeichen Ausschau 
gehalten, daß Präsident Clinton 
sein Versprechen - das er im Juli 
in Deutschland gegeben hat - 
einhält, nämlich in Rußland und 
Osteuropa »Wachstum« zu 
schaffen. Clintons Vereinbarung, 
Nordkorea ins 21. Jahrhundert zu 
helfen, wird sowohl in Moskau 
als auch in Peking als ein sehr po- 
sitiver Akt angesehen. 


Rußland und China haben mit 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
Handelsverträge im Wert von 
mehrere Milliarden Dollar abge- 
schlossen, in denen es unter ande- 
rem um die Eisenbahnverbindung 
von Rotterdam nach Moskau und 
Lianyungang bis hin zu Chinas 
Pazifikküste geht. Eine amerika- 
nische Beteiligung an diesem 
Projekt ist erforderlich. 


Weltweiter Deal 
für Nordkorea 


Und wenn Washingtons alter 
Gegner im Koreakrieg Atomkraft 
braucht, wie kann sie dann Palä- 
stina, China oder irgendeinem an- 
derem Land verwehrt werden? 
Dies ist auch genau das fehlende 
Element im Nahostfriedenspaket, 
bei dem sich Israel und Jordanien 
jetzt geeinigt haben, daß der Frie- 
den zwischen ihnen eine unge- 
heure Ausweitung der Wasserver- 
sorgung in dem Gebiet erforder- 
lich macht und daß dies nur durch 
Entsalzung mit Atomkraft er- 
reicht werden kann. 


Administrative Quellen sagten, 
daß mit Galuccis Reise nach 
Seoul, Tokio, Peking und Moskau 
Ende Juli ein »weltweiter Deal« 
über den Wiederaufbau Nordko- 
reas festgemacht worden sei. Es 
wird erwartet, daß Rußland und 
China Technologie-Experten ent- 
senden werden und Südkorea und 
Japan den größten Teil der vier 
Milliarden Dollar an Finanzhilfe 
liefern wird. »Es ist sehr wichtig, 
alle diese Länder an Bord zu ha- 
ben, damit das atomare Abkom- 
men funktioniert«, sagte ein Ver- 


treter. »Wir benötigen auch eine 
Menge technologisches Fach- 
wissen, das in Rußland und China 
auf einem sehr hohen Niveau 
1S1.« 


»In Seoul, Tokio, Peking und 
Moskau gibt es Unterstützung für 
den Ansatz, den die Vereinigten 
Staaten in unseren bilateralen Ge- 
sprächen verfolgen«, sagte Ga- 
lucci auf einer Einsatzbespre- 
chung im Außenministerium. 


»Die Vereinbarung wird sich als 
Wendepunkt bei der Bildung ei- 
ner neuen Ordnung erweisen. Die 
Konfrontation macht der Koope- 
ration in Nordostasien Platz«, 
sagte Yoon Yong-kwan, Professor 
für politische Wissenschaften an 
der National University von 
Seoul. Yoon meinte, die diploma- 
tischen Beziehungen zwischen 
Washington und Pyongyang hät- 
ten einen Schneeballeffekt und 
Japan und der Westen würden 
Nordkorea auch anerkennen. 


Südkorea will 
Nordkorea helfen 


In einer emotionsgeladenen Fern- 
sehansprache am 15. August — 
dem nationalen Befreiungstag 
von japanischer Herrschaft in Ko- 
rea - kündigte der südkoreanische 
Präsident Kim Young-sam an, 
daß Seoul unter den Clinton-Ver- 
trägen gerne Geld und Atomtech- 
nologie an Nordkorea liefern 
werde. »Wenn der Norden die 
Transparenz seiner nuklearen Ak- 
tivitäten garantiert, sind wir be- 
reit, ihre Entwicklung der friedli- 
chen Nutzung von Atomenergie, 
einschließlich des Baus von 
Leichtwasseratomreaktoren zu 
unterstützen, indem wir ihnen das 
nötige Kapital und die nötige 
Technologie zur Verfügung stel- 
len«, sagte er. »Dies könnte das 
allererste gemeinsame Projekt für 
nationale Entwicklung werden, 
das zur Schaffung einer einzigen 
Gemeinschaft des koreanischen 
Volkes führt«, sagte er und mein- 
te, die Befreiung wäre erst dann 
vollendet, wenn Korea wieder- 
vereint wäre. 


Bei seiner Erläuterung, wie ein 
koreanischer Commonwealth ge- 
schaffen werden sollte, machte 
Präsident Kim sehr deutlich, daß 
jeglichem Feilschen um die Poli- 
tik eine  »Interessengemein- 
schaft« in wirtschaftlicher Ent- 
wicklung zwischen den beiden 
Koreas vorausgehen müsse. 


Indem er Pyongyang versicherte, 
daß er keine Wiedervereinigung 
durch Konfrontation anstrebe, 
sagte Kim, Seoul würde zunächst 
Pyongyang dabei helfen, seine 
Volkswirtschaft aufzubauen: 
»Süd- und Nordkorea müssen zu- 
nächst die Ko-Existenz und ge- 
meinsames Wachstum propagie- 
ren und sich dann in einem korea- 
niscan Commonwealth zu- 
sammenschließen, um dauerhaf- 
ten Frieden sicherzustellen. ... In 
dem Commonwealth-Stadium 
sollten die beiden Koreas eine 
einzige sozio-Ökonomische Ge- 
meinschaft bilden, um den 
Grundstein für die politische Inte- 
gration zu legen.« 


Die deutsche 
Wiedervereinigung 
ist kein Beispiel 


Forderungen nach einer soforti- 
gen »politischen Wiedervereini- 
gung« würden vom Norden als 
ein casus belli angesehen, denn 
viele Wahnsinnige der Bush-Liga 
haben den gewaltsamen Sturz des 
Regimes in Pyongyang gefor- 
dert. 


Während sie ihre größte Bewun- 
derung für das vereinte Deutsch- 
land zum Ausdruck brachten, 
meinten südkoreanische Vertre- 
ter: »Wir machen eine Reihe von 
Untersuchungen, um sicherzu- 
stellen, daß die koreanische Halb- 
insel nicht die ökonomische Tra- 
gödie im Stile der Wiedervereini- 
gung Deutschlands durchmachen 
muß«, wie sie aufgrund der 
Schocktherapie des IWF in Ost- 
deutschland eingetreten ist. Süd- 
korea, sagte er, würde nie wollen, 
daß der Norden unter der Beseiti- 
gung industrieller Kapazitäten, 
dem Verkauf von Vermögenswer- 
ten zum Schrottwert und der Ar- 
beitslosigkeit leidet, die der IWF 
Ostdeutschland auferlegt hat. 
Südkorea hat auf diesen Ansatz 
seit der Konferenz über »Wirt- 
schaftliche Probleme nationaler 
Vereinigung« in München im Jah- 
re 1993 gedrängt. Diese Konfe- 
renz war von dem deutschen In- 
stitut für Wirtschaftsforschung 
und dem Forschungsinstitut für 
nationale Vereinigung in Seoul 
(RINU) gesponsert worden. 

»Wir sollten nicht in Deutsch- 
lands Fußstapfen treten«, sagte 
RINUs Kim Young-yoon auf der 
Konferenz und nannte stattdessen 
Friedrich Lists Nationalsystem 
der Volkswirtschaft als Modell 
Südkoreas. [1] 


DR. MED. OTTO MENNERICH 


ET 
WEN 


DURCH EINE NEUE BIOLOGIE, 
METAPHYSIK UND MEDIZIN 


»Das Werk von Dr. med. Otto Mennerich, der hoffentlich als einer der 
Überwinder des medizinischen Materialismus in die Geistesgeschich- 
te eingehen wird, ist so original einmalig, daß es entweder gar nicht 
beachtet werden wird oder eine geistige Revolution großen Stils aus- 
zulösen vermag.« Dr. Bodamer 
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ZEIT-WENDE 


Otto Mennerich hat zu früh gelebt und ist zu früh verstorben. Wie so 
mancher große Außenseiter, war er seiner eigenen Zeit um Jahrzehnte 
voraus. Wäre er heute in seinen besten Jahren, er wäre einer der 
Kardinäle der "New-Age’-Bewegung, so aber kennt man ihn kaum noch. 
Es wäre aber die Mühe wert, ihn und sein Werk kennenzulernen, und hier 
eine Lücke zu schließen hat sich dieses Buch zur Aufgabe gesetzt. 


Mennerich war nicht ein theoretisierender Studierstubengelehrter, er war 
zuerst und vor allem Arzt. Sein neues Bild der Welt und des Lebens in ihr 
war ihm nicht erkenntniswissenschaftlicher Selbstzweck, sondern Fun- 
dament für eine neue, diesem Weltbild adäquate Medizin. Mit einer 
neuen Sichtweise der Lebensvorgänge mußten zwangsläufig auch die 
therapeutischen Verfahren neu und anders ansetzen, als in der Schulme- 
dizin dogmatisiert, deren Doktrinen ja weitestgehend noch dem materia- 
listischen Paradigma des 19. Jahrhunderts entstammen und anhängen. 
Gleichzeitig war damit aber auch ein empirischer Maßstab für die Gültig- 
keit der Mennerichschen Sichtweise gegeben und die Erfolge des Arztes 
gaben dem Denker Mennerich mehr als recht - sehr zum Nutzen seiner 
Patienten. Im Gegensatz zur einseitig kausal orientierten Schulmedizin 
mit ihrer linearen Symptom-Suche und Behandlung war Mennerichs 
therapeutischer Ansatz auf eine allseitige Funktionsdynamisierung auf- 
gebaut. Für ihn stand im Mittelpunkt nicht ’der Mensch’ als ein isoliertes 
Etwas, das mit all dem anderen Rest nichts zu tun hat, sondern das 
autonome Urphänomen des Seins, dem auch der Mensch als unabtrenn- 
barer Teil eingeordnet ist. Damit ging Mennerich von vornherein von 
einem ganzheitlich weit gefaßten Ansatz von Zusammenhängen aus, die 
ihrerseits eingebunden sind in allumfassende kosmische Zusammen- 
hänge. Damit unterlief er aber auch gleich das krankmachende Überheb- 
lichkeitssyndrom des 'Menschen als Krone der Schöpfung und Ebenbild 
Gottes’, das krankmachend ja schon deshalb sein muß, weil es sich in 
der Lebenswirklichkeit nirgendwo erfüllen, oder auch nur bestätigen läßt! 


- Das Buch ist gewiß anspruchsvoll geschrieben und daher streckenwei- 
se nicht leicht zu lesen, aber die Mühe belohnt sich selbst, wenn man es 
durcharbeitet. Vor allem Ärzte und alle in medizinischen Berufen Tätigen 
sollten zu ihm greifen, es würde ihnen die Augen öffnen, soweit sie dazu 
nach ihrer Ausbildung überhaupt noch in der Lage sind... 


Europa- 


Journal 


Solschenizyns 
Rede vor der 
Duma 


Das langfristig wichtigste Ereig- 
nis in Rußland der letzten Zeit 
war nicht das Vertrauensvotum 
für die Regierung am 27. Ok- 
tober, sondern die vom Fernsehen 
übertragene Rede Alexander 
Solschenizyns in der Duma tags 
darauf. Als das »Gewissen 
Rußlands«, das der Nobelpreis- 
träger seit seiner Rückkehr in die 
Heimat spielt, ließ er kein gutes 
Haar an der herrschenden Kaste, 
die er zutreffend als korrupte 
»Oligarchie« bezeichnete. Er 
sagte: »Die Unterschichten sind 
praktisch aus dem Leben ausge- 
schlossen. Sie sehen sich vor die 
traurige Wahl gestellt, entweder 
folgsam und bettelarm vor sich 
hinzuvegetieren oder illegales 
Handwerk zu suchen, um den 
Staat oder ihresgleichen zu 
betrügen... Da ist der verhäng- 
nisvolle Niedergang der Produk- 
tion in Industrie und Landwirt- 
schaft; der Siegeszug einer 
Fremdwährung in unserem 
Land; unlängst wurde ganz 
zutreffend vom Verfall des 
Rubels als einer nationalen 
Katastrophe gesprochen... Wir 
wissen auch, welch katastropha- 
len Niedergang unsere führende, 
glänzende Wissenschaft, unsere 
Bildung, unsere Medizin erle- 
ben, daß jedes Jahr Milliarden 
Dollar geraubt und irgendwohin 
ausgeführt werden, daß das Ver- 
brechen ungehindert durchs 
Land zieht.« 

Solschenizyn warnte die Duma, 
daß sie das Schicksal aller frühe- 
ren Parlamente in der russischen 
Geschichte teilen werde, wenn 
sie nicht die »historische Chan- 
ce« ergriffe, den Staat zu verän- 
dern, damit dieser den Interessen 
der Bürger dienen und für das 
wirtschaftliche und soziale 
Wohlergehen der Gesellschaft 
sorgen könne. »Der Markt wird 
den Aufbau des Staates nicht 
regeln und auch nicht die morali- 
schen Grundlagen der Gesell- 
schaft... Wir haben (derzeit) 
überhaupt keine gemeinsame 
Staatsvorstellung, genauso wenig 
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wie wir eine gemeinsame 
wirtschaftliche Vorstellung 
haben.« L 


Russische 
Regierung 
knapp 
bestätigt 


Die Vertrauensabstimmung, die 
die Regierung Tschernomyrdin 
am 27. Oktober denkbar knapp 
überstand, deutet auf einen lan- 
gen heißen Herbst in der russi- 
schen Politik hin. Eine deutliche 
Mehrheit der anwesenden Ab- 
geordneten (193 von 330) stimmte 
für den Sturz der Regierung, 
während nur 54 für die Re- 
gierung votierten. Einen Tag 
darauf wurde der Trend erneut 
bestätigt, als eine Mehrheit von 
235 Abgeordneten einer Reso- 
lution zustimmte, in der die 
Politik der Regierung als »unver- 
einbar mit den Interessen des 
Volkes« und die Zusammen- 
setzung der Regierung als »inak- 
zeptabel« bezeichnet wird. Die 
von Tschernomyrdin in Ein- 
klang mit den IWF-Auflagen 
beschlossenen tiefen Haushalts- 
kürzungen machen die Auf- 
lösung der Regierung in den 
kommenden Wochen und 
Monaten wahrscheinlich. Der 
neue Haushalt wird direkt oder 
indirekt dazu führen, daß der 
Lebensstandard der ohnehin 
schon verarmten Bevölkerung 
weiter absinken wird. Die 
Sparbeschlüsse bedeuten weiter- 
hin eine Kriegserklärung an 
wichtige gesellschaftliche Insti- 
tutionen, allen voran die 
Streitkräfte. Die 45,3 Billionen 
Rubel, die den Streitkräften im 
Haushalt 1995 zugestanden wer- 
den, liegen zwar nominell um 
fünf Billionen über den Zahlen 
von 1994, aber inflationsberei- 
nigt wird das Militärbudget um 
mindestens 25 Prozent gekürzt. 
Dabei war der Armeeführung bei 
dem extrem niedrigen Haushalt 
1994 schon beinahe der Ge- 
duldsfaden gerissen. Die noch 
tieferen Einschnitte für Ind- 
ustrie- und Infrastrukturinvesti- 
tionen, welche ohnehin schon 
extrem niedrig waren, sowie für 
die Landwirtschaft läuten die 
nächste und vielleicht letzte 
Runde im Zusammenbruch der 
Realwirtschaft ein. Wie Sergej 
Glasjew, Vorsitzender des Wirt- 


schaftausschusses der Duma, in 
der Haushaltsdebatte meinte: 
Wenn Tschernomyrdins Kurs 
durchgehalten werden sollte, 
werde Rußland Ende 1995 »nur 
noch Rohstoffe« produzieren. U 


Russen 
begehren auf 


Von den internationalen Medien 
kaum beachtet hat am 
27. Oktober in zahlreichen russi- 
schen Städten ein Aktionstag mit 
Streiks und Massenkundge- 
bungen stattgefunden, woran sich 
mehr als eine Million Industrie- 
arbeiter beteiligten. Die verzwei- 
felten Arbeiter forderten von 
Jelzin und der Regierung 
Tschernomyrdin vor allem die 
sofortige Auszahlung der seit 
vier Monaten ausgebliebenen 
Gehälter und energische Maß- 
nahmen zur Bekämpfung der 
rapide steigenden Arbeitslosig- 
keit. Wie die Regierung gegenü- 
ber dem Parlament am 
27. Oktober auf Anfrage ein- 
räumte, seien 1994 insgesamt 
500 Staatsunternehmen völlig 
geschlossen worden, während 
4400 weitere, die mehrmals im 
Jahr die Arbeit unterbrechen 
mußten, ebenfalls von der 
Schließung bedroht sind. Die 
Protestaktionen fanden haupt- 
sächlich in den russischen 
Regionalzentren statt. Die massi- 
ven Haushaltseinsparungen hat- 
ten dazu geführt, daß auf regio- 
naler und lokaler Ebene selbst 
die grundlegendsten öffentlichen 
und sozialen Dienstleistungen 
gestrichen werden mußten. Die 
Städte Wladiwostok und 
Chabarowsk im Fernen Osten 
Rußlands sollen am schlimmsten 
betroffen sein. U 


Neue »Entente 
Cordiale«? 


Das deutsch-französische Ver- 
hältnis unter Ministerpräsident 
Balladur ist zwar nicht unbedingt 
»herzlich«, aber an der »Ver- 
nunftehe« zwischen Bonn und 
Paris wird festgehalten. 
Unterschiede in der Auffassung 
eines Europas »verschiedener 
Geschwindigkeiten« weisen dar- 
auf hin, daß einige Kreise bei 
unserem westlichen Nachbarn 
auf die Wiederbelebung einer 


anglofranzösischen »Entente 
cordiale« hinarbeiten. Während 
man bei uns Frankreich, 
Deutschland und die Benelux- 
Staaten als Kernstück Europas 
sieht, will die französische Re- 
gierung offenbar ein flexibleres 
Kriterium für »besondere Eig- 
nung« anlegen, wobei dann auch 
Großbritannien vor allem im 
Bereich der Verteidigung in das 
Kernstück einbezogen wäre. So 
unterzeichnete der französische 
General Philippe Morillon jüngst 
mit England ein Abkommen 
über gemeinsame Operationen 
der »Schnellen Einsatztruppen« 
beider Staaten. Darüber hinaus 
wurde eine gemeinsame Kom- 
mission eingerichtet, die den 
Einsatz von Atom-U-Booten 
koordinieren soll. Auch eine 
gemeinsame Zusammenarbeit 
beider Luftwaffen im Zusam- 
menhang mit UN-Missionen 
oder bilateralen Einsätzen ist im 
Gespräch. 


Irangate und 
die Briten 


Seit den ersten Enthüllungen des 
Irangate-Skandals in den USA 
im Herbst 1986 konzentriert sich 
die Aufmerksamkeit vor allem 
auf die amerikanischen Kreise 
um den damaligen Vize- 
präsidenten George Bush und 
Oberstleutnant Oliver North 
sowie die israelische Beteiligung 
an diesem Waffen- und Drogen- 
handel. Über die britische Rolle 
dabei hüllte man sich hingegen 
weitgehend in Schweigen. Im 
Rahmen weiterer Skandale in 
Großbritannien treten jetzt 
Aspekte der Verschleierung 
durch die Regierung Thatcher 
zutage. 


Ein hochrangiger Beamter des 
britischen Außenamtes Anthony 
Greene berichtete, er habe 
während seiner Zeit als Mitglied 
der britischen Botschaft in 
Washington Mitte 1984 regel- 
mäßig mit North Kontakt gehal- 
ten. Damit reagiert Greene auf 
Vorwürfe, die in dem Buch »Der 
geheime Krieg gegen die Juden« 
erhoben wurde. Die Autoren 
John Loftus und Mark Aarons 
hatten über enge Beziehungen 
zwischen dem _ britischen 
Waffenhändler Leslie Aspin und 
dem Netzwerk um Bush und 
North berichtet. 

Diese Enthüllungen über die 


Beziehung Aspin-Bush/North 
sind nicht neu. Sie werden der- 
zeit hochgespiel, um die 
Skandale und Intrigen anzufa- 
chen, von denen derzeit die 
Kreise um Thatcher betroffen 
sind. 


Bereits 1988 und 1989 wurde die 
führende Rolle britischer Kreise 
im Irangate-Skandal herausge- 
stellt. Im März 1989 berichtete 
man über die Rolle von Leslie 
Aspin und seines Bruders 
Michael und ihre Verbindungen 
zu Gary Howard in den USA. 
Amerikanische Regierungsdo- 
kumente zeigten, daß Howard zu 
dieser Zeit von North gegen 
LaRouche eingesetzt wurde und 
dabei in direkter Verbindung mit 
dem Bush-Berater C. Boyden 
Gray stand. 

DO 


Streikwelle in 
Rußland 


Rußland steht vor Massenstreiks 
und sozialen Unruhen. Es meh- 
ren sich die Anzeichen für den 
baldigen Ausbruch eines Streiks 
der Eisenbahner in ganz Sibirien, 
der sich auf das gesamte russi- 
sche Eisenbahnsystem ausweiten 
könnte. In den vergangenen 
Wochen legten die Kumpel des 
Kusnezker Kohlebeckens in 
Zentralsibirien ihre Arbeit nie- 
der. Jetzt soll entschieden wer- 
den, ob der Streik ausgedehnt 
wird. 


Massenstreiks und soziale 
Unruhen sind praktisch unver- 
meidlich, da monatelang keine 
Löhne ausgezahlt wurden. Der 
größte Teil der Beschäftigten in 
Staats- und Industriebetrieben 
erhielt ebenfalls seit sechs 
Monaten keinen Lohn mehr. 


Die tatsächliche Inflation liegt 
weit höher, als die Regierung 
angibt und steigt weiter an. 
Gleichzeitig ist der Rubel inner- 
halb weniger Wochen gegenüber 
dem Dollar von 2200 auf mehr 
als 3000 Rubel abgesunken. 
Hinzu kommen noch die vom 
IWF geforderten Einsparungen, 
die den Ministerien keinerlei 
Spielraum mehr lassen. Ver- 
teidigungsminister Gratschow 
erklärte, er sei nicht einmal 
mehr in der Lage, die Benzin- 
rechnungen der Truppe zu 
bezahlen, so daß die für den 


Kriegsfall bestimmten Reserven 
angegriffen werden müßten. 


Ukraine vor 
dem Zusam- 
menbruch 


Der Ukraine droht der schwerste 
Winter seit der Unabhängigkeit. 
Die Lage erinnert an die Nach- 
kriegszeit. Die Industrieproduk- 
tion ist praktisch zum Erliegen 
gekommen. Am 1. September 
lag die Coupon-Ersatzwährung 
bei 45000 gegenüber dem 
Dollar. 20 Tage später war sie 
auf 59000 abgesunken und am 
7. Oktober lag sie schon bei 
75000. Auch in der Ukraine 
haben die Arbeitnehmer oft seit 
Monaten keinen Lohn mehr 
erhalten. Die Kohlenvorräte der 
Kraftwerke liegen weit unter den 
Mindestreserven, so daß Strom- 
ausfälle vorprogrammiert sind. 
Inwieweit auch die privaten 


Haushalte ohne Wärmever- 
sorgung bleiben werden, hängt 
von den russischen Gas- 


lieferungen ab. 
Die Absenkung des Lebens- 
standards sowie die fortschrei- 
tende Zerrüttung der Wirtschaft 
haben bereits zu Mangel- 
krankheiten und Epidemien 
geführt, die sich im Verlaufe des 
kommenden Winters noch ver- 
schärfen werden. So brach im 
September in der Südukraine 
bereits die Cholera aus, verein- 
zelte Fälle werden auch aus der 
Mittel- und Westukraine gemel- 
det. Nur durch drastische 
Maßnahmen wie die Schließung 
der privaten Lebensmittelmärkte 
in vielen Städten konnte eine 
weitere Ausbreitung verhindert 
werden. 


Chaos auf 
IWF- 
Weltbank- 
Treffen 


Die diesjährige Versammlung 
von Internationalem Währungs- 
fonds und Weltbank in Madrid 
sollte eine feierliche, harmoni- 
sche Zusammenkunft sein, um 
die »Errungenschaften« dieser 
UN-Kernorganisation am 50. 
Jahrestag ihres Bestehens zu fei- 
ern. Man wollte das »Ansehen« 


von IWF und Weltbank nutzen, 
um mit diesen beiden In- 
stitutionen die deregulierten, 
globalisierten Finanzmärkte 
künftig besser zu »managen«. 
Doch genau das Gegenteil trat 
ein. Die Konferenzen arteten in 
ein Dauergezänk aus. Es kam zu 
scharfen Spannungen zwischen 
der Gruppe der Sieben, den 
Vertretern der Entwicklungs- 
länder und dem IWF-Direktorat 
unter Michel Camdessus. 


Auch innerhalb der einzelnen 
Gruppen gab es zahlreiche 
Konflikte. Weltbankpräsident 
Lewis Preston geriet wiederholt 
in die Schußlinie. Meistens ging 
es jedoch nicht um inhaltlich- 
strategische Fragen, sondern die 
Streitigkeiten reflektierten ein 
Klima allgemeiner Gereiztheit 
und Orientierungslosigkeit, das 
derzeit für die Finanzeliten 
typisch ist. Es konnte noch nicht 
einmal der Anschein von 
Disziplin und Kompromiß- 
bereitschaft gewahrt werden, ob 
es nun um ein »Hilfspaket« für 
Rußland oder um Camdessus 
Pläne für Sonderziehungsrechte 


ging. 


Ein hochrangiger Beobachter, 
der das gesamte Konferenz- 
geschehen verfolgte, meinte, 
dies sei »in jeder Beziehung das 
schlimmste Treffen von IWF 
und Weltbank in 50 Jahren« 


gewesen - »ein Desaster«. Oo 
Führungskrise 


in Frankreich 


Der französische Staatspräsident 
Frangois Mitterrand kann derzeit 
seinen Amtspflichten nicht voll 
nachkommen, da er sich wegen 
seines Prostatakrebsleidens einer 
Chemotherapie unterziehen muß. 
Es mehren sich die Zweifel, ob 
er körperlich in der Lage sein 
wird, seine Amtszeit bis April 
1995 durchzuhalten. Aus diesem 
Grunde hat der französische 
Präsidentschaftswahlkampf prak- 
tisch jetzt schon begonnen. 


Innerhalb der gaullistischen 
RPR streiten Ministerpräsident 
Eduard Balladur und der Pariser 
Bürgermeister Jacques Chirac 
ziemlich brutal um die Kandi- 
datur. Balladur ist durch eine 
Reihe von Skandalen ge- 
schwächt, die seinen Koalitions- 
partner, die Republikanische 


Partei PR, getroffen hat. So 
wurde Industrieminister Gerard 
Longuet zum Rücktritt gezwun- 
gen, nachdem bereits der frühere 
Minister für Telekommunikation 
Alain Carignon wegen Kor- 
ruption verhaftet worden war. 


Auch die politische Zukunft von 
Verteidigungsminister Frangois 
Leotard, der ebenfalls der PR 
angehört, steht in Frage. Unter 
diesen Bedingungen haben die 
Ambitionen des scheidenden 
EU-Präsidenten Jacques Delors 
auf die französische Präsident- 
schaft gute Chancen. Nach letz- 
ten Umfragen liegt er sogar an 
der Spitze, auch wenn er seine 
Kandidatur noch gar nicht offi- 
ziell erklärt hat. Delors Amtszeit 
als EU-Präsident endet im Januar 
1995. Als einziger prominenter 
Kandidat stand er seit Anfang 
der achtziger Jahre außerhalb der 
französischen Innenpolitik und 
damit ihren Korruptionsskan- 
dalen. Gleichzeitig steht er mit 
seinem Wirtschaftsprogramm, 
das umfangreiche Infrastruktur- 
investitionen fordert, im wohltu- 
enden Gegensatz zu der Privati- 
sierungs- und Deregulierungs- 
Politik Balladurs und Chiracs. U 


Wurde 
Barschel doch 
ermordet? 


Seit sieben Jahren behaupten 
deutsche Behörden, Uwe Bar- 
schel, der am 11. Oktober 1987 
im Genfer Hotel »Beau Rivage« 
unter mysteriösen Umständen 
ums Leben kam, hätte Selbst- 
mord begangen. Jetzt erklärte 
Staatsminister Bernd Schmid- 
bauer, Geheimdienstkoordinator 
der Bundesregierung, am 
13. Oktober: »Möglicherweise 
wurde Barschel doch ermordet«, 
und gab bekannt, daß er eine 
gründliche Suche nach weiteren 
Hinweisen auf Barschel in den 
Stasi-Unterlagen angeordnet 
hätte. 


Nach Schmidbauers Darstellung 
gäbe es noch etwa 20 Akten- 
ordner mit mehreren hundert 
Stasi-Berichten über Barschel. 
Eine Woche zuvor hatte ein neu- 
erliches gerichtsmedizinisches 
Gutachten des Züricher Uni- 
versitätsprofessors Branden- 
berger die Selbstmordthese offen 
in Zweifel gezogen. 
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Italien. 


London 
bestimmt das 
Szenario 


Eine mächtige Gruppe in der City of London plant den Sturz der 
gegenwärtigen italienischen Regierung, die durch ein technokra- 
tisches Kabinett ersetzt werden soll, welches in der Lage wäre, 
die stärksten Haushaltskürzungen und Steuererhöhungen in der 
italienischen Nachkriegsgeschichte durchzuführen. Zu der Lon- 
doner Gruppe gehören George Soros und die Warburg-Interes- 
sen sowie andere Gruppen, die von der »Financial Times« vertre- 
ten werden. Es ist die gleiche Gruppe, die Mitte August eine Fi- 
nanzkrise provoziert hat, welche zu einem Fall der Lira aufeinen 
historischen Tiefpunkt von 1.023 gegenüber der Deutschen Mark 
führte und die diesen Angriff in größerem Rahmen mit dem Ziel 
wiederholen will, die Lira auf 1.200 gegenüber der Deutschen 


Mark zu stürzen. 


Ein solches Szenario wurde von 
David Roche in einem Interview 
mit der italienischen Tageszei- 
tung »Corriere della Sera« skiz- 
ziert. Roche, ehemals bei der 
Morgan Stanley Investment 
Bank, hat jetzt sein eigenes Un- 
ternehmen aufgebaut und gehört 
zu Großbritanniens einflußreich- 
sten Finanzexperten. Er prophe- 
zeite, daß Italien und Schweden 
eine schwere Finanzkrise erleben 
und im Dezember der Europäi- 
schen Union nicht mehr angehö- 
ren würden. Um dies zu vermei- 
den, schlägt Roche vor, beide 
Länder sollten höchst unpopuläre 
Maßnahmen ergreifen, um ihr 
Staatsdefizit unter Kontrolle zu 
bekommen. 


Clintons Partner 
destabilisieren 


Die Dimensionen solcher Maß- 
nahmen wurden von Carlo De Be- 
nedetti geliefert, dem italieni- 
schen Finanzier, der mit Soros in 
Verbindung steht. Soros hatte En- 
de August in einem Interview mit 
seiner Zeitung »La Repubblica« 
ein kombiniertes Paket aus Haus- 
haltskürzungen und Steuererhö- 
hungen von mindestens 62 Mil- 
liarden Dollar verlangt. Ein derar- 
tiges Sparprogramm — mehr als 
das Doppelte als das, was die der- 
zeitige Regierung Berlusconi zö- 
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gernd versucht durchzusetzen — 
wäre das größte in den letzten 50 
Jahren. 


Es sieht so aus, als ob die City of 
London versucht, die ersten Wel- 
len des kommenden finanziellen 
Zusammenbruchs auf die »schwa- 
chen Flanken« Italien und Schwe- 
den zu lenken — Mitteleuropa ist 
ihr strategisches Ziel. 


George Soros ist der Hauptakteur, 
der die Destabilisierung der 
schwedischen Krone und der ita- 
lienischen Lira provoziert hat und 
jetzt einen Großangriff auf die 
Deutsche Mark führt. Alles läuft 
von London aus und der Zweck 
besteht darin, Clintons Vertrags- 
partner Bundeskanzler Helmut 
Kohl zu destabilisieren. 


Um die Möglichkeit, die italieni- 
schen Ressourcen zu plündern, zu 
garantieren, plant die City of 
London, die jetzige Regierung zu 
stürzen und sie durch ein techno- 
kratisches Kabinett zu ersetzen. 
In ihrem wöchentlichen Newslet- 
ter prophezeite die S.G. Warburg 
Handelsbank bereits am 15. Au- 
gust, daß die Regierungskoalition 
bald wegen interner Konflikte zu- 
sammenbrechen werde und daß 
entweder der frühere IRI-Vorsit- 
zende Romano Prodi oder der jet- 
zige Chef der Banca d’Italia, An- 
tonio Fazio, eine technokratische 


Regierung anführen werde, die in 
der Lage ist, die von De Benedetti 
geforderten Sparmaßnahmen 
durchzuführen. 


Informierte Quellen äußerten, 
daß ein Untersuchungsbefehl ge- 
gen Premierminister Silvio Ber- 
lusconi im Zusammenhang mit 
der Mailänder »Antikorrup- 
tions«-Untersuchung der Auslö- 
ser für die Krise sein könnte, der 
dann auch als Vorwand dafür be- 
nutzt werden soll, die Finanzkrise 
als »Vertrauensverlust durch die 
Märkte« darzustellen. 


Es gibt verschiedene Gründe da- 
für, warum London die italieni- 
sche Regierung stürzen will. Der 
einfachste und vorrangigste 
Grund dafür besteht darin, daß im 
Kontext des bevorstehenden 
weltweiten, finanziellen Zusam- 
menbruchs keine gewählte Regie- 
rung die Art von faschistischen 
Sparmaßnahmen durchführen 
kann, die die City of London ver- 
langt, um ihr Vermögen zu ret- 
ten. 


Harte Politik gegen 
die Staatsschulden 


"Gianfranco Miglio, Autor eines 


Entwurfs für die Aufteilung der 
italienischen Nation in drei kleine 
Staaten, erklärte gegenüber dem 
»Corriere della Sera«: »Meiner 
Meinung nach wird es zu einer 
schweren Wirtschaftskrise kom- 
men. Heute ist das Problem das 
Finanzgesetz. Es ist schwer für 
Italien, die Garantien zu geben, 
die die Märkte verlangen.« Dann 
beschrieb er die vier Koalitions- 
partner und meinte: »Die ganze 
MSI, die frühere DC, ein Teil der 
Nordliga und ein Teil der Forza 
Italia konnten sich nicht auf eine 
harte Politik gegen die Staats- 
schulden und die Sozialleistun- 
gen einigen.« 

Miglio hat recht. Berlusconis 
Partei, die Forza Italia (»L.os, Ita- 
lien«), Umberto Bossis Nordliga 
und Gianfranco Finis Nationale 
Allianz — die frühere italienische 
soziale Bewegung, die versucht, 
ihr Mussolini-Image abzuschüt- 
teln — haben alle ihren Wählern 
versprochen, daß sie die Steuern 
nicht erhöhen werden. So besteht 
der derzeitige Sparplan - mit dem 
das Verhältnis der Staatsschuld 
zum jährlichen Bruttosozialpro- 
dukt, das derzeit bei weit über 100 
Prozent liegt, lediglich reduziert 
werden sollte - ausschließlich aus 
Haushaltskürzungen. 


Doch als der Zeitpunkt gekom- 
men war, zu entscheiden, an wel- 
cher Stelle die Kürzungen vorge- 
nommen werden sollten, brach 
innerhalb der Regierung ein Kra- 
wall los und die Hälfte der Regie- 
rung sprach sich gegen Renten- 
kürzungen aus. Schließlich wurde 
ein Kompromiß erzielt, so daß die 
Renten nicht gekürzt werden - 
außer für Anpassungen an die In- 
flation — und daß der größte Teil 
knapp 11 Millionen Dollar an ge- 
planten Renteneinsparungen 
durch die Erweiterung des Ren- 
tenalters auf 65 Jahre und die Re- 
duzierung der Zahlungen für neue 
Renten kommen wird -— beides 
soll im kommenden Jahr in Kraft 
treten. 


Diskussion 


über die Renten 


Doch die Diskussion über die 
Renten hat gezeigt, daß diese 
Koalition nicht in der Lage ist, 
Kürzungen durchzuführen, wenn 
es wirklich dazu kommt. Was Ar- 
beitsminister Mastella, ein ehe- 
maliger Christdemokrat, sagte, ist 
exemplarisch: »In Italien haben 
wir 20 Millionen Rentner. Sie 
können von einem Tag auf den 
anderen eine Partei gründen.« 
Der zweite Grund dafür, warum 
London die derzeitige italienische 
Regierung nicht gefällt, besteht 
darin, daß es Italien trotz der Prä- 
senz des britischen Agenten An- 
tonio Martino als Außenminister 
nicht gelungen ist, das franzö- 
sisch-deutsche Bündnis über die 
Europapolitik zu sabotieren und 
es hat stattdessen den Delors-Plan 
über die Infrastruktur-Entwick- 
lung und Präsident Clintons neue 
Beziehung zu Kanzler Kohl in 
Deutschland befürwortet. 


Drittens: Bei einem so wichtigen 
Thema wie der Internationalen 
UNO-Konferenz über Bevölke- 
rung und Entwicklung hat die ita- 
lienische Regierung dem Vatikan 
gegenüber ein großes Zugeständ- 
nis gemacht, indem sie eine Dele- 
gation ernannte, die die Position 
der katholischen Kirche unter- 
stützt. 


Der vierte Grund, bei dem es um 
ein potentiell höchst revolutionä- 
res Thema geht, ist der Schritt der 
italienischen Regierung, die 
Macht der Zentralbank einzu- 
schränken. 


Der Beginn der finanziellen At- 
tacken, der Mitte August im Zu- 


sammenbruch der Lira gipfelte, 
läßt sich auf eine Kampagne zu- 
rückverfolgen, die von der »Fi- 
nancial Times« Anfang Juni be- 
gonnen wurde, als das Sprachrohr 
der City of London Schlagzeilen 
brachte, in denen der Schritt der 
italienische Regierung »gegen die 
Selbständigkeit« der Banca d’Ita- 
lia angegriffen wurde. Die Kam- 
pagne, die nie aufgehört hat, wird 
angeregt durch die Entscheidung 
der Regierung, in die Souveräni- 
tät der Banca d’Italia »einzugrei- 
fen«, indem sie einen Außenseiter 
für den Posten des Generaldirek- 
tors vorschlugen. 


Der Posten war frei geworden, 
nachdem Lamberto Dini das Amt 
verlassen hatte und als Schatzmi- 
nister in der Regierung eingetre- 
ten war. Abgesehen von der wirk- 
lichen Motivation der Regierung 
schwächte dieser Schritt die frei- 
maurerische Oligarchie, die die 
Bank seit ihrer Gründung be- 
herrscht hat und die derzeit vom 
ehemaligen Gouverneur Carlo 
Azeglio Ciampi angeführt wird. 
Diese Oligarchie treibt die Kandi- 
datur von Tommaso Padoa- 
Schioppa voran, einem Globali- 
sten und Architekten des Frei- 
markt-Plans »Europa 92«, der 
kürzlich einen Bericht der Bank 
for International Settlement über 
Derivate verfaßt hat, in dem ein 
Nichtaktions-Plan gegen die Spe- 
kulationen empfohlen wurde. 


Ein Experte 
im Ausschlachten 


Zu der Ciampi-Gruppe gehört der 
frühere Haushaltsminister Silvio 
Spaventa, der Quellen in der City 
of London zufolge der »Financial 
Times« wohl »die Linie anzeigt«, 
und Technokrat Romano Prodi, 
ein ehemaliger Mitarbeiter von 
Soros, der von Warburg als näch- 
ster Premierminister propagiert 
wird. 


Prodi, ein Experte im Aus- 
schlachten von Anlagen, wurde 
unter der Ciampi-Regierung zum 
Chef von IRI ernannt, dem Rie- 
senkonzern, der zusammen mit 
ENI Italiens staatlich kontrollier- 
te Industrie darstellt, und er hat 
schon viele Privatisierungsmaß- 
nahmen überwacht wie die der 
Banca Commerciale und Credito 
Italiano, zweier Großbanken so- 
wie SME, dem Lebensmittelun- 
ternehmen, das an die internatio- 
nalen Kartellriesen Nestle und 
Unilever verkauft worden ist. 


Prodi wurde vor kurzem als der 
Kandidat präsentiert, der die neue 
Regierung führen soll, falls die 
Nordliga beschließt, die Regie- 
rungskoalition zu verlassen und 
sich der Opposition anzuschlie- 
Ben. 


Wie ernst es mit der Prodi-Option 
ist, zeigen die Vorkehrungen, die 
seine Sponsoren getroffen haben, 
um Verbindungen zu potentiellen 
Untersuchungen gegen ihn zu 
eliminieren. Zwei Tage, nachdem 
Prodi seine Kandidatur angekün- 
digt hat, wurde sein engster 
Freund und Berater Giuseppe 
Tramontana in einem mysteriösen 
Autounfall nahe Brescia tot auf- 
gefunden. Gegen Tramontana, ei- 
nen Manager der Agnelli-Grup- 
pe, war gerade ein Untersu- 
chungsbefehl wegen Bestechung 
angelaufen, was seinen Freund 
Prodi hätte mit hineinziehen 
können, besonders wenn die ille- 
galen Details über den Verkauf 
der Autofirma Alfa Romeo an 
Fiat, die in den achtziger Jahren 
von den beiden Freunden eingefä- 
delt worden waren, herausge- 
kommen wären. 


Prodi hat jedoch auf internationa- 
ler Ebene seine »Freunde«, die 
ihm dabei helfen, die Krisenbe- 
dingungen zu schaffen, die seinen 
Machtanspruch begünstigen. Gut 
informierte Londoner Quellen 
berichten, daß die Finanzholding 
der Wall Street - Goldman Sachs, 
ein früherer Arbeitgeber von Pro- 
di - in der Krise der Lira Mitte 
August zu den Hauptverkäufern 
am italienischen Derivatemarkt 
gehörte. 


Der Konflikt 
zwischen Regierung 
und Zentralbank 


Mitglieder der italienischen Re- 
gierung zufolge ist der Einfluß 
der Ciampi-Gruppe innerhalb der 
Banca d’Italia so stark, daß diese 
Gruppe Gouverneur Fazio dazu 
gezwungen hat, als vorsätzlichen 
Schritt gegen die Wirtschaftspoli- 
tik der Regierung am 11. August 
dieses Jahres einen Anstieg der 
Zinssätze um einen halben Punkt 
anzukündigen. Eine Investitions- 
politik als Regierungspolitik ist 
tatsächlich nicht existent, doch es 
stimmt, daß der Anstieg der Zins- 
sätze genügte, um am folgenden 
Tag einen Zusammenbruch auf 
dem Markt der Termingeschäfte 
und einen Anstieg der Zinssätze 
bei den Staatsobligationen zu 


bewirken, die inzwischen auf ein 
Prozent gestiegen sind. Dies hatte 
eine destabilisierende Auswir- 
kung auf den Haushalt, da sich 
das staatliche Defizit, das über die 
Ausgabe von Staatsobligationen 
finanziert wird, um bis zu 9,4 Mil- 
liarden Dollar erhöhen wird, 
wenn der gegenwärtige Trend 
anhält. 


Die 
»Britannia- 
Boys« 


Während die internationalen Me- 
dien den Konflikt zwischen der 
Banca d’Italia und der Regierung 
als ein reines Machtspiel präsen- 
tieren, gibt es Informationen 
darüber, daß sich zumindest ein 
Teil der Regierung darüber im 
klaren ist, daß die »Ciampi-Ma- 
fia« für ausländische Interessen 
arbeitet, die die Destabilisierung 
des Landes vorantreiben. Meh- 
rere Mitglieder der italienischen 
Regierung stimmen mit einem 
Dokument aus dem Jahre 1992 
mit dem Titel »Die Destabilisie- 
rung einer Volkswirtschaft« 


überein, in dem über das berüch- ° 


tigte Treffen über Privatisierun- 
gen an Bord von Königin Eliza- 
beths Yacht »Britannia« berichtet 
wurde. Jetzt verwendet die Presse 
den Begriff »Ciampi-Boys« als 
Synonym für »Britannia-Boys«, 
wenn sie über den Konflikt zwi- 
schen der Regierung und der Zen- 
tralbank berichtet. 


Im Jahre 1993 war der jetzige 
stellvertretende Haushaltsmini- 
ster Antonio Parlato das erste 
Parlamentsmitglied, das sich of- 
fen und freimütig über die »Bri- 
tannia-Boys« geäußert hat und er 
äußert sich derzeit am freimütig- 
sten in seinem Angriff gegen die 
Ciampi-Mafia in der Zentralbank. 
Parlato hat eine Liste von Journa- 
listen präsentiert, die während 
Ciampis Amtszeit auf der Ge- 
haltsliste der Banca d’Italia ge- 
standen haben, und er wartet jetzt 
auf eine Untersuchung, in der sei- 
ne Behauptungen überprüft wer- 
den sollen. 


Ein weiteres Regierungsmitglied, 
der Transportminister Publio 
Fiori, fordert, daß man die Zen- 
tralbank dazu zwingen solle, mit 
der Regierungspolitik zu »kolla- 
borieren«. Fiori, der um die Fi- 
nanzierung von Infrastrukturpro- 
jekten im Transportwesen kämpft, 
darunter Italiens Hochgeschwin- 
digkeits- Nord-Süd-Bahnverbin- 


dung und die Brücke zwischen 
Italien und Sizilien, ist frustriert, 
weil seine Pläne von den »Ciam- 
pi-Boys« und deren Verbündeten 
in der Regierung sabotiert wer- 
den. Bei der jüngsten Sabotage 
ging es um die Entscheidung der 
Zentralbank, eine Bank, die Ita- 
liens staatlichem Bahnunterneh- 
men gehört, an eine Privatbank zu 
verkaufen. 


Alternative Szenarios 
für den Ernstfall 


Während die Frist 30. September 
für einen neuen Haushalt ablief, 
sind alle Elemente des Szenarios 
der City of London an Ort und 
Stelle. Ein alternatives Szenario 
zum Sturz Berlusconis ist es, das 
die jetzige Regierung am Leben 
erhalten wird, wenn sie ver- 
spricht, die Macht der City of 
London nicht zu gefährden und 
keine Nationalbank-Politik durch- 
zuführen. In dem Fall würde Lon- 
don sogar eine Übernahme der 
Zentralbank zulassen sowie den 
Einsatz der Druckmedien, um die 
Wirtschaft zu retten. 


Es gibt eine Gruppe in London, 
die von der Barclays Bank reprä- 
sentiert wird und die derzeit die- 
ses Szenario unterstützt. Ein sol- 
ches »Hyperinflations«-Szenario 
wird auch in Miglios Buch: 
»1996: Wie die Liga die Macht er- 
griffen hat« ins Auge gefaßt und 
der Autor verfolgt immer noch 
»einige Varianten« davon, wie er 
in dem oben erwähnten Interview 
sagte. Die Variante ist, daß es der 
rechte Flügel statt des linken sein 
könnte, der die Inflation propa- 
giert. Das Endergebnis ist das 
gleiche: Bankrott und die Einrich- 
tung eines separatistischen Regi- 
mes in Norditalien, unterstützt 
durch die internationalen Fi- 
nanzmärkte. 


Natürlich berücksichtigen alle 
Szenarios nicht die nichtlinearen 
Dynamiken der Wirtschaft - in 
diesem Fall, den Einfluß des be- 
vorstehenden weltweiten, finan- 
ziellen Zusammenbruchs. oO 


Bosnien 


Briten 
sabotierten 
den Besuch 
des Papstes 


Der historische Besuch von Papst Johannes Paul II. in der bosni- 
schen Hauptstadt Sarajewo, der am 8. September 1994 stattfin- 
den sollte, wurde vom britischen Geheimdienst mit Hilfe seiner 
Mitarbeiter unter den bosnischen Serben und der von den Briten 
gelenkten UNO-Operation in Bosnien sabotiert. Die Ankündi- 
gung, daß der Besuch verschoben werden müsse, kam am 6. Sep- 
tember, 48 Stunden bevor der Papst eintreffen sollte. Die Si- 
cherheitsgründe, die der Anlaß für die Verschiebung waren, 
drehten sich nicht um die Frage der persönlichen Sicherheit des 
Papstes. Johannes Paul 1. ist einer der mutigsten Männer auf 
dem Planeten, wie er im Laufe der Jahre schon bei zahllosen Ge- 
legenheiten bewiesen hat. Angesichts der Bedeutung einer Mis- 
sion wie der von Sarajewo hätte Johannes Paul Il. sich nicht von 
Erwägungen zu seiner persönlichen Sicherheit stoppen lassen. 


Der internationale Umfang der 
von den Briten geführten Sabota- 
geoperation kam einen Tag nach 
der erzwungenen Verschiebung 
voll zu Tage. Da verkündete näm- 
lich die »Kontaktgruppe« der 
»Großen Fünf« für das ehemalige 
Jugoslawien, bestehend aus den 
USA, Rußland, Großbritannien, 
Frankreich und Deutschland nach 
einem Treffen in Berlin, daß sie 
dem UNO-Sicherheitsrat die Auf- 
hebung der internationalen Sank- 
tionen gegen Serbien empfehlen 
werden. Somit stand die Sabotage 
von Sarajewo direkt mit der Tat- 
sache in Verbindung, daß das 
kriegsverbrecherische Regime 
von Slobodan Milosevic in Bel- 
grad auf internationaler Ebene 
reingewaschen werden sollte — 
und all das auf der Grundlage des 
angeblich guten Wortes von Mi- 
losevic, daß er den Nachschub an 
die bosnischen Serben eingestellt 
habe. 


Sabotage gegen 
den Papstbesuch 


Die Ereignisse um die Ankündi- 
gung der Kontaktgruppe vermit- 
teln einen Einblick in eine poten- 
tiell noch subtilere Sabotageope- 
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ration gegen den Papstbesuch in 
Kroatien, der in Sarajewo stattfin- 
den sollte. Der Vatikan hat bei 
dem Umsturz der Anti-Bosnien- 
Politik des kroatischen Präsiden- 
ten Franjo Tudjman und der 
Durchführung der kroatisch-bos- 
nischen Konföderationsvereinba- 
rung eine wichtige Rolle gespielt. 
Dem folgte zu Beginn des Som- 
mers eine kurze Gelegenheit, bei 
der die kroatische Opposition ei- 
ne Bemühung startete, die zum 
Austausch Tudjmans und seiner 
destruktiven »Kriegskabinetts«- 
Politik hätte führen können, die 
dazu beigetragen hat, die serbi- 
sche Besatzung von einem Drittel 
des kroatischen Territoriums 
aufrechtzuerhalten. 


Unter massivem internationalem 
Druck brach dieser kurze Hoff- 
nungsschimmer zusammen und 
Tudjman blieb fest im Sattel. Was 
dies für die Gegenwart bedeutet, 
zeigte sich am 7. September, als 
Tudjman sich über die Ankündi- 
gung der Kontaktgruppe, die 
Sanktionen gegen das Regime 
aufzuheben, das Kroatien so viel 
Verwüstung gebracht hat, in über- 
schwenglichem Lob erging. Der 
gleiche Tudjman, der Präsident 
des vorwiegend katholischen 


Kroatien, zeigte offenbar nicht 
die gleiche emotionale Reaktion 
auf serbische Drohungen, ein 
Blutbad gegen die Tausende von 
Menschen zu entfachen, die den 
Papst in Sarajewo hören wollten. 


Der unmittelbare Grund für die 
Verschiebung war die Gefahr ei- 
es Massenblutbades gegen 
nicht-serbische Zivilisten durch 
bosnische Serben im Verlaufe des 
Papstbesuches. Der Text der Er- 
klärung des Vatikans, die am 6. 
September veröffentlicht wurde, 
machte dies deutlich: »Nach Kon- 
sultation seiner wichtigsten Bera- 
ter und veranlaßt durch ein star- 
kes Verantwortungsgefühl gegen- 
über der Bevölkerung, hat der 
Papst entschieden, seinen Besuch 
in Sarajewo, der für den 8. Sep- 
tember geplant war, zu verschie- 
ben, mit dem Ziel, ihn nachzuho- 
len, sobald die Umstände es zu- 
lassen ... Bekümmert darüber, daß 
er den Wünschen der katholi- 
schen Gemeinde und der Bevöl- 
kerung von Sarajewo nicht nach- 
kommen kann, wird sich der 
Papst weiterhin aufs intensivste 
darum bemühen, diesen Besuch 
und diese Friedensmission in die- 
ser Hauptstadt, die auf eine so 
harte Probe gestellt wird, sobald 
wie möglich durchzuführen.« 


fe} 


Harte Probe 
für den Vatikan 


Auf lokaler Ebene war die Gefahr 
schrecklicher Greueltaten tat- 
sächlich sehr groß. Die ganze Zeit 
hindurch bis Anfang September 
haben serbische Streitkräfte Sara- 
jewo immer mehr unter Beschuß 
genommen. Dies gipfelte am 6. 
September in 11 Granaten, die in 
der Nähe des Stadions in Saraje- 
wo niedergingen, wo der Papst zu 
den Leuten in der Stadt hätte spre- 
chen sollen sowie dem Beschuß 
des Flughafens, wo ein Flugzeug 
der UNO getroffen wurde. 


Das waren nicht die einzigen 
Greueltaten der Serben. Ab Ende 
August begannen sie mit einer 
neuen Welle ethnischer Säube- 
rung oder erzwungener Vertrei- 
bung bosnischer Moslems aus 
Gebieten ın Bosnien, die sie be- 
setzt halten. Bis zum 6. Septem- 
ber hatte diese letzte Welle fast 
6000 Menschen erfaßt, wobei 
2000 hilflose Zivilisten allein an 
dem Wochenende vom 3./4. Sep- 
tember vertrieben worden waren. 
Am 6. September begannen serbi- 
sche Streitkräfte mit einer neuen 


Offensive gegen den von Bosnien 
gehaltenen Kessel von Bihac in 
Westbosnien und nahmen die 
Dörfer Cazim und Buzim unter 
heftigen Beschuß. 


Britische Rache 
für Kairo 


Der Papstbesuch, wie wichtig er 
auch für den Balkan als solchen 
war, hatte weltweite strategische 
Bedeutung. Der Heilige Vater 
hätte in wahrhaft ökumenischer 
Art vor einer Massenversamm- 
lung von Bosniern mit katholi- 
schem und islamischem Glauben 
gesprochen. Dies muß in dem 
Kontext der sehr erfolgreichen 
Kombination der moralischen 
Kräfte der katholischen Kirche 
und der islamischen Welt gesehen 
werden, die die Bevölkerungs- 
konferenz der UNO in Kairo nach 
dem Nazi-Modell in Unordnung 
gebracht hat. Ein erfolgreicher 
Papstbesuch in Sarajewo hätte 
dieser strategischen Anti-Völker- 
mord-Kombination der Kräfte 
nach Kairo neue Anregungen 
gegeben. 


Diese ausdrückliche Verbindung 
zwischen der Sabotage des Papst- 
besuches durch die Briten und die 
UNO und der UNO-Konferenz in 
Kairo wurde von Mustafa Ifrendi 
Cherek, dem moslemischen Ule- 
ma von Sarajewo in Stellungnah- 
men gegenüber der italienischen 
Tageszeitung »Corriere della Se- 
ra« am 7. September hergestellt. 


Der Ulema betonte, daß die Zer- 
störung Bosniens von »UNO-Ge- 
neralsekretär Boutros Boutros- 
Ghali und den Vereinten Natio- 
nen« durchgeführt werde. Er for- 
derte den sofortigen Rücktritt von 
Boutros-Ghali und in dem er mit 
seiner Anklage gegen die UNO 
fortfuhr, meinte er, auf der Kai- 
roer Konferenz seien »heidnische 
Kräfte am Werk, die die Mensch- 
heit zerstören wollen«. 


Seltsame Taktik 
der UN-Truppen 


Die Streitkräfte der bosnischen 
Serben, die ihre Bereitschaft de- 
monstriert haben, Greueltaten zu 
begehen, wenn der Papst gekom- 
men wäre, werden von einem 
Handlanger der Briten, dem Füh- 
rer der bosnischen Serben, Rado- 
van Karadzic, kontrolliert. Wie 
betont wurde, war diese Aktivie- 
rung »eine direkte Operation des 


britischen Staates und der Regie- 
rung«. 


Die Briten haben ansonsten viele 
ihrer Operationen im ehemaligen 
Jugoslawien über die Vertretung 
der Streitkräfte der Vereinten Na- 
tionen dort gestartet, die unter bri- 
tischem Kommando stehen. Die 
UNO war im Namen von Groß- 
britannien für das Scheitern des 
Besuchs verantwortlich, wie der 
bosnische Präsident Alija Izetbe- 
govic auf einer Pressekonferenz 
am 7. September in Sarajewo ge- 
sagt hat. 


Wie Izetbegovic dokumentierte, 
hatte die UNO zwar behauptet, 
sie »könne« weder für Johannes 
Paul II. noch für die Bürger von 
Sarajewo die Sicherheit garan- 
tieren, doch in Wirklichkeit woll- 
te sie dies nicht tun. Er zitierte ei- 
nen Brief von Yasushi Akashi, 
dem UNO-Gesandten im ehema- 
ligen Jugoslawien, vom 5. Sep- 
tember an den Vatikan, in dem 
dem Papst geraten wurde, nicht 
zu kommen, da die Sicherheit 
nicht garantiert werden könne. 
Der bosnische Präsident erklärte: 
»Natürlich waren die Drohungen 
von Karadzics Serben der ge- 
nannte Grund für die Verschie- 
bung des Besuches, doch in Wirk- 
lichkeit standen die UNO-Schutz- 
truppen (Unprofor) dahinter. Der 
Brief machte die Enscheidung 
unvermeidlich.« 


Izetbegovic wurde in einer paral- 
lel dazu abgegebenen Erklärung 
von Vinko Puljic, dem katholi- 
schen Erzbischof von Sarajewo, 
unterstützt, der erklärte, daß der 
Brief Akashis der »wichtige Fak- 
tor« hinter der Verschiebung des 
Besuches sei. 


Im übrigen, so meinte die bosni- 
sche Regierung, würde die UNO 
es seit Monaten ablehnen, ihre ei- 
genen Regeln durchzusetzen, die 
eine sogenannte Sperrzone von 
20 Kilometern um Sarajewo for- 
derten, innerhalb derer die Serben 
keine Artillerie oder Granatwer- 
fer halten dürften. Die Serben ha- 
ben dies permanent verletzt und 
die UNO-Truppen schauten dabei 
tatenlos zu. 


Die gleiche UNO übrigens, die 
jetzt keine Sicherheit gewährlei- 
sten konnte, war im April, als das 
Stadion für ein Fußballspiel ge- 
nutzt wurde, seltsamerweise 
durchaus in der Lage, bei dieser 
Gelegenheit vollständige Sicher- 
heit zu gewährleisten. 


Johannes Paul Il. mußte seine Friedensmission in Sarajewo 
aus politischen Gründen absagen. 


Wenn alles andere gescheitert 
wäre, hatte die UNO noch einen 
»Trumpf« in der Tasche, um si- 
cherzustellen, daß Johannes Paul 
II. keinen Fuß auf den Boden von 
Sarajewo setzen konnte, nämlich 
die Kontrolle über den Flughafen 
von Sarajewo. Als Reaktion auf 
etwas, was in Wirklichkeit ein ba- 
naler Zwischenfall gewesen ist — 
ein UNO-Flugzeug wurde am 6. 
September auf dem Flughafen 
von Kugeln durch Heckenschüt- 
zen getroffen, das heißt, keine Ar- 
tillerie war im Spiel — schloß die 
UNO den Flughafen, der auch am 
7. September geschlossen blieb. 


Die Niedertracht 
der »Kontaktgruppe« 


Wie weiter oben schon erwähnt, 
war der Kontrapunkt zur Ver- 
schiebung des Papstbesuches die 
Ankündigung durch die »Kon- 
taktgruppe« der »Großen Fünf« 
am nächsten Tag, daß die interna- 
tionalen Wirtschaftssanktionen 


gegen Serbien aufgehoben wer- 
den sollten. Vitaly Churkin, der 
russische Sonderabgesandte für 
das ehemalige Jugoslawien, 
machte diese Ankündigung für 
die Gruppe. Die Hauptrollle in 
der Kontaktgruppe spielt aller- 
dings nicht Rußland, sondern 
Großbritannien, denen es im Hin- 
blick auf das nationale Profil 
Frankreichs und das neo-imperia- 
le Profil, die Tendenzen und Nei- 
gungen Rußlands gelungen ist, ei- 
ne 3:1 Mehrheit bezüglich des 
Balkans zu schaffen, die das Para- 
meter dafür bestimmt, was der 
Konsens für die Fünf insgesamt 
wird. 


Dieser Konsens wird gestützt 
durch die Tatsache, daß das im- 
mer noch die Politik ist, die das 
Verhalten der Vereinigten Staaten 
in dieser Gruppe bestimmt. Die 
Amerikaner ergreifen keinerlei 
Initiative, um den von den Briten 
fabrizierten Konsens zu brechen 
und Deutschland macht bei den 
anglo-amerikanischen Diktaten 


mit, welche andere Neigungen es 
auch immer haben mag. 


Auf der Grundlage der histo- 
risch-ideologischen »natürli- 
chen« Reaktion Rußlands, die 
Serben zu unterstützen, hat Groß- 
britannien große Erfolge durch 
die Kontaktgruppe erzielt, die als 
Vertretung der Großmächte ge- 
schaffen wurde, um mit der Krise 
im ehemaligen Jugoslawien und 
auf dem Balkan fertigzuwerden. 
Ermutigt durch diesen Erfolg hat 
Großbritannien es so eingefädelt, 
daß die Rolle der Kontaktgruppe 
weit über den Bereich des ehema- 
ligen Jugoslawien und den Bal- 
kan hinausgeht. 


Hinter den Kulissen ist die Kon- 
taktgruppe bereits mit Krisenma- 
nagement in Haiti, Kuba und den 
Regionen der ehemaligen UdSSR 
einschließlich des Kaukasus und 
der Ukraine befaßt. 


Ein Vehikel 
für die Briten 


Wenn von Clinton kein entschei- 
dender Schritt kommen wird, um 
der von den Briten gelenkten 
»Konsens«-Politik ein Ende zu 
setzen, so wird das erst der An- 
fang sein. Russische und europä- 
ische Quellen meinen, daß die 
Kontaktgruppe ihre Aufmerk- 
samkeit bald der in Algerien kon- 
zentrierten Krise des Maghreb 
und anderen potentiellen Kon- 
fliktregionen wie Indien/Pakistan 
zuwenden könnte. Die politische 
Elite sowohl im Westen als auch 
in Rußland spricht von der Kon- 
taktgruppe als dem Kernstück für 
eine sich entwickelnde Struktur 
für die Weltführung aus dem ge- 
genwärtigen UNO-Sicherheitsrat 
heraus, der sich in den Augen 
Großbritanniens und der verbün- 
deten oligarchischen Interessen 
als ineffektiv erwiesen hat. 


Doch was am allerwichtigsten für 
Großbritannien ist, ist die Tatsa- 
che, daß die Aufrechterhaltung 
der Kontaktgruppe das perfekte 
Vehikel liefert, mit dem die Briten 
ihr jahrhundertealtes Spiel fort- 
setzen können, mit dem sie die 
Mächte zum Nachteil anderer 
Mächte gegeneinander aussspie- 
len. Wenn es für den Balkan oder 
irgendeine andere Region auf der 
Welt Hoffnung geben soll, müs- 
sen die von den Briten geführten 
Kräfte, die die großen National- 
staaten auf der Welt in Schach 
halten, besiegt werden. OD 
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Algerien 


Ein neuer 


Krieg 


für 


Frankreich 


In einem Interview mit »Le Monde« kündigte der französische 
Außenminister Alain Juppe& einen deutlichen Wandel in der fran- 
zösischen Politik mit Bezug auf Algerien an, als er erklärte, daß 
es »für das gegenwärtige Drama keine andere Lösung gibt als die 
Schlichtung mit dem algerischen Volk, einen politischen Dialog, 


der zu Wahlen führen sollte«. 


Die Spannungen zwischen der 
französischen Regierung und al- 
gerischen Islamisten — jenen, die 
die Idee einer politischen Ord- 
nung auf der Grundlage der Prin- 
zipien der islamischen Religion 
verfechten — waren nach der Er- 
mordung von fünf französischen 
Staatsangehörigen — zwei Polizi- 
sten und drei Konsulatsangehöri- 
gen - in Algier am 4. August stark 
gestiegen. Die GIA (Islamic Ar- 
med Group) - die extremste unter 
den bewaffneten Gruppen, die im 
algerischen Bürgerkrieg kämpfen 
— hatte später in einer Erklärung 
gegenüber der in London er- 
scheinenden Zeitung »El Hayat« 
die Verantwortung für den An- 
schlag übernommen. Dieser An- 
schlag, der zum ersten Mal diplo- 
matisches Personal zum Ziel hat- 
te, stellt eine erhebliche Eskala- 
tion in dem Krieg dar, den die al- 
gerischen Islamisten gegen die 
französische Regierung, welche 
beschuldigt wird, der wichtigste 
westliche Unterstützer des algeri- 
schen Regimes zu sein, führen. 


Die feindselige 
Haltung Frankreichs 


Der Anschlag hätte noch weitaus 
schlimmere Konsequenzen haben 
können. Die fünf Franzosen wur- 
den während eines Schußwech- 
sels mit den Extremisten getötet, 
während letztere versuchten, in 
der Nähe der französischen Max- 
Marchand-Schule eine Autobom- 
be anzubringen. Die Autobombe 
zielte offensichtlich auf einen 
Wohnblock ab, in dem fast die 
Gesamtheit des 70 Mann starken, 
französischen, diplomatischen 
Personals untergebracht war. Sie 
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waren dorthin gebracht worden, 
um ihren Schutz zu verbessern. 
Die Bombe hätte um 7.30 Uhr 
hochgehen sollen und die Aus- 
wirkungen wären verheerend 
gewesen, denn um diese Zeit lau- 
fen in der stark bewohnten Ge- 
gend viele Menschen umher. 


Die Morde wurden in einem von 
Rabah Kebir, dem Sprecher der 
Islamischen Heilsfront (FIS) für 
Europa, veröffentlichten Kom- 
muniqu& sofort verurteilt und er 
deutete an, daß das algerische Mi- 
litär unter Umständen in die Pro- 
vokation verwickelt gewesen sein 
könnte. 


Der Hintergrund zu diesem Aus- 
maß an Greuel war die völlig 
feindselige Haltung der französi- 
schen Regierung gegen jegliche 
Beteiligung der Islamisten an der 
Macht und der Versuch, ein alge- 
risches Regime zu stützen, das 
niemals ein Regierungsamt be- 
sessen hat. Diese ganze Situation 
geht zurück auf das Jahr 1990, als 
die um die FIS (Islamische 
Heilsfront) organisierten, gemä- 
Bigten islamischen Kräfte die Na- 
tionalwahlen gewannen. Die FIS 
kam trotz ihres Sieges jedoch nie 
an die Macht. 


Mit der Behauptung, sie seien 
letztendlich die Verfechter der 
Demokratie, übernahm das Mili- 
tär unter dem Vorwand die Macht, 
die FIS würde zu einem Regime 
im Stile des Iran führen, das der 
Demokratie ganz und gar ein En- 
de setzen würde. Seither wird das 
Land unter wachsender Opposi- 
tion vom Militär geführt und die- 
se Opposition hat sich immer 
mehr zu einem regelrechten Bür- 


gerkrieg entwickelt. Es gibt der- 
zeit jede Woche zwischen 200 
und 300 Tote in diesem Krieg und 
ganze Bereiche des Landes sind 
von bewaffneten Islamisten be- 
herrscht. 


In dieser Situation hat sich die 
französische Regierung, ehemals 
Algeriens Kolonialmacht, die im 
Land erheblichen Einfluß ge- 
nießt, dafür entschieden, das ge- 
genwärtige Regime voll zu un- 
terstützen. In nackter Panik dar- 
über, daß sich die Lage noch ver- 
schlimmern und in Frankreich zu 
erheblichen Unruhen führen 
könnte, hat die französische Re- 
gierung ihre eigene finanzielle 
Hilfe stark erhöht und veranlaßte 
vor kurzem die internationale Fi- 
nanzgemeinschaft und den Inter- 
nationalen Währungsfonds (IWF) 
dazu, für Algerien einen neuen 
Schuldenrückzahlungsplan vor- 
zulegen. 


Paris steigert 
seine Hilfe 


Die Bedingungen waren für diese 
Institution, die ansonsten auf 
Ausplünderung spezialisiert ist, 
ungewöhnlich günstig: Man woll- 
te damit die Regierung in Algier 
unterstützen und die Wirtschaft 
stabilisieren; gleichzeitig lehnte 
man ab, mit der FIS zu verhan- 
deln. Von den insgesamt 16 Mil- 
liarden Dollar Staatsschulden 
wurden fünf Milliarden Dollar 
über einen 15-Jahres-Zeitraum 
umgeschuldet, wobei die ersten 
vier Jahre eine Aufschubsfrist 
darstellen. Dieser neue Schulden- 
rückzahlungsplan wird es Alge- 
rien ermöglichen, seinen interna- 
tionalen Schuldendienst auf 
»nur« die Hälfte seiner Einnah- 
men zu reduzieren. Ansonsten ge- 
währen der IWF und Frankreich 
eine Milliarde Dollar an Krediten, 
um den Versuch zu machen, die 
Situation zu stabilisieren. Die 
Franzosen liefern auch technische 
und militärische Hilfe sowie Un- 
terstützung im Geheimdienstbe- 
reich. 


Frankreich schlägt 
harten Kurs ein 


Diese harte anti-islamische Hal- 
tung war nicht immer die Politik 
der französischen Regierung. Seit 
die FIS im Jahre 1990 die Wahlen 
gewonnen hat, hat Präsident 
Frangois Mitterrand, ein Sozia- 
list, die algerischen Führer immer 


ermuntert, mit den gemäßigten 
Elementen der FIS zu verhandeln. 
Er entwickelte auch eine Politik 
der Kontaktsuche mit anderen ge- 
mäßigten islamischen Regimes 
wie dem Sudan, was schließlich 
zu einer Lösung der Krise in Al- 
gerien beitragen könnte. 


Die Wende im französischen 
Kurs kam, als die Koalitionsre- 
gierung unter Führung von Mit- 
terrands Gegner Edouard Balla- 
dur im März 1993 an die Macht 
kam. Gemäß der Verfassung der 
Fünften Republik bleibt der fran- 
zösische Präsident sieben Jahre 
als Staatsoberhaupt an der Macht, 
während der Premierminister und 
das Kabinett auf der Grundlage 
von häufiger stattfindenden Par- 
lamentswahlen gewählt werden - 
somit kann es von Zeit zu Zeit 
kommen, daß das Staatsober- 
haupt und die Regierung eine ent- 
gegengesetzte Politik verfolgen. 


Während die Regierung Balladur 
Presseberichten zufolge in den 
Anfangsmonaten auch die Mög- 
lichkeiten der Eröffnung des Dia- 
logs mit der FIS geprüft hatte, war 
man im Frühjahr dieses Jahres zu 
dem Schluß gekommen, daß es in 
Algerien »keine gemäßigten Is- 
lamisten« gibt und daß alles getan 
werden müsse, um das gegenwär- 
tige Militärregime zu unterstüt- 
zen, denn es sei besser mit dem 
Militär ein »Defizit an Demokra- 
tie« als »mit der FIS überhaupt 
keine Demokratie zu haben«. 


Neben Stellungnahmen des fran- 
zösischen Außenministers Alain 
Juppe Ende 1993 und Anfang 
1994, in denen er eine Offnung 
gegenüber der FIS befürwortete, 
hatte sogar der französische In- 
nenminister Charles Pasqua, von 
dem man weiß, daß er gegen die 
Immigration aus Nordafrika ist, 
versucht, mit einem der FIS- 
Führer, Rabah Kebir, der in 
Deutschland im Exil lebt, Kon- 
takt aufzunehmen. 


Die französische Tageszeitung 
»Liberation« schrieb, daß Pasqua 
schon im April 1994 einen Abge- 
sandten an Rabah Kebir geschickt 
hatte, mit der Absicht, eine Ver- 
handlungsplattform auszuarbei- 
ten, die Paris dann an die algeri- 
sche Regierung übermitteln 
wollte. »Liberation« zufolge 
führten die Kontakte jedoch nicht 
sehr weit, als die FIS frage, ob 
zwei ihrer Führer, die von Alge- 
riens Staatschef General Zeroual 
gerade aus dem Gefängnis entlas- 


sen worden waren, das Land ver- 
lassen dürften, um die Verhand- 
lungen frei zu führen. Seither sind 
die Franzosen zu einer immer här- 
teren Opposition gegenüber den 
Islamisten übergegangen, was 
begann, als Charles Pasqua 
meinte: »Es gibt keine gemäßig- 
ten in der FIS.« 


Das Drängen 
der USA 


Für die meisten Beobachter ein- 
schließlich — paradoxerweise — 
der französischen Regierung be- 
steht kein Zweifel darüber, daß 
das gegenwärtige algerische Re- 
gime nach Jahren der Sparpolitik 
und Korruption bei der Bevölke- 
rung völlig in Mißkredit geraten 
ist. Die Regierung weiß das, aber 
sie glaubt, daß dies immer noch 
die bessere Lösung für die Situa- 
tion ist. 


Gleichzeitig führen die Vereinig- 
ten Staaten schon seit einiger Zeit 
Gespräche mit Gemäßigten der 
FIS durch. Dazu gehören Kontak- 
te mit dem FIS-Vertreter Anwat 
Haddam, der sich in den USA 
befindet, sowie mit Rabah Kebir. 
Nachdem diese ersten Schritte der 
Offnung erfolgt waren, drängten 
die USA die algerische und fran- 
zösische Regierung in Verhand- 
lungen zu treten. 


Die FIS-Analyse der Gesamtsi- 
tuation selbst geht in diese Rich- 
tung. Ihrer Ansicht nach steuert 
Algerien auf eine Pattsituation in 
dem Krieg hin - sie wissen, daß 
keine Seite genug Macht hat, um 
zu gewinnen und daß an irgendei- 
nem Punkt in dem Spiel die FIS 
zwangsläufig an den politischen 
Verhandlungstisch kommen 
muß. 


Warum propagiert dann Charles 
Pasqua diesen harten Kurs einer 
anti-islamischen Politik ange- 
sichts seines Rufs als einem der 
pragmatischsten französischen 
Politiker, der immer bereit ist, 
auch mit dem Teufel zu verhan- 
deln, wenn ihn das weiterbringt? 


Der Schlüssel liegt in der Stim- 
mung, die in der französischen 
Bevölkerung ein Jahr vor den Prä- 
sidentschaftswahlen im Jahr 1995 
herrscht. Umfragen zufolge, die 
insbesondere in den Vorortberei- 
chen der Region von Paris durch- 
geführt worden sind, zeigen, daß 
die meisten Wähler ihre »Si- 
cherheit« als das wichtigste Pro- 


blem ansehen. Die Probleme der 
»Unsicherheit werden nur allzu 
oft den Immigranten aus Nord- 
afrika zugeschrieben, bei denen 
es sich vorwiegend um Moslems 
handelt. 


Pasqua berücksichtigt zweifellos 
die Tatsache, daß die rasistische 
Partei von Jean-Marie Le Pen — 
die gegen Immigranten ist — bei 
den Wahlen zum europäischen 
Parlament ihren Stimmenanteil 
von über zehn Prozent beibehielt, 
während die Liste »Anderes Eu- 
ropa« von Philippe de Villiers und 
Jimmy Goldsmith, die eine ähnli- 
che Plattform hat, 12,5 Prozent 
der Stimmen erhielt. 


Hinzu kommt die Tatsache, daß 
Charles Pasqua seine Bereitschaft 
dazu signalisiert hat, in den Wah- 
len des Jahres 1995 als Präsident- 
schaftskandidat zur Verfügung zu 
stehen. So werden die Gründe 
dafür, warum Pasqua ununterbro- 
chen daran gearbeitet hat, damit 
die Regierung seine harte anti- 
FIS-Politik realisiert, klarer. Pas- 
qua schlägt massiv Kapital aus 
den Anti-Immigrations-»Law and 
Order«-Gefühlen in Frankreich, 
um den Sieg seiner Koalition oder 
gar seiner eigenen Wahlplattform 
zu garantieren. 


Auswirkungen auf 
Tunesien und Marokko 


Kaum hatte der Mord an den fünf 
Franzosen in Algier stattgefun- 
den, hatte Pasqua das Land schon 
in Anti-Terror-Alarm versetzt und 
dabei alle derart mobilisiert, was 
weit über die tatsächliche Gefah- 
renstufe hinausging. Nach Aus- 
sagen, die Pasqua selbst gegen- 
über der französischen Tageszei- 
tung »Le Figaro« gemacht hat, 
rechnet er nicht mit Bombenan- 
schlägen auf französischem Ter- 
ritorium. Die gesamte Polizei und 
drei Sondereinheiten der Anti- 
Terror-Polizei CERES wurden in 
sensitiven Bereichen oder auch 
nur in Bereichen mit hoher Bevöl- 
kerungsdichte um Paris mobili- 
siert; es kam zu Ausweiskontrol- 
len und man beruhigte die Bevöl- 
kerung angesichts von falschen 
Bombendrohungen. 


Unterdessen sind 17 Islamisten, 
darunter zwei Imams, die als 
FIS-Sympathisanten verdächtig 
sind, unter Hausarrest gestellt. Ei- 


.nige von ihnen werden an das er- 


ste Land ausgewiesen, das sie 
aufnehmen wird; andere, die ın 


Algier gesucht werden und auf 
die die Todesstrafe warten würde, 
werden in Frankreich unter Haus- 
arrest gehalten. Außerdem sind 
fünf Publikationen, die mit der 
FIS in Verbindung stehen, verbo- 
ten worden. 


Pasqua griff die Vereinigten 
Staaten, Deutschland und Groß- 
britannien an, weil sie »FIS-Ex- 
tremisten« Zuflucht gewähren 
würden. Der Innenminister er- 
wartet offensichtlich, daß sich 
diese »Sicherheits«-Maßnahmen 
bei den nächsten Wahlen für seine 
Partei oder für ihn selbst in ein 
paar Extraprozentpunkten aus- 
wirken werden. 


Wenn Pasqua auch für seine eige- 
nen Ziele arbeiten mag, so haben 
doch viele die Regierungspolitik 
widerspruchslos akzeptiert, weil 
sie Angst haben, daß die Machter- 
greifung der FIS in Algerien ei- 
nen Dominoeffekt auf die restli- 
chen Maghreb-Länder, besonders 
Tunesien und Marokko haben 
könnte, die bisher islamistische 
Regime umgangen haben. 


Wer kontrolliert die 
algerischen Terroristen? 


Wenn die FIS behauptet, sie seien 
gemäßigt und viele ihrer Führer 
würden den Kontakt mit dem We- 
sten suchen, wer sind dann die 
Extremisten? In den letzten Jah- 
ren hat die Islamic Armed Group 
(GIA) Ausländer und gemäßigte 
islamische und auch weltliche Al- 
gerier terrorisiert. Siebenund- 
fünfzig Ausländer wurden getötet 
- eine Strategie mit dem eindeuti- 
gen Ziel, sämtliche Bindungen 
Algeriens zur Außenwelt abzu- 
brechen. 


Innerhalb Algeriens versuchen 
die GIAs den Menschen das Ge- 
setz des Islam aufzuzwingen, die 
das nicht unbedingt wollen. So 
haben sie in manchen Gegenden 
Frauen dazu gezwungen, den je- 
hab (Schleier) zu tragen oder ihre 
Häuser nicht zu verlassen. Es 
wurden sogar Morddrohungen 
gegen Schüler und Lehrer ausge- 
sprochen, wenn sie den Schulbe- 
ginn im September mitmachen 
würden. 


Die GIA, bestehend aus Afghanis 
- jenen Islamisten, die am Krieg 
in Afghanistan gegen die Sowjets 
teilnahmen - spielt genau dieses 
Szenario vom »Konflikt der Zi- 
vilisation« des Trilateralen Sa- 


muel Huntington, demzufolge die 
alte Ost-West-Konfrontation in 
dieser nachkommunistischen Ara 
von einem starken Konflikt zwi- 
schen dem von der Aufklärung in- 
spirierten Westen und einem an- 
geblich »islamisch-konfuziani- 
schen« Monolithen verdrängt 
werden wird. 


Es besteht ein gewisser Verdacht, 
daß diese Politik von bösen Krei- 
sen in den Industrieländern pro- 
pagiert wird, insbesondere in 
England, das über eine geteilte 
Welt regieren will, die in Kriege 
über ethnische, religiöse und kul- 
turelle Differenzen verwickelt ist. 


Großbritannien insbesondere ver- 
fügt über eine lange Tradition der 
Schaffung und Manipulation »ra- 
dikaler Islamisten«, die gegen 
zahllose Ziele eingesetzt werden 
können. 


Der britische »Guardian« berich- 
tete, daß zwischen Großbritan- 
nien und Frankreich über das 
Thema der britischen Laxheit ge- 
genüber radikalen Islamisten auf 
ihrem Territorium viel Spannun- 
gen, ja sogar eine »diplomatische 
Kluft« entstanden sind. Die Fran- 
zosen verwiesen dabei insbeson- 
dere auf eine Konferenz der Hi- 
but-Tahrir, die am 8. August die- 
ses Jahres in der Wembley Hall in 
Großbritannien stattgefunden hat. 
Es handelt sich hierbei in der Tat 
um eine der extremsten islami- 
schen Gruppen. 


Weitere Untersuchungen über die 
Gruppe ergaben jedoch, daß es 
sich um eine Gruppe von »extre- 
mistischen Hitzköpfen« handelt, 
die von dem britischen Establish- 
ment seit wenig mehr als einem 
Jahr massiv unterstützt worden 
ist. Sie wurde vor ungefähr 25 
Jahren in Jordanien gegründet 
und war bis vor einem Jahr, als die 
britische Elite damit begann, die 
Aufmerksamkeit der Medien auf 
sie zu lenken, sehr klein. Der 
»Guardian» berichtete über die 
Gruppe auf zwei Seiten und auch 
das Fernsehen berichtete über 
sie. Der »Independent« nannte es 
die wichtigste internationale isla- 
mische Konferenz in der jüngsten 
Zeit und in der BBC liefen stünd- 
lich Werbespots darüber. So 
konnte dieser Gruppe, die noch 
vor einem Jahr höchstens 10 bis 
15 Leute zu Demonstrationen 
versammeln konnte, bei der Ver- 
sammlung in Wembley 8000 


Menschen zusammenbekom- 
men. oO 
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Frankreich 


Die Sorge um 
Algerien 


In einem Bericht über die Hintergründe der Auslieferung des 
Terroristen »Carlos« (Ilyich Ramirez Sanchez) durch den Sudan 
an Frankreich betonte die französische Tageszeitung »Libera- 
tion«, das zentrale Motiv dafür, daß Frankreich seine Beziehun- 
gen zum Sudan verstärke, sei, daß man einen vollständigen, blu- 
tigen Zusammenbruch in Algerien verhindern wolle. 


»Carlos« wurde im Sudan ver- 
haftet, wo er mit einem gefälsch- 
ten Paß reiste. Am 15. August 
kündigte der französische Innen- 
minister Charles Pasqua auf einer 
Pressekonferenz an, daß Carlos 
wegen 83 verschiedener Terror- 
anschläge vor Gericht gestellt 
werde. 


»Liberation« schreibt, daß die 
»wachsende Kooperation« zwi- 
schen Frankreich und dem Sudan 
auf »gegenseitigen und wohlbe- 
kannten nationalen Interessen« 
beruhe. Die erste und vorrangige 
Sorge der Franzosen gilt Alge- 
rien. »Frankreich hat keine größe- 
re außenpolitische Priorität als 
daß es verhindern will, daß Alge- 
rien in ein blutiges Chaos fällt, 
was einen Strom von Flüchtlin- 
gen, die vor dem Bürgerkrieg 
und/oder vor dem fanatischen is- 
lamischen Regime nach Frank- 
reich fliehen, heraufbeschwören 
würde. Das würde die politische 
Karte Frankreichs destabilisieren. 
Diese Priorität ist umso größer 
angesichts der Tatsache, daß die 
kommenden Monate von der Prä- 
sidentschaftskampagne beherrscht 
werden.« 


Hassan al-Turabi, der Ratgeber 
des Regimes in Khartoum, unter- 
hält langjährige Beziehungen zu 
Abassi Madani, dem verhafteten 
Führer der Islamischen Heilsfront 
(FIS) in Algerien. Turabi hat Tref- 
fen zwischen der FIS und franzö- 
sischen Vertretern in Khartoum 
sowie Treffen zwischen französi- 
schen Vertretern und dem Spre- 
cher der FIS im Ausland, Rabah 
Kebir, vermittelt. Turabi hat die 
FIS und ihren bewaffneten Zweig 
auch gedrängt, »die Brücken« 
zum algerischen Präsidenten Lia- 
mine Zeroual nicht »abzurei- 
Ben«. 
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sen haben, um zu helfen, die fana- 
tische »islamistische Anstek- 
kung« auf dem Gebiet französi- 
scher Operationen in Zentralafri- 
ka einschließlich Kamerun, Zen- 
tralafrikanische Republik und be- 
sonders Tschad zu zügeln. Im 
Austausch dafür, daß die Franzo- 
sen dem Sudan erlauben, diese 
Territorien für militärische Ope- 
rationen gegen die Rebellen im 
Süden des Sudans zu benutzen, 
hätten die sudanesischen Behör- 
den zugestimmt, »den Religions- 
krieg nicht bis ins Zentrum von 
Afrika hineinzutragen.« 


Der angeblich pro-französisch 
eingestellte Turabi ist eifrig dar- 


Während der letzten Monate der Amtszeit von Francois Mit- 
terand wird es keine Änderung in der französischen Afrika- 
Politik geben. 


Darüber hinaus haben sudanesi- 
sche Sicherheitsleute Frankreich 
vorgeschlagen, Frankreich solle 
eine »sudanesische Lösung« für 
Algerien befürworten, das heißt, 
das algerische Militär bleibt an 
der Macht, während die Islami- 
sten die Kontrolle über einen gro- 
ßen Teil der Gesellschaft erhalten 
und offiziell mit der Machtstruk- 
tur assoziiert sind, wie das mit 
Turabis Nationaler Islamischer 
Front im Sudan der Fall ist. 


Französische Vertreter sind inof- 
fiziell an dieser Lösung »interes- 
siert«, doch erst nach den franzö- 
sischen Präsidentschaftswahlen 
im Mai 1995. »Währenddessen 
soll man die Sudanesen gebeten 
haben, die Dinge in Algerien so 
weit wie möglich zu besänfti- 
gen.« 


Der Sudan soll auch mit Frank- 
reich eine Vereinbarung geschlos- 


auf bedacht, den Sudan als ein 
Modell für einen islamischen 
»Dritten Weg« zu propagieren, im 
Unterschied zu den »mittelalterli- 
chen Monarchien« der Sunni- 
Moslems am Persischen Golf und 
dem »zu starren, gewalttätigen 
und anti-westlichen« schiitischen 
Iran. Aus all diesen Gründen folgt 
Frankreich nicht der amerikani- 
schen Linie und setzt den Sudan 
nicht auf die Liste der »Parias, die 
der Unterstützung des internatio- 
nalen Terrorismus angeklagt 
werden,« schrieb die Pariser Ta- 
geszeitung. 


In einem Hintergrundartikel, der 
von »Liberation« veröffentlicht 
wurde, heißt es, daß der französi- 
sche Innenminister Charles Pas- 
qua enge Bindungen zu Khar- 
toum geknüpft habe, die durch ei- 
nen »früheren« hochrangigen 
Agenten des französischen aus- 
ländischen Geheimdienstes DGSE, 


Jean-Claude Martion, vermittelt 
worden waren. Martion war bis 
zum Juni 1993 in Bangui, der 
Hauptstadt der zentralafrikani- 
schen Republik stationiert. Ban- 
gui wurde zu einer Drehscheibe 
für französische Strategie in Tei- 
len Afrikas, die bis in den Sudan 
und das Horn von Afrika reichte. 
Nachdem er sich vom DGSE 
»zurückgezogen« hatte, arbeitete 
Martion für seine sudanesischen 
»Freunde« und arrangierte wie- 
derholte Besuche sudanesischer 
Sicherheitschefs in Paris, das 
letzte Mal vor acht Wochen. 


Während es wie eine DGSE-Ope- 
ration aussah, war dies alles vom 
Innenminister aus koordiniert, 
sagt »Liberation«. Pasqua be- 
nutzte den Sudan, um »offene 
Kommunikationskanäle mit der 
algerischen FIS aufrechtzuerhal- 
ten«. In der Öffentlichkeit und aus 
wahltechnischen Gründen de- 
monstriert Pasqua die totale Un- 
nachgiebigkeit gegenüber der 
FIS. Paris hat dem Sudan auch 
militärische »Durchgangsrechte« 
durch die Zentralafrikanische Re- 
publik gewährt, so daß sie »von 
hinten« zu den Rebellen im Süden 
des Sudans gelangen können. 
Khartoum erhielt »Satellitenpho- 
tos« über Einzelheiten der Camps 
der Sudan People's Liberation Ar- 
my (SPLA). Damit hat Paris zu 
den jüngsten Erfolgen der suda- 
nesischen Regierung gegenüber 
den Rebellen beigetragen. 


»Liberation« sieht all dies in ei- 
nem viel weitreichenderen Kon- 
text. Dadurch, daß sie den Sudan 
umworben haben, war Frankreich 
in der Lage, Aktivitäten aus 
Uganda entgegenzutreten, das die 
Unterstützungs- und Bereitstel- 
lungsbasis für die Rebellen im 
Süden des Sudan darstellt sowie 
die Operationsbasis der ruandi- 
schen Volksfront (Rwanda Popu- 
lar Front). Als der ruandische Prä- 
sident Habyarimana, der Frank- 
reich nahestand, starb, als sein 
Flugzeug am 6. April abgeschos- 
sen wurde, hat Frankreich sein di- 
plomatisches Vorgehen verstärkt. 
»Liberation« behauptet, Frank- 
reich würde Schritte der Vereinig- 
ten Staaten, um Uganda als Basis 
zur Entsendung von Waffen und 
Raketen an die Rebellen im Sü- 
den des Sudans zu benutzen, 
ausgleichen. Die britischen Ope- 
rationen in Uganda und britische 
Aktivitäten im allgemeinen in 
diesen Teilen Afrikas werden in 
dem Artikel seltsamerweise über- 
haupt nicht erwähnt. 


vo 


Frankreich 


Mitterrands 
kurzsichtiges 
Erinnerungs- 
Vermögen 


»Das schlimmste an der Vichy-Diskussion, die in Frankreich 
wütet, ist nicht die Vergangenheit, sondern die jetzige Rückkehr 
der Vergangenheit«, schrieb Jacques Cheminade. Die Basis für 
Jacques Cheminades Analyse ist die Veröffentlichung von »Une 
Jeunesse Frangaise: Frangois Mitterrand, 1934-1947« von Pierre 
Pean in Erankreich. Das Buch gilt als wichtige Enthüllung der 
Vichy-Vergangenheit von Präsident Mitterrand, auch wenn der 
Autor Mitterrands volle Kooperation besaß. Mitterrand, der im 
Mai 1981 erstmals das Amt des Präsidenten übernommen hat, 
wurde im Jahre 1988 für eine zweite Amtszeit von sieben Jahren 
wiedergewählt. Er ist schwer krebskrank. Vor kurzem hat er in 
einem eineinhalbstündigen Interview mit Jean-Pierre Elkabbach 
von France 2 seine Vergangenheit verteidigt. 

»Vichy« meint natürlich die Zeit zwischen 1940-41, als die Nazis 
in Frankreich einmarschiert sind und eine Marionettenregierung 
unter dem Helden des Ersten Weltkriegs, Marschall Philippe 
Petain, installierten, die den besetzten Teil des Landes von Vichy 
aus regieren sollte. Die Ehre Frankreichs wurde nach der 
Kapitulation der französischen Regierung durch die Freien 
Franzosen gerettet, die unter Charles de Gaulle gegen die Nazis 
gekämpft haben. Jacques Cheminade ist ein führender Politiker, 
ein französicher Präsidentschaftskandidat, und er ist Autor meh- 
rerer Bücher. Dieser Artikel wurde der französischen Zeitung 
»Novelle Solidarite« entnommen. 


Angesichts der drängenden 
Herausforderungen der Gegen- 
wart verwendet Frankreich - 
eine der führenden Industrie- 
nationen der Welt - seine Kräfte 
darauf, zurückzuschauen und 
seine Vergangenheit zu betrach- 
ten. Bei der Debatte, die die 
französische Elite elektrisiert, 
geht es darum, ob sich Präsident 
Francois Mitterrand von An- 
griffen gegen seine Ehre be- 
freien konnte, die nicht seine 
Entscheidungen in Ausübung 
seines Amtes betreffen, sondern 
seine Haltung während des 
Vichy-Regimes. 


Das Schauspiel einer 
Romanfigur 


Der Tenor der Debatte hat jeder- 
mann in die Falle gelockt, so als 


ob es Francois Mitterrand gelun- 
gen wäre, die Franzosen dazu zu 
bringen, seine Faszination mit 
seinem eigenen Schicksal und 
seinem körperlichen Tod zu tei- 
len. Das Schauspiel einer 
Romanfigur, die sich an der 
Spitze eines Staates bemüht, wie 
irgendein Prinz des Ancien 
Regimes, überspielt die ge- 
schwächte Rolle Frankreichs in 
der Zeitgeschichte und die 
Unfähigkeit seiner Führer. 


Anstelle einer tragischen Vision 
der Geschichte, die darauf 
basiert, daß man im Namen 
übersinnlicher Werte mit der 
Vergangenheit brechen muß - 
der Vision der Resistance im 
Krieg und all dessen, was 
General de Gaulle verkörperte —, 
haben wir hier »Literatur« in 
ihrer schlimmsten Bedeutung, 


Frankreichs Staatspräsident Francois Mitterrand liebt die 
Macht, nicht das Regieren. 


reduziert auf die Gefühlszu- 
stände eines Individuums, die 
lineare Perspektive einer Per- 
sönlichkeit, die von den Launen 
der Umstände geprägt wurde. 


Eingewickelt in 
Halbwahrheiten 


Nichts ist zerstörerischer für ein 
Volk als dieser Hang zu, in 
Halbwahrheiten eingewickelten, 
leblosen Dingen, der wahre 
Geist von Vichy, der die 
Menschen dazu veranlaßt, nicht 
mehr an die Sache selbst zu 
glauben. Beide Seiten sind 
heuchlerisch, beide verwickelt 
in ein entwürdigendes Spiel zwi- 
schen einer Meute von Hunden 
und deren Beute. Wenn das 
Spiel noch lange weitergeht, 
wird in Frankreich »Arbeit« bald 


Deportation, »Land« Besatzung 
bedeuten und »Familie« wird 
nur noch von ein paar Pünktchen 
repräsentiert. So wie heute 
»Sozialismus« monetaristisches 
Geschwafel und »Gaullismus« 
aufgewärmte Überbleibsel be- 
deuten. 


Der Vichyismus ist ein Übel, aus 
dem die französische Gesell- 
schaft entstanden ist, — doch 
ernsthaft — Frankreich muß sich 
zu dem schleichenden Übel 
bekennen, das die Verbindung 
zur Gegenwart schafft. Von die- 
sem Zeitpunkt aus hat »Nouvelle 
Solidarite« im Jahre 1981 
»Socialist Vichy« veröffentlicht, 
in dem nicht nur Francois 
Mitterrands Vergangenheit of- 
fengelegt wurde, sondern auch 
die Gegenwart dieses Geistes in 
der Diskussion der »sozialisti- 
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schen« Politik. Genau diejeni- 
gen, die heute vorgeben, so ent- 
rüstet zu sein, hatten uns der 
schlimmsten Fälschungen be- 
zichtigt. 


Die erste Lüge bestand darin, so 
zu tun, als ob einerseits von 
1981 an eine offizielle Politik 
verfolgt worden wäre und als ob 
da andererseits die persönliche 
Geschichte von Francois Mit- 
terrand wäre: In der obskuren 
und starken Vereinigung der 
Realität werden beide Dinge 
durcheinandergebracht. Es wäre 
zu einfach — und verhältnis- 
mäßig weniger ernst — wenn es 
um das Staatsoberhaupt herum 
nur ein Netzwerk von Freunden 
gegeben hätte, das unter dem 
Zeichen der cagoule — Umhang 
mit Kapuze - Emblem einer 
Terrororganisation, die in den 
Jahren 1935-40 aktiv war — und 
der francisque — Kriegsbeil- 
Emblem als Symbol des Vichy- 
Regimes 1940-44 — entstanden 
ist. Die »Solidaritäts«-Idee des 
Jahres 1981 beispielsweise war 
von Anfang an von dem Geist 
von Vichy erfüllt, denn es ging 
dabei niemals darum, den 
Lebensstandard eines jeden 
durch Überproduktion aller, son- 
dern durch Aufteilen der vorhan- 
denen, weltweiten Ressourcen 
zu erhöhen. Genauso ging es bei 
»Arbeit« von Anfang an um ein- 
fache, vergütete Beschäftigung - 
und nicht um eine Tätigkeit, die 
immer mehr mit produktivitäts- 
steigernden Technologien zu tun 
hat — die zu einer zunehmenden 
Anpassung an eine malthusiani- 
sche Umgebung führte, wie die 
steigende Arbeitslosigkeit zeigt. 


Vichy gestern 
und heute 


In seinem jüngsten Interview in 
France 2 lobte sich der Präsident 
selbst, daß er und diejenigen in 
seinem »Lager« — ein feudalisti- 
scher Ausdruck — die schwerste 
Wirtschaftskrise seit dem Jahre 
1929 so gut wie möglich haben 
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aussehen lassen. Genau das ist 
typisch für den Vichy-Abglanz: 


Unter den gegebenen Um- 
ständen das Bestmögliche tun. 
Von diesem Standpunkt her 
wäre fast jedes Regime ent- 
schuldbar. 


Was dem Präsidenten nicht eine 
Sekunde lang in den Sinn 
gekommen ist, ist die Tatsache, 
daß er sein Schicksal in der 
Krise aufs Spiel setzen und seine 
Macht riskieren muß anstatt zu 
behaupten, daß er damit lebt. 
Könnte man nicht sagen, daß 
Petain versuchte, seine nationale 
Revolution zu machen, indem er 
die unakzeptable Tatsache der 
Nazi-Besatzung akzeptierte so 
wie Frangois Mitterrand und 
sein Lager versucht haben, als 
Sozialisten zu regieren, indem 
sie die unakzeptable Tatsache 
absoluter Deregulation, eines 
sozialen Darwinismus und eines 
globalen Systems der Aus- 
schließung akzeptierten? Diese 
Perspektive erweitert die Vichy- 
Frage und »macht sie real« und 
erlaubt uns, genau zu benennen, 
mit was und mit wem Frankreich 
brechen muß, was weit über die 
historische Persönlichkeit von 
Francois Mitterrand hinausgeht. 
Die fundamentale Vichy- 
Mentalität besteht darin, das 
Monopol der Moral zu überneh- 
men und es zu zerstören; inner- 
halb der Tragödie zu handeln, 
während man den Bruch mit der 
Geschichte zurückweist; und auf 
wahren Werten herumzutram- 
peln, während man sie in Reden 
bei jeder Gelegenheit bekräftigt. 


So sollte man die Erklärungen 
Francois Mitterrands anschauen, 
wie sie sich auf unsere Zeit- 
geschichte beziehen und wie 
seine Reise als die eines »nor- 
malen« französischen Jugend- 
lichen der dreißiger und vierzi- 
ger Jahre präsentiert wird. Damit 
soll ein Mann nicht verurteilt 
oder ihm die Absolution erteilt 
werden, sondern es soll den jun- 
gen Leuten von heute dieses 
Beispiel gegeben werden, damit 
sie es in den Dienst von 
Wahrheit und Gerechtigkeit stel- 
len können und nicht, um damit 
eine Karriere aufzubauen. 


Mitterrand 
in Vichy 


Die historischen Tatsachen sind 
die folgenden: Erstens, Francois 
Mitterrand kam Anfang des 


Jahres 1942 nach Vichy, wo er - 
ohne doppeltes Spiel von seiner 
Seite aus — bei der Legion der 
Kämpfer und Freiwilligen für 
die Nationale Revolution 
beschäftigt wurde - dieser 
»Nationalen Revolution«, bei 
der er nie gewesen ist, wie er uns 
heute versichert. Die Legion war 
im August 1940 von Xavier 
Vallar, einem Ex-Cagoulard 
(Terroristen) und künftigen Ge- 
neralkommissar für die jüdische 
Frage, gegründet worden. In die- 
ser Organisation wurde Mit- 
terrand mit dem Dokumen- 
tationsdienst beauftragt, der in 
Wirklichkeit ein Geheimdienst 
war, wo man Mitterrand zufolge 
- für die gute Sache der 
Resistance, wie er sagt — »Akten 
über Kommunisten, Gaullisten 
und diejenigen, die als Anti- 
nationalisten angesehen wur- 
den«, anlegte. 


Zweitens: Er traf Petain am 
14. Januar 1943 in Begleitung 
von anderen, als die französi- 
schen Kriegsgefangenen neu ein- 
geteilt und umgesiedelt wurden. 
Die Frangisque — die höchste 
Auszeichnung des Vichy- 
Regimes - die er verlangt und 
akzeptiert hat, wurde ihm zwi- 
schen Februar und April 1943 
zuerkannt und er erhielt sie Ende 
des Frühlings oder im Früh- 
sommer 1943, das heißt, bevor er 
nach London ging. 


Drittens: Im Februar/März 1943 
brach Mitterrand mit dem Vichy- 
Regime und schloß sich der 
giraudistischen Tendenz der 
Resistance an, die Anti-Gaul- 
listen und Anti-Kommunisten 
waren und in ideologischer 
Hinsicht der Nationalen Revo- 
lution von Marschall Petain sehr 
nahe standen, der den Agnreifer 
mutig bekämpft hat. Erst nach- 
dem de Gaulle Giraud Ende des 
Jahres 1943 definitiv beiseitege- 
schoben hatte, akzeptierte 
Mitterrand wie alle anderen 
Mitglieder der R&sistance de 
Gaulles Führung. 


Viertens: Frangois Mitterrand 
war ab dem Jahre 1947 von zwei 
ehemals engen Mitarbeitern von 
Rene Bousquet - von April 1942 
bis Dezember 1943 General- 
sekretär der Polizei von Vichy — 
umgeben. Es handelte sich dabei 
um Jean-Paul Martin (Direktor 
des Büros des Generaldirektors 
der Nationalen Polizei im Jahre 
1943) und Pierre Saury, der 
Mitglied von Mitterrands Stab 


wurde, als er ein Minister in der 
vierten Republik war, während 
der andere sein Stellvertreter in 
Nievre war. 


Fünftens: Mitterrand traf Rene 
Bousquet zwischen 1949 und 
1986 »ein Dutzend mal« und 
betrachtete seine Besuche als 
ehrenwert, da er im Juni 1949 
vom Obersten Gerichtshof wegen 
seiner »herausragenden Dienste 
für die Re&sistance« freigespro- 
chen worden war — obwohl seine 
Taten für bedauernswert befun- 
den wurden-. 


Die Argumente 
Mitterrands 


Mitterrands wichtigste Behaup- 
tungen lauten: 


Erstens: Vichy war eine »riesige 
Verwirrung« und ich habe in den 
Kreisen gearbeitet, die die Nazi- 
Besetzer bekämpften, aber ich 
habe mich nie der Ideologie der 
Nationalen Revolution ange- 
schlossen. 


Zweitens: »Ich wußte nichts von 
antijüdischen Gesetzen.« 


Drittens: Ren& Bousquet wurde 
vom Obersten Gerichtshof frei- 
gesprochen, der ansonsten sehr 
streng gewesen ist und andere für 
schuldig befunden hat. Ich habe 
im Jahre 1986 sämtliche Be- 
ziehungen zu ihm abgebrochen, 
als bestimmte Anschuldigungen 
wegen seiner Rolle in der 
Besatzung gegen ihn ausgespro- 
chen wurden. 


Viertens: »Ich bewegte mich von 
rechts — wo ich mich befand, ent- 
schlossen, ein Produkt meiner 
Umgebung - nach links. Weitaus 
zahlreicher sind diejenigen, die 
den umgekehrten Weg genom- 
men haben.« 


Wahrhaftigkeit 
oder Zynismus 


Die Behauptung zeigt bestenfalls 
eine verblüffende, legalistische 
Offenheit und schlimmstenfalls 
einen geringwertigen Zynismus. 
Urteilen Sie selbst: 


Erstens, wie der Historiker Zeev 
Sternhell am 13. September 1994 
in »Liberation« schrieb: »Es ist 
nicht möglich, daß ein Mann von 
Mitterrands Intelligenz das 
Vichy-Regime nicht verstanden 


hat. Er hat innerhalb des 
Regimes, innerhalb eines Ge- 
heimdienstes gearbeitet. Die 
Legion war im Jahre 1941-42 bis 
zur Schaffung der Miliz im Jahre 
1943 ein wichtiges Propaganda- 
werkzeug des Vichy-Regimes 
und damit auch der Nationalen 
Revolution. Einer ihrer Führer, 
Francois Valentin, hat das »staa- 
tenlose Judentum< öffentlich 
angeprangert und auf einem ihrer 
Plakate stand: »Gegen aussätzige 
Juden. Für französische Rein- 
heit.< Was die Frangisque betrifft, 
so sagt Mitterrand: >Ich habe sie 
getragen, das stimmt. Es war 
mehr ein Scherzartikel. Dieses 
Abzeichen half mir, ungehindert 
reisen zu können.< Dennoch — wir 
wollen die größte Ehre, die Vichy 
zu vergeben hatte, nicht mit einer 
Reisegenehmigung verwechseln.« 


Mitterrands Briefe, die verfügbar 
sind, sowie verschiedene Artikel, 
die er zwischen Dezember 1942 
und März 1943 schrieb, veran- 
laßten Claire Andrieu am 
16. September in »Le Monde« zu 
sagen, daß er tatsächlich unter 
den »Petainisten des harten 
Kerns« angesiedelt war. Mit- 
terrand schrieb für »France, 
Revue de l’Etat Nou- 
veau«, die von seinem Freund 
Gabriel Jeantet, einem ehemali- 
gen Cagoulard und Missionschef 
in Marschall Petains Kabinett 
gegründet worden war und 
sprach über »150 Jahre Irrtum« 
in unserer Geschichte — seit der 
Revolution — und betete damit 
den Slogan der Action Frangaise 
aus dem Jahre 1939 nach. 


»Ich verirre mich 
in diesem Frankreich« 


Im März 1943 beschwor er das 
Bild eines kleinen deutschen 
Dorfes herauf, das er im Jahre 
1941 als Kriegsgefangener gese- 
hen hatte, und wo eine 
»Harmonie der Seele und der 
Sinne« herrschte, die auf »die 
enormen architektonischen und 
urbanistischen Bemühungen des 
Regimes« zurückzuführen war. 
Es kann sein, daß man politisch 
unschuldig ist, doch sicherlich 
nicht an diesem Punkt. 


Im März 1943 pries er in einem 
Artikel in »Le Metier de Chef«, 
der Zeitung der Compagnons de 
France — einer Organisation des 
neuen Regimes — die »sinnliche 
Realität meiner Heimaterde«. 
Wir selbst haben diese Mystik in 


seinen späteren Schriften festge- 
stellt, wie im Jahre 1981, als er 
unverändert schrieb: »Ich verirre 
mich in diesem Frankreich voller 
Beton«. 


Zweitens: Was die antijüdischen 
Gesetze in Vichy betrifft, so ist 
das sehr einfach: Mitterrand lügt, 
denn es kann nicht sein, daß er 
nichts davon gewußt hat. Denn 
zweifellos schien ihm die Hilfe, 
die er den Kriegsgefangenen von 
dem Posten aus, den er innehatte, 
geben konnte, wichtiger zu sein, 
wenn man die »Aufteilungs- 
mentalität« beurteilt, die so 


typisch für die Vichyisten war. 


Männer, Frauen und Kinder in 
das Stadion Vel’d’Hiv’ zusam- 
mengetrieben — der erste Schritt 
zur Deportation. 


Am 11. Dezember 1942 wurde 
per Vichy-Gesetz der Name 
»Jude« auf Personalausweisen 
und Lebensmittelkarten einge- 
führt. Auf Befehl der Deutschen 
in der Besatzungszone wurde das 
Tragen des gelben David-Sterns 
ab dem 29. Mai 1942 angeordnet. 
Doch zwischen diesem Zeitpunkt 
und dem Frühjahr 1943 war 
Mitterrand nach Paris gegangen. 
Es kann also nicht sein, daß er 
über diese Gesetze »nichts 


Charles de Gaulle verkörperte während des Zweiten 
Weltkriegs die Vision der Resistance. 


Am 2. Juni 1941 wurde das 
Gesetz gegen die Juden veröf- 
fentlicht, in dem die Registrie- 
rung aller Juden in Frankreich 
vorgeschrieben wurde, ergänzt 
durch eine Reihe deutscher 
Verordnungen. Zu diesem Zeit- 
punkt wurden die jüdischen 
Akten in der Polizeipräfektur ein- 
gerichtet. Am 12. Dezember 
1941 wurden tausend bekannte 
französische Juden verhaftet und 
in Drancy interniert. Der erste 
Konvoi von Deportierten verließ 
Drancy am 27. März 1942 und 
führte in die Lager. 


Was wußte 
Mitterrand? 


Am 16. Juli 1942 haben 4500 
französische Polizeibeamte auf 
Befehl von Rene Bousquet mit 
Hilfe derjenigen, die die Akten 
über Juden führten, 13.000 


gewußt« hat. Es sei daran erin- 
nert, daß jeder Vichy-Beamte — 
und dazu gehörte auch Miitter- 
rand — Unterlagen ausfüllen 
mußte, aus denen hervorging, 
daß er nicht jüdischer Herkunft 
war. 


Drittens: Mitterrand sagte von 
Bousquet: »Er war nicht der 
fanatische Vichyist, als der er 
dargestellt wird. Er war ein 
Mann, mit außergewöhnlich brei- 
ten Schultern. Ich meinte, er war 
eher nett, direkt, nahezu brutal.« 
Dieses letzte Wort zeigt eine 
eigenartige Faszination. 


Rene Bousquets Rolle in Vichy 
war bekannt und gut bekannt in 
Paris, bei jedermann, der ihn zwi- 
schen 1949 und 1986 häufig auf- 
gesucht hat und das heißt, nicht 
nur Frangois Mitterrand. 

In »Vichy and the Jews« erinner- 
ten die Historiker Robert Paxton 


und Michael R. Marrus an die 
Abkommen zwischen Bousquet 
und General Oberg von der SS, 
dem Führer des zentralen 
Sicherheitsbüros und kamen zu 
diesem Schluß: »Ohne diese 
Vereinbarungen hätten die 
Deutschen niemals so viele Juden 
aus Frankreich deportieren kön- 
nen wie sie es taten.« 


So heißt es im Protokoll, das von 
den Deutschen über ein Arbeits- 
treffen zwischen Ren& Bousquet 
und einigen Nazi-Offizieren am 
2. Juli 1942 zur Verfügung 
gestellt wurde: »Bousquet erklär- 
te sich bereit, auf dem ganzen 
französischen Territorium und im 
Zuge einer vereinten Aktion so 
viele ausländische Juden verhaf- 
ten zu lassen, wie wir haben wol- 
len.« 


Am Morgen des 17. Juli 1942, 
dem zweiten Tag der Aktion im 
Stadion von Vel’d’Hiv’ hieß es 
in einem Bericht von einem fran- 
zösisch-deutschen Treffen: »Die 
Vertreter der französischen 
Polizei haben mehrmals den 
Wunsch zum Ausdruck gebracht, 
daß bei den Konvois in das Reich 
auch Kinder dabei sein sollen.« 


In einem Rundschreiben vom 
30. August 1942 spornte Rene 
Bousquet die Präfekten der 
Departements in der freien Zone 
dazu an, »Die Polizeiaktionen« 
gegen »ausländische Israelis fort- 
zusetzen und zu intensivieren«. 


Die Freunde 
Mitterrands 


Warum also dieses Wohlwollen 
des Obersten Gerichtshofes — auf 
das Francois Mitterrand so stolz 
verwies — im Juni 1949 zugun- 
sten eines Mannes mit einer solch 
schwerwiegenden Vergangen- 
heit? War diese Vergangenheit 
nicht bekannt? Sicherlich war sie 
dies. 


Im Jahre 1949 - als die Gaul- 
listen nicht mehr an der Macht 
und die Kommunisten die auser- 
korenen Feinde waren — wurde 
der Oberste Gerichtshof von poli- 
tischen Freunden von Francois 
Mitterrand und Ren& Bousquet 
beherrscht. Er war weit entfernt 
von dem Säuberungsklima, das 
unmittelbar nach der Liberation 
herrschte — und deshalb sind 
Mitterrands Bemerkungen über 
seine »Strenge«, mit der das 
nachsichtige Urteil glaubhaft 
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Frankreich 


Mitterrands 
kurzsichtiges 
Erinnerungs- 
Vermögen 


gemacht werden sollte, nicht 
stichhaltig. 


Der Freispruch eines Mannes, 
der von dem radikalen und radi- 
kal-sozialistischen Netzwerk des 
Südwestens immer unterstützt 
worden ist, war politisch vorher- 
sagbar. Ein Mitglied der Jury war 
Jean Baylet, Besitzer von »La 
Depäche du Midi«. Als Baylet 
im Jahre 1959 bei einem 
Autounfall starb, kam Rene 
Bousquet in den Verwaltungs- 
ausschuß von »La Depäche du 
Midi« und wurde im Schatten 
von Mrs. Baylet zur treibenden 
Kraft bei der Toulouser Tages- 
zeitung. Jean-Michel Baylet, der 
Sohn, war nach 1981 Minister in 
den linksgerichteten Regierungen 
von Frangois Mitterrand. 


Zwischen 1959 und 1968 war 
»La Depäche du Midi« — neben 
Bousquet — das Hauptzentrum 
der Opposition gegen General de 
Gaulle und sie untertützte 
Francois Mitterrand in den 
Präsidentschaftswahlen des 
Jahres 1965 sowie die Ver- 
einigung der demokratischen und 
sozialistischen Linken, zu deren 
Sympathisanten Rene Bousquet 
und Robert Hersant gehörten. 


Viertens: Lassen wir die 
Tatsache außer Acht, daß 
Mitterrand im Fernsehen seine 
Beteiligung an Demonstrationen 
des »rechten. Flügels der 
Rechten« oder der »nationalisti- 
schen Rechten« — selten wird für 
ihn der Begriff »extreme Rechte« 
benutzt — in den dreißiger Jahren 
geleugnet hat, nachdem er in 


»Une Jeunesse Frangaise« 
gegenüber Pierre Pean offen 
zugegeben hatte, unter den 


Demonstranten gewesen zu sein. 


Lassen wir auch außer Acht, daß 
er weitaus länger mit der »natio- 
nalistischen Rechten« zu tun 
gehabt hat als die »zwei 
Wochen«, von denen er gegen- 
über Mr. Elkabbach sprach. Viel 
wichtiger für uns ist die Tatsache, 
daß genau sein Übergang von 
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»rechts« nach »links« nicht sehr 
offensichtlich war. Die Behaup- 
tung basiert auf der Argu- 
mentation, daß die »sozialisti- 
sche« Politik zwischen 1981 und 
1994 »sozialistisch« und »links« 
gewesen ist. Doch das hat keine 
Bedeutung. 


Um »links« oder »rechts« zu ste- 
hen, muß man zumindest in 
gewissem Ausmaß einen freien 
Willen besitzen und der war in 
Frankreich 20 Jahre lang nicht 
vorhanden. Die sozialistischen 
Regierungen haben sich, ebenso 
wie ihre »rechte« Opposition, im 
Geiste von Vichy einfach den 
Umständen angepaßt. Man kann 
diese Opposition charakterisieren 
wie man will, es bleibt eine 
Anpassung an die Ungerechtig- 
keit und eine Kollaboration mit 
dem internationalen System von 
Margaret Thatcher und George 
Bush, das sich in den Mitterrand- 
Jahren etabliert hat. 


Handlanger der 
Anglo-Amerikaner 


Am schwerwiegendsten daran 
ist, daß niemand in der politi- 
schen Nomenklatura Frankreichs 
irgendetwas gesagt hat, denn bis 
zum heutigen Tage lautet die 
ungeschriebene Regel des sozia- 
len und politischen Erfolgs, daß 
es keinen anderen akzeptablen, 
möglichen Weg gibt als die 
Anpassung und die Kollabo- 
ration. Hier sehen wir die 
Rückkehr des Geistes von Vichy. 


Und dies wirft das richtige Licht 
auf den Werdegang von Francois 
Mitterrand und die »Affaire 


Bousquet«. Frangois Mitterrand 
nahm den Weg eines bestimmten 
Teils der französischen Bour- 
goisie: Immer bereit, sich um die 
anglo-amerikanische Geopolitik 
zu scharen. 


Zur Zeit der Petain-Churchill 
Vereinbarungen - zwischen Ende 
1940 und Ende 1942, siehe Louis 
Rougier »Mission Secräte € 
Londres« - stand Frangois 
Mitterrand Marschall Petain 
nahe. Als General Giraud für die 
Anglo-Amerikaner war, schloß 
er sich ihm an. Schließlich fügte 
er sich de Gaulle, als es niemand 
anderen mehr gab. In der vierten 
und fünften Republik nahm er 
immer eine anti-gaullistische und 
anti-kommunistische Haltung ein 
und war nie gegen London oder 
Washington. Als Präsident kam 
er mit George Bush sehr gut aus 
und beteiligte sich schließlich 
auch an dessen Golfkrieg. 


Im Jahre 1943 wurde er zusam- 
men mit jenen, die sicherlich 
nicht wollten, daß Frankreich 
eine deutsche Kolonie wird, aus 
politischen und nicht aus morali- 
schen Gründen zum Kämpfer in 
der Resistance. Auch wenn es 
ihnen nicht an Mut gefehlt hat, so 
waren doch politische Berech- 
nungen und Ambition die 
Hauptmotivationen und die 
Passion für ihr Land und seine 
historische Mission spielte eine 
unbedeutendere Rolle. 


Mitterrand liebt 
die Macht 


Rene Bousquet, der sicherlich 
kein »fanatischer Vichyist« und 


Charles de Gaulles Rück- 


kehr in das von den 
Alliierten befreite Paris. 


auch ansonsten noch nicht einmal 
ein Antisemit gewesen ist, gehör- 
te der gleichen Strömung an, 
auch wenn er eine exponiertere 
Stellung darin innehatte. Er war 
Anti-Gaullist, Antikommunist 
und stand dem pro-britischen 
»Radikalismus« sehr nahe, den 
viele — auch im Herzen des 
»Gaullismus« teilen. 


Damit soll das, was Rene 
Bousquet getan hat, nicht herun- 
tergespielt werden. Es ist klar, 
daß Bousquets oft freimaureri- 
schen und immer pro-britischen 
»herausragenden Dienste an der 
Resistance«, von der der Oberste 
Gerichtshof in seiner Entschei- 
dung im Jahre 1949 sprach, sich 
am Rande der Radikalität 
abspielten. Es wäre interessant, 
die Dokumente oder Zeugenaus- 
sagen zu untersuchen, die der 
Oberste Gerichtshof gehört hat, 
um die Existenz dieser Dienste 
zu bestätigen. 


Paul Thibaud, ehemaliger Her- 
ausgeber von »Esprit«, schrieb in 
einem Artikel für die Zeitschrift 
»Le Debat«: »Die Innovationen, 
die Mr. Mitterrand zugeschrieben 
werden - Dezentralisierung, 
europäische Integration, Vorherr- 
schaft internationaler Gesetze, 
monetäre Strenge — haben alle 
gemeinsam, daß sie die Re- 
gierungsfähigkeit behindern. 
Mitterrand liebt die Macht, nicht 
das Regieren.« [] 


Der bevor- 
stehende Fall 
des Hauses 
Windsor 


»Das Ende des Hauses Windsor steht unmittelbar bevor«, erklär- 
te Harold Brooks-Baker, Herausgeber von »Burke’s Peerage«, 
dem britischen Adelskatalog, in einer Stellungnahme gegenüber 
dem Londoner »Guardian«. Brooks-Baker, einer der bekannte- 
sten Experten für das Königshaus im Vereinigten Königreich, gab 
diese Beurteilung nach dem jünsten Skandalbuch über die 
Königsfamilie ab. Es trägt den Titel »Princess in Love« und ent- 
hält die Memoiren von Major James Hewitt, der behauptet, der 
frühere Liebhaber von Prinzessin Diana gewesen zu sein. Das von 
Anna Pasternak - der Großnichte des verstorbenen Boris 
Pasternak - geschriebene Buch wurde von Londons Bloomsbury 


Publishers am 4. Oktober 1994 veröffentlicht. 


In einer Diskussion brachte 
Brooks-Baker seine Meinung 
zum Ausdruck, daß es die 
Institution der Monarchie in 
Großbritannien zu Beginn 
des nächsten Jahrhunderts 
nicht mehr geben werde, doch 
daß sich das Haus Windsor 
selbst schon vorher in einer 
Spielschluß-Situation befinden 
werde. 


Der Sturzflug der 
Windsors 


»Das Haus Windsor befindet 
sich definitiv auf dem Weg der 
Selbstzerstörung«, bekräftigte 
er. »Ich würde es einen Sturz- 
flug nennen. 


Brooks-Baker sagte, die 
Monarchie zahle den Preis für 
bestimmte Berechnungen, die 
der verstorbene König Georg V. 
um die Zeit des Ersten 
Weltkriegs herum angestellt hat, 
als der Name des Königshauses 
von »Hannover« in »Windsor« 
geändert wurde. Georg V. hatte 
beschlossen, daß die Monarchie 
sich in eine »perfekte Mittel- 
klasse-Familie« verwandeln 
solle. Das hat bis vor ungefähr 
zehn Jahren »funktioniert«, aber 


es funktioniert jetzt nicht 
mehr. »Das war der Anfang des 
schlüpfrigen Abhangs«, meinte 
Brooks-Baker und fügte hinzu, 
das Haus Windsor sei eine 
Geisel für den »Beifall der 
Öffentlichkeit« und immer mehr 
Briten hätten die Nase voll von 
den ständigen Skandalen und 
Demonstrationen dafür, daß »die 
Monarchie genauso ist wie wir 
mit all unseren Fehlern und 
Schwächen«. 


Brooks-Baker verwies auf den 
Labourabgeordneten Anthony 
Wedgwood-Benn als einen 
Hauptschuldigen bei den Schrit- 
ten gegen die Windsors und 
beschuldigte ihn, einen coup de 
grace gerade gegen das Königs- 
haus vorzubereiten. 


»Die Möglichkeit eines Refe- 
rendums über die Monarchie 
zeichnet sich ab. Das ist Wedg- 
wood-Benns Machwerk. Er hat 
die ganze Referendum-Masche 
vor ein paar Jahren angeblich im 
Zusammenhang mit der EG- 
Frage eingefädelt. Doch seine 
wahre Absicht ist ein Referen- 
dum gegen die Monarchie, wenn 
die Zeit reif dafür ist. Das könn- 
te höchst bedauerlich sein. Die 
britische Monarchie ist nicht wie 


die sechs Königshäuser, die 
noch auf dem europäischen 
Kontinent existieren und vor- 
wiegend symbolischen Char- 
akter haben. Sie haben im Alltag 
wenig Bedeutung. In Groß- 
britannien dagegen ist die 
Monarchie sehr wichtig.« 


Sowohl vom linken als auch 
vom rechten politischen Spek- 
trum haben die britischen 
Zeitungen Kommentare einfluß- 
reicher Leute in England und 
anderswo zusammengetragen. 


Eine weltweite 
Zielscheibe des Spotts 


»Ich weiß nicht, wie das weiter- 
gehen soll. Die Königsfamilie 
wird weltweit zur Zielscheibe 
des Spotts gemacht«, sagte ein 
ungenannter Top-Berater im 
Haus Windsor, wie der 
»Guardian« berichtete. 


In einer Radiosendung der 
BBC werden die Enthüllungen 
Hewitts als »große Peinlichkeit 
für die Monarchie und sehr 
schädlich für die königliche 
Familie« bezeichnet. Auch wenn 
der Inhalt des Buches als lächer- 
lich kritisiert wurde, spekulier- 
ten Kommentatoren darüber, 
daß sich das »Ende der 
Monarchie« in nicht allzu ferner 
Zukunft abzeichnen könnte. 


»Europa spürt die Auswir- 
kungen des Falls des Hauses 
Windsor«, berichtete der »Guar- 
dian«. Der spanische Königs- 
haus-Experte Juan Balanso 
schrieb: »Diese scheinbar nie 
enden wollende Serie skandalö- 
ser Enthüllungen führt zu einem 
Prestigeverlust für alle Mon- 
archen Europas, der sehr ernste 
Auswirkungen haben könnte. 
Die englische Königsfamilie 
war immer das Vorbild, auf das 
die anderen Länder geschaut 
haben und das sie nachahmen 
wollten. Das traf sicherlich auch 
auf unsere Monarchie zu, doch 
jetzt ist es genau das Gegenteil. 
Diese einst so starke Institution 
zerfällt vor unseren Augen. 
Andere Königsfamilien betrach- 
ten sie als eine negative Kraft 
und fürchten, die ungünstige 
Publicity könnte auch ihrem 
eigenen Ruf und ihrem eigenen 
Ansehen schaden.« 


»Guardian«-Kommentator Mar- 
tin Woollacott schrieb »eine 
Monarchie loszuwerden, ist 


immer eine schwierige Ge- 
schichte«. Die Europäer müssen 
über die Umwälzungen im 
Zusammenhang mit der briti- 
schen Monarchie verwirrt sein, 
was ein Spiel mit dem Feuer ist, 
schrieb er. Die Länder Europas 
wissen, »daß gestürzte Könige 
fast immer die Opfer von 
Gesellschaften sind, die ihren 
Zusammenhalt verloren haben« 
und zwar durch Krieg, wirt- 
schaftlichen Zusammenbruch 
oder bürgerliche Unruhen. »In 
der modernen Geschichte gibt es 
keinerlei Beispiele dafür, daß 
eine Monarchie friedlich von der 
Bühne abgetreten ist.« Solche 
Ereignisse sind normalerweise 
das Produkt einer Katastrophe 
und sind ein Zeichen dafür, daß 
es noch schlimmer kommen 
wird, schrieb Woollacott. Er 
beschrieb den Aufruhr des 20. 
Jahrhunderts, in dem so viele 
Monarchen gestürzt worden sind 
und den Versuch nach 1848, in 
Nordeuropa stabile, konstitutio- 
nelle Monarchien zu schaffen. 
Der Sturz der Monarchen »in 
jedem Land war eine todernste 
und gefährliche Angelegenheit«. 


Ein Spiel 
mit dem Feuer 


Im »Daily Express«, einem 
Londoner pro-Tory Boulevard- 
blatt, schrieb Professor Keith 
Middlemas von der Universität 
Sussex, »für die Monarchie muß 
das Ende sehr nahe sein... Die 
widerlichen, unbarmherzigen 
Anhäufungen von fünf Jahren 
Klatsch, Tratsch und Skandal 
haben in der Öffentlichkeit eine 
widerwärtige Stimmung ge- 
schaffen, in der es gut möglich 
ist, daß die Zukunft der 
Monarchie in Frage steht.« 


Es gibt Präzedenzfälle in der 
Geschichte: »Die republikani- 
sche Gesinnung... war keine 
Kleinigkeit in Königin Victorias 
späteren Jahren, ebenso wenig 
wie die Ereignisse, die zum 
Sturz der griechischen 
Monarchie und fast zum Sturz 
der belgischen Monarchie in der 
Nachkriegszeit führten.« Mi) 
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Ihatchers 
Sohn erwar- 
tet in Texas 
ein Prozeß 


Die ehemalige Premierministerin Großbritanniens, Margaret 
Thatcher, immer eifrig darauf bedacht, im Mittelpunkt zu ste- 
hen, wollte in der ersten Oktoberwoche in Dallas, Texas, vor 
katzbuckelnden US-Bewunderern über die »Vorzüge des Frei- 
handels« sprechen. Wie die Londoner »Sunday Times« am 2. Ok- 
tober kommentierte, wurde sie in Dallas als »lebende Legende« 
angekündigt. Doch als sie den Redeauftrag annahm, hat Baronin 
Thatcher nicht geahnt, daß in Großbritannien über die Texas- 
Aktivitäten ihres Sohnes Mark und über ihr eigenes Lieblings- 
kind, die Thatcher-Stiftung, ein Sturm der Kontroversen losbre- 


chen würde. 


Am 2. Oktober hieß es in zwei 
führenden britischen Wochenzei- 
tungen — dem »Observer« und der 
»Sunday Times« — auf der Titel- 
seite, Sohn Mark stünde ein Drei- 
Millionen-Dollar-Prozeß - im 
Zusammenhang mit gewissenlo- 
ser Geschäftemacherei und Kor- 
ruption — wegen illegaler Aktivi- 
täten bei dem texanischen Flug- 
benzinhersteller Ameristar bevor. 
»Mark Thatcher steht in Texas 
vor einem Drei-Milliönen-Dol- 
lar-Prozeß«, hieß die Schlagzeile 
im »Observer«. Es hieß darin, 
»die amerikanische Sparte der 
Thatcher-Stiftung hätte die glei- 
che Firmenanschrift wie Ameri- 
star«. 


Wenn man gegen den Thatcher- 
Clan in Texas loszieht, so zieht 
man damit gegen eine der starken 
Bindungen in der Beziehung 
Thatchers zum ehemaligen US- 
Präsidenten George Bush und ge- 
gen den Bush-Clan im allgemei- 
nen los. Die Thatcher-Bush-Be- 
ziehung hat sich in der Zeit kon- 
solidiert, die bis hin zum Golf- 
krieg des Jahres 1991 gegen den 
Irak führte, als die damalige Pre- 
mierministerin Thatcher in den 
Stunden nach der Invasion der 
Irakis in Kuwait auf ihrem Besen- 
stil nach Aspen, Colorado, geflo- 
gen ist, um dem amerikanischen 
Präsidenten »den Rücken zu 
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ben und jeglichen Versuchen, ei- 
ne Allianz für Frieden und Ent- 
wicklung in Eurasien aufzubauen, 
entgegenzutreten. 


Einer von Bush stärksten Macht- 
stützpunkten ist natürlich Texas. 
Er war früher Kongreßabgeord- 
neter für Texas und hat sein Öl- 
Energiefirmenvermögen in die- 
sem Staat aufgebaut. Sowohl er 
als auch sein langjähriger Freund 
James Baker III. - Außenminister 
während Bush Präsidentenzeit — 
haben in den letzten Jahren über 
ihre Verbindungen zur mächtigen 
Enron Corporation in Texas gro- 
ßen Einfluß in Nahost und am 
Persischen Golf gewonnen. 
Außerdem bewarb sich Bushs 
Sohn George W. Bush bei den 
Wahlen am 8. November um das 
Gouverneursamt in Texas. Er hat 
radikale »Freihandels«-Patentre- 
zepte und drakonische Maßnah- 
men gegen die Kriminalität, dar- 
unter den umfassenderen Einsatz 
der Todesstrafe, auf seine Fahnen 
geschrieben. 


Im Hinblick auf den um Mark 
Thatcher ausbrechenden Skandal 


George Bush stärkster Machtstützpunkt ist der US-Bundes- 
staat Texas, wo er sein Vermögen aufgebaut hat. 


stärken«, damit er eine von der 
UNO unterstützte Dezimierung 
des Irak durchführt. 


Von der Thatcher-Bush-Kombi- 
nation ist seither eine auf die 
UNO konzentrierte und von An- 
glo-Amerikanern zu führende 
»Neue Weltordnung« propagiert 
worden, die das Ziel hat, die Län- 
der der Dritten Welt und der ehe- 
maligen Sowjetunion auszuplün- 
dern und Völkermord zu betrei- 


ist es höchst interessant, daß die 
Kampagne von George W. Bushs 
Gegnerin — der amtierenden Gou- 
verneurin Ann Richards - in der 
letzten Zeit und zum ersten Mal, 
seit der Wahlkampf begann, da- 
mit anfing, den jungen Bush we- 
gen seines illegalen »Insider 
Trading« mit der Harken Energy 
Corporation in den Jahren 
1990-91 bloßzustellen. 

Informierte Geheimdienstquellen 
glauben, daß die Skandale, die die 


Söhne von Bush und Thatcher 
treffen, der Anfang einer syste- 
matischen Kampagne sind, um 
die Thatcher-Bush Kombination 
an verschiedenen Fronten zu 
treffen. Ein Experte mit jahrzehn- 
telangen Erfahrungen in Nahost 
sieht dies als Teil eines sich aus- 
weitenden Kampfes zwischen 
führenden amerikanischen und 
britischen Interessen am Persi- 
schen Golf nach dem kurzen Auf- 
enthalt des britischen Premiermi- 
nisters John Major Mitte Septem- 
ber in Saudi Arabien, wo er um- 
fangreiche Verträge mit den Sau- 
dis ausgearbeitet hat. Die Saudis 
sollen zugestimmt haben, hohe 
Summen in den zusammenbre- 
chenden britischen Wertpapier- 
markt zu investieren. Saudi Ara- 
bien war natürlich ein Hauptgeld- 
geber im Krieg gegen den Irak. 


Von Quellen, die darüber Be- 
scheid wissen, wird auch betont, 
daß zu den vielen schmutzigen 
Aktivitäten, in die Mark Thatcher 
in den letzten Jahren verwickelt 
war, auch eine Reihe zwielichti- 
ger Geschäfte mit dem Sultanat 
von Oman gehört, wo »er viele 
Millionen Dollar gemacht hat, in- 
dem er mit dem Namen seiner 
Mutter spekulierte«, wie ein Ex- 
perte es ausdrückte. 


Dem »Observer« zufolge hat Wil- 
liam E. King, Anwalt in Houston, 
am Wochenende 1./2. Oktober 
angekündigt, daß bis Mitte Okto- 
ber gegen Mark Thatcher ein Pro- 
zeß auf persönlichen Schadener- 
satz in Höhe von einer Million 
Dollar wegen gewissenloser Ge- 
schäftemacherei und Korruption 
angestrengt werde. Der »dreifa- 
che Schadenersatz«, der nach 
Protokollen über gewissenlose 
Geschäftemacherei und Korrup- 
tion zulässig ist, könnte bedeuten, 
daß der tatsächlich zu zahlende 
Schadenersatz bis zu drei Millio- 
nen Dollar und mehr betragen 
könnte. Mrs. Thatchers Sohn 
würde wegen seines Anteils an 
der Übernahme von Ameristar 
verklagt. 


King ist der Anwalt von John 
»Jay« Laughlin, dem Gründer 
von Ameristar, das in diesem Jahr 
von David Wallace, einem 33 Jah- 
re alten texanischen Geschäfts- 
freund von Mark Thatcher über- 
nommen worden ist. Dem »Ob- 
server« zufolge sind Wallace und 
der 41 Jahre alte Mark Thatcher 
Partner bei Grantham, einer In- 
vestmentgesellschaft, die nach 
dem Geburtsort von Mrs. That- 


Margaret Thatcher unterstützte als britische Premiermini- 
sterin George Bush bishin zum Golfkrieg. 


cher benannt wurde. Wallace ist 
der »Sunday Times« zufolge im 
August als Schatzmeister und Di- 
rektor der Thatcher-Stiftung zu- 
rückgetreten. 


Der »Observer« schrieb: »Mr. 
Laughlin behauptet, dabei hinters 
Licht geführt worden zu sein, als 
er Mr. Wallace im Jahre 1993 ei- 
ne Kapitalmehrheit in der Firma 
überließ und im Januar dieses 
Jahres dann komplett geschröpft 
worden zu sein. Im Jahre 1993 
hatte Ameristar einen Wert von 
zwei Millionen Dollar, obwohl 
sein Jahresumsatz 250 Millionen 
Dollar betrug. Als die Firma im 
vergangenen Monat Konkurs 
anmeldete, hatte sie einen negati- 
ven Wert von sechs Millionen 
Dollar. Mr. Laughlin behauptet, 
daß Mr. Wallace ein Strohmann 
für Mark Thatcher gewesen ist, 
der einen Teil des Geldes zum 
Kauf eines 5Oprozentigen Anteils 
an Ameristar verwendete.« 


Laughlin informierte die »Sunday 
Times«, daß Ameristar »überfal- 
len und ausgeraubt« worden sei. 
Er sagte, Thatcher und Wallace 
hätten »insgeheim geplant«, die 
Kontrolle über die Firma zu 
übernehmen, »indem sie ihre fi- 
nanzielle Position falsch hinstell- 


ten, um dann eine Krise zu kon- 
struieren«. 


Thatcher und Wallace haben »ei- 
nen größeren Anteil an der Firma 
übernommen, nachdem sie be- 
haupteten, sie benötige eine grö- 
ßere Kapitalspritze«. Laughlin 
sagte weiter, im Januar dieses 
Jahres sei er dann von Thatchers 
Leibwächter und einem nicht 
diensttuenden, bewaffneten Poli- 
zisten aus Houston körperlich aus 
seinem Büro geleitet worden. Er 
sagte gegenüber der Zeitung: 
»Was sie getan haben, war sträf- 
lich.« 

Kurz nach dieser Transaktion ver- 
legte Mark Thatcher sein persön- 
liches Büro von Dallas auf das 
Ameristar-Gelände in Houston. 
Grantham zog in die Ameristar- 
Büros in Houston und Mark hat 
Geschäfte für Ameristar in Ma- 
laysia, Indonesien und Belgien 
beschafft. Wie oben schon gesagt, 
hat die amerikanische Sparte der 
Thatcher-Stiftung die gleiche Fir- 
menanschrift wie Ameristar. In 
der »Sunday Times« hieß es auch, 
Thatcher und Wallace wollten 
die Struktur von Ameristar neu 
organisieren, so daß das Unter- 
nehmen gänzlich einer neuen Fir- 
ma gehören würde, deren Vorsit- 
zender Mark Thatcherwäre. U 


Carol Greene 

Mörder aus der Retorte — 

Charles Manson und der Wertewandel 
238 Seiten, DM 16,80 

ISBN 3-925725-13-X 


Daß der amerikanische Geheimdienst CIA Ende 
der fünfziger Jahre im Rahmen des Projekts „MK- 
Ultra” Teile der amerikanischen Hochschuljugend 
vorsätzlich unter Drogen setzte, ist inzwischen un- 
bestreitbar. Daß jemand künstlich satanische 
Kulte, rituelle Massenmörder und dergleichen her- 
anzüchtet, bleibt trotzdem schwer zu begreifen. 
Die Untersuchung des Mordfalls Charles Manson 
hat Ungeheuerliches aus den Hexenküchen der 
Psycho-Klempner zutagefördert. Daraus werden 
die eigentlichen Ursprünge der Anti- und Gegen- 
kultur, die längst zur vorherrschenden Kultur ge- 
macht worden sind, erkennbar. 


Aus dem Inhalt 


» Was geschah am 9. August 1969? « Der 
philosophische Psychopath » Mensch oder Ratte » 
Aldous Huxley und die „somatotonische“ 
Persönlichkeit «e Harvard und die psychedelische 
Revolution « Science-fiction, der direkte Weg in 
die Traumwelt « Manson und Scientology ® 
Satanismus und Sigmund Freud ® Ein „neuer 
Mensch“ für eine „neue Gesellschaft“ 


Mehr-Wissen-Buchdienst 
Lise-Meitner-Str. 11 
40764 Langenfeld 


Prinz Philip 
und seine 
Pläne für 
Europa 


Am 19. September 1994 haben Prinz Philips »World Wide Fund 
for Nature« (WWF), die »International Union for the Conserva- 
tion of Nature« (IUCN) und andere Umweltgruppen in Brüssel 
eine Pressekonferenz abgehalten, um offiziell ein neues Projekt 
»Parks for Life: Action for Protected Areas in Europe« (»Parks 
auf Lebenszeit: Aktion für Naturschutzgebiete in Europa«) zu 
starten. In einer gemeinsamen Presseverlautbarung von WWF 
und IUCN wurde dies als »der erste Entwurf für Naturschutzge- 
biete in Europa« beschrieben. Der Plan wird unterstützt von den 
Regierungen Dänemarks, Finnlands, Deutschlands, der Nieder- 
lande, Norwegens und Großbritanniens sowie vom Umwelt- 
schutzsekretariat der Europäischen Kommission in Brüssel. 


Erste Untersuchungen weisen 
darauf hin, daß der WWF und die 
anderen Organisationen in Euro- 
pa eine Politik durchsetzen wol- 
len, die generell mit der in Afrika 
realisierten Politik identisch ist, 
wo die Briten die Afrikaner wie 
wildlebende Tiere behandeln und 
ein Netzwerk an unter Natur- 
schutz stehenden »Wildparks« 
aufgebaut haben, die als Deck- 
mantel für politische Destabilisie- 
rung und Militäroperationen be- 
nutzt werden wie in Ruanda. Das 
politische Ziel dort ist es, die un- 
aufhörliche Entindustrialisierung 
und Rückständigkeit Afrikas und 
die Eliminierung der nichtweißen 
Bevölkerung Afrikas im Wege 
des Völkermords sicherzustellen. 


Die Pläne 
der Briten 


Da Europa offensichtlich wirt- 
schaftlich viel weiter entwickelt 
ist als Afrika, kann zwar nicht ge- 
nau die gleiche Politik verfolgt 
werden, doch die Richtung ist 
ähnlich. Indem sie »Natur- 
schutzgebiete« und den »Schutz 
wildlebender Tiere« in ganz Eu- 
ropa etablieren, hoffen der WWF 
und die anderen Organisationen 
die Realisierung der Ost-West- 
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Bahnverbindung und der Infra- 
strukturprojekte wie das »Weiß- 
buch« für Infrastruktur des Präsi- 
denten der Europäischen Kom- 
mission, Jacques Delors, zu 
stoppen. 


Großbritannien hofft auch, indu- 
strielle und landwirtschaftliche 
Aktivitäten in großen Teilen Eu- 
ropas nach und nach zu eliminie- 
ren, so daß es schließlich über ei- 
nen zerstörten und erneut feudali- 
sierten europäischen Kontinent 
herrschen könnte. 


Ein hochrangiger WWF-Vertreter 
in Europa gab in einer Diskussion 
am 21. September die Parallelen 
zwischen Europa und Afrika zu. 
»Bis vor kurzem«, sagte er, »ha- 
ben wir die Natur- und Umwelt- 
schutzpolitik in Europa und an- 
derswo eher auf nationaler Ebene 
betrachtet. Es wurden in der Drit- 
ten Welt, in Afrika, Asien, Latein- 
amerika Schritte unternommen, 
die ihre eigenen speziellen Per- 
spektiven hatten. Doch jetzt wer- 
den wir immer internationaler. 
Immer mehr WWF-Leute aus der 
Dritten Welt arbeiten in Europa. 
Wir sind jetzt sehr international. 
Wir schauen jetzt auf Europa zu- 
rück, um in Europa das zu reali- 


sieren und neu zu schaffen, was in 
Afrika oder anderen Teilen der 
Dritten Welt getan worden ist. 
Wir wollen Europa mit dem glei- 
chen Blickpunkt betrachten, den 
wir in anderen Teilen der Welt 
eingenommen haben. Wir wollen 
auf die Landnutzung, den Regen- 
wald und so weiter einen ausge- 
wogenen Blick werfen. Vor vier 
Jahren begann die Kampagne um 
die Regenwälder in Brasilien. 
Jetzt arbeiten wir auch an den 
Waldgebieten in Europa.« Er 
sagte, das Konzept, das hinter all 
dem stehe, sei, von der Idee des 
»überholten Nationalstaats« weg 
und zu einem neuen Weltbegriff 
zu kommen, der in unterschiedli- 
chen »Bio-Regionen« organisiert 
ist. 


Naturschutzpark 
Europa? 


Der WWF arbeitet an der mög- 
lichst baldigen Schaffung eines 


Prinz Philip, Prinzgemahl 
von Königin Elisabetz Il., 
widmet ein Sechsel seiner 
aktiven Arbeitszeit dem 
WWF. 


»transeuropäischen Netzwerks 
von Naturschutzgebieten«. Der 
Vorschlag dafür wird der soge- 
nannten »Christophersen-Grup- 
pe« in der Europäischen Kom- 
mission vorgelegt werden. Ange- 
führt von dem Europa-Kommis- 
sar für Wirtschaft, Henning 
Christophersen, wurde die Grup- 
pe damit beauftragt, Transport- 
und Infrastrukturprojekte im De- 
lors-»Weißbuch« zu realisieren. 
Der WWF-IUCN-Presseverlaut- 
barung zufolge wurde die Chri- 
stophersen-Gruppe bei ihrem 
Treffen im Juni in Korfu vom Eu- 
roparat gebeten, auch »die Frage 
relevanter Netzwerke auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes zu 
untersuchen«. 


Der WWF-Informant sagte, wenn 
der WWF-IUCN mit seiner Poli- 
tik durchkommt, werden sämtli- 
che Eisenbahnprojekte dahinge- 
hend überprüft werden, ob sie 
»durch Naturschutzgebiete ver- 
laufen«. Von diesem Standpunkt 
her, meinte er, ist der WWF- 
Deutschland gegen das Magnet- 
Schwebebahn-Projekt Hamburg- 
Berlin, da es gegenwärtigen Plä- 
nen zufolge durch ein »Natur- 
schutzgebiet« in Brandenburg 
verlaufen würde. 


Geschrieben vom 
britischen 
Außenministerium 


Präsident des WWF auf interna- 
tionaler Ebene ist Prinz Philip, 
Prinzgemahl von Königin Elisa- 
beth II. von Großbritannien. Ein 
WWF-Informant berichtete, daß 
er »persönlich sehr stark enga- 
giert« sei, die Politik der »Natur- 
schutzgebiete« zu unterstützen 
und bei ihrer Realisierung zu hel- 
fen. »Er ist der aktivste interna- 
tionale Präsident, den der WWF 
je hatte. Er ist viel aktiver als die 
meisten Leute glauben. Er wid- 
met ein Sechstel seiner aktiven 
Arbeitszeit WWF-Projekten.« 


Die Idee der »Parks auf Lebens- 
zeit« überall kommt übrigens von 
den Briten. In dem Buch »Green 
Warriors«, einer Geschichte der 
Umweltschutzbewegung, berich- 
tet der Autor Fred Pearce, daß der 
Mitbegründer der IUCN, Max 
Nicholson, der große alte Mann 
der britischen und internationalen 
»Umwelt- und Naturschutz«- 
Bewegung, vor einigen Jahren 
öffentlich zugegeben hat, daß die 
Satzung der IUCN auf seine Ver- 
anlassung »vom britischen Au- 


ßenministerium geschrieben« 
worden sei. Die IUCN wurde offi- 
ziell im Jahre 1948 gegründet. 


Die Landwirtschaft 
ist eine »große Gefahr« 


Auf der Brüsseler Konferenz sag- 
te IUCN-Generaldirektor David 
McDowell: »Europa besitzt zwi- 
schen 10.000 und 20.000 Natur- 
schutzgebiete, rund zehn Prozent 
davon sind Nationalparks. Doch 
viele von ihnen werden so unzu- 
länglich geführt und die Bestim- 
mungen werden so lasch durch- 
gesetzt, daß der Schutz nur auf 
dem Papier wirklich existiert.« 


Carlos Martin-Novella, Chef von 
Birdlife International, sagte: »Um 
die wildlebenden Tiere in Europa 
wirksam zu schützen, müssen wir 
vier Mal so viel Gebiete unter Na- 
turschutz stellen als dies derzeit 
der Fall ist.« Birdlife Internatio- 
nal ist eine der führenden, regie- 
rungsunabhängigen Organisatio- 
nen hinter dem Plan. 


In der WWF-IUCN-Pressever- 
lautbarung heißt es, daß »wildle- 
bende Tiere in Europa aufgrund 
starker Ausbeutung ernsthaft be- 
droht sind. Die Landwirtschaft, 
die Forstwirtschaft, der Straßen- 
bau und die industrielle und pri- 
vate Umweltverschmutzung stel- 
len alle große Gefahren dar.« 


Um solch »große Gefahren« wie 
die Landwirtschaft zu »bekämp- 
fen«, empfiehlt der Bericht: Parks 
auf Lebenszeit, »die Schaffung 
eines umfassenden Netzwerks 
von Schutzgebieten, um die Oko- 
systeme in ganz Europa zu 
schützen« sowie »die Einführung 
und Durchsetzung neuer Gesetze 
für Umwelt- und Naturschutz«. 


Informanten berichten, daß der 
WWF in ganz Europa Land kauft, 
um es der Produktion »zu entzie- 
hen« und die »verlorengegangene 
Natur« wiederherzustellen. Die 
Hauptpilotprojekte solcher Auf- 
käufe liegen in den Niederlanden. 


Deutschland und Dänemark fol- 
gen dicht dahinter und auch Bel- 
gien ist in zunehmendem Maße 
das Ziel. Ein großer Teil dieser 
Aktivitäten wird von dem super- 
reichen »1001 Club«, der exklusi- 
ven Gruppe von Multimillionä- 
ren, die die umfassenden interna- 
tionalen Aktivitäten des WWF 
mit Geldmitteln versehen, finan- 
ziert. m] 


Rußland 


Soziale Unru- 
hen als Folge 
der Schock- 
therapie 


Anläßlich der Zeremonien am 31. August in Berlin, die das Ende 
der sowjetisch-russischen Präsenz auf deutschem Boden mar- 
kierten, tauschten der russische Präsident Boris Jelzin und Bun- 
deskanzler Helmut Kohl große Freundlichkeiten aus. 


Boris Jelzin begrüßte die »neue 
Ara« in den russisch-deutschen 
Beziehungen und meinte, daß »in 
unseren bilateralen Beziehungen 
ein neues Stadium begonnen hat. 
Wir betrachten dies mit Optimis- 
mus und Hoffnung.« Jelzin lobte 
Kanzler Kohl mehrere Male und 
sagte, diese Hoffnung stamme 
»von den Taten Helmut Kohls ... 
Wir sind gute Freunde ... Das 
neue Rußland und das vereinigte 
Deutschland streben heute da- 
nach, ihren Platz in der veränder- 
ten Welt zu definieren ... Die 
Nachkriegszeit der russisch-deut- 
schen Beziehungen ist vorbei. Sie 
wird ersetzt durch eine Periode 
der Freundschaft und Koopera- 
tion.« 


Dazu gehören die umfangreichen 
Infrastrukturprojekte, die der ehe- 
malige Präsident der Europäi- 
schen Kommission Jacques De- 
lors vorgeschlagen hat und die so- 
wohl von Kohl als auch vom US- 
Präsidenten Bill Clinton begrüßt 
worden sind. Wenn diese Dinge 
verwirklicht werden, so wird das 
keinen Augenblick zu früh kom- 
men für die gelähmten Volkswirt- 
schaften von Rußland und dessen 
ehemalige Satellitenstaaten in 
Osteuropa. 


Interessant in diesem Zusammen- 
hang sind die Konsequenzen von 
viereinhalb Jahren Politik des In- 
ternationalen Währungsfonds 
und der Weltbank in Osteuropa, 
einschließlich der ehemaligen 
Sowjetunion. Vor allem die 
Schocktherapie kann Auslöser 


sein, daß der Westen sich eines 
Tages einem feindseligen Ruß- 
land gegenüber sieht, das mit 
Atomwaffen bewaffnet ist und 
seine Grenzen und früheres Em- 
pire wiederherstellen will. 


Was ist bei der Schocktherapie 
des Harvardjünglings Jeffrey 
Sachs für Rußland herausge- 
kommen? Zusammen mit ande- 
ren Handlangern des IWF wie 
Anders Aslund hat Sachs auf Ge- 
heiß des IWF und der Weltbank 
eine sogenannte Liberalisierungs- 
politik für Rußland vorgeschla- 
gen: Liberalisierung der Preise 
und Privatisierung der Staatsun- 
ternehmen, was in der letzten 
Phase zum Schließen jener Unter- 
nehmen führt, die keine Gewinne 
machen können. Dieser angeblich 
wohltuende Schock wurde über 
ihren bereitwilligen Kohorten, 
den ehemaligen russischen Pre- 
mierminister Jegor Gaidar ver- 
abreicht. 


Durch solche Mittel hat der IWF 
Rußland auf den Weg zu seiner 
jüngsten Krise gebracht, indem 
sie forderten, daß die Inflation als 
Voraussetzung für jegliche Kredi- 
te gestoppt werden müsse. Dabei 
ist die Inflation, die manchmal ei- 
nen jährlichen Satz von 2000 Pro- 
zent erreichte, durch die vom 
IWF vorgeschriebene Preislibera- 
lisierung ab dem Januar 1992 
überhaupt erst in Gang gesetzt 
worden! 


Im Wirtschaftsteil der Wochen- 
zeitung »Moskauer Nachrichten« 
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Rußland 


Soziale Unru- 
hen als Folge 
der Schock- 


therapie 


vom 31. Juli/7. August hieß es: 
»Einem Bericht des Zentrums für 
wirtschaftliche Krisen der russi- 
schen Regierung zufolge ist in der 
letzten Zeit in Übereinstimmung 
mit den Wünschen des Internatio- 
nalen Währungsfonds ein Erfolg 
zu verzeichnen, denn die Infla- 
tionsrate ist im Juli um 5,1 Pro- 
zent pro Monat gesunken.« Doch 
um sich mit der ruinösen Politik 
des IWF in Einklang zu bringen 
und die »Inflation zu reduzieren«, 
hat die Regierung die Zahlungen 
drastisch gekürzt oder eingefro- 
ren. Damit wurde das, was von 
Rußlands Volkswirtschaft noch 
übriggeblieben war, gelähmt. 


Diese Maßnahmen bedeuten 
auch, daß die ärmsten Bürger am 
meisten darunter zu leiden hatten. 
Der Wegfall einer geplanten Ren- 
tenerhöhung hat beispielsweise 
zu einer kleineren sozialen Explo- 
sion geführt. Nachdem beide 
Häuser des Parlaments fast ein- 
stimmig eine 150prozentige Er- 
höhung der Mindestrenten ab 1. 
August beschlossen hatten, wies 
Präsident Jelzin an, daß das Mini- 
mum um 115 Prozent gesenkt 
wird, was praktisch dem alten 
Wert entspricht, so schrieb die 
Wochenzeitung »Argumenty i 
Fakty« (Nr. 32, August). 


Daraufhin wurde Rußland von 
»Revolten alter Damen« über- 
rollt. Mitte August demonstrier- 
ten Rentner in der Stadt Schela- 
binsk im Ural vor dem Provinz- 
ministerium für Soziale Sicher- 
heit. In Iwanov stellten Veteranen 
Streikposten vor der gesetzgeben- 
den Versammlung auf. In Kursk 
griffen Rentner das Zentrum an, 
in dem die Renten ausgezahlt 
werden. Von einer »angespannten 
Situation« wurde in Krasnoyarsk 
und Syktyvkar berichtet, während 
man in Jekaterinburg, Ufa, Petro- 
zavodsk und Moskau über eine 
»soziale Explosion« ernsthaft be- 
sorgt ist. 


Vor einem Hintergrund stetig sin- 
kender Steuereinnahmen wird im 
Haushalt »gespart«, indem die 
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Sozialausgaben drastisch gekürzt 
werden, vor allem auf Kosten je- 
ner Bevölkerungsschichten, die 
die Regierung für »nutzlos« hält 
und die, so glaubt man, gegen den 
Angriff auf ihre Rechte keinen 
großen Widerstand leisten kön- 
nen. An einigen Stellen hat die 
Wut über die Regierungspolitik 
extreme Formen angenommen. In 
der Woche vom 15. August wurde 


Nach Schätzungen der russichen 
Regierung haben die Schulden 
unter den Unternehmen seit dem 
25. August 112 Billionen Rubel 
(56 Milliarden Dollar) erreicht. 
Das ist fast so viel, wie die gesam- 
ten Staatseinnahmen für das Jahr 
1994 betragen. Eine Bankrottwel- 
le droht acht Millionen Menschen 
bis zum Ende des Jahres arbeits- 
los zu machen. 


Rußland Präsident Boris Jelzin steht vor großen finanziellen 
Problemen, die dazu führen, daß der Westen sich eines Ta- 
ges einem feindseligen Rußland gegenüber sieht. 


ein Personenzug in der sibiri- 
schen Stadt Chita in die Luft ge- 
jagt, was einigen Experten zufol- 
ge ein Sabotageakt gewesen sein 
soll, ein Zeichen des Protestes 
und der Verzweiflung von Seiten 
der Arbeiter, die seit mehreren 
Monaten keinen Lohn mehr be- 
kommen haben. 


Umfangreiche Schließungen und 
Bankrotterklärungen in der russi- 
schen Industrie, die zu wachsen- 
der Arbeitslosigkeit führen wer- 
den, werden sich weiter fortset- 
zen und noch zunehmen. So wird 
das Risiko einer sozialen Explo- 
sion von Beamten in der russi- 
schen Presse mehr und mehr dis- 
kutiert. Zusätzlich zu einer neuer- 
lichen Zahlungskrise in den Un- 
ternehmen hat die Toleranz der 
Arbeiter und Soldaten wegen 
Nichtbezahlung ihrer Löhne die 
Grenze erreicht. 


Diejenigen, die noch arbeiten, be- 
kommen kein Geld. Die Verbind- 
lichkeiten der russischen Firmen 
an ihre Arbeiter haben 3,4 Billio- 
nen Rubel (1,7 Milliarden Dollar) 
erreicht und betreffen mindestens 
33.000 Firmen. Der Rückstand 
stieg allein im Juni den Statistiken 
der russischen Regierung zufol- 
ge, die in der russischen Ausgabe 
der Londoner »Financial Times« 
zitiert wurden, um 16 Prozent. 

In Moskau sind Berichte darüber 
eingegangen, daß einige Atom- 
kraftwerke schließen müssen, 
weil nach der Verordnung von 
Entlassungen im Zusammenhang 
mit der Nichtzahlung der Löhne 
nicht mehr genügend Personal 
vorhanden ist, um sie zu betrei- 
ben, während andere wichtige 
Kraftwerke ab 1. September be- 
streikt werden. 

Am 24. August sagte der Vizepre- 
mierminister Yuri Yarov der Zei- 


tung »Rossiiskiye Vesti«, daß er 
Streiks für die nächste Zeit nicht 
ausschließe sowie Zahlungsfor- 
derungen, denen die Regierung 
nicht nachkommen könne. 


Riesige Fehlmenge 
in der Getreideernte 


Seit dem 5. August versucht eine 
Sonderkommission unter Leitung 
des Ersten Stellvertretenden Pre- 
mierministers Oleg Soskovets die 
innenpolitische Schuldenkrise zu 
beenden, jedoch ohne Erfolg. Am 
17. August erklärte Soskovets: 
»Wir dürfen keine Angst vor 
Konkursen haben«, und er sagte, 
daß der Staat mit Firmen, die 
»den Übergang zu einer Markt- 
wirtschaft« nicht schaffen wür- 
den, hart umgehen werde. Er be- 
zeichnete ein weiteres Absinken 
in der industriellen Produktion als 
»unvermeidlich« und schloß 
Maßnahmen zum Schutz der rus- 
sischen Industrie aus Billigimpor- 
ten aus dem Ausland aus: »Wir 
dürfen uns von einer pseudo-pa- 
triotischen Idee über den Schutz 
unserer Märkte nicht durcheinan- 
derbringen lassen. Der Staat kann 
den Zustrom ausländischer Wa- 
ren nicht aufhalten.« 


Doch fünf Tage später faßte Sos- 
kovets die Möglichkeit von Preis- 
erhöhungen ins Auge und 
schimpfte gegen jene Leute, »die 
der Meinung sind, daß die Bil- 
dung eines Marktes in einem tota- 
len Chaos stattfinden muß«. Am 
25. August wurde von der Regie- 
rung erneut dementiert, daß Preis- 
kontrollen auferlegt würden. 


Anfang dieses Jahres kam es in 
Rußland zu einer drastischen Un- 
terinvestition in der Landwirt- 
schaft. Die Folge davon ist eine 
riesige Fehlmenge in der Getrei- 
deernte. Der Brotpreis ist in den 
letzten Wochen bereits um das 
Doppelte auf ca. 700 Rubel je Ki- 
logramm gestiegen und es wird 
damit gerechnet, daß er zum Be- 
ginn des Winters auf 3000 Rubel 
in die Höhe schießen wird — das 
sind fast zehn Prozent einer Mo- 
natsrente. 


Ein ähnlicher Prozeß - das Ergeb- 
nis einer Entscheidung, um die 
Preise für Brot und Milch zu libe- 
ralisieren — ist in Weißrußland im 
Gange, einer-Republik, die sich 
jetzt in der Gemeinschaft Unab- 
hängiger Staaten (GUS) befindet. 
Die Preiserhöhungen bei Brot und 
Milch haben dort zu geringeren 
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Die Nachkriegszeit der russischen-deutschen Beziehungen 
ist vorbei. Sie wird ersetzt durch eine Periode der Freund- 


schaft und Kooperation. 


Produktionszahlen bei diesen bei- 
den Grundnahrungsmitteln ge- 
führt. Offiziellen Vertretern zu- 
folge ist dies auf die Tatsache zu- 
rückzuführen, daß Ausgleichs- 
zahlungen, mit denen die Auswir- 
kungen der Preiserhöhungen aus- 
geglichen werden sollten, nicht in 
vollem Umfange geleistet worden 
sind. 


Vor den jüngsten Sparmaßnah- 
men hat der russische Arbeitsmi- 
nister bereits festgestellt, daß 24 
Millionen Menschen — das heißt 
16,4 Prozent der Bevölkerung — 
unter der Armutsgrenze leben. 
Ungefähr drei Prozent der Arbei- 
ter bekommen - wenn sie bezahlt 
werden — weniger als 61.600 Ru- 
bel monatlich, während ein 
monatlicher Warenkorb von 19 
Grundnahrungsmitteln 62.100 
Rubel kostet. 


Die ersten Streiks sind Ende Au- 
gust, vor Ende der Sommerferien, 
ausgebrochen. Industrieweite 
Streikdrohungen sind gleichzeitig 
in allen wichtigen Sektoren der 
Wirtschaft aufgetreten: Trans- 
port- und Kommunikationswe- 
sen; Stahlindustrie und Metall- 
sektor; Energiesektor einschließ- 
lich Kohleminen, Ol- und Gasfel- 
der und Atomkraftwerke sowie 
im Rüstungssektor. 


Der Aufruhr droht auch die be- 
waffneten Streitkräfte mit hin- 
einzuziehen. Soldaten und Offi- 
zieren wie Arbeiter bekommen 


ihren Sold erst drei bis vier Mona- 
te später. Oberst Deryugin von 
dem Verband der Militärsoziolo- 
gen berichtete in einem jüngsten 
Artikel, daß Offiziere in den Mili- 
tärdistrikten des Fernen Ostens 
und im Transbaikal mit dem Sold, 
den sie bekommen, nur 25-30 
Prozent ihrer Lebenskosten ab- 
decken können. 


Die Militärzeitung »Krasnaya 
Zvezda« (»Roter Stern«) meinte, 
daß mit Unruhen bei den bewaff- 
neten Streitkräften zu rechnen sei, 
wenn diese Situation anhält. In 
Wladiwostock berichtete »Rossi- 
iski ye Vesti«, daß die Familien 
von Offizieren an der Marineba- 
sis Streikposten aufgestellt hät- 
ten, um rückständigen Lohn ein- 
zufordern. »Krasnaya Zvezda« 
hat Briefe veröffentlicht, in denen 
es heißt: »Wir haben nichts zu 
verlieren und sind zu allem be- 
reit.« 


Am 1. September schlossen sich 
den Millionen, die bereits nach 
ihrem - seit Mai rückständigen — 
Lohn verlangen, Millionen weite- 
rer Arbeiter an, die in unbezahlten 
Zwangssommer-»Urlaub« ge- 
schickt worden waren und sich an 
diesem Tag wieder zur Arbeit zu- 
rückmelden sollten. Der Streik- 
termin 1. September wurde von 
den Arbeitern der gesamten Re- 
gion Norilsk in Nordsibirien und 
in zwei Atomkraftwerken in 
Smolensk und auf der Halbinsel 
Kola ausgegeben. 


William Engdahl 


Mit der Ölwaffe zur Weltmacht — 
Der Weg zur neuen Weltordnung 


400 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-725925-15-6 


Seit gut hundert Jahren bildet Öl den Angelpunkt, 
um den sich die Weltpolitik dreht. Was für den ein- 
zelnen der Brotkorb, ist für Nationen die Energie- 
versorgung. Wer sie kontrolliert, der bestimmt, was 
als ‚„‚Wohlverhalten” gelten und welche „Ordnung” 
die internationalen Beziehungen regeln soll. Der 
Kampf um die „neue Weltordnung” ist schon ein 
Jahrhundert alt. Sie hat uns zwei Weltkriege und 
mit dem sogenannten Versailler System eine Wirt- 
schafts- und Finanzordnung beschert, die für die 
Unterentwicklung weiter Teile der Erde verantwort- 
lich ist. Nun hat sie uns in die schärfste Wirt- 
schaftsdepression dieses Jahrhunderts und an 
den Rand eines neuen ‚Dreißigjährigen Krieges” 
geführt. Das Buch zeigt die diplomatischen, han- 
dels-, wirtschafts- und finanzpolitischen Prozesse 
dahinter auf. Die bekannte Geschichte der letzten 
hundert Jahre erscheint als Ölkrieg um die Welt- 
herrschaft in ganz neuem Licht. 


Mehr-Wissen-Buchdienst 
Lise-Meitner-Str. 11 
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Hintergrund- 
Journal 


Serie konkre- 
ter Bedrohun- 
gen Präsident 
Clintons 


Seit dem Wahlkampf 1992 gab es 
mehr als ein Dutzend offiziell be- 
stätigter Morddrohungen gegen 
Präsident Clinton. damit ist er der 
meistbedrohte US-Präsident seit 
John F. Kennedy. Ein Haßklima 
wird durch die wütenden Ver- 
leumdungen des populistischen 
Predigers Jerry Falwell erzeugt, 
der abstruse Videofilme verbrei- 
tet, in denen Clinton aller mögli- 
chen Verbrechen bezichtigt wird. 
Das gleich gilt für die Talkshows 
des amerikanischen »Radio- 
Goebbels« Rush Limbaugh und 
die Anwürfe des Führers der Ab- 
treibungsgegner (»Operation 
Rescue«), Randall Terry. Zu den 
bekanntgewordenen Morddro- 
hungen zählen: 


20. Oktober 1992: Gary Steven 
Foster (41) aus Chicago wurde 
verhaftet, nachdem er Clinton be- 
droht hatte. Er war in psychiatri- 
scher Behandlung. 


22. Oktober 1992: Edward Car- 
roll (43) aus Nevada, wurde an- 
geklagt, weil er Clinton bedroht 
hatte. Der ehemalige Marinesol- 
dat war psychisch krank. 


25. Februar 1993: Michael Ber- 
nard Shields (28) ein Waffen- 
händler in Virginia Beach, wurde 
in psychiatrische Behandlung 
eingewiesen, weil er gedroht hat- 
te, Clinton umzubringen. Der 
Richter erklärte, Schields sei »be- 
sessen von der Idee, den Präsi- 
denten umzubringen« und »sehr 
gefährlich«. Shields war Mitglied 
der neonazistischen »Nationalen 
Allianz«, die enge Verbindungen 
zum KU-Klux-Klan, der Aryan 
Nation und ähnlichen Gruppen 
hat. Auch Sarah Jane Moore, die 
1974 versuchte, den damaligen 
Präsidenten Ford zu ermorden, 
hatte Verbindungen zur Nationa- 
len Allianz. 


Juli 1993: Matthew Bennett wur- 
dein Woodstock verhaftet, weil er 
Clinton bedrohte. 
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15. Oktober 1993: James Lee Bu- 
chanan (41) aus Kansas City, 
Michigan, wurde zu fünf Jahren 
Gefängnis verurteilt, weil er 
drohte, Clinton zu ermorden. 


November 1993: Ralph Dulaney 
Mason (44) aus Lake City, Mi- 
chigan, wurde zu fünf Jahren Ge- 
fängnis verurteilt, weil er Clinton 
mündlich und schriftlich bedroht 
hatte. 


13. Dezember 1993: David Craig 
Davis (33) aus Great Falls, Vir- 
ginia, wurde verhaftet, weil er 
drohte, Clinton umzubringen. 


Dezember 1993: Larry Peoples 
aus Biloxi, Mississippi, wurde 
vom FBI verhaftet, nachdem er 
Clinton Drohbriefe geschickt 
hatte. Sein Haß gegen Clinton 
wurde durch Rush Limbaughs 
Radiosendungen angestachelt. 

In der Zeit zwischen dem Aussen- 
den des Briefes und seiner Ver- 
haftung hatte er sich eine Pistole 
und eine Fahrkarte nach Was- 
hington, D.C., gekauft. 


Februar 1994: Rollen Frederick 
Stewart aus Orange County, Ka- 
lifornien, wurde inhaftiert, weıl er 
Clintons Leben bedroht hatte. 


23. Februar 1994: Ronald Gene 
Barbour (45) wurde in einer psy- 
chiatrischen Klinik in Orlando, 
Florida, verhaftet, weil er drohte, 
Clinton umzubringen. Man warf 
ihm vor, er habe Clintons Jog- 
ging-Route ausgespäht und sei 
dem Präsidenten bei einem seiner 
morgendlichen Läufe gefolgt. 
Barbour beschrieb sich selbst als 
Fan von Rush Limbaugh. 


3. April 1994: Michael Mower 
(36) aus Dayton, Ohio, tötete sei- 
ne Mutter und sich selbst, nach- 
dem er zwei Polizisten verwundet 
hatte, die seinen Drohungen ge- 
gen den Präsidenten nachgingen. 


22. Juni 1994: Matthew Thomas 
schickte Clinton per Computer ei- 
ne Morddrohung. 


19. Juli 1994: Der US-Geheim- 
dienst beschuldigt Paul Walling 
(46) aus Philadelphia, Clinton be- 
droht zu haben. Er sagte dem 
Geheimdienst, er habe Clinton er- 
schießen wollen, wegen dem, 
»was er dem amerikanischen 
Volk angetan hat, indem er ver- 
suchte, den unbeschränkten 
Schußwaffenbesitz aufzuheben 
... Ich sah Clinton bereits im Fa- 
denkreuz meines Visiers.« 


30. August 1994: Glenn Robert 
Armstrong (26) aus Uxbridge, 
Massachusetts, wurde verhaftet, 
weil er drohte, Präsident Clinton, 
der in Martha’s Vineyard Urlaub 
machte, umzubringen. Bei seiner 
Verhaftung wartete er gerade auf 
eine Fähre nach Martha’s Vi- 
neyard. 


Die Cessna- 
Affäre: gezielte 
»Warnung« an 
Clinton 


Am 12. September raste um 1.49 
Uhr ein einmotoriges Cessna- 
Flugzeug gegen das Weiße Haus. 
Dabei wurde der Pilot Frank Cor- 
der getötet. Bisher ist unerklär- 
lich, wie das von Corder gestohle- 
ne Flugzeug - trotz Radarüberwa- 
chung der Washingtoner Innen- 
stadt - das Weiße Haus überflie- 
gen, auf dem Rasen dort landen 
und unterhalb der Präsidenten- 
wohnung gegen das Gebäude 
prallen konnte. Wegen Renovie- 
rungsarbeiten befanden sich die 
Clintons außerhalb des Weißen 
Hauses. Zwar bestand damit für 
den Präsidenten keine unmittel- 
bare Gefahr, dennoch muß Cor- 
ders Tat als »Signal« für das Maß 
der Gefährdung des Präsidenten 
gesehen werden. 


In jüngster Zeit war Clinton be- 
reits mit einer äußerst ungewöhn- 
lichen Serie von Drohungen kon- 
frontiert. Corders Motive und 
sein Verhalten konnten noch nicht 
ausreichend aufgehellt werden. 
Die Berichte der Medien konzen- 
trieren sich auf seine gescheiterte 
Ehe, Alkoholprobleme, Dro- 
genmißbrauch, Arbeitslosigkeit 
und andere Aspekte seines »Pri- 
vatlebens«. Der Sprecher des für 
Personenschutz zuständigen Se- 
cret Service Carl Meyer betonte, 
daß Corder am medizinischen 
Zentrum für Kriegsversehrte in 
Perry Point, Maryland, psychia- 
trisch behandelt worden war. Es 
kann jedenfalls nicht ausge- 
schlossen werden, daß Corder 
psychologischen Manipulationen 
unterzogen wurde. Es gibt überra- 
schende Parallelen zu John 
Hinckleys Mordversuch an Präsi- 
dent Reagan im März 1981. Auch 
Hinckley war damals in den Me- 
dien als »psychisch instabiler 
Einzeltäter« dargestellt worden. 


North werden 
Lügen und 
Drogenhandel 
vorgeworfen 


Der frühere Nationale Sicher- 
heitsberater Robert McFarlane, 
selbst ein »Insider« des Iran/Con- 
tra-Komplexes von Waffen- und 
Rauschgiftgeschäften, erhob sei- 
ne bisher massivsten Vorwürfe 
gegen Oliver North. Unter Geor- 
ge Bushs Aufsicht leitete North 
im Nationalen Sicherheitsrat die 
direkt kriminellen Aspekte der 
Iran-Contra-Affäre. Bei einem 
Auftritt in der Fernsehsendung 
Sixty Minutes am 11. September 
bezeichnete McFarlane North als 
»heimtückisch« und »abgehalf- 
terten Lügner«. Er sagte, North 
»betrügt die Menschen heute 
genauso, wie in seiner Zeit bei der 
Regierung«. MacFarlane bestä- 
tigte auch, daß George Bush min- 
destens 17 Monate früher von den 
Iran/Contra-Tauschgeschäften Be- 
scheid wußte, als er bisher öffent- 
lich zugab. 1987 schrieb Bush in 
einer Autobiographie, erst im De- 
zember 1986 habe sich ihm die 
»erste wirkliche Chance, einen 
Gesamtüberblick« über die Iran/ 
Contra-Affäre zu erhalten, gebo- 
ten. 


In einem Interview sagte Celerino 
Castillo, ein früherer leitender 
Beamte der Drogenbekämp- 
fungsbehörde (DEA): »North log 
den Kongreß an, er log jeden an, 
er betrog das amerikanische 
Volk.« North gehöre »ins Ge- 
fängnis« und nicht in den Kon- 
greß. Castillo betonte, North habe 
»gegen die Drogengesetze ver- 
stoßen«, wonach es einen schwe- 
ren Gesetzesbruch darstellt, 
»wenn ein US-Beamter erfährt, 
daß Drogen gehandelt werden, 
und dies nicht meldet«. Er be- 
hauptete, »sämtliche« Piloten, die 
North zur Versorgung der Contras 
in Nikaragua einsetzte, seien »als 
Drogenhändler bekannt« gewe- 
sen. Die Contras seien »tiefin den 
Drogenhandel verstrickt« gewe- 
sen. Castillo bedauerte die Tatsa- 
che, daß gegen North »nie wegen 
Rauschgifthandel ermittelt wurde 
... Alles andere wurde untersucht 
... Wenn gegen Oliver North we- 
gen Rauschgifthandel ermittelt 
worden wäre, hätte man mit Si- 
cherheit die Agenten (der DEA) 
in Zentralamerika kontaktiert, die 


. Nachforschungen gegen ihn be- 


trieben und zu denen ich gehörte 
... Die Bevölkerung weiß nicht, 
daß North tief in den Rauschgift- 
handel verstrickt war — seine Or- 
ganisation war tief in den Rausch- 
gifthandel verstrickt. Und er 
wußte, daß diese Männer in den 
Rauschgifthandel verstrickt war- 
en.« 


Castillo sagte, »anscheinend« ha- 
be es eine »Verschwörung zum 
Schutz von North und Bush« ge- 
geben. Als er dem damaligen 
US-Botschafter in El Salvador 
Edwin Corr über den Rauschgift- 
handel der Contras unterrichtete, 
habe dieser ihm geantwortet, »es 
wäre sicherer für Sie, sich aus der 
Untersuchung herauszuhalten«, 
weil er damit Leuten im weißen 
Haus auf die Füße träte. 


Katholische 
Bischöfe gegen 
sewaltsame In- 
vasion Haitis 


In einer ungewöhnlichen gemein- 
samen Erklärung erklärten die 
Vorsitzenden der Bischofskonfe- 
renzen der Vereinigten Staaten, 
Kanadas und der Staaten Lateina- 
merikas am 15. September, sie 
seien »nicht davon überzeugt, daß 
der Einsatz ausländischen Mili- 
tärs zur Wiederherstellung der 
Demokratie in Haiti gegenwärtig 
moralisch gerechtfertigt ist oder 
eine wirkliche Demokratie für das 
haitianische Volk schaffen wird«. 
Statt dessen solle eine Politik der 
nationalen Versöhnung unter den 
Haitianern nach dem Vorbild 
Zentralamerikas, des Nahen 
Osten und Südafrikas gefördert 
werden. Der Erklärung folgte am 
16. September ein Artikel im 
»Osservatore Romano«, der Zei- 
tung des Vatikan, der sich scharf 
gegen eine amerikanische Inva- 
sion in Haiti richtete. 

Die katholische Kirche kennt 
Jean-Bertrand Aristide sehr ge- 
nau. Aristide, ein ehemaliger 
Priester und Anhänger des brasi- 
lianischen Befreiungstheologen 
Leonardo Boff, wurde aus dem 
Salesianer-Orden ausgeschlos- 
sen. In seiner Autobiographie 
schrieb Aristide 1993: »Der 
Vorwurf, ich sei ein, schlechter 
Katholik, hat mit meinem Um- 
gang zu tun ... Ich halte (den) 
Voodoo(-Kult) nicht für unver- 
einbar mit dem christlichen Glau- 


ben ... Orthodoxe Katholiken 
verstehen nicht, daß in den Adern 
des Voodoo christliches Blut 
fließt. Die katholische Kirche, un- 
terstützt von den Konquistadoren 
und Kolonialherren, der Altar im 
Bunde mit der Krone, bekämpfte 
und unterdrückte Voodoo.« D 


Die »Schwulen- 
Lobby« und die 
Haiti-Krise 


Eine der wichtigsten Gruppen, 
die Präsident Clinton in der Hai- 
ti-Frage unter Druck setzen, ist 
die gut organisierte politische 
Lobby der Homosexuellen in den 
USA. Haiti war bis etwa 1986-97, 
als sich AIDS auszubreiten be- 
gann, als »Schwulen-Paradies« 
und Zentrum des Homosexuellen 
Tourismus bekannt. Haiti besaß 
bei homosexuellen Amerikanern 
wegen der niedrigen Preise für 
Sex-»Dienstleistungen« hohe 
Attraktivität. Die Tourismusbran- 
che war weitgehend auf die Wün- 
sche homosexueller Besucher 
ausgerichtet. Investitionen in den 
Sextourismus und ähnliches bil- 
den bis heute die Grundlage der 
Haiti-Verbindungen amerikani- 
scher Homosexueller und beson- 
ders des — hochgradig homo- 
sexuellen - Hollywood-Milieus. 
Letzteres hat sich in den vergan- 
genen zwei Jahren massiv für eine 
amerikanische Invasion nach 
Haiti eingesetzt hatten. Auch muß 
man den immensen Einfluß der 
»Schwulen-Lobby« innerhalb der 
Demokratischen Partei in Rech- 
nung stellen. Nicht weniger als 22 
Prozent der demokratischen Man- 
datsträger in Washington gehören 
dem Gertrude Stein Club an, einer 
politischen Vertretung der Homo- 
sexuellen. DO 


Gingrichs 
Offensive ge- 
gen Clinton 


Dreihundert Kandidaten der Re- 
publikanischen Partei ‚für die 
Wahlen zum Repräsentantenhaus 
am 8. November versammelten 
sich am 27. September unter 
Newt Gingrichs Führung in 
Washington. Gingrich wird gele- 
gentlich wegen seiner anglophi- 


len Ansichten und seines extre- 
men Neoliberalismus als »ameri- 
kanischer Thatcher« bezeichnet. 
Er verkündete einen 10-Punkte- 
»Vertrag mit dem amerikanischen 
Volk«, der populistische, »neo- 
konservative« Demagogie mit 
neoliberalem Wirtschaftsradika- 
lismus verbindet. Ein republika- 
nisch kontrollierter Kongreß wer- 
de in den ersten 100 Tagen die 
Verpflichtung zu einem ausgegli- 
chenen Haushalt in der Verfas- 
sung verankern. An zweiter Stelle 
steht ein drakonisches »Gesetz 
zur Rückgewinnung der Straßen« 
welches die Ausweitung der To- 
desstrafe durch Beschneidung des 
Berufungsrechtes beinhaltet. 
Mehr Gefängnisse sollen gebaut, 
das Bewährungsrecht einge- 
schränkt, der Arbeitseinsatz von 
Strafgefangenen zwecks Scha- 
densersatz eingeführt werden. 
Die Sozialhilfe für die Armen soll 
stark beschnitten werden. In diese 
Rhetorik sind auch einige ver- 
nünftige Vorschläge eingebettet, 
so das Verbot, US-Truppen unter 
UNO-Kommando zu stellen, und 
eine Wiederbelebung der strategi- 
schen Verteidigungsinitiative 
(SD). 


Verhinde- 
rungsfront 
gegen Gesund- 
heitsreform 


Präsident Clintons Bemühungen, 
ein Gesetzespaket zur Gesund- 
heitsreform noch vor den Novem- 
berwahlen durch den Kongreß zu 
bringen, sind gescheitert. Clinton 
und seine Ehefrau Hillary hatten 
das Recht aller Amerikaner auf 
eine angemessene Krankenver- 
sorgung zum Schwerpunkt der In- 
nenpolitik gemacht. Der Präsi- 
dent sieht hierin nicht nur eine 
moralische Herausforderung, 
sondern zudem ein wichtiges In- 
strument, eine eigene politische 
Massenbasis in der amerikani- 
schen Bevölkerung aufzubauen. 
Hinter der offenen Obstruktion 
der Gesundheitsreform seitens 
der Republikaner steht auf strate- 
gischer Ebene die Politik der bri- 
tischen Oligarchie und der 
»Bush-Gruppe« in den Vereinig- 
ten Staaten, mit allen Mitteln 
Clintons Präsidentschaft zu para- 


lysieren. 
Der Mehrheitsführer im Senat 
George Mitchell sagte am 


26. September, die Republikaner 
im Repräsentantenhaus und im 
Senat seien entschlossen, »gegen 
jedes Gesetz zur Gesundheitsre- 
form, gemäßigt oder nicht, über- 
parteilich oder nicht, zu stimmen 
... Obwohl die Republikaner im 
Kongreß in der Minderheit sind, 
haben sie im Senat ein Veto .... Es 
ist daher klar, daß das Gesund- 
heitsreformgesetz in diesem Jahr 
nicht mehr verabschiedet werden 
kann.« Ebenfalls am 26. Septem- 
ber gab Präsident Clinton eine Er- 
klärung ab, in der er sein Bedau- 
ern über die Obstruktion im Kon- 
greß ausdrückt: »Aber wir geben 
unsere Aufgabe, jeden Amerika- 
ner (mit einer Krankenversiche- 
rung) zu versorgen und die Ko- 
sten der Krankenversorgung ein- 
zudämmen, nicht auf... Wir wer- 
den den Kampf gegen die Inter- 
essengruppen, welche 300 Mil- 
lionen Dollar ausgegeben haben, 
um die Gesundheitsreform zu 
verhindern, weiterführen.« 

Mitchell berichtete, daß Mitte 
September die republikanischen 
Kongreßführer »in meiner Anwe- 
senheit Präsident Clinton sagten, 
daß sie in diesem Jahr gegen jedes 
Gesundheitsreformgesetz stim- 
men würden« und damit drohten, 
auch »andere Gesetze, die damit 
in keinem Zusammenhang ste- 
hen, zu Fall zu bringen, falls ein 
Versuch gemacht würde, sie (die 
Gesundheitsreform) zu verab- 
schieden ... Die Ereignisse der 
letzten Woche sind in der Ge- 
schichte des Senats und unserer 
Nation ohne Beispiel.« Im Kon- 
greß wird die Kampagne gegen 
die Gesundheitsreform von neoli- 
beralen Ideologen wie Senator 
Phil Gramm und dem Minder- 
heitssprecher im Repräsentanten- 
haus Newt Gringrich aus Georgia 
angefühtt. Gramm erklärte 
triumphierend, die Gesundheits- 
reform sei »mindestens so tot wie 
Elvis Presley«. Vermittlungsver- 
suche einen modifizierten Re- 
formplan mit »gemäßigten« Re- 
publikanern um Senator John 
Chaffe auszuarbeiten, wurden 
von Gramms Fraktion torpediert. 
Wie Clinton andeutete, wird die 
Kampagne gegen die Gesund- 
heitsreform durch große Wahls- 
penden der Versicherungs- und 
Gesundheitsbranche finanziert. 
Gramm oder andere Gegner der 
Gesundheitsreform haben jeweils 
mehr als eine Million Dollar an 
Wahlkampfspenden von Unter- 
nehmen der Versicherungs- und 
Gesundheitsbranche erhalten, seit 
sie in den Kongreß gewählt wur- 
den. 
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China 


Clinton 
beginnt eine 
neue Ara der 
Beziehungen 


Der amerikanische Handelsminister Ron Brown war vom 
27. August bis 3. September als Sonderrepräsentant von 
Präsident Bill Clinton in Begleitung von 24 Chefs amerikani- 
scher Unternehmen in die Volksrepublik China und nach Hongkong 
gereist. Die Firmenchefs, sagte Brown, erhoffen sich von der Reise ei- 
nen Handel im Wert von 25 Milliarden Dollar. Am 29. August unter- 
zeichnete Brown in Peking einen Handels-Rahmenvertrag mit der 
chinesischen Ministerin für Außenhandel und wirtschaftliche Koo- 


peration, Madame Wu Yi. 


US-Präsident Bill Clinton »hat 
wichtige Signale dafür gesetzt, 
daß wir China als einen kom- 
merziellen Verbündeten und 
Partner betrachten — daß Chinas 
lange Geschichte Achtung ver- 
dient und China hat reagiert«, 
sagte Brown auf einer Pres- 
sekonferenz in Peking. »Eine 
neue Beziehung wird aufge- 
baut.« 


Wieder Verhaftungen 


in Peking 


Nachdem der Kalte Krieg vor- 
über ist, hat Präsident Clinton 
die weltweite »wirtschaftliche 
Sicherheit« zum Eckpfeiler sei- 
ner Außenpolitik gemacht. »Wir 
versuchen in der Handelsdiplo- 
matie eine Führung zu bieten. 
Unsere nationale Sicherheit ist 
mit unserer wirschaftlichen 
Sicherheit unauflösbar verbun- 
den. Indem wir amerikanische 
und chinesische Firmen zusam- 
menbringen und den Kurs der 
Handelsdiplomatie einschlagen, 
wollen wir den Boden für eine 
neue Ara der Kooperation, des 
Wachstums und des Fortschritts 
bereiten.« 


Trotz der Geste der Freund- 
schaft, die aus Clintons Ent- 
scheidung im Mai stammt, der 
Verbindung zwischen den 
Menschenrechten und dem Han- 
del ein Ende zu setzen und 
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Chinas Status der am meisten 
begünstigten Nation (MFN) zu 
erneuern, bestand Peking jedoch 
auch darauf, sein kommunisti- 
sches Gesicht zu zeigen. Als 
Brown am 27. August eintraf, 
nahm die Polizei der 
Volksrepublik China Wang Dan, 
einen Studentenführer von den 
Demokratiedemonstrationen des 
Jahres 1989 am Tiananmen- 
Platz für 12 Stunden in 
Gewahrsam, setzte ihn wieder 
auf freien Fuß und verhaftete ihn 
erneut am 31. August. 


Premierminister Li Peng kün- 
digte am 31. August auch an, 
daß Peking die bevorstehende 
Antipopulationskonferenz der 
UNO in Kairo für »sehr wich- 
tig« halte. China, sagte er, würde 
eine hochrangige Delegation 
entsenden und wies darauf hin, 
daß Pekings Politik von ein Kind 
pro Familie »ein großer Erfolg 
gewesen ist«. 


Doch Brown konnte sowohl mit 
Präsident Jian Zemin als auch 
Premierminister Li Peng zusam- 
mentreffen, einen eventuellen 
Besuch Clintons in China disku- 
tieren und ankündigen, daß 
China und die Vereinigten 
Staaten ihre Menschenrechts- 
verhandlung im September wie- 
der aufnehmen werden, wenn 
der chinesische Außenminister 
Qian Qichen zu einer UNO- 
Generalversammlung in den 


Vereinigten Staaten weilt. »Die 
Ankündigung, daß der Dialog 
wieder aufgenommen wird, isı 
ein sehr, sehr positives Zei- 
chen«, sagte Brown. 


Die Briten 
isolieren 


In Kommentaren wird die Mei- 
nung vertreten, daß die Aktionen 
des Präsidenten und die Browns 
genau das sind, was Amerika in 
einer schwierigen Situation tun 
muß. Der Schlüssel ist, daß die 
Vereinigten Staaten und die 
Regierung von Großbritannien 
über China völlig verschiedener 
Meinung sind. 


Die Politik der britischen Re- 
gierung ist für einen Bürgerkrieg 
in China, sobald Deng Xiaoping, 
der vor kurzem seinen 90. 
Geburtstag feierte, gestorben ist. 


Dies geht aus einem Artikel von 
Gerald Segal in der Juni-Aus- 
gabe von »Foreign Affairs« mit 
dem Titel »China’s Changing 
Shape« hervor. Segal ist der 
Direktor des Londoner Instituts 
für Strategische Studien für den 
Bereich China und er fordert die 
blutige Teilung des Landes. 


»Die Briten wollen einen 
Bürgerkrieg in China als Teil 
ihrer Zerstörungspolitik Asiens. 
Sie versuchen natürlich mit Hilfe 
Hongkongs China zu destabilisie- 
ren und es auszuplündern«, 
schreibt er. 


Clinton hat stattdessen eine völ- 
lig neue Politik eingeführt: Er 
benutzt amerikanische Techno- 
logie, um China weiterzuent- 
wickeln. »Die amerikanische 
Politik ıst für eine friedliche 
wirtschaftliche Entwicklung 
Chinas durch Wirtschaftsko- 
operation«, sagte er. »Das heißt, 
die Menschenrechte werden im 
Kontext eines positiven Themas 
-— der Weiterentwicklung - 
besprochen.« 


Das zeigt eine vollständige 
Wende in der US-Politik im 
Vergleich zu dem Unsinn von 
George Bush, der die Herrscher 
in Peking unterstützte — wie 
auch die Unterstützung des 
Blutbades am Tiananmen-Platz 
durch Henry Kissinger -, 
während gleichzeitig das chine- 
sische Volk in größter Armut 
gehalten wurde. Der Schlüssel 
ist, daß Clinton beschlossen hat, 


die »Freihandelspolitik« der 
Briten in China über Bord zu 
werfen — ein Geschäft mit 
Billigarbeitskräften, bei dem 
auch Kissingers Beraterfirma 
Kissinger Associates und ande- 
re Bush-Freunde so viel bluti- 
ges Geld verdient haben. 


Geschäfte mit 
Billigwaren. 


Die Erklärungen, die Brown vor 
und während seiner Reise abgab, 
bestätigen die Regierungsbe- 
richte, daß Clinton und Brown 
die von den Briten befürwortete 
Politik der Billigarbeitskräfte in 
den besonderen Wirtschaftszo- 
nen (SEZ) über Bord werfen 
wollen, die Peking auf Verlan- 
gen von London und der Welt- 
bank bis vor kurzem verfolgte. 


Bei den SEZ handelt es sich um 
Werke mit geringer Techno- 
logie, die »China nur für Sour- 
cing-Zwecke benutzen,« das 
Land mit Billigarbeitskräften 
und Rohstoffen ausplündern und 
meistens Billigwaren für den 
Export von China zurück in die 
Vereinigten Staaten produzie- 
ren. Das senkt nicht nur die 
Löhne in China, sondern auch in 
den USA, sagte er. 


Mit der Brown-Mission, so sagte 
der Vertreter Clintons, sollen die 
amerikanischen Investitionen in 
China in große Infrastruktur- 
projekte gelenkt und amerikani- 
sche High-Tech-Exporte nach 
China propagiert werden. Die 
Delegation, sagte er, »besteht im 
wesentlichen aus verschiedenen 
amerikanischen Exporteuren 
einschließlich High-Tech, die in 
den Vereinigten Staaten Dinge 
produzieren wie schwere In- 
vestitionsgüter — die dort Ar- 
beitsplätze schaffen — und die 
die Chinesen kaufen sollen«. 


Wie ein Vertreter aus Peking der 
Hongkonger Zeitung »Juang 
Chiao Ching« sagte, hat sich die 
Regierung Clinton einem inter- 
nationalen Schritt, »Großbritan- 
nien zu isolieren«, angeschlos- 
sen. Das Wichtigste an Li Pengs 
jüngster Reise nach Deut- 
schland, sagte er, war die Schaf- 
fung einer »neuen Politik und 
strategischer Vereinbarungen«. 
Dazu gehören der Dialog und 
die Kooperation mit den Ver- 
einigten Staaten, wobei die neue 
chinesisch-deutsche Partner- 
schaft als Beispiel verwendet 


David Rockefeller (links) 
und sein engster Berater, 
der ehemalige US-Außen- 
minister Henry Kissinger. 


wird, um »die USA aufzuhal- 
ten, Großbritannien zu isolieren 
und Frankreich zu beeinflus- 
sen«, und freundschaftliche 
Beziehungen zu Osteuropa zu 
hegen. 


Deutschland, betonte er, »war 
hinsichtlich High-Tech-Exporten 
nach China am offensten« und 
Ling Peng hat seinen Besuch 
Deutschlands »geschickt« ge- 
wählt, so daß er mit Clintons 
Deutschlandreise in der darauf- 
folgenden Woche praktisch zu- 
sammenfiel; damit brachte er 
China in Clintons Augen mit den 
freundschaftlichen Beziehungen 
zwischen den Vereinigten Staaten 
und Deutschland in Verbindung. 


Clinton wirft 
Laissez-faire über Bord 


In Treffen mit Präsident Jiang 
Zemin und Li Peng wurde eine 
eventuelle Chinareise Clintons 
sowie weitere »Besuche hoch- 


rangiger Vertreter sowohl 
Chinas als auch der Vereinigten 
Staaten besprochen«, sagte 


Brown. Er überbrachte Jiang 
ein Schreiben von Präsident 
Clinton, das, so sagte er, »mehr 
war als nur der Ausdruck von 
Goodwill; die Bedeutung unse- 
rer Beziehungen und die Bedeu- 
tung unserer Mission wird darin 


als etwas sehr Wichtiges heraus- 
gestellt«. 


Was möglicherweise am aller- 
wichtigsten war, sagte Brown 
am 29, August, ist die Tatsache, 
daß Clinton »eine zwölfjährige 
Tradition der Laissez-faire- 
Regierung über Bord geworfen 
hat«, um mit der finanziellen 
Unterstützung von der US- 
Export-Import Bank und ande- 
ren US-Regierungsressourcen 
für US-Exporteure auf dem 
Weltmarkt zu kämpfen. 


»Wir bemühen uns, mehr zu tun 
als einfach nur sicherzustellen, 
daß amerikanische Firmen ein 
angemessenes Spielfeld auf der 
Welt finden«, sagte Brown der 
amerikanischen Handelskammer 
in Peking. »Wir sind auch 
bemüht zu spielen, um zu 
gewinnen.« Er bezog sich damit 
auf die Freihandelspolitik von 
Bush, die als »angemessenes 
Spielfeld« bezeichnet wurde und 
unter der sich Washington jahre- 
lang darauf konzentrierte, die 
Schutzzölle und andere erforder- 
liche Marktstrukturen von 
Amerikas Handelspartnern mit 
den Füßen zu treten, während 
die amerikanische Industrie und 
die amerikanischen Arbeits- 
kräfte auf dem Weltmarkt völlig 
ungeschützt blieben. Das hat 
zum Zusammenbruch des Lohn- 
niveaus in Amerika geführt und 
Amerikas Handelspartner auf 
der ganzen Welt ärmer gemacht. 


Stattdessen, sagte Brown, »muß 
Asien in unserem künftigen 


Wachstum eine zentrale Rolle 
spielen, wenn wir Amerikas 
Weltführung in das nächste 
Jahrhundert hinüberretten wol- 
len. Die amerikanische Regie- 
rung spielt jetzt für sie eine akti- 
ve Rolle.« 


Vor seiner Abreise gab Brown in 
Washington an, daß die Export- 
Import-Bank in Asien mehr ein- 
gesetzt werden wird. »Wir wer- 
den mit Ken Brody und seinem 
Team bei der Exim-Bank weiter- 
hin sehr eng zusammenarbeiten. 


Milliarden-Geschäfte 


für die USA 


Sie haben ein hohes Maß an 
Flexibilität gezeigt und offenge- 
standen wären viele dieser 
Transaktionen nicht zustandege- 
kommen, wenn die Exim-Bank 
unsere Finanzpakete nicht ver- 
bessert hätte«, sagte er. «Ich 
denke, die Chinesen würden 
sehr gerne mehr Geschäfte mit 
den Vereinigten Staaten 
machen. Der Marktanteil unse- 
rer Geschäfte mit China liegt bei 
zehn Prozent. Meiner Meinung 
nach ist das viel zu niedrig. Wir 
sollten viel mehr mit China 
machen. Wie Sie wissen, haben 
Präsident Francois Mitterrand 
und Kanzler Helmut Kohl viel 
beachtete Reisen nach China 
unternommen, um die Handels- 
interessen der französischen und 
deutschen Wirtschaft und 
Industrie zu verbessern. Wir 
wollen ein Signal setzen, daß 
wir in Wettbewerb treten werden 


und daß wir auf aggressive 
Weise in Wettbewerb treten 
werden.« 


»Die USA hinken auf dem chi- 
nesischen Markt hinterher, 
besonders bei der Infrastruktur. 
Bei dieser Mission liegt der 
Schwerpunkt auf der Infra- 
struktur. Bei der Auswahl der 24 
Firmen, die an der Mission teil- 
nehmen, wählten wir aus den 
Bereichen Telekommunikation, 
Transport und Energieerzeu- 
gung. Wir sind enttäuscht über 
das Ausmaß der amerikanischen 
Beteiligung an diesen Infra- 
strukturprojekten. Bis zum Jahr 
2000 werden mehrere Hundert 
Milliarden Dollar für Infra- 
struktur und Entwicklung ausge- 
geben. Ich bin sicher daran inter- 
essiert, daß sich amerikanische 
Firmen sehr stark an diesen 
Infrastrukturprojekten beteili- 
gen; das ist eindeutig eines der 
Ziele der Mission.« 


Am 30. August sagte Brown, 
seine Delegation habe bereits 
Verträge im Wert von fünf Mil- 
liarden Dollar unterzeichnet. 
Dazu gehört die Energy Corpo- 
ration, die in China in Partner- 
schaft mit der Lippo-Gruppe in 
Hongkong für eine Milliarde 
Dollar ein Kraftwerk bauen 
wird; die Wing-Gruppe, die ein 
weiteres Kraftwerk für zwei 
Milliarden Dollar bauen wird 
und Westinghouse, die ein 
Kraftwerk in Peking verbessern 
werden und mit der Shanghai 
Electric Equipment Corporation 
ein Joint-Venture bilden werden, 
um Bauteile für die Energie- 
erzeugung herzustellen. Der 
Kommunikationsriese Pitney 
Bowes hat einen Vertrag über 
Ausstattung für Postämter unter- 
zeichnet und IBM unterzeichne- 
te einen Vertragsentwurf für 
Computer und Telekommunika- 
tion und es wird auch erwartet, 
daß General Electric, Chrysler 
und TRW umfangreiche Ver- 
träge unterzeichnen werden. 
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China 


USA betrei- 
ben eine 
widersprüch- 
liche Politik 


Die Regierung Clinton verfolgt in ihren Diskussionen mit China 
zwei getrennte wirtschaftspolitische Richtungen, die möglicher- 
weise in direktem Widerspruch zueinander stehen. Die eine 
Richtung, die vom Internationalen Währungsfonds (IWF) und 
der Trilateralen Kommission — dem politischen Verband des an- 
glo-amerikanischen Bankenestablishments — stammt, besteht 
darauf, daß China der radikalen Freihandels-»Schocktherapie« 
unterworfen wird, wobei der Wiederbeitritt Pekings zum Allge- 
meinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT) als Druckmittel 


benutzt wird. 


Gleichzeitig hat jedoch Präsident 
Bill Clinton in Einklang mit den 
jüngsten chinesisch-deutschen 
Vereinbarungen zwischen Pre- 
mierminister Li Peng und Bun- 
deskanzler Helmut Kohl im Juli 
Schritte unternommen, um ameri- 
kanische Investitionen in China in 
wichtige _Infrastrukturprojekte 
und die Schwerindustrie zu len- 
ken. Zu diesem Zweck entsandte 
Clinton Handelsminister Ron 
Brown am 27. August nach Pe- 
king. Brown ist das erste Kabi- 
nettsmitglied, das China besuch- 
te, seit Clinton dem Land den Sta- 
tus der am meisten begünstigten 
Nation (Most Favored Nation 
MFN) zugesprochen hat und er 
kam als ein persönlicher Reprä- 
sentant des Präsidenten mit des- 
sen Flugzeug und 25 Führungs- 
kräften der amerikanischen In- 
dustrie. 


Quelle billiger 
Arbeitskräfte 


Browns Mission in China, so sag- 
te ein Informant, besteht darin, 
amerikanische Firmen von den 
Billigarbeitskräfte-Industrien der 
besonderen Freihandels-Wirt- 
schaftszonen in der Küstenregion 
und den technologiearmen Fir- 
men, die »China nur als Quelle« 
für billige Arbeitskräfte und Roh- 
stoffe benutzen, wegzuführen. 
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Stattdessen, so der Informant, 
handelt es sich bei den Mitglie- 
dern der Brown-Delegation 
»prinzipiell um US-Exporteure 
aller Art, einschließlich High- 
Tech, die in den Vereinigten Staa- 
ten Dinge wie schwere Investi- 
tionsgüter herstellen — die in den 
USA Arbeitsplätze schaffen — 
und die wir den Chinesen verkau- 
fen wollen«. 


Einige im engen Umkreis von 
Clinton, so sagte er, sind sich dar- 
über im klaren, daß es China und 
Amerika schadet, wenn China als 
Pool für Billigarbeitskräfte be- 
nutzt wird und sie meinen, daß die 
Vereinigten Staaten ihre Bestim- 
mungen ändern und den Export 
von friedlicher Atomkraft zum 
Aufbau Chinas genehmigen soll- 
ten — sonst »werden es die Fran- 
zosen und die Deutschen tun«. 

US-Exporteure sind beispielswei- 
se sehr interessiert daran, eine 
Hochgeschwindigkeitsbahn in 
China zu bauen, sagte er. »Mit 
dem Schwinden von COCOM 
und anderen Verboten gegen 
Technologie, wollen wir neue 


Die amerikanische Außenpolitik von Außenminister Warren 
M. Christopher gegenüber China ist noch voller weitrei- 
chender Widersprüche. 


Die besonderen Wirtschaftszonen 
(SEZ) exportieren alles, was sie 
herstellen und werfen es zu Bil- 
ligstpreisen auf den amerikani- 
schen Markt, was die amerikani- 
schen Löhne unter Druck setzt 
und das amerikanische Handels- 
defizit mit China nur noch er- 
höht. 


Richtlinien darüber entwickeln, 
was China kaufen will. Wir haben 
die Schleusentore noch nicht ge- 
öffnet, doch es gibt Bestrebun- 
gen, China als einen sehr bedeu- 
tenden Markt für amerikanische 
Waren, einschließlich Technolo- 
gie und Investitionsgüter, zu be- 
handeln.« 


Der amerikanische Handelsreprä- 
sentant Mickey Kantor hat die Po- 
litik der Trilateralen Kommission 
für China durch den stellvertre- 
tenden amerikanischen Handels- 
repräsentanten Charlene Bar- 
shefsky vorangebracht. Bar- 
shefsky hat Peking Ende Juli kurz 
vor dem GATT-Treffen »Working 
Party on China«, das am 29. Juli 
begann, besucht. Er wiederholte 
die US-Politik, die auf dem 
vorhergehenden GATT-Treffen 
»Working Party on China« zum 
ersten Mal angekündigt worden 
war, bei dem die Vereinigten 
Staaten plötzlich darauf pochten, 
daß China GATT als ein Indu- 
strieland und nicht als ein 
Schwellenland beitreten solle. 


Kantors 
trilateraler Ansatz 


Dieser Unterschied ist der 
Schlüssel. GATT-Bestimmungen 
erlauben es den Schwellenlän- 
dern, verschiedene Schutzmaß- 
nahmen über mehrere Jahre hin- 
weg auslaufen zu lassen. Selbst 
solche verzögerten Maßnahmen — 
dies muß betont werden — haben 
die Volkswirtschaften vieler 
Länder, darunter Mexiko, durch 
langsame Strangulierung anstel- 
le von direkter Enthauptung, zer- 
stört. Doch langsame Strangulie- 
rung ist den westlichen Banken 
inzwischen scheinbar nicht mehr 
ausreichend, denn sie sind sich 
des bevorstehenden Zusammen- 
bruchs der von Derivaten gesenk- 
ten Finanzspekulationen im west- 
lichen Bankensystem bewußt und 
fordern ihr Recht auf Plünde- 
rung. 


China ist 
ein Exportriese 


Es sind zwei Gründe, warum 
Barshefsky und die amerikani- 
schen GATT-Unterhändler China 
als »Industrieland« bezeichnen 
wollen. »China ist ein Exportrie- 
se. Es ist sicher nicht global ein 
Schwellenland«, sagte Barshefs- 
ky der Presse. Chinas Außenhan- 
delsumsatz beträgt 200 Milliar- 
den Dollar pro Jahr, was ihm den 
11. Platz weltweit einräumt. Doch 
wie die mit Peking verbundene 
Hongkonger Publikation »Zhong- 
guo Tongxun She« am 29. Juli 
schrieb: »Die internationalen Or- 
ganisationen benutzen immer das 
pro Kopf BSP und nie eine abso- 
lute Zahl in einem einzelnen 
Wirtschaftssektor, um die Volks- 


wirtschaft eines Landes zu mes- 
sen.« 

Abgesehen von dieser Tatsache 
ist es selbstverständlich, daß fast 
die gesamten chinesischen Ex- 
porte aus Textilien, Spielzeug und 
ähnlichen Billigarbeitsprodukten 
bestehen — also kaum ein Faktor 
für ein Industrieland. Der noch 
abwegigere Grund, der genannt 
wird, um China als Industrieland 
zu behandeln, ist die neue Ab- 
rechnungsmethode des IWF, die 
im Frühjahr 1993 eingeführt wur- 
de und Kaufkraftparität (PPP) 
heißt. Indem sie darauf bestan- 
den, daß die Waren und Dienstlei- 
stungen zu Weltpreisen bewertet 
werden und zwar ungeachtet des 
primitiven Lebens- und Produk- 
tionsstandes der großen Mehrheit 
von Chinas Bauern und ungeach- 
tet der 150 bis 250 Millionen ar- 
beitslosen Bauern, die durch die 
Ausbeutungsbetriebe der SEZ re- 
cycelt werden, hat der IWF ein- 
fach erklärt, daß Chinas Volks- 
wirtschaft drei Mal so groß ist. 
Über Nacht wurde China zur 
drittgrößten Volkswirtschaft der 
Welt anstatt der zehntgrößten. 


Dieser statistische Betrug war der 
Kern des Berichts der Trilateralen 
Kommission vom Mai 1994 mit 
dem Titel »Ein aufstrebendes 
China in einer Welt der Unab- 
hängigkeit«, in dem es heißt, daß 
China deshalb alle GATT-Forde- 
rungen erfüllen muß, die für Indu- 
strieländer gelten. 


Wie es in dem gleichen Artikel in 
»Zhongguo Tongxun She« richtig 
heißt: »China würde den Bestim- 
mungen der internationalen Zah- 
lungsbilanz unterliegen, alle zoll- 
freien Maßnahmen abschaffen 
einschließlich solcher Schutz- 
maßnahmen wie Importuntersu- 
chungen und die Importgeneh- 
migungs- und Quotensysteme 
und seine Banken und Versiche- 
rungen, Luft- und Seetransport, 
Hafen und Telekommunikations- 
sektoren und seine Märkte für 
Agrarprodukte öffnen. Dies war 
ein Versuch, um China dazu zu 
bringen, seine nationale Industrie 
als Gegenleistung für eine gewo- 
gene Stimme seitens der Verei- 
nigten Staaten zu opfern.« 


Akzeptieren 
oder nicht 


Obwohl die chinesische Regie- 
rung immer noch an der Illusion 
festhält, daß GATT und die Welt- 
handelsorganisation — die im 


nächsten Jahr gegründet werden 
soll — nützliche Organisationen 
sind, denen China beitreten sollte, 
lehnen die chinesischen Vertreter 
die Schocktherapie-Forderungen 
der Trilateralen Kommission und 
ihrer Verfechter in Washington ei- 
sern ab. 


»China wird seinen GATT-Signa- 
tarstatus nicht um jeden Preis 
wiederherstellen und es wird die 
fundamentalen Interessen des 
Staates für den Wiedereintritt 
nicht verschachern. China hofft, 
daß die Vereinigten Staaten einen 
realistischen Standpunkt einneh- 
men werden,« sagte Wu Yi, P. 
R.C. Minister für Außenhandel 
und wirtschaftliche Kooperation 
dem amerikanischen Undersecre- 
tary of Commerce Jeffrey Garten 
am 19. Juli. 


Li Zhongzhou, der Generaldirek- 
tor für internationale Beziehun- 
gen unter Minister Wu, sagte der 
Presse gegenüber, daß das Vor- 
schlagspaket, das China auf dem 
GATT-Treffen am 29. Juli präsen- 
tieren werde, ein endgültiger Vor- 
schlag sei und daß »GATT es ak- 
zeptieren könne oder nicht«. 
Wenn GATT ablehnt, sagte er, 
»würden wir unsere Wirtschafts- 
reformen nach unserem eigenen 
Plan und in unserem eigenen In- 
teresse fortsetzen«. 

Minister Wu sagte Garten auch, 
wenn Chinas Beitritt zu GATT in 
dieser letzten Minute verhindert 
würde, »wären seine Bemühun- 
gen in den letzten acht Jahren völ- 
lig umsonst gewesen und alle 
eingegangenen Verpflichtungen 
würden ungültig«. 


Die andere Richtung — 
wirkliche Entwicklung? 


Garten war für die Warnung nicht 
unempfänglich. Im Gegensatz zu 
Barshefsky war er in China, um 
den Besuch von Handelsminister 
Brown im Auftrag des Präsiden- 
ten am 27. August vorzubereiten 
und nicht um Peking mit IWF-Be- 
dingungen zu drohen. Wie Agen- 
ce France Press am 20. Juli be- 
richtete, konzentrierten sich Gar- 
tens Gespräche mit Minister Wu 
auf ein Potential von amerika- 
nisch-chinesischen Verträgen in 
Höhe von ungefähr sechs Milliar- 
den Dollar — vor allem in den Be- 
reichen Energieerzeugung, Tele- 
kommunikation und Transport, 
was die amerikanischen Exporte 
um zwei bis drei Milliarden Dol- 
lar in die Höhe treiben würde. 


Brown wird wahrscheinlich die 
Wiederaufnahme von US-Versi- 
cherungen und Krediten an US- 
Exporteure nach China unter der 
Overseas Private Investment 
Corp. (OPIC) and Trade Develop- 
ment Agency ankündigen. Diese 
Programme waren nach dem 
Blutbad auf dem Tiananmen- 
Platz im Jahre 1989 ausgesetzt 
worden. 


Die Vereinigten Staaten müssen 
in »Chinas kompetitivem 
Schlachtfeld« kooperativer sein, 
sagte Garten der Agence France 
Press. »Ich glaube nicht, daß sich 
amerikanische Firmen dieser 
Wettbewerbsstufe in Bezug auf 
Technologie und Unterstützung 
durch viele Regierungen in Form 
von Exportfinanzierung im Wert 
von mehreren Millionen Dollar 
irgendwo sonst gegenübersa- 
hen.« 


Peking seinerseits hat in den ver- 
gangenen Monaten mehrere neue 
politische Richtlinien angekün- 
digt, die darauf hinweisen, daß 
man die Reformen weg von den 
Exportzonen mit Billigarbeits- 
kräften und in Richtung ernsthaf- 
te Programme zum Wiederaufbau 
stagnierender oder zusammen- 
brechender Industriezweige des 
Landes und Infrastruktur im Lan- 
desinneren ändern möchte. Pre- 
mierminister Li Peng sagte nach 
seiner Rückkehr von seiner Reise 
nach Deutschland, auf der Verein- 
barungen für eine umfassende in- 
frastrukturelle Entwicklung und 
wissenschaftliche Zusammenar- 
beit getroffen wurden, daß die 
chinesisch-deutschen Beziehun- 
gen »einen großen Rahmen für 
Chinas Politik in Bezug auf West- 
europa und die osteuropäischen 
Länder für das 21. Jahrhundert« 
darstellen. 


Die amtliche »China Daily« be- 
gann ihren Leitartikel vom 28. 
Juli: »China beabsichtigt in die- 
sem Jahr neue politische Richtli- 
nien festzulegen, um ausländi- 
sche Investitionen von spekulati- 
ven Bereichen wie Immobilien 
wegzulenken und in infrastruk- 
tur- und technologieintensive 
Sektoren hineinzulenken.« 


Das Ministerium für Außenhan- 
del und wirtschaftliche Koopera- 
tion bereitet einen neuen »einst- 
weiligen nationalen Investment- 
führer« vor und kündigte auch 
Einschränkungen gegen die »Be- 
teiligung ausländischen Kapitals 
in Handels- und Geschäftsberei- 


chen an, in denen die inländi- 
schen produktiven Kräfte den in- 
ländischen Bedarf gedeckt ha- 
ben«. Das sind genau die 
Schutzmaßnahmen, die die IWF/ 
GATT-Unterhändler eliminieren 
wollen. 


Eine dramatische 
Wende 


Die Entsendung von Handelsmi- 
nister Brown durch Clinton dürfte 
allerdings Pekings Wende in 
Richtung produktive Investitio- 
nen unterstützen. Die Ankündi- 
gung von Browns Mission folgt 
kurz nach der dramatischen Wen- 
de in der US-Politik, die im Juli 
von Clinton auf seinem Deutsch- 
landbesuch angekündigt worden 
ist. Der Präsident verkündete eine 
»einzigartige Beziehung« zwi- 
schen den Vereinigten Staaten 
und Deutschland und öffnete die 
Tore für Infrastrukturentwick- 
lungsprogramme in Ost- und 
Westeuropa mit Schwerpunkt auf 
die Hochgeschwindigkeitbahn- 
verbindungen über den Konti- 
nent. Kanzler Kohl hatte gerade 
erfolgreiche Verhandlungen mit 
Premierminister Li Peng über die 
deutsche Beteiligung an Infra- 
strukturentwicklungsprojekten in 
China abgeschlossen, darunter 
der Wiederaufbau und die Erwei- 
terung von Eisenbahnlinien ent- 
lang der alten Seidenstraße über 
den ganzenKontinent. 

Es ist genau diese mögliche Zu- 
sammenarbeit zwischen amerika- 
nischer und deutscher Industrie 
bei der Entwicklung von vor al- 
lem Rußland und China, die die 
britischen Bankinteressen um je- 
den Preis verhindern wollen. 
Wenn Präsident Clinton eine 
solch transkontinentale Entwick- 
lungsstrategie verfolgt, Kann er 
gleichzeitig dem Einfluß von 
IWF/Trilateraler Kommission in- 
nerhalb seiner eigenen Regierung 
entgegentreten, die China die 
gleiche Schocktherapie- und 
Plünderungspolitik auferlegen 
wollen wie jene, durch die die 
Volkswirtschaften Rußlands und 
Osteuropas bereits zerstört wor- 
den sind. Sich von dieser Bush- 
Politik zu befreien wäre genauso 
begrüßenswert wie erforder- 


lich. Oo 


Taiwan 


Politische 
Szene ähnelt 
einem Zoo 


Taiwan ist wirklich ein bemerkenswerter Ort: Eine kleine Insel 
mit 20 Millionen Menschen, die sich in 45 Jahren von Dritte- 
Welt-Bedingungen - man sollte sich daran erinnern, daß dies ein 
maoistischer Begriff ist - zu einer High-Tech- und wissenschaft- 


lich orientierten Nation entwickelt hat. 


Taiwans Entwicklung ist nicht auf 
ein Wunder zurückzuführen, son- 
dern auf vernünftige, wirtschaftli- 
che Prinzipien, die in Kombina- 
tion mit einer Menge harter Ar- 
beit angewendet worden sind. Es 
ist eine gute Fallstudie dafür, was 
getan werden kann, denn die ein- 
zige natürliche Quelle, die Tai- 
wan besitzt, sind seine Menschen. 


Für Asien und insbesondere für 
das Mutterland China, das die 
gleiche Sprache und Kultur teilt, 
kann und muß diese erfolgreiche 
Erfahrung wirtschaftlicher Ent- 
wicklung in der unmittelbaren 
Zukunft eine Schlüsselrolle spie- 
len. In dem hier veröffentlichten 
Beitrag werden Sie Sorgen und 
Warnungen über die derzeitige 
Situation in Taiwan lesen. Diese 
Sorgen sind wohlbegründet. 


Politische 
Streitereien 


Die politische Szene in Taiwan 
heute ähnelt einem Zoo. Häufig 
kämpfen Mitglieder der National- 
versammlung und des legislati- 
ven Yuan (Parlament) physisch 
miteinander wie kleine Kinder, 
wobei sie ihre Fäuste benutzen 
und alles, was gerade zur Hand 
ist, vom Mikrofon bis zu den 
Tomaten, die zu diesem Zweck 
mitgebracht worden sind. Diese 
Faustkämpfe werden meistens 
von der Demokratischen Progres- 
siven Partei (DPP) über alberne 
Dinge begonnen und werden von 
den Medien weithin verbreitet. 
Fast täglich kommt es vor dem 
Parlament zu Demonstrationen 
über jedes nur denkbare Thema — 
gegen Atomkraft, für die Verbes- 
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serung der Altersrenten, für die 
Rechte der Taxifahrer und so wei- 
ter —. Die meisten dieser Demon- 
strationen werden auch von der 
DPP in Gang gesetzt. 


Außerdem ist die Unabhängigkeit 
Taiwans die wichtigste politische 
Plattform der DPP. Neben dem 
Appell an die kleinliche Selbst- 
sucht - »Uns geht es jetzt sehr gut 
und die Armut Chinas wird uns 
hinunterziehen« — wird die Idee 
eines falschen »ethnischen« Un- 
terschiedes zwischen Taiwanesen 
und Chinesen propagiert. Und 
während Präsident Lee Tung-hui, 
ein Taiwanese, an der Oberfläche 
die traditionelle Politik der herr- 
schenden Kuomintang-Partei zu- 
gunsten der Wiedervereinigung 
Taiwans mit dem Mutterland Chi- 


Taiwan, seit dem Jahr 1949 Sitz der Chinesischen National- 
regierung, ist das ertragreichste Agrargebiet ganz Südost- 
asiens. 


na aufrechterhalten hat, gehen in 
Wirklichkeit alle seine Aktionen 
extern wie intern in Richtung ei- 
nes unabhängigen Taiwan. 


Die Korruption 
nimmt überhand 


Diese Entwicklung ist sehr ge- 
fährlich, da das Mutterland China 
nicht zulassen wird, daß Taiwan 
unabhängig wird und es hat in 
sehr harten und eindeutigen Er- 
klärungen wiederholt gesagt, daß 
ein solcher Schritt eine sofortige 
militärische Intervention auslö- 
sen würde. 


Die Korruption nimmt überhand. 
Allein in diesem Jahr wurden 404 
regional gewählte Vertreter — vor 
allem von der Kuomintang — im 
Zusammenhang mit den Ende 
1993 abgehaltenen Wahlen des 
Wahlbetrugs beschuldigt. Drei- 
undzwanzig dieser Vertreter wur- 
den bereits verurteilt und zu Ge- 
fängnisstrafen von bis zu 50 Mo- 
naten verurteilt. 


Unter diesen Umständen wird die 
Verfassung, die auf den Ideen von 
Dr. Sun Yat-sen basiert und im 
Jahre 1945 geschaffen wurde, 
zerstört und sie unterminiert die 
politische Struktur der Republik 
China. 


Auch das Militär wird von Skan- 
dalen geschüttelt. Die Ziele und 
Prioritäten der Militärgenerale 
haben sich geändert und viele Ge- 
neräle und andere Militäroffizie- 
re, die gegen Präsident Lee wa- 
ren, wurden hinausgeworfen oder 
zur Pensionierung gezwungen. 


Finanziell wird 
Taiwan geplündert 


All dies schürt natürlich das Miß- 
trauen in der Bevölkerung gegen- 
über Politikern, der Politik und al- 
len Behörden und es öffnet den 
Weg für eine weitere Destabili- 
sierung. 


Finanziell wird Taiwan geplün- 
dert. Ermuntert durch externe au- 
Benpolitische Berater wie James 
Lilley und Jeane Kirkpatrick, be- 
stand die einzige außenpolitische 
Initiative von Präsident Lee darin, 
Taiwan in die Vereinten Nationen 
hineinzukriegen. Ein wichtiges 
Sprungbrett in die UNO ist der 
Beitritt zum Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommen, dem 
weltweiten Freihandelsvertrag. 


Um GATT beitreten zu können, 
gibt Taiwan eine Menge von 
Maßnahmen auf, durch die seine 
Finanzen und seine Wirtschaft 
bisher geschützt worden sind. Die 
Subventionen für wichtige Agrar- 
produkte werden abgeschafft. 
Ausländische Finanzinstitute mit 
Obligationen von öffentich auf- 
geführten taiwanesischen Firmen 
dürfen ihre Anteile bis zum Jah- 
resende in Aktien verwandeln. 


Im Juni »meinten« regionale Zei- 
tungen, mit Taiwans Liberalisie- 
rung seiner finanziellen Dienst- 
leistungen als Vorbereitung zum 
GATT-Beitritt, müßten die taiwa- 
nesischen Banken bei der Einfüh- 
rung »neuer Finanzprodukte« und 
»innovativem Bankings« aggres- 
siver werden, sonst würden sie ihr 
Geschäft an Ausländer verlieren. 


Dies wird genau die Art von ge- 
fährlicher Finanzspekulation 
kreieren, die die Volkswirtschaft 
anderer Länder kaputtmacht. 


Im Mai wurde ein neuer Chef für 
die Zentralbank von China — 
Liang Kuo-shu - ernannt. Liang, 
der dem Präsidenten Lee nahe- 
steht, hat seinen Vorgänger in der 
Öffentlichkeit angegriffen, weil 
er zu konservativ sei und eine Po- 
litik befürworte, bei der der Markt 
die Zinssätze und den Wechsel- 
kurs des neuen Taiwan-Dollars 
bestimme. 


Es ist leicht zu erkennen, daß mit 
diesen und anderen Liberalisie- 
rungsmaßnahmen, die 86 Milliar- 
den US-Dollar, die Taiwan an De- 
visenreserven hat sowie die wirt- 
schaftlichen Grundlagen, die in 
den letzten 45 Jahren geschaffen 
wurden, zerstört werden können. 


Nicht zuletzt wird Taiwan auch 
moralisch unterminiert. Sex wird 
in der Werbung und im Klei- 
dungsstil immer dominanter. Als 
ich an einem Tag in einem öffent- 
lichen Bus fuhr, wurde auf einem 
Fernsehbildschirm ein Paar beim 
Geschlechtsverkehr gezeigt und 
ein Popstar sang die Musik dazu. 
Taipei ist voller Karaoke-Bars, 
Spiel- und Videohallen, die alle 
mit jungen Leuten überfüllt sind. 


Destabilisierung 
aus dem Ausland 


Es ist klar, daß die Bemühungen, 
Taiwan zu zerstören, aus dem 
Ausland kommen. Die letzte der- 
artige Bemühung zeigt sich im 


Besuch von Kanadas Gerald Se- 
gal im Juli in Taiwan, als er mit 
Präsident Lee sowie einer Reihe 
hochrangiger Vertreter zusam- 
mentraf. Segal ist der stellvertre- 
tende Direktor für asiatische Stu- 
dien beim Internationalen Institut 
für Strategische Studien in Lon- 
don (IISS) und Herausgeber von 
»The Pacific«. Er hat mehrere 
Jahre lang die Idee propagiert, 
daß China in mehrere Teile aufge- 
teilt werden sollte. 


In einem Artikel, der von Taipei 
aus geschrieben und am 18. Juli in 
der »International Herald Tribu- 
ne« veröffentlicht wurde, schrieb 
Segal, daß Taiwan die Handelsin- 
teressen des Mutterlandes China 
ausnutzen müsse, um zu »einer de 
facto-Souveränität zu gelangen« 
und daß die Führung in Taiwan 
sich in zurückhaltender Diplo- 
matie, die allerdings auf höherer 
Ebene stattfinden solle, engagie- 
ren sollte, besonders in Südosta- 
sien. Die Dezentralisierung in der 
Volksrepublik China, schrieb er, 
macht die volle Souveränität für 
Taiwan möglicher. 


Während die sogenannten Neo- 
Konservativen Präsident Lee be- 
raten, sammeln Personen wie der 
frühere Abgeordnete des ameri- 
kanischen Repräsentantenhauses, 
Steven Solarz (Demokrat aus dem 
Staat New York), Unterstützung 
für die DDP. Das Ergebnis ist, daß 
Taiwan zwischen den beiden Ar- 
ten von Liberalen zerrieben wird. 


In dieser gefährlichen Situation 
haben diejenigen, die Taiwan auf- 
gebaut haben, und deren Söhne 
und Töchter eine große Aufgabe 
zu bewältigen, die nicht nur Tai- 
wan, sondern auch China als Gan- 
zes und demzufolge auch Asien 
insgesamt betrifft. Die neue Orga- 
nisation Ching Tung Meng Hui 
(CTMH) wurde am 8. Mai dieses 
Jahres ins Leben gerufen, um ge- 
nau diesen Zweck anzugehen. 


Tung Meng Hui ist der Name für 
die Unterstützungsgruppen, die 
Dr. Sun Yat-sen im Kampf um die 
Gründung der Republik China in 
der ganzen Welt ins Leben geru- 
fen hat. Chin bedeutet »neu«. Die 
Gründungsprinzipien und Ziele 
von Chin Tung Meng Hui sind die 
Ideen, die von Dr. Sun Yat-sen 
vorgebracht werden. Seine Mit- 
glieder sehen deshalb die Wieder- 
vereinigung des Mutterlandes 
China mit Taiwan und die Ent- 
wicklung ganz Chinas als ihre 
moralische Verpflichtung an. 


Mexiko 


PRI gewinnt 
die Wahlen 


Am 21. August überraschten die mexikanischen Wähler die 
Welt, indem sie Ernesto Zedillo, dem Kandidaten der herrschen- 
den PRI (Institutional Revolutionary Party) zu einem überwälti- 
genden Sieg verhalfen. Die Wahlen gehörten zu den am intensiv- 
sten verfolgten in der Geschichte Mexikos: über 1000 in- und 
ausländische Beobachter waren dabei, um zu garantieren, daß 
keinerlei Schwindel betrieben wurde. Über 88 Prozent der Wahl- 
lokale konnten gerechnet werden und Zedillo erhielt weit über 50 
Prozent der Stimmen. Sein linker Rivale Cuauhtemoc Cärdenas, 
der von der Partei der Demokratischen Revolution (PRD), die 
zur Zapatista National Liberation Army (EZLN) aus der Dro- 
genterror-Szene gehört, unterstützt wurde, erhielt nur 17 Pro- 
zent. Der Kandidat der konservativen National Action Party, 
Diego Fernändez de Ceballos, gewann 26 Prozent der Stimmen. 


In der hohen Wahlbeteiligung von 
77 Prozent liegt ein Paradoxon. 
Im Jahre 1988, als Cärdenas nach 
dem Wahlsieg von Carlos Salinas 
de Gortari von der PRI »Betrug« 
schrie, gingen nur 48 Prozent der 
Wähler zur Urne. Diesmal rief 
Cärdenas die Menschen in seiner 
Wahlkampagne auf, in Massen 
zur Wahl zu gehen, um Betrüge- 
reien zu verhindern - und sie gin- 
gen zur Wahl, um ihn haushoch zu 
schlagen. 


Cärdenas Niederlage bedeutet, 
daß 80 Prozent der mexikani- 
schen Wähler die Gewalt und das 
Chaos der Zapatistas und ihrer 
Freunde, die die Eine-Weltregie- 
rung wollen und für die Demonta- 
ge des Nationalstaates sind, ab- 
lehnen. Vor den Wahlen behaup- 
teten die internationale Presse, 
die nicht-staatlichen Organisatio- 
nen (NGO) der Vereinten Natio- 
nen und ausländische Beobachter, 
daß die PRI Schwindel betreiben 
würde und daß das »nach den 
Wahlen zu einem Ausbruch von 
Gewalt führen würde«. 


Als die anglophile Presse die 
künstlichen »Aufständes der 
EZLN in Chiapas ausposaunten, 
die am 1. Januar begannen, glaub- 
te Cärdenas, daß sein Tag gekom- 
men sei. Zusammen mit dem Ex- 
Friedensrichter Manuel Camacho 
Solis half Cärdenas dem briti- 
schen Geheimdienst dabei, das 
politische Klima zu schaffen, das 
in der Ermordung des Präsident- 
schaftskandidaten der PRI, Luis 


Donaldo Colosio, im März gip- 
felte. 


Hinter der Ermordung Colosios, 
dem Aufruhr der EZLN und der 
Ermordung von Kardinal Juan Je- 
süs Posadas Ocampa im vergan- 
genen Jahr steht die Hollinger 
Corporation — das Medienimpe- 
rium, das vom britischen Ge- 
heimdienst geführt wird und das 
auch versucht, Präsident Clinton 
zu stürzen. Henry Kissinger, der 
Spekulant George Soros und der 
britische Okologe und Financier 
Sir Jimmy Goldsmith sitzen alle 
im Vorstand der Hollinger Cor- 
poration. Sie wollten Mexiko bei 
den diesjährigen Wahlen mit der 
»Wahlbetrugs«-Lüge den Gna- 
denstoß versetzen, doch sie ge- 
wannen bei weitem nicht genug 
Stimmen, um dem auch nur einen 
Hauch von Glaubwürdigkeit zu 
verleihen. 


Selbst pro-britische Zeitungen 
wie die »Washington Post« muß- 
ten zugeben, daß Umfragen, die 
bei Wählern nach Verlassen des 
Wahllokals gemacht wurden, er- 
gaben, daß über 70 Prozent sag- 
ten, sie hätten »für Mexiko« und 
nicht aus persönlichen Gründen 
gewählt. »Sie setzen die Interes- 
sen ihres Landes an die erste 
Stelle«, schrieb die Zeitung. Und 
in der Tat, Mexiko ging stärker 
aus den Wahlen hervor. Die Wäh- 
ler bestätigten »Mexikos Solidität 
als Nation« erneut, sagte der de- 
signierte Präsident Zedillo in sei- 
ner Wahlrede. 
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Mexiko 


PRI gewinnt 
die Wahlen 


Cärdenas Niederlage bedeutet 
auch einen harten Schlag gegen 
das Sao Paulo Forum, die Interna- 
tionale des Drogenterrors, die von 
Fidel Castro im Jahre 1990 ge- 
gründet worden ist, nachdem der 
Sowjetkommunismus im Jahre 
1989 zusammengebrochen war. 
In mehreren lateinamerikani- 
schen Ländern hat das Forum 
versucht, über Wahlen an die 
Macht zu kommen, während es 
weiterhin die Guerrillas unter- 
stützt -— oder wie im Falle der 
EZLN direkt zu ihnen gehört -, 
doch an der Wahlfront ist man 
kläglich gescheitert. Nach der 
Niederlage Cärdenas könnte das 
Forum mit dem Präsidentschafts- 
kandidaten in Brasilien, Luis Ina- 
cio »Lula« da Silva, das gleiche 
Schicksal erwarten. Präsident- 
schaftskandidaten des Forums ha- 
ben kürzlich in Venezuela (Causa 
Rs Andres Veläsquez) und in der 
Dominikanischen Republik (Jose 
Francisco Pena Gömez) verlo- 
ren. 


Wie die lateinamerikanische Soli- 
daritätsbewegung (MSIA) in ei- 
ner nach den Wahlen abgegebe- 
nen Erklärung meinte, war das 
Ergebnis vom 21. August eine 
Abstimmung »zugunsten der In- 
stitutionen, der nationalen Sou- 
veränität, ein Mandat für Zedillo, 
die Verfassung in Chiapas und im 
Rest der Republik aufrechtzuer- 
halten. In Mexiko gibt es nur eine 
Armee, nicht zwei«. Die MSIA 
half mit,Cärdenas vernichtend zu 
schlagen, indem 15.000 Plakate 
gegen den wahren Chef der 
EZLN, den roten Bischof von San 
Cristöbal de las Casas, Samuel 
Ruiz, verteilten, auf denen Cärde- 
nas als sein Kumpel dargestellt 
wurde. Auf den Plakaten stand: 
Wegen Landesverrat gesucht: 
»Samuel »Commander< Ruiz« 
und »Jagt Samuel Ruiz aus dem 
Dschungel von Lacando«, wobei 
der rote Bischof als Schlange dar- 
gestellt wurde. Die MSIA hat 
auch 7000 Flugblätter verteilt, auf 
denen dem Sao Paulo Forum kurz 
vor den Wahlen die Maske herun- 
tergerissen wurde. 


Die Stimmen für die PRI bedeu- 
ten nicht, daß die Mexikaner das 
nordamerikanische Freihandels- 
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abkommen (NAFTA) und die von 
Carlos Salinas de Gortari und sei- 
nem Vorgänger Miguel de la Ma- 


drid eingeführte, neoliberale 
Wirtschaftpolitik befürworten, 
wie es die US-Medien behaupten. 
Umfragen, die von der Harris- 
Mitofsky-Gruppe bei Wählern 
nach Verlassen des Wahllokals 
gemacht und vom Rat für die 
Radio- und Fernsehindustrie ver- 
öffentlicht wurden, zeigen, daß 
65 Prozent der Wähler eine Ver- 
änderung in der Wirtschaftspoli- 
tik wollen. 


Zedillo hatte seine Wahlkampag- 
ne mit dem Versprechen geführt, 
die allgemeine Situation der Ar- 
beiter auf dem Land und in der 
Stadt zu verbessern und mehr Ar- 
beitsplätze zu schaffen. Außer- 
dem wollte er Reformen durch- 
führen, um der Richterbeste- 
chung und der übermäßigen Zen- 
tralisierung ein Ende zu setzen. 
Seine Aufgabe wird es sein, das 
Land auf den bevorstehenden, 
weltweiten Zusammenbruch auf 
dem Finanzsektor vorzubereiten, 
vor dem die größte Tageszeitung 
Mexikos »Excelsior«, einige Ta- 
ge vor den Wahlen in einem um- 
fassenden Bericht gewarnt hat. 


Cardenas läuft 
Amok 


Auf der Grundlage ihrer eigenen 
Daten haben die meisten der Op- 
positionsparteien, einschließlich 
der PAN, die die herrschende PRI 
traditionell des Wahlbetrugs be- 
schuldigt, Zedillos den Sieg zuge- 
standen und die Wahlen trotz eini- 
ger geringfügiger Vorfälle als frei 
und fair beurteilt. Cärdenas dage- 
gen sprach von »ungeheuerli- 
chem Betrug«. Doch er hat seine 
Zahlen noch nicht präsentiert, 
weil das Computersystem angeb- 
lich »zusammengebrochen« ist. 


In den Staaten, in denen die PRI 
nicht gewann, wie Sonora, Jalisco 
und Nuevo Leön, erhielt der 
PAN-Kandidat Diego Fernändez 
de Ceballos die Stimmen und 
selbst die Staaten, die als »car- 
denistisch« galten wie Tabasco 
und Chiapas, gewannen die PRI- 
Kandidaten die Gouverneursäm- 
ter. Die PRI erhielt auch alle Se- 
natorensitze und die Mehrheit im 
Unterhaus. 


In zwei Staaten kam Cärdenas’ 
PRD auf den vierten Platz, nach 
Cecilia Soto, der Präsident- 
schaftskandidatin der Arbeiter- 


partei (PT). In Chiapas, wo die 
Zapatistas tief verwurzelt sind, 
gewann der Gouverneurskandidat 
der PRI, Eduardo Robledo Rin- 
cön, mit Hilfe der gut organisier- 
ten Unterstützung der privaten 
Farmer, deren Land die EZLN 
enteignet hat, 50 Prozent der 
Stimmen. Auch wenn die meisten 
PRI sind, hatten die Rinderzüch- 
ter und Farmer Tausende von 
MSIA Plakaten gegen »Com- 
mander« Ruiz aufgehängt, eine 
mutige Aktion, die dazu beigetra- 
gen hat, daß die Menschen ihre 
Angst verloren. 


Flucht vor der 
Realität 


Die National Democratic Con- 
vention, die EZLN Anfang Au- 
gust abhielt, entwickelte Pläne für 
eine totale Destabilisierung. 
»Subcommander Marcos« drohte 
damit, daß es »einen Bürgerkrieg 
geben werde«, wenn die PRI 
Wahlbetrug machen würde. Sie 
behaupteten, die PRI könnte un- 
möglich gewinnen. Mehrere Tau- 
send Cärdenas-Anhänger ver- 
sammelten sich am 22. August 
auf dem Constitution-Square in 
Mexico City, wo »Marcos, Mar- 
cos«-Rufe und Aufrufe zu den 
Waffen mengenweise zu hören 
waren. 


In einer Flucht vor der Realität 
sagte Cärdenas, obwohl er nicht 
behaupten würde, daß er selbst 
gewonnen habe, »so kann man 
doch nicht sagen, wer die Wahl 
gewonnen hat«, und er forderte 
einen Kreuzzug des »zivilen Wi- 
derstandes« und behauptete, »die 
Regierung spiele mit dem sozia- 
len Frieden«. Führer der National 
Democratic Convention kündig- 
ten ein dringliches Treffen an und 
sprachen bereits von »Betrug«. 
Die EZLN kündigte an, daß sie 
sich treffen werden, um zu be- 
schließen, was zu tun ist, weil ihre 
Partisanen in Chiapas Aktionen 
des »Widerstandes« begonnen 
hätten, allerdings mit spärlicher 
Unterstützung durch die Bevöl- 
kerung. 


Am 23. August nannte die Kandi- 
datin der Workers’ Party, Cecilia 
Soto, Cärdenas »unreif«. Am 24. 
August sagte der Kandidat der 
PAN, Fernändez de Ceballos, 
einfach: »Cärdenas ist verrückt 
geworden.« 


Cärdenas’ Erpressung zielt darauf 
ab, Zedillo zur Bildung einer 


»Koalitions«-Regierung mit PRD 
und PAN zu zwingen und ver- 
rückte, politische Reformen wie 
das Abschaffen präsidentieller 
Befugnisse durchzuführen, so 
heißt es in der pro-britischen 
Presse. In der »New York Times« 
hieß es fälschlicherweise am 23. 
August, daß die Opposition bei 
den Wahlen »so viel Unterstüt- 
zung bekommen hat«, daß die 
PRI gezwungen wäre, ihre Macht 
zu teilen oder sie würde in der 
neuen Regierung einen »Ver- 
trauensverlust« riskieren. Dieses 
»demokratische« Geschwätz zielt 
darauf ab, die nationalistischen 
»Dinosaurier« der PRI durch jene 
zu ersetzen, mit denen Zedillo 
Geschäfte gemacht hat, um zu 
gewinnen. Doch verschiedene 
Zeitungen geben besorgt zu, daß 
dies unwahrscheinlich ist, weil es 
»selbstmörderisch« wäre. 


Sie sprechen von 
Demokratie, 
sie wollen Ol 


Die Londoner »Financial Times« 
akzeptierte den Sieg der PRI nur 
widerwillig und schrieb am 24. 
August: »Viele Stimmen in der 
Regierungspartei werden Zedillo 
sagen, daß sein überwältigender 
Sieg bedeutet, daß er allein mar- 
schieren muß. Doch er muß sie 
ignorieren.« Er muß das System 
ändern, auch wenn er mit einigen 
der mächtigsten Interessen des 
Landes in »Konflikt« kommt. 
Warum? Um die »unvollendete 
Agenda« von Carlos Salinas 
durchzuführen — die Privatisie- 
rung der Ol-, Eisenbahn- und 
Stromindustrie. Es ist kein Zufall, 
daß der Staat Chiapas, wo der se- 
paratistische Aufstand der EZLN 
stattfand, über mehr als 60 Pro- 
zent von Mexikos Olreserven 
verfügt. 


Kein Verdacht 
auf Wahlbetrug 


Doch es wird für Cärdenas sehr 
hart werden, eine solche Macht 
geltend zu machen. Viele der aus- 
ländischen Beobachter haben das 
Wahlverfahren bereits geneh- 
migt. Drei wichtige Zweige des 
US-Project Democracy — das na- 
tionaldemokratische Institut für 
internationale Angelegenheiten, 
das nationalrepublikanische Insti- 
tut und das Carter-Zentrum — ha- 
ben lobend anerkannt, daß »die 
hohe Beteiligung der Bürger ein 
Beispiel für die Welt ist«. DO 


Kanada 


Britisches 
Empire 
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Wahlen in 
Quebec 


Die Wahlen in Quebec am 12. September 1994, bei denen die Par- 
ti Quebecois (PQ) 77 von 125 Parlamentssitzen - eine absolute 
Mehrheit - erhielt, ist erst der Beginn der Ausbreitung des »Ba- 
zillus des Sezessionismus« über den ganzen amerikanischen 
Kontinent. Um zu verstehen, was in Kanada heute vorgeht, muß 
man nicht auf die Meinungen und Programme der verschiedenen 
politischen Parteien schauen, sondern darauf, wie die britische 
Oligarchie zum Sturz Bill Clintons mobilisiert und auf die füh- 
rende Rolle, die die kanadische Hollinger Corporation bei die- 
sem Angriff spielt sowie die anhaltenden Schritte zur »Balkani- 


sierung« der Vereinigten Staaten. 


In einer Diskussion wurde betont, 
daß die britische Monarchie Ka- 
nada seit dem Jahre 1783 als 
»Hauptbasis für schmutzige Ope- 
rationen benutzt hat, um die USA 
zu plündern und ganz allgemein 
zu vernichten«. Eine der Haupt- 
waffen, die die Briten eingesetzt 
haben, war, »Kanada mit einer 
Form von Partikularismus zu in- 
fizieren, der das Attribut politi- 
sche Cholera verdient. Ich meine 
damit die Art und Weise, wie 
London einen eiternden kulturel- 
len und politischen Konflikt an- 
geblicher Eigeninteressen unter 
Maritimes, Quebec, Ontario, 
Prairie States, British Columbia 
und den nördlichen Territorien 
aufrechterhalten hat. Diese Poli- 
tik im benachbarten Kanada muß 
dem intelligenten Beobachter wie 
das Vorhandensein eines Krank- 
heitsüberträgers vor unserer eige- 
nen Haustüre vorkommen.« 


»Es lebe 
Quebec!« 


Dieser »kulturelle Zoo« war nicht 
immer so vorherrschend in der 


kanadischen Politik. In den sech- 
ziger Jahren hat es in Quebec um 
einen Frankophonen irischer Ab- 
stammung namens Daniel John- 
son, der von Präsident Charles de 
Gaulle »mein Freund Johnson« 
genannt wurde, eine echte repu- 
blikanische Bewegung gegeben. 
Johnson war im Jahre 1967 Pre- 
mierminister von Quebec, als de 
Gaulle die Welt mit seinem be- 
rühmten Ausruf »Vive le Quebec 
libre!« (»Es lebe das freie Que- 
bec!«) aufrüttelte. 


Johnson, der Führer der Partei 
Union Nationale machte allen 
Provinzen Kanadas das Angebot, 
sich in dem Bestreben zu verei- 
nigen, Kanada als Ganzes in eine 
Republik zu verwandeln. Doch 
wer die britische Oligarchie 
kennt, versteht, warum es ihm 
nicht vergönnt war, lange zu le- 
ben. 


Alser und de Gaulle aus dem Weg 
waren, verschwand auch die Idee 
von der kanadischen Republik. 
Dann wurde die PQ (Parti Qu£- 
becois) ins Leben gerufen und da- 
für eingesetzt, um sicherzustel- 


len, daß kein universell Denken- 
der wie Johnson in Quebec jemals 
wieder an die Macht kommt. 


Nach dem Zweiten Weltkrieg 
herrschte in der Weltbevölkerung 
die Vorstellung, daß Freiheit ein 
universelles Prinzip ist, um das es 
sich zu kämpfen lohnt und daß 
niemand das Recht hat, sie einem 
anderen wegzunehmen. Das war 
die Philosophie von Maurice 
Duplessis, der von 1946 bis 1959 
Premierminister von Quebec ge- 
wesen ist. Duplessis hat Quebec 
aus einer armen Agrarprovinz in 
ein voll industrialisiertes Land 
verwandelt, das für Bergbau, Fer- 
tigung und große Infrstrukturpro- 
jekte steht. Indem er in alle ländli- 
chen Gegenden von Quebec die 
Elektrizität brachte, erhöhte er die 
Produktivität um ein Vielfaches. 


Mit Unterstützung von Daniel 
Johnson kamen Ende der fünfzi- 
ger Jahre 60 Prozent aller Studen- 
ten in Kanada, die sich in technı- 
schen Fächern eingeschrieben 
hatten, aus der Provinz Quebec. 
In Quebec wurden auch 50 Pro- 
zent der gesamten aus Wasser- 
kraft gewonnenen Elektrizität in 
Kanada erzeugt. Duplessis Ver- 
ständnis und die Annahme dieses 
Prinzips »universeller Freiheit« 
war in der Tat etwas ganz anderes 
als die Philosophie des britischen 
Liberalismus. 


Ein kurzer 
historischer Ausflug 


Die riesigen Infrastrukturprojekte 
und die technischen Fortschritte 
Quebecs blieben nicht unbe- 
merkt. Offensichtlich waren die 
britischen Oligarchen und deren 
anglo-kanadische und anglo- 
amerikanischen Handlanger, die 
gedanklich an Aristoteles kleb- 
ten, völlig gegen dieses Prinzip 
von »universeller Freiheit« und 
ganz allgemein gegen alles, was 
die Macht des Menschen über die 
Natur verstärken würde. 


Einige Kanadier standen unter der 
Fuchtel dieser britischen Mephi- 
stos. Da war zunächst Lester B. 
Pearson, der sein ganzes Leben 
lang dafür gearbeitet hat, die 
Weltherrschaft des britischen 
Empires zu verstärken. 


In Quebec selbst gab es Georges- 
Henri Levesque, der Vater der 
Quebec-Version der »Befrei- 
ungs-Theologie«, der nach der 
Gründung der Fakultät für Sozio- 


logie an der Laval-Universität in 
Quebec im Jahre 1943 langsam 
damit begann, eine ekelhafte Eli- 
teschicht, zu schaffen, die später 
beim Thema _Separatismus 
Schlüsselfunktionen einnahm. 
Sie haben mit Leuten wie Pierre- 
Elliot Trudeau, dem Favoriten der 
Königin, Maurice Strong, einem 
erstklassigen Scharlatan mit dem 
Geruch der Rosenkreuzer, und 
dem Senkrechtstarter im Büro für 
Kriegsinformationen und Grün- 
der der Parti Quebecois, Rene 
Levesque, zusammengearbeitet. 


Die Geschichte hat auch eine po- 
sitive Seite. Diese durch und 
durch korrupten, von London ge- 
steuerten Personen hatten auch ei- 
ne Opposition, die General de 
Gaulle nach besten Kräften zu 
stärken versuchte. Am wichtig- 
sten war dabei der zuvor erwähnte 
Daniel Johnson, der Vater des ge- 
rade geschlagenen Premiermini- 
sters von Quebec gleichen Na- 
mens. Daniel Johnson war der 
einzige französisch-kanadische 
Politiker nach Louis Joseph Pa- 
pineau, der das britische Empire 
in Kanada ernsthaft herausgefor- 
dert hat. Er hat einen Entwurf für 
eine »kanadische« republikani- 
sche Verfassung gemacht. John- 
sons Vater, der aus Irland stamm- 
te, wußte sehr gut, was die Briten 
repräsentierten. Daniel war in 
Quebec geboren und sprach 
Französisch, aber er sprach auch 
gut Englisch. Das gab ihm die 
Gelegenheit, beide Seiten des 
Konflikts zu sehen und die briti- 
schen Ursprünge dessen zu er- 
kennen, was man den »Bazillus 
des Separatismus« nennt. 


Wer ist 
Jaques Parizeau? 


Der jetzige Führer der Parti Qu£- 
becois, Jacques Parizeau, der soe- 
ben als Quebecs Premierminsiter 
ins Amt eingeführt worden ist, hat 
an der Sorbonne in Paris studiert 
und war Beamter, seit er Anfang 
der sechziger Jahre die London 
School of Economics verlassen 
hat. 


Sein Urgroßvater Damase hat im 
Jahre 1887 die Handelskammer in 
Montreal gegründet. Sein Groß- 
vater Telesphore war der Dekan 
der medizinischen Fakultät an der 
Universität von Montreal. Sein 
Vater Gerard hat im Versiche- 
rungsgeschäft ein Vermögen 
gemacht. Der Zeitschrift »Mac- 
lean« zufolge steht das Unterneh- 
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men Sodarcan Inc., das sein Vater 
gegründet hat, unter den Versi- 
cherungsmaklern weltweit an 17. 
Stelle. Sein Bruder Robert ist Vor- 
standschef der Sodarcan. Parize- 
aus Mutter hat im Zweiten Welt- 
krieg für ihre »freiwilligen Akti- 
vitäten an der Heimatfront« den 
Orden des britischen Empire be- 
kommen. 


Parizeau begann seine Karriere 
bei der liberalen Partei. Später 
wurde er Ren& L&vesques rechte 
Hand in Wirtschaftsangelegen- 
heiten. Doch man muß etwas wei- 
ter schauen, um Parizeau und die 
heutige PQ verstehen zu können. 
Es gibt beispielsweise keinen Un- 
terschied zwischen der politi- 
schen Plattform der Parti Qu&be- 
cois und der Agenda des bekann- 
ten Malthusianers Maurice 
Strong, der Generalsekretär der 
UNO-Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung (»Rio ’92«) war 
und derzeit rund um die Uhr daran 
arbeitet, um die UNO in eine Ei- 
ne-Welt-Regierung zu verwan- 
deln. 


Eine unbedeutende Tatsache mit 
großer Wirkung ist es, daß Que- 
becs Partei der Grünen, der politi- 
sche Zweig von Greenpeace — 
selbst eine Schöpfung von Prinz 
Bernhards World Wildlife Fund 
International — innerhalb der Re- 
gierung Parizeau jetzt eine größe- 
re Rolle spielen wird. Die beiden 
Parteien haben ihre Kräfte im Ja- 
nuar dieses Jahres offiziell ver- 
eint, doch diese Grünen haben 
auch außerhalb der Partei eine 
Menge Einfluß. Sie haben unter 
den Eingeborenen viele Freunde 
gewonnen, indem sie deren Men- 
schenrechte gegen die Entwick- 
lungsprojekte von Hydro-Qu&bec 
»schützen« — wie sie sagen. 


Britische Logen- 
Freunde nicht verletzen 


Man könnte vielleicht meinen, 
daß ein Mann, der die Abspaltung 
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Quebecs vom restlichen Kanada 
befürwortet, ein paar schlimme 
Dinge über die Briten zu sagen 
hat. Doch als Parizeau im März 
1993 nach Washington kam, frage 
man ihn auf einer Pressekonfe- 
renz, wieso seine politische Platt- 
form der von Prinz Philip so ähn- 
lich ist, besonders seine Idee von 
einem Umwelttribunal. Er ant- 
wortete: »Offengestanden kann 
ich dazu nichts sagen, ich habe 
großen Respekt vor Prinz Philip, 
aber ich habe nicht die leiseste 
Idee, welche Position er im Hin- 
blick auf ein Umwelttribunal ein- 
nimmt ... Offen gesagt, ich kann 
hier, was Quebec betrifft, nicht 
sehen, inwiefern dies von Belang 
ist... Sagen wir es so, die britische 
Monarchie ist in Quebec kein 
Thema. Ich denke, daß es auch in 
Kanada, im englischen Kanada, 
kein Thema ist.« 

Man bedrängte ihn weiter: »Wenn 
Sie einen Blick auf die jetzige ka- 
nadische Verfassung werfen, so 
ist die britische Monarchie durch- 
aus ein Thema!« 


Parizeau war einen Augenblick 
lang sprachlos — er wollte wohl 
seine britischen Logen-Freunde 
nicht verletzen —. »Oh ja, in der 
Tat«, stammelte er. »Nein, ich ... 
mh ... ich führe ... mh ... »die loya- 
le Opposition« Ihrer Majestät, ja, 
das ist offiziell meine Doktrin.« 
Als Premierminister von Quebec 
hat Parizeau nun gesagt, daß er 
die Nationalversammlung dazu 
bringen will, über eine Resolution 
abzustimmen, mit der der Prozeß 
der Abspaltung offiziell in Gang 
gesetzt werden soll. Er versprach 
auch, daß er innerhalb von acht 
bis zehn Monaten ein Referen- 
dum fordern wird. Der Termin 
wird wahrscheinlich um den 24. 
Juni 1995 herum sein — St. John 
the Baptist Day — Quebecs Na- 
tionalfeiertag, an dem traditionell 
viel gefeiert wird und viele Fah- 
nen geschwenkt werden. 


Die Ideologie der 
Parti Quebecois 


Die Führer der Parti Qu&becois 
wollten von Anfang an nie einen 
echten Nationalstaat gründen, ei- 
ne konstitutionelle Republik auf 
der Basis universeller Prinzipien 
wie jene, die in der Präambel der 
amerikanischen Verfassung fest- 
geschrieben sind. Warum? Weil 
die PQ nicht zu diesem Zweck ge- 
gründet worden ist. Punkt. Die 
PQ war von Anfang an eine Täu- 
schung der Briten. 


Wir wollen das klarstellen. Es 
geht hier um die Führung, den 
Drahtziehern, nicht den Mitglie- 
dern oder den Abgeordneten, die 
an der Nase herumgeführt wurden 
und geglaubt haben, die PQ stän- 
de für echte Unabhängigkeit 
Qu£becs. Die PQ wurde nur 16 
Tage nach Daniel Johnsons tragi- 
schem Tod zu dem spezifischen 
Zweck gegründet, um alle Leute 
mit »Souveränitäts-Gesinnung« 
anzuziehen und zu sammeln, 
»pour leurs couper les couilles« 
(sie impotent zu machen), indem 
man sie dazu veranlaßt, die fal- 
schen Feinde zu bekämpfen. 


Quebecs Problem sind nicht die 
Menschen von Ontario oder die 
Bürokraten in Ottawa oder die 
Newfies, wie die Leute von Neu- 
fundland genannt werden; es sind 
die Briten. Schauen wir uns den 
kanadischen Dollar an! Wer ist 
darauf abgebildet? Das ist der 
Feind Quebecs. Das ist das Pro- 
blem in Quebec ebenso wie in 
Alberta, Ontario oder in den Kü- 
stenprovinzen. Die PQ wurde 
gegründet, um diese Realität zu 
verschleiern. Es ist mit ihr wie mit 
dem Feuer. Es mag schön ausse- 
hen, aber je näher man kommt, 
umso eher kommt man in die Ge- 
fahr, sich zu verbrennen! 


Die PQ wurde von Rene Leves- 
que gegründet, einem schlauen 
Kerl, der von einem amerikani- 
schen Geheimdienstoffizier mit 
Namen Robb, dem Montrealer 
Bürochef des Büros für Kriegsin- 
formationen (OWI), rekrutiert 
worden ist. Levesque wurde dann 
für ein »Interview« mit Pierre 
Lazareff, dem Chef der französi- 
schen OWI-Dienste, nach New 
York geschickt. Er wurde rasch 
rekrutiert und dann nach London 
gebracht. Bei Kriegsende, als er 
den Rang eines Hauptmanns der 
Propaganda im Londoner OWI- 
Büro erreicht hatte, wurde er dann 
von den Briten rekrutiert, um für 
das internationale Büro der kana- 
dischen Rundfunktgesellschaft 
(CBC) als Nachrichtensprecher 
zu arbeiten. In den fünfziger Jah- 
ren wechselte er zum Fernsehen 
und wurde als Moderator eines 
Nachrichtenmagazins namens 
»Point de Mire« zum franzö- 
sisch-kanadischen Star von 
CBC. 


An diesem Punkt schleuste man 
ihn dann in Quebec in die »offi- 
zielle« Politik ein. Der Grund war 
klar. Daniel Johnson, der gerade 
Chef seiner Partei — der Union 


Nationale — geworden war, sollte 
die nächsten Wahlen gewinnen. 
Vom britischen Standpunkt muß- 
te er gestoppt werden. Sein Sieg 
wäre ein ernster Rückschlag für 
die Briten gewesen, weil Johnson 
zu der Allianz der Kräfte um de 
Gaulle und Kardinal Montini — 
später Papst Paul VI. - gehörte, 
die sich dem technologischen 
Fortschritt und der Weiterent- 
wicklung verschrieben hatten. So 
wurde Le&vesque direkt gegen die- 
ses Netzwerk eingesetzt. Man re- 
krutierte ihn für die liberale Par- 
tei, die gerade von einer Gruppe 
»Befreiungs-Theologen« unter 
Führung des Dominikaners Fr. 
Georges-Henri L&vesque (nur ein 
Namensvetter) umstrukturiert 
worden war. 


Das Geld für die liberale Partei 
kam von Maurice Strong, einem 
hinter den Kulissen operierenden 
Erzfeind von de Gaulle. Das Geld 
wurde über Kanäle geleitet, die 
unter seiner direkten Kontrolle 
standen, denn er war Chef der Po- 
wer Corporation. Die liberale 
Partei hat die Wahl zwar gewon- 
nen, doch Johnson wurde der Op- 
positionsführer im Provinz-Par- 
lament. Um eine Vorstellung von 
der »Beziehung« zwischen John- 
son und Rene Le&vesque zu ver- 
mitteln: In einer Parlamentssit- 
zung sagte L&evesque zu Johnson 
einmal, er sei »le personnage le 
plus vomissant« (die ekelhafteste 
Peson), die er kenne. 


Das de Gaulle- 
Johnson-Projekt 


Mehrere Jahre später — im Jahre 
1966 — hat die Union Nationale 
dem britischen Empire einen 
Faustschlag versetzt. Daniel 
Johnson wurde schließlich zum 
Premierminister von Quebec 
gewählt. Ein Jahr später traf er in 
Paris mit de Gaulle zusammen. 
Sie haben sich offenbar auf einen- 
Plan geeinigt, mit dem die »Be- 
freiung Kanadas« vom britischen 
Empire begonnen und vielleicht 
mit Gottes Hilfe auch die briti- 
sche Kontrolle über Washingtons 
Außenpolitik — damals verkörpert 
durch das Chaos in Vietnam — be- 
endet würde. Im Sommer 1967 
machte de Gaulle dann seine be- 
rühmte Reise nach Quebec und 
hielt seine Rede, in der er von: 
»Vive le Quebec libre« sprach. 


Johnson schrieb in den folgenden 
Monaten einen Entwurf für eine 
republikanische Verfassung und 


präsentierte diesen im Sommer 
1968 einem speziellen Verfas- 
sungsausschuß. Dieser Ausschuß 
wurde auf der ersten Verfassungs- 
konferenz (seit 1867) im Februar 
1968 gegründet, um eine Verfas- 
sung für Kanada auszuarbeiten, 
die kanadisch sein sollte und kein 
britischer Parlamentsbeschluß 
zum Schutz der nordamerikani- 
schen Territorien des britischen 
Empires von Lincolns republika- 
nischer Bewegung. 


Auf Seite 5 von Johnsons Entwurf 
heißt es in Großbuchstaben (Zitat 
übersetzt aus dem Französi- 
schen): »Es ist wichtig, anzuer- 
kennen, daß es persönliche und 
kollektive Grundrechte gibt, die 
jeder Verfassung zugrundeliegen 
und in die sich keine Mehrheit 
einmischen kann; das gilt vor al- 
lem für die von Natur aus dem 
Menschen zustehenden Rechte 
und die natürlichen Rechte von 
Ländern oder Völkern auf 
Selbstbestimmung.« 


Auf Seite 19 steht folgendes in 
Großbuchstaben: »Es wäre gut, 
sich anzuschauen, ob der Ersatz 
des britischen parlamentarischen 
Regimes durch ein Kongreß-Re- 
gime amerikanischer Anregung 
ratsam wäre.« 


Die britische 
Agenda heute 


Der Zweck des de Gaulle-John- 
son-Projekts war in der Tat ein- 
deutig. Doch Rene Le&vesque be- 
fand sich auf der anderen Seite 
des Ganges. Daniel Johnson erlitt 
im Juni 1968 genau an dem Tag, 
als Robert Kennedy erschossen 
wurde, einen Herzanfall und starb 
zehn Tage später offenbar an ei- 
nem weiteren Herzanfall. Sein 
Tod kam nur wenige Tage, nach- 
dem er ein triumphierendes Co- 
meback erlebt hatte und eine offi- 
zielle Reise nach Paris, um de 
Gaulle zu treffen, schon geplant 
war. De Gaulle wurde zwei Mal 
das Recht, an Johnsons Beiset- 
zung teilzunehmen, verweigert. 
Stattdessen gründete Rene Leves- 
que offiziell die PQ, sozusagen 
über Johnsons Leiche, 16 Tage, 
nachdem der Premierminister ge- 
storben war. Zufall? Bestimmt 
nicht! Rene L&vesque selbst sag- 
te, de Gaulles Quebec-Reise habe 
ihn veranlaßt, seinen Plan zur 
Gründung seiner Sovereignty- 
Association Movement um sechs 
Monate zu verschieben. Er sagte, 
er wollte nicht, daß die Leute 


Der französische Präsident Charles de Gaulle versuchte in 
Kanada eine republikanische Bewegung in Gang zu brin- 
gen. 


denken, er hätte mit de Gaulle ir- 
gendetwas zu tun. 


Der aktuelle Lärm um die Abspal- 
tung Quebecs hat nichts mit dem 
de Gaulle-Johnson Projekt zu tun. 
Er hat nichts mit der Befreiung ei- 
ner Nation zu tun. All dies gehört 
längst der Vergangenheit an und 
existiert auch schon kaum mehr in 
der Erinnerung der Leute. Wir be- 
finden uns jetzt in einer anderen 
politischen Geometrie. 


Die bevorstehende Aufteilung 
Kanadas wird von höchster Ebene 
in der britischen Oligarchie vor- 
angetrieben — diejenigen, die de 
Gaulle und Johnson vor 25 Jahren 
zugesetzt haben. Der britische 
Geheimdienst hat jetzt eine Kam- 
pagne zur Balkanisierung und 
Zerstörung der Vereinigten Staa- 
ten begonnen, indem ein Gemisch 
aus ethnischen Konflikten, 
Oko-Terrorismus, Eingebore- 
nenrechten, Staatsrechten und 
Casino-Wirtschaft zusammenge- 
braut wird und sich gegen die 
Zentralregierung in Washington 
richtet. Dies entspringt alles dem 
Plan der blaublütigen Briten. 


Man muß sich nur zu Gemüte 
führen, was einer der britischen 
Anhänger, Michael Ignatieff, in 
seinem jüngsten Buch »Blood 
and Belonging: Journey into the 
New Nationalism« schreibt: 
»Wenn das 21. Jahrhundert be- 
reits begonnen hat, wie einige 


Leute behaupten, dann hat es im 
Jahre 1989 begonnen, als die Ber- 
liner Mauer gefallen ist ... Das 
Wichtigste in der neuen Weltord- 
nung ist der Zerfall der National- 
staaten in ethnische Bürgerkrie- 
ge; die Hauptarchitekten dieser 
Ordnung sind die Kriegsherrn 
und die Hauptsprache unseres 
Zeitalers ist der ethnische Natio- 
nalismus.« 


Der Bazillus des Separatismus 
wird sich nun ausbreiten und die 
Vereinigten Staten infizieren, es 
sei denn, wir vernichten diese 
malthusianischen Spinner: die 
britische Königsfamilie und ihre 
Agentennetzwerke wie der 1001 
Club, der World Wildlife Fund 
International, die Scientific Ex- 
ploration Society und andere - ei- 
ne vollständige Darlegung dieser 
schmutzigen britischen Netzwer- 
ke wird das Thema künftiger Arti- 
kel in sein —. 


Das Thema der Rechte 
der Eingeborenen 


Nach den Wahlen in Quebec gibt 
es nun mehrere Konflikte, die vor 
ihrem Ausbruch stehen. Der erste 
ist der Zusammenstoß zwischen 
dem westlichen Teil Kanadas und 
der Zentralregierung in Ottawa, 
zu dem es kommen wird, wenn 
die Bundesregierung anfangen 
wird, Quebec »Geschenke« an- 
zubieten, um es in der kanadi- 


schen Konföderation zu »halten«. 
Zweitens gibt es da die Frage der 
»Rechte der Eingeborenen auf ein 
Homeland«. Die Briten haben be- 
reits die Idee geäußert: Es könnte 
sein, daß die Eingeborenen im 
Falle einer Aufteilung Kanadas 
»in Kanada« bleiben möchten. 
Doch was heißt das? Es heißt ge- 
nau, »auf einem vom britischen 
Empire kontrollierten Territo- 
rium«. Die Briten haben sich für 
die Eingeborenen sogar spezielle 
Gesetze ausgedacht. 


Auf einer der jüngsten offiziellen 
Karten der kanadischen Regie- 
rung findet sich das folgende 
Kleingedruckte mit Hinweis auf 
die indianischen Reservate: »Oh- 
ne umfassende Aufzählung ein- 
zelner Fälle kann keine genaue 
Erklärung über den exakten 
Rechtsstatus von Reservat- und 
Siedlungsplan der Indianer abge- 
geben werden. Im allgemeinen 
wird ein Indianer-Reservat, auf 
den Ihre Majestät im Namen von 
Kanada einen Rechtstitel besitzt, 
durch Ratsbeschluß für die Nut- 
zung und zugunsten einer Gruppe 
von Indianern zur Verfügung ge- 
stellt und unterliegt den Bedin- 
gungen des Indian Act, R.S.C. 
1970. Eine indianische Siedlung 
befindet sich auf dem Land der 
Krone und wurde vom Gesetz 
nicht offiziell davon abgetrennt.« 


Das heißt, daß die Indianer das 
Land nicht »besitzen«, sondern 
daß es ihnen nur zur Nutzung be- 
reitgestellt wird. Was in den Re- 
servaten passiert, wird natürlich 
von Ihrer Majestät oder — wenn 
Sie so wollen - von Ratsbeschlüs- 
sen kontrolliert, bei denen es sich 
um Erlasse des Kronrats Ihrer 
Majestät handelt. Die Nutzung 
von Ressourcen durch Abbau, 
Bohrung etc. beispielsweise un- 
terliegt völlig der Rechtspre- 
chung Ihrer Majestät. 


Dem britischen Szenario zufolge 
könnte es also sein, daß die Ein- 
geborenen in Kanada bleiben 
wollen, wenn sich Qu&bec ab- 
spaltet. Wenn die 60.000 Einge- 
borenen Quebecs von einem 
Stanley oder Livingston der Neu- 
zeit instruiert würden, würden sie 
sagen: »O.K., wir sind der Mei- 
nung, daß mindestens zwei Drit- 
tel von Qu&becs Territorium uns 
gehört.« Offensichtlich würde das 
bei den französischen Kanadiern 
nicht sehr gut ankommen. Es ist 
ein Rezept für Chaos. Aber raten 
Sie mal? Chaos ist eine britische 
Tradition, nicht wahr! 
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Argentinien 


Das Schicksal 


eines 


politischen 
Gefangenen 


Das Bombenattentat auf die argentinisch-israelitische Mutual 
Association (AMIA) in Buenos Aires »war kein isolierter terrori- 
stischer Akt, sondern vielmehr eine Kriegshandlung gegen die 
Republik Argentinien. Dieser Kriegshandlung ist das Land phy- 
sisch, juristisch und politisch hilflos ausgeliefert, weil seit zehn 
Jahren die Doktrin der nationalen Unsicherheit existiert, die die 
bewaffneten Streitkräfte demontiert und es rechtlich für sie un- 
möglich gemacht hat, innerhalb ihres eigenen Landes zu agie- 


ren.« 


Diese Worte von Captain Gustavo 
Breide Obeid, einem Nationali- 
sten der argentinischen Armee, 
der zusammen mit dem Helden 
des Falklandkrieges —- Oberst Mo- 
hamed Ali Seineldin - im Magda- 
lena-Gefängnis in Buenos Aires 
einsitzt, gehen dem Aufruhr auf 
den Grund, der in Argentinien 
nach dem Bombenattentat, in 
dem fast 100 Menschen starben, 
ausgebrochen ist. Neben der jüdi- 
schen sozialen Wohlfahrtsbehör- 
de befanden sich in dem Gebäude 
auch die Büros der DAIA, die für 
die jüdische Gemeinde spricht. 


Breide wie Seineldin ungerecht- 
fertigterweise inhaftiert wegen 
Rebellion im Zusammenhang mit 
dem nationalistischen Aufstand 
gegen das Armeeoberkommando 
am 3. Dezember 1990 machte 
diese Bemerkungen in einer Er- 
klärung, die er Mitte August ab- 
gegeben hat, um Beschuldigun- 
gen von Seiten linker Medien und 
anderer Mitarbeiter des britischen 
Geheimdienstes, daß er und die 
mit ihm inhaftierten Offiziere in 
das Bombenattentat vom 18. Juli 
verwickelt wären, zurückzuwei- 
sen. 


Während internationale Exper- 
ten, die das Bombenattentat un- 
tersucht haben, sich auf die Rolle 
der »islamischen Fundamentali- 
sten« konzentrierten und ein ar- 
gentinischer Richter vier irani- 
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sche Diplomaten der Planung des 
Attentats beschuldigt hat, began- 
nen solche lokalen Tageszeitun- 
gen wie die linke »Pägina 12«, die 
politisch mit der kubanisch ge- 
führten Drogenterror-Koalition 
Sao Paulo Forum verbunden ist, 
bald nach dem 18. Juli eine Reihe 
von Artikeln zu veröffentlichen, 
in denen die Nationalisten des 
Militärs — oder carapintadas, wie 
sie genannt werden — mit dem At- 
tentat in Verbindung gebracht 
wurden. 


In den Artikeln wird behauptet, 
daß es zu genau der Zeit, als das 
Attentat passierte, den Gefange- 
nen erlaubt gewesen sei, das Ge- 
fängnis nach Belieben zu verlas- 
sen und damit Seineldin impli- 
ziert, daß sich gefährliche, »über- 
führte Verbrecher« auf freiem 
Fuß befanden. »Pägina 12« und 
andere der gleichen Sorte ver- 
langten, daß eine Untersuchung 
über Seineldin und seine Kolle- 
gen durchgeführt werden solle. 


»Pägina 12« hatte es auf Captain 
Breide abgesehen und behaupte- 
te, er stünde mit dem Führer der 
Hisbollah, Sheikh Karim Obeid, 
in Verbindung, was nicht stimmt. 


Obeid sitzt derzeit ın Israel im 
Gefängnis und behauptet, Breides 
politische Aktivitäten würden 
von einer »Botschaft in Nahost, 
nicht der des Iran, finanziert«. 


Mehrere Experten haben die His- 
bollah als die wahrscheinlichen 
Täter des Bombenattentats ge- 
nannt. 


Wie Breide behauptet, sind diese 
Lügen das Werk von »feindlichen 
Geheimdiensten«, die hinter »Pä- 
gina 12« stehen, deren Ziel es ist, 
die Institution der bewaffneten 
Streitkräfte als Hauptverfechter 
des Nationalstaates zu zerstören. 

Diese Sprachrohre ziehen nicht 
deshalb über die carapintadas her, 
weil sie über die nationale Sicher- 
heit besorgt sind, sondern weil sie 
wissen, daß Oberst Seineldin 
auch vom Gefängnis aus immer 
noch den einzig sichtbaren Wi- 
derstand gegen die Zerstörung der 
bewaffneten Streitkräfte und die 
nationale Souveränität darstellt. 


Ein ausländisches 
Komplott 


Wie Breide sagt, war es Seindel- 
din, der im Jahre 1989 mit Präsi- 
dent Carlos Menem ein Abkom- 
men unterzeichnet hat, »um die 
Situation der Schutzlosigkeit«, 
die er als Präsident geerbt hatte, 
umzukehren. Doch infolge »na- 
tionalen und internationalen 
Drucks,« fügt Breide hinzu, hat 
Menem seine Seite der Vereinba- 
rung nicht eingehalten. 

Was sowohl die nationalen wie 
die internationalen Befürworter 
der Eine-Welt-Regierung durch 
die UNO wirklich beunruhigt, ist 
das Wissen, daß Seineldin unter 
bestimmten Teilen der argentini- 
schen Bevölkerung sehr geachtet 
ist und die Möglichkeit, daß er 
frei werden könnte und einen mo- 
ralischen Widerstand gegen diese 
nationalstaatzerstörende Politik 
zusammentrommeln könnte. Der 
wahre Gund, warum er inhaftiert 
wurde, war auch, daß er vor dem 
internationalen Komplott zur Zer- 
störung der bewaffneten Streit- 
kräfte und der Länder Latein- 
Amerikas gewarnt und sich ge- 
weigert hatte, sich solchen Plänen 
zu unterwerfen. 


Trotz Seineldins Inhaftierung gibt 
es in Argentinien immer noch er- 
heblichen Widerstand gegen die 
Politik der Verfechter der Ei- 
ne-Welt-Regierung, wie man erst 
kürzlich im Kongreß und anderer 
politischer Opposition sehen 
konnte, die Menem zwang, Pläne 
aufzugeben, Argentinien an Trup- 
pen für eine multinationale Inva- 
sion Haitis zu beteiligen. Wenn 
Seineldin erlaubt würde, sich in 


der derzeitigen Atmosphäre frei 
zu organisieren, sind die Resulta- 
te unvorhersehbar. 


So beschwerte sich »Pägina 12« 
in einem Artikel am 2. August 
darüber, daß »Seineldins Unter- 
stützung durch seine 'Basis’ wei- 
terhin sehr hoch ist«, und in einer 
Art Panik berichteten sie davon, 
daß »Gruppen von carapintadas — 
nicht bestallte Offiziere — in eini- 
gen Armeekasernen Flugblätter 
verteilt hätten, auf denen die Frei- 
lassung Seineldins gefordert 
werde«. Das fragliche Flugblatt 
trug die Überschrift »Für ein 
Freies Vaterland, Freiheit für Mo- 
hamed Alf Seineldin«. 


Wiederaufleben von 
Aristoteles 


In ihrer Panik über Seineldins 
wirkliche Bedeutung versuchte 
»Pägina 12« ihn als einen Ver- 
rückten darzustellen, der »sagt, er 
spreche mit der Jungfrau«. Maria- 
no Grondona, ein Freund des che- 
maligen amerikanischen Außen- 
ministers Henry Kissinger, der 
die unterwürfige Loyalität des 
letzteren zur britischen Krone 
teilt, hat in seiner wöchentlichen 
Kolumne in »La Naciön« vom 14. 
August einen anspruchsvolleren 
Angriff losgelassen und kam da- 
bei auf die wahren philosophi- 
schen Themen hinter der 
»Kriegshandlung« gegen Argen- 
tinien, wie sie von Breide be- 
zeichnet worden war. 


Obwohl Grondona den Oberst 
nicht direkt erwähnte, griff er die 
Prinzipien der augustinischen 
Christenheit an, denen sich Sei- 
neldin sehr stark verschrieben hat 
und er behauptete, Augustinus 
selbst habe den »Fundamenta- 
lismus« hervorgebracht, als er 
»Über den Gottesstaat« schrieb, 
indem er ihn als die einzige Art 
menschlicher Existenz definierte, 
die über die Degradierung und 
den heidnischen Hedonismus der 
römischen Kaiser obsiegen muß. 
Das Problem mit Augustinus’ po- 
litischen Anhängern, meint 
Grondona, war, daß sie die These 
verteidigten, daß »nur die Kö- 
nigreiche, die von der Kirche ge- 
segnet waren, legitim waren. Die 
anderen waren illegitim, Länder 
von Ungläubigen, weil sie außer- 
halb des Gottesstaats oder der 
Christenheit lagen.« 


Da Seineldins Angreifer ihn als 
einen fanatischen, katholischen 


Fundamentalisten sehen, könnte 
kein informierter Leser von Gron- 
donas Kolumne in seinem Toben 
gegen den »ultrakonservativen 
Katholizismus ... der ein neues 
Mittelalter anstrebt« etwas ande- 
res sehen als einen Angriff auf 
Seineldin. Grondona schreibt das 
Bombenattentat auf die AMIA 
praktisch Seineldin zu. Am auf- 
schlußreichsten ist, daß Grondo- 
na Samuel Huntingtons geopoliti- 
sche Phrasen, die sich in seiner 
These über einen »Zusammen- 
prall der Zivilisationen« wider- 
spiegeln, mit einbezieht, in der 
der widerspenstige »islamische 
Fundamentalismus« das entschei- 
dende Element bei künftigen 
Konflikten sein wird. 
Huntingtons These ist nur ein 
Vorwand für die »herrlichen klei- 
nen Kriege«, die die Briten in ih- 
rem Bestreben nach einer Eine- 
Welt-Diktatur entfesseln wollen. 
Am Ende sagt Grondonas Propa- 
gierung des britischen philoso- 
phischen Radikalismus als Alter- 
native allen: »Ein aristotelischer 
Thomismus, der die Rechtmäßig- 
keit aller Regime, die das Gute 
schützen, anerkannte, auch wenn 
es keine christlichen waren. Die 
thomistisch-aristotelische Auf- 
fassung verkündete, 'die Ankunft 
des Pluralismus’.« Es ist dieser 
aristotelische Pluralismus, so be- 
hauptet Grondona, der die Men- 
schen vor »einem neuen Kreuz- 
zug« augustinischer Christenheit 
schützen wird. 


Geheimdienst- 
kriegsführung 


Grondona kann versuchen, die 
Argentinier, davon zu überzeu- 
gen, daß sie einen Zusammen- 
prall von Zivilisationen erleben. 
Die Realität ist, daß das Land seit 
dem Attentat vom 18. Juli einer 
Geheimdienstkriegsführung un- 
terworfen ist, an der besonders 
die Beteiligung des britischen Ge- 
heimdienste offensichtlich ist. 
Dabei ist die Vereinbarung zwi- 
schen Großbritanniens MI-5 und 
MI-6 mit dem argentinischen 
staatlichen Geheimdienst SIDE 
vom März 1994 besonders zu 
erwähnen, derzufolge die Briten 
SIDE-Agenten in der »Geheim- 
dienst-Analyse« schulen werden. 
Auch darf die Geopol-Konferenz 
in Buenos Aires vom 6. bis 8. Juni 
nicht übersehen werden. Geopol 
ist der mit dem britischen Ge- 
heimdienst verbundene Denktank 
aus Genf. Teilnehmer war auch 
ihr regionaler Vertreter Rosendo 


Fraga vom Union Center of Stu- 
dies for an New Majority. 


Was Oberst Seineldins Freilas- 
sung aus dem Gefängnis zu die- 
sem Zeitpunkt unbedingt notwen- 
dig macht, ist die Tatsache, daß 
das Land und seine Institutionen 
aufgrund dieser Kriegsführung 
und der begleitenden Kampagne 
psychologischen Terrors deutlich 
geschwächt worden sind. 

Nach dem Attentat vom 18. Juli 
kam eine Schar von Leuten mit 
Verbindung zum britischen Ge- 
heimdienst ins Land, die Agentu- 
ren vertreten, die behaupten, die 
jüdische Gemeinschaft zu ver- 
teidigen, dazu gehörten unter an- 
derem der Präsident des Weltju- 
denkongresses Edgar Bronfman, 
Kent Schiner von B’nai B’rith In- 
ternational, der New Yorker Rab- 
bi Avi Weiss — offensichtlicher 
Erbe des verstorbenen jüdischen 
Terroristen Meir Kahane — und 
Rabbi Leon Klenicki von der 
amerikanischen Anti-Defama- 
tions-Liga (ADL). Zusammen 
mit regionalen Mitarbeitern des 
britischen Geheimdienstes wie 
Guillermo Patricio Kelly und 
Luis Sobrino Aranda brachten al- 
le praktisch die gleiche Botschaft 
mit, mit der die kontrollierende 
Hand ausländischer Geheimdien- 
ste hinter dem Bombenattentat 
vertuscht werden sollte. 


In Argentinien wuchert der Anti- 
semitismus, sagten sie, und Präsi- 
dent Menem hat nicht für ausrei- 
chende Sicherheit gesorgt. In ver- 
schiedenen internationalen Pres- 
semeldungen wurde behauptet, 
Menem habe in seiner eigenen 
Regierung Nazis und Antisemiten 
und es wurde permanent wieder- 
holt, daß der Peronismus Nazis 
geschützt habe, die nach dem 
Zweiten Weltkrieg aus Deutsch- 
land geflohen waren. Weiss ver- 
langte die Schließung des interna- 
tionalen Flughafens von Buenos 
Aires und warnte amerikanische 
Staatsbürger davor, nicht nach 
Argentinien zu reisen, weil »es 
nicht sicher ist«. 


Die Frage 
der Schuld 


Die Tatsache, daß sich in dem 
AMIA-Gebäude Regierungsun- 
terlagen früherer Militär- und 
Regierungsbeamter, die Nazis in 
Argentinien geschützt hatten, be- 
fanden, deren Geheimhaltung 
aufgehoben worden war, wurde 
auch dazu benutzt, die »regiona- 


len Fundamentalisten« der Betei- 
ligung an dem Bombenattentat zu 
beschuldigen. Von Washington 
aus beklagte sich der Direktor des 
Internationalen Ausschusses von 
B'nai B’rith, Warren Eisenberg, 
gegenüber »Pägina 12«, daß die- 
jenigen, die das Bombenattentat 
auf AMIA untersuchen, einen 
Fehler begehen, wenn sie nur den 
Iran beschuldigen und die Rolle 
»lokaler Neo-Nazis« unberück- 
sichtigt lassen. 


Der Direktor des amerikanischen 
jüdischen Komitees für latein- 
amerikanische Angelegenheiten 
sagte, Seineldin sei schuld an dem 
Attentat. Die Tatsache, daß der is- 
raelische Geheimdienst Mossad 
unmittelbar nach dem 18. Juli 
nach Argentinien kam, war be- 
sonders verhängnisvoll. 


Eindeutig unter starkem interna- 
tionalen Druck überließ Menem 
den Mossadagenten und israeli- 
schen Sicherheitskräften die voll- 
ständige Kontrolle über die Ret- 
tungsmaßnahmen bei der AMIA 
ohne daß argentinisches Militär- 
personal daran beteiligt wurde. 
Der Armeegeneral Cändido Diaz 
— Chef des Generalstabs — hatte 
sich mit Menem zwei Stunden 


“ nach dem Attentat getroffen, um 


ihn darüber zu informieren, daß 
die Armee bereit sei, sofort mit 
Rettungsaktionen zu beginnen, 
doch Menem lehnte das Angebot 
mit der Begründung ab, daß die 
Beteiligung des Militärs die Er- 
klärung eines Belagerungszustan- 
des erforderlich gemacht hätte. 
Die Tatsache, daß durch die Be- 
teiligung des Mossad die Souve- 
ränität derart mit Füßen getreten 
wurde, hat zu Ausschreitungen 
geführt. Als israelische Verbände 
ihre Fahne über der AMIA his- 
sten, schrieb der Brigadegeneral 
der Luftwaffe, Jesüs Capellini, är- 
gerlich an »La Naciön«, daß »Ar- 
gentinien nicht israelischer Bo- 
den und auch nicht besetztes Ter- 
ritorium, sondern argentinischer 
Boden ist«. Die Fahne, sagte er, 
»repräsentiert den Staat Israel« 
und es besteht keinerlei Veran- 
lassung, »die Normen des Re- 
spekts unter Nationen« zu igno- 
rieren. 


Ist der Iran 
der Täter? 


Internationale Forderungen, daß 
die Regierung Menem die Täter 
des Bombenattentats auf die 
AMIA finden solle, haben dazu 


geführt, daß der Richter Juan Jose 
Galeano aus Buenos Aires inter- 
nationale Haftbefehle gegen vier 
iranische Diplomaten erteilt hat, 
die, so sagt er, das Attentat auf- 
grund der Aussage einer einzel- 
nen Person - des iranischen 
Staatsangehörigen und angebli- 
chen Diplomaten Manouchehr 
Motamer - geplant haben. 


Motamer, der als Dissident be- 
zeichnet wird, wurde von Galea- 
no in Caracas vernommen wor- 
den, wohin er geflohen war, nach- 
dem er von iranischen Regie- 
rungsagenten in Kuba entführt 
worden sein soll. 


Jetzt unter dem Schutz des UNO- 
Hochkommissars für Flüchtlinge 
(UNHCR) und der US-Regie- 
rung, lieferte Motamer detaillier- 
te Informationen an Galeano, 
doch aufgrund seines sprunghaf- 
ten Verhaltens und seines seltsa- 
men Hintergrundes hat er Miß- 
trauen erregt. Verschiedene 
Quellen, darunter auch die Iraner, 
behaupten, er sei vom CIA ange- 
heuert. 


Einen Tag nachdem er gegenüber 
Galeano seine Aussage gemacht 
hatte, tauchte er in Ecuador auf 
und erhielt dort ein zweijähriges 
Arbeitsvisum. Zwei Wochen dar- 
auf erschien er in der argentini- 
schen Botschaft in Quito, Ecua- 
dor, und behauptete, er habe noch 
weitere Informationen und soll 
auch Asyl in Argentinien bean- 
tragt haben. Selbst Rub£n Beraja, 
Präsident der DAIA der jüdischen 
Gemeinde, meinte Motamers 
Aussagen erregen »Mißtrauen« 
und schloß nicht aus, daß sie »ein 
Manöver der Gegenspionage re- 
präsentieren könnten, um uns zu 
verwirren«. 


Ein ungenanntes Mitglied des 
Obersten Gerichtshofs, das auf- 
gefordert wird, sich mit dem At- 
tentat zu befassen, fügte hinzu: 
»Galeanos Feststellungen zeigen, 
daß er nicht viele und wenn, dann 
auch nur schwache Beweise 
hat.« 


Galeanos Beschuldigungen ha- 
ben Argentiniens Verhältnis zum 
Iran, seinem wichtigsten Han- 
delspartner in Nahost, bis kurz 
vor den Abbruch der diplomati- 
schen Beziehungen, doch den 
Fall AMIA einer wirklichen Lö- 
sung nicht näher gebracht. Unter- 
dessen hat sich die Kampagne 
psychologischen Terrors ver- 
schärft. 
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Haiti 


Die Falle 
stammt von 
George Bush 


und den 
Briten 


Das Trommeln für eine Invasion Haitis hatte Erfolg. US-Präsi- 
dent Bill Clinton ist in der Falle, die von seinen Feinden gelegt 
worden ist, welche sich nun schadenfroh in Position bringen, um 
nach seinem Haiti-Desaster die Überreste aufzusammeln. Dies ist 
eine britische Operation, die im heimlichen Einvernehmen mit 
dem früheren Präsidenten George Bush gelaufen ist. Sie wollen 
eine Invasion, die Clinton ins Gesicht zurückschlägt und ihn zu 
Fall bringt, nachdem alle bisherigen Bemühungen in diese Rich- 
tung gescheitert sind oder genau das Gegenteil bewirkt haben. 


George Bush und Henry Kissin- 
ger verurteilen die bevorstehende 
Invasion jetzt scheinheilig. Doch 
sie sind es gewesen, die zuvor für 
das Embargo gesorgt haben, das 
zur Hungersnot führte, weil sie 
damit erzwingen wollten, daß die 
terroristische Marionette Jean- 
Bertrand Aristide wieder an die 
Macht. zurückkommt. Die Briten 
wollen eine Invasion Haitis durch 
die Amerikaner als Präzedenzfall 
für die Zerstörung der Souveräni- 
tät im Hinblick auf Eine-Welt-Re- 
gierung und um die Autorität der 
UNO zu etablieren, jede Regie- 
rung zu stürzen, wenn sie be- 
haupte, daß die Demokratie ver- 
letzt werde. 


Wahre psychologische 
Kriegsführung 


Die unmittelbaren Ziele dieses 
Angriffs auf die »Menschenrech- 
te« sind die schwarzen Länder 
Haiti und Nigeria. Um damit 
durchzukommen, wurden die 
schwarzen Führer in Amerika und 
in der Öffentlichkeit durch totali- 
täre Strafverfolgung und Hexen- 
jagden derart eingeschüchtert, 
daß sie entweder schwiegen oder 
sich der Mittäterschaft schuldig 
machten. 
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Die Lobby, die sich für eine Inva- 
sion Haitis ausspricht, ist nichts 
anderes als das FBI, wie wir wei- 
ter unten sehen werden. Das ist 
wahre psychologische Kriegs- 
führung: schwarze Führer dazu zu 
veranlassen, sich selbst in Ungna- 
de zu bringen, indem sie sich an 
der Zerstörung schwarzer Führer 
und Länder beteiligen. 


Die Londoner »Times« enthüllte, 
daß jene, die die Regierung von 
Nigeria stürzen und das Land 
möglicherweise aufteilen wollen, 
»auf Amerika und Großbritan- 
nien schauen«, um die Führer des 
Landes davon »zu überzeugen«, 
zurückzutreten. »Wenn die USA 
in Haiti einmarschieren, so wird 
das ein wichtiges Signal für die 
nigerianische Regierung sein, ih- 
re Position zu überdenken«, hieß 
es in der britischen Zeitung. Au- 
Berdem, hieß es, werde die 
schwarze Parteiclique des ameri- 
kanischen Kongresses ein wichti- 
ger Faktor sein. Jesse Jackson hat 
sich natürlich dem Chor der Bri- 
ten lautstark angeschlossen. 


In Haiti wurde Aristide auf Be- 
schluß des US-Kongresses und 
des Militärs ersetzt, nachdem er 
auf die Forderungen des Interna- 
tionalen Währungsfonds nach to- 


taler wirtschaftlicher Kontrolle 
und Sparmaßnahmen eingegan- 
gen ist, um Haitis verzweifelte 
Armut nur noch zu verschlim- 
mern. Er verwendete Mord und 
terroristische Taktik, um jegliche 
Opposition gegen seine diktatori- 
sche Rolle zu zerstören. 


Nigerias Regierung von Sani Ab- 
acha hat die wucherischen Schul- 
denzahlungen an die internationa- 
len Banken ausgesetzt und bean- 
sprucht das Recht, sein Öl dazu zu 
benutzen, um seine eigene indu- 
strielle Macht und die Afrikas zu 
entwickeln. Am 3. August be- 
hauptete die Londoner »Financial 
Times«, wenn das Regime ge- 
stürzt ist, müsse der Internationa- 
le Währungsfonds die Finanzen 
Nigerias direkt kontrollieren. 


Die Tatsache, daß sich die mei- 
sten der schwarzen Parteiführer in 
Amerika in die Haiti-Politik von 
Bush und der Briten fügen, ist die 
Folge von brutalen Polizeistaat- 
taktiken über viele Jahre hinweg. 


Eine Studie von Professor Mary 
R. Sawyer von der Iowa State 
University aus dem Jahre 1987 
zeigte, daß zu der Zeit bei 43 Pro- 
zent aller schwarzen gewählten 
Volksvertreter in Amerika Ermitt- 
lungen oder strafrechtliche Ver- 
folgungen angestellt worden sind, 
wobei über die Hälfte der Betrof- 
fenen großen Einfluß hatten. Die 
Sawyer-Studie dokumentierte ein 
weitverbreitetes Muster ungehö- 
riger Ermittlungen und Anklagen 
gegen gewählte, schwarze Volks- 
vertreter und wies darauf hin, daß 
das Straf- und Zivilrecht für poli- 
tische Motivationen mißbraucht 
wurde. 


Schwarze Parteiclique 
»schweigsam 
wie ein Lamm« 


Am 27. Januar 1988 erzählte 
Mervyn Dymally (Mitglied des 
Repräsentantenhauses für die de- 
mokratische Partei aus Kalifor- 
nien) dem Kongreß von der Exi- 
stenz eines FBI-Programms mit 
dem Titel »Frühmenschen«. Er 
zitierte eine FBI-Direktive, in der 
Ermittlungen gegen gewählte, 
schwarze Volksvertreter im gan- 
zen Land gefordert wurden, »oh- 
ne daß dafür ein hinreichender 
Verdacht« bestehen müsse. Das 
Ganze basierte auf der Theorie, 
daß die Schwarzen »in intellek- 
tueller und sozialer Hinsicht zum 
Regieren unfähig sind«. 


Die jüngste Liste in dieser Hin- 
sicht ist erstaunlich: 


Skandalöse 
Ermittlungen 


Ein Sonderankläger wurde für die 
Ermittlung gegen Landwirt- 
schaftsminister Mike Espy, einem 
früheren Mitglied der schwarzen 
Parteiclique im Kongreß, ernannt. 
Gegen Espy laufen Ermittlungen, 
weil er angeblich Karten für ein 
Fußballspiel und einen Flug mit 
dem Flugzeug eines Geflügelpro- 
duzenten als Geschenke ange- 
nommen haben soll. 


Ein weiteres schwarzes Kabi- 
nettsmitglied in Clintons Regie- 
rung wurde ebenfalls einer derar- 
tigen Untersuchung unterworfen: 
Handelsminister Ron Brown wur- 
de schließlich von Anklagen 
freigesprochen, er habe illegal 
Geld angenommen, um einen Ge- 
schäftsabschluß zwischen einem 
amerikanischen Unternehmen 
und einem Ausländer zu beein- 
flussen. 


William Gray III, der amerikani- 
sche Sonderabgesandte für Haiti 
und Lobbyist für eine Invasion, 
wurde am 8. Mai 1994 auf diesen 
Posten berufen. Gray war der 
Mehrheitsführer im Repräsentan- 
tenhaus und Chef der Parteiclique 
der Schwarzen im Kongreß, be- 
vor er von der Geheimpolizei in 
die Mache genommen wurde. 
Das amerikanische Justizministe- 
rium behauptete im Juni 1989 in 
aller Öffentlichkeit, daß der Kon- 
greßabgeordnete Gray nicht Ziel 
von Ermittlungen sei — und das ei- 
nen Monat, nachdem das FBI 
Gray verhört hatte. 


Unter unerbittlichem Druck sei- 
tens des Justizministeriums und 
FBI schied Gray am 11. Septem- 
ber 1991 aus dem Kongreß aus. 
Doch damit war die Sache noch 
nicht zu Ende. Der Staatsanwalt 
von Philadelphia ließ Gray am 6. 
November 1991 unter Strafandro- 
hung vorladen und forderte vom 
Gettysburg College sämtliche 
Unterlagen über Gray und die 
Zahlungen, die zwischen 1986 
und 1989 an ihn geleistet wurden. 
Gray hatte im März 1989 in dem 
College eine Rede gehalten und 
ein freiwilliges Honorar in Höhe 
von 2000 Dollar wurde als Bei- 
trag an Grays Kirche gezahlt. Am 
14. November 1991 erhielt ein 
ehemaliger Angestellter des Col- 
lege Besuch von einem FBl- 


Haitis zurückgekehrter Prä- 
sident Jean-Bertrand Aristi- 
de (links) mit dem ehemali- 
gen US-Präsidenten George 
Bush. 


Agenten, der behauptete, gegen 
Gray liefen Ermittlungen, weil er 
für seine Rede Geld verlangt ha- 
be. 


Im August 1994 feuerte der Vor- 
stand des Nationalverbandes zur 
Förderung der Farbigen (NAACP) 
Benjamin F. Chavis als Leiter we- 
gen finanzieller und politischer 
Erpressung. Chavis, der gute Ver- 
bindungen zu Präsident Clinton 
hatte, soll gegen eine Invasion 
Haitis gewesen sein, wie aus ver- 
läßlicher Quelle verlautete. 

Die Anti-Defamationsliga von 
B’nai B’rith (ADL) forderte 
Chavis’ Skalp wegen seiner Al- 
lianz mit der Nation des Islam und 
hatte Gelder an den NAACP ge- 
strichen. Die Anti-Chavis Kam- 
pagne wurde von dem für mehre- 
re Zeitungen im Land schreiben- 
den Kolumnisten Carl Rowan zu 
einem erfolgreichen Ende ge- 
bracht. Rowan beschuldigte 
Chavis, ein Dieb und Ehebrecher 
zu sein. 


Der Journalist — Gewinner des 
»Kommunikations«-Preises der 
ADL - hatte in der öffentlichen 
Verleumdung von Dr. Martin Lu- 
ther King vor dessen Ermordung 
im Jahre 1968 eine ähnliche Rolle 
gespielt. Angeleitet von J. Edgar 
Hoover vom FBI schrieb Rowan 
im »Reader’s Digest« vom Sep- 


tember 1967 einen berüchtigten 
Artikel: er behauptete, King habe 
den Eindruck erweckt, daß die 
Schwarzen ihrem Land gegen- 
über unloyal sind, weil sie gegen 
den Krieg in Vietnam seien und 
daß gemunkelt werde, King wür- 
de sich unter kommunistischer 
Leitung befinden. 


In Zusammenarbeit mit der 
»Washington Post« verbrachte 
das Justizministerium sieben Jah- 
re mit dem Versuch, den Bürger- 
meister von Washington D.C., 
Marion Barry, zu vernichten und 
gab dabei Millionen von Dollar 
aus. Im Jahre 1990 - als alles an- 
dere fehlgeschlagen war — be- 
nutzten die Bush-Anhänger eine 
Frau, um Barry Kokain zu geben. 
Jesse Jackson forderte, daß Barry 
aus der Kandidatur zu den Wie- 
derwahlen ausscheiden solle, 
wenn dafür die Anklagen fallen- 
gelassen würden. Barry ging ins 
Gefängnis — doch unerschrockene 
Wähler nominierten Marion Bar- 
ry vor kurzem erneut als demo- 
kratischen Kandidaten für die 
Bürgermeisterwahl. 


»Die Menschenrechte« 
von der Geheimpolizei 
definiert 


Jonathan Demme ist der Gründer 
und Chef von »Künstler für De- 
mokratie in Haiti«. Demmes New 
Yorker Büro betreut die Be- 
rühmtheiten, die sich bei der Re- 
gierung für die Invasion Haitis 
einsetzen und die mit der schwar- 
zen Parteiclique im Kongreß in 


Verbindung stehen. Demmes Mit- 
arbeiter verteilen die Pro-Aristi- 
de-Literatur und arrangieren die 
Fernsehauftritte der Fürsprecher 
von Aristide. Um die Amerikani- 
sche Politik in die Richtung einer 
Invasion Haitis zu lenken, haben 
von Demme gemanagte schwarze 
Filmstars wie Harry Belafonte 
und Danny Glover mit dem 
TransAfrica-Direktor Randall 
Robinson, einem linken Jakobi- 
ner, zusammengarbeitet, der mit 
dem britischen Sekret Service in 
Verbindung steht. 


Das einzige Büro dieser Lobby 
für eine Invasion Haitis ist in 
Wirklichkeit die Filmfirma von 
Direktor Jonathan Demme, der 
mit seinem Film »The Silence of 
the Lambs« (»Schweigen der 
Lämmer«) berühmt geworden ist. 
Demme hat das Rampenlicht 
gemieden, obwohl er persönlich 
bei Präsident Clinton und im Na- 
tionalen Sicherheitsrat Lobbytä- 
tigkeit betreibt. 


Demme zog im jahre 1968 nach 
England und begann dort seine 
Karriere, indem er Horrorfilme 
drehte. Im Jahre 1987 drehte er ei- 
nen Dokumentarfilm mit dem Ti- 
tel »Haiti träumt von Demokra- 
tie«. Seine Haiti-Propaganda 
wurde von einer britischen Regie- 
rungsstelle in Auftrag gegeben 
und finanziert, die Lord Thomson 
of Monifieth, der ehemalige briti- 
sche Minister für Common- 
wealth-Angelegenheiten, leitete. 

»The Silence of the Lambs«, eine 
Zelebrierung des Satanismus, des 
Kannibalismus und der Geistes- 


krankheit, wurde von Demme 
und dem FBI zusammen produ- 
ziert. Die Filmaufnahmen fanden 
im FBI-Schulungszentrum in 
Quantico, Virginia, statt. In dem 
Film spielt Jodie Foster eine hero- 
ische FBI-Agentin, einen Schütz- 
ling der FBI-Abteilung Verhal- 
tensforschung. Kenneth Lanning, 
der zu dieser Gruppe gehört, ist 
bei der örtlichen Polizei bekannt 
dafür, daß er ihre Ermittlungen 
über satanische, pädophile Kreise 
und Kindermörder sabotiert. Bei 
der Präsentation der Auszeich- 
nungen der Akademie dankte Jo- 
die Foster dem FBI für seine Rol- 
le bei der Schaffung des Films. 


Hollywood als 
Politik-Macher 


Demmes jüngster Film »Phila- 
delphia« beschrieb sogenannte 
»Schwulenrechte« als Vorhut für 
den gegenwärtigen Kampf um 
Bürgerrechte. 


Demme ist ein typisches Beispiel 
für die Hölle, in der die Briten und 
verbündete Organe der psycholo- 
gischen Kriegsführung die Zom- 
bies fabrizierten, die Haiti mißre- 
giert haben. Der frühere Diktator 
Frangois Duvalier (»Papa Doc«), 
der Hohepriester des Voodoo, 
wurde vom Rockefeller Institut 
New York geleitet und die Rocke- 
feller blieben seine Gönner bis zu 
seinem Tod. 


Aristide, eine aufgewärmte linke 
Version von »Papa Doc« ist ein in 
Israel und Kanada geschulter 
Psychologe. Anglo-amerikani- 
sche Finanziers haben haitiani- 
sche Agenten nach Afrika ge- 
schickt, um Primitivität und 
Aberglauben zu verbreiten als 
Gegenmittel gegen die Forderun- 
gen der Schwarzen nach techno- 
logischem Fortschritt. 


Die Briten haben es Haiti nie 
verziehen, daß sie die erste 
schwarze Republik und ein Ver- 
bündeter der amerikanischen Re- 
volution gewesen sind, nachdem 
die Sklaven Haitis gegen die briti- 
sche und französische Armee re- 
voliterten und sie besiegten. Sie 
forderten schreckliche Rache: das 
verarmte Haiti ist in den letzten 
Jahren ein Zufluchtsort für briti- 
sche Homosexuelle und ein 
AIDS-Todeslager geworden. Zu- 
sammen mit Jonathan Demme 
und dem FBI hat die »Homin- 
tern« stark Partei für die britische 
Haiti-Politik ergriffen. 
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George W. Bush 


Baseball und 
er Mob 


Der Kandidat für das Gouverneursamt in Texas, George W. 
Bush, Sohn des früheren Präsidenten George Bush, hat von dem 
Spielcasinobesitzer Richard Rainwater eine Wahlkampfspende 
in Höhe von 100.000 Dollar erhalten. Rainwater ist Bushs Ge- 
schäftspartner und Miteigentümer des professionellen Base- 
ball-Teams Texas Rangers. Es sieht so aus, als ob Rainwater und 
andere enge Freunde des jungen Bush sich dem zweitrangigen 
Baseball und die amerikanischen Staaten und Städte sich dem 
professionellen Glücksspiel widmen. 


Es ist in der Tat sehr gut möglich, 
daß George W. Bush als Gouver- 
neur bald an der Spitze eines Staa- 
tes stehen wird, der größtenteils 
von Steuern der Spielcasinos fi- 
nanziert wird, die seinen Ge- 
schäftspartnern gehören. Texas 
erwägt die Legalisierung des Ca- 
sinospiels und der Kandidat Bush 
hat es abgelehnt zu sagen, daß er 
gegen eine solche Maßnahme Ve- 
to einlegen würde. Das organi- 
sierte Verbrechen wäre der einzi- 
ge Gewinner, wenn dieses Pro- 
gramm durchgeführt werden 
würde. 


Rainwaters 
Freunde 


Der größte Teil des Einkommens 
von George Bush kommt aus sei- 
nen Investitionen in die Texas 
Rangers und drei andere Unter- 
nehmen. Ungefähr im Jahre 1992 
bildeten Rainwater und 15 andere 
Investoren eine Partnerschaft, die 
die Kontrolle über die Casino-Ge- 
sellschaft United Gaming of Las 
Vegas bekam. Die Rainwater- 
Gruppe erhielt dafür im Juli 1994 
die formale Genehmigung von 
der Nevada Gaming Control 
Commission. 


Rainwater sagte gegenüber »Bu- 
siness Week« im Januar 1994: 
»Die Leute können von der 
Spannung, die mit Wetten ver- 
bunden ist, nicht genug kriegen.« 
Aussagen vor der Nevada Ga- 
ming Commission zeigen, daß 
Rainwater das Management von 
United Gaming berät. 


Am 29. Juli gründete United Ga- 
ming ein Joint Venture mit der 
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Stab der Gouverneurin Ann Ri- 
chards. Haddock sagte, das Tref- 
fen sei so eingerichtet gewesen, 
daß Rainwater seine Kenntnisse 
der Glücksspielindustrie mit dem 
Stab der Gouverneurin teilen 
konnte. 


In der großen Hoffnung, daß 
Texas das Casinospiel legalisie- 
ren werde, geht die Glücks- 
spiel-»Industrie« bereits in Posi- 
tion und zinkt bereits die Karten. 
Anfang des Jahres 1994 hat Char- 
les Hurwitz aus Houston, ein frü- 
herer Partner des flüchtigen Fi- 
nanziers Marc Rich, das Sam 
Houston Coliseum von der Stadt 
gepachtet und will es für das Casi- 
nospiel renovieren, wenn das 
Glücksspiel legalisiert wird. Und 
der Mehrheitseigner des Houston 


Der ehemalige Präsident George Bush gerät wegen der 
zweifelhaften Geschäfte seines Sohnes ebenfalls in die 


Schlagzeilen. 


Lone Star Casino Corporation in 
Houston, um ein neues Casino in 
Mississippi zu betreiben. Lone 
Star sagte, daß es Optionen auf 
Land zum Bau von Casinos in 
Texas habe, wenn das Glücksspiel 
dort legalisiert ist. 


Rainwaters Anwalt Gerald Had- 
dock vertritt auch die Texas Ran- 
gers und hat 100.000 Dollar sei- 
nes eigenen Geldes in die Rain- 
water-Partnerschaft investiert, die 
die Casinos besitzt. 


Gegen Ende der Legislaturperio- 
de 1993 nahm Rainwater hin- 
sichtlich Legalisierung von Casi- 
nos in dem Staat Einfluß auf den 


Rockets Basketball-Teams, Les 
Alexander, sagt, das Team erwäge 
den Bau eines neuen Stadions im 
Zusammenhang mit einem ge- 
planten Casino in der Stadt. 


Casino 
nach Texas 


Der Investor eines Casinos in 
Dallas, Daniel Robinowitz, ist ein 
Partner von Promus/Harahs Casi- 
no Corporation aus Memphis/ 
Tennessee, die in New Orleans 
das weltgrößte Casino bauen 
wollen. Robinowitz hat sich An- 
fang August mit dem Bürgermei- 
ster von Dallas, Steve Bartlett, 


getroffen, um den möglichen Bau 
eines Casinos im Zentrum von 
Dallas zu besprechen. In der glei- 
chen Woche meinte der Amtsbür- 
germeister von Dallas, John 
Ware, da Casinos wahrscheinlich 
legalisiert werden, sollte der 
Stadtrat bei der Legalisierung 
mithelfen, um sicherzustellen, 
daß die Stadt einen guten Teil da- 
von abbekommt. 


Robinowitz’ Partner Promus/Ha- 
rah hat Optionen auf ein Casino in 
Kemah, Texas. Der Chef der Ca- 
sino-Abteilung von Promus/Ha- 
rah, Steve Greathouse, ist im Juli 
1994 zurückgetreten, um Chef 
von Rainwaters United Gaming 
von Las Vegas zu werden. 


Die Texas Association for Casino 
Entertainment, die Gruppe der 
Casinobesitzer, hat eine Gesetz- 
gebung ausgearbeitet, die dem 
Staat erlaubt, für bis zu 26 Casi- 
nos die Genehmigung zu erteilen, 
Eine Spielsteuer von 15 Prozent 
würde Texas 500 Millionen Dol- 
lar im Jahr und den lokalen Regie- 
rungen ca. 120 Millionen Dollar 
im Jahr einbringen. Die »Houston 
Chronicle« berichtete am 8. Au- 
gust, daß Casinogesellschaften in 
Texas in der Legislaturperiode 
des Jahres 1993 ein bis 1,8 Millio- 
nen Dollar für Lobbytätigkeiten 
ausgegeben und für die Wahl- 
kampagnen der Politiker im Staat 
großzügige Spenden gaben. 


Indianer in Texas: 
die südafrikanische 
Verbindung 


Mehr als auf die Lobbytätigkeit 
bei Politikern zählen die Casi- 
nointeressen auf das Glücksspiel 
in den Indianerreservaten, was ih- 
nen in Texas den Weg ebnen soll. 


Rechtsanwälte für die Tigua-In- 
dianer von El Paso verklagen den 
Staat vor dem Bundesgericht we- 
gen des Rechts, Casinospiel auf 
Stammesbesitz durchzuführen, 
was jetzt gegen die texanische 
Verfassung ist. Wenn der Staat 
verliert, was die meisten Beob- 
achter erwarten, sagen Politiker, 
daß der nächste Schritt »zwangs- 
läufig« die Verabschiedung der 
Gesetzgebung für das Glücks- 
spiel im ganzen Land sei. 


Einem Anwalt zufolge, der die Ti- 
guas vertritt, besteht der Stamm 
aus 1400 Personen, die in der 
Stadt El Paso leben. Schauen wir 
jetzt, wer die wahren Sponsoren 


des Programms sind, die hinter je- 
nen 1400 Leuten stehen: 


Seven Circle, eine Schweizer Fir- 
ma mit Sitz in Denver, Colorado, 
führt Tiguas Speaking Rock Casi- 
no and Entertainment Center, das 
derzeit eine Spielhölle ist. Wenn 
das Glücksspiel in Texas legali- 
siert wird, wird »Seven Circle» 
40 Prozent der Gewinne des Casi- 
nos davon bekommen und wird 
den Cash Flow kontrollieren. 


Das große 
Geschäft 


Brian McMullan, Präsident von 
Seven Circle, und sein Stab, die 
das Indianer-Casino in Texas 
führen, leiteten zuvor die Spielca- 
sinos der Schwarzen Homelands 
in Südafrika. McMullan war Ca- 
sinoberater (vom Mai 1986 bis 
November 1986) und Direktor für 
Glücksspielangelegenheiten (von 
November 1986 bis April 1992) 
für Sun International Co., die dem 
südafrikanischen »Casino-König« 
Sol Kerzner gehört, dem Partner 
des israelischen Staatsangehöri- 
gen Shabtai Kalmanowitch, der 
der Spionage für den KGB über- 
führt worden war, eine Haftstrafe 
verbüßt hat und jetzt wieder zu- 
rück im Geschäft ist. McMullan 
war verantwortlich für das Casi- 
no-Imperium der Firma in Bo- 
phuthatswana, Botswana, Leso- 
tho, Ciskei, Namibia, Swaziland, 
Transkei, Venda und an der Süd- 
afrikanischen Riviera. Roger 
Shuttleworth, der Manager vor 
Ort des Tiguas-Casinos in Texas, 
arbeitet unter McMullan in Süd- 
afrika. 


Das größte Geschäft in den Ho- 
melands von Südafrika ist das 
Casino-Spiel, auf das Kerzner 
und McMullans Sun International 
das Monopol haben. Sun besitzt 
29 Hotels und Casinos dort, dar- 
unter den großzügigen 1200- 
Betten Sun City Komplex in Bo- 
phuthatswana. 


Wenn die Indianer in Texas davon 
so »profitieren« wie die Schwar- 
zen in Südafrika, dann werden sie 
umgeben sein vom organisierten 
Verbrechen, vom Waffenschmug- 
gel und der Prostitution. Das Ca- 
sino von Tiguas liegt nahe an der 
mexikanischen Grenze und das 
Management gibt ganz offen zu, 
daß man damit rechnet, auch 
Kunden von den Besitzern der 
maquiladora-Camps hereinzu- 
ziehen. 


Die Baseballpartner von Bush 
schlagen auch in Pennsylvania 
zu. Da die Pittsburgh Pirates zum 
Verkauf stehen, verhandelt die 
Stadt Pittsburgh mit einer Orga- 
nisation, die von den Bush-Freun- 
den William O. DeWitt Jr. und 
Robert Castellini repräsentiert 
wird, die das Team kaufen soll. 
Das Bürgermeisteramt von Pitts- 
burgh sagte, daß im Zusammen- 
hang mit der Legalisierung des 
Glücksspiels in Pennsylvania der 
Bau eines neuen Stadions disku- 
tiert werde. Ein Casino könnte ne- 
ben einem neuen Stadium errich- 
tet werden, so daß es sich für die- 
jenigen, die das Team kaufen 
werden, lohnt, es in Pittsburgh zu 
halten. 


Einzug auch 
in Pennsylvania 


Wie Richard Rainwater waren 
DeWitt und Castellini zusammen 
mit dem geschäftsführenden Teil- 
haber George W. Bush Miteigen- 
tümer des Texas Ranger Teams. 


Wegen eines angedrohten Vetos 
durch Gouverneur Robert Casey 
ist die Gesetzesvorlage zur Lega- 
lisierung des Glücksspiels in 
Pennsylvania derzeit blockiert. 
Doch sowohl Mark Singel als 
auch Tom Ridge, der demokrati- 
sche und republikanische Kandi- 
dat für das Gouverneursamt, be- 
fürworten die Legalisierung von 
Casinos angeblich und Caseys 
Amtszeit endet im Januar. 


Pennsylvanias Interesse am 
Glücksspiel, insbesondere Schiffs- 
casinos, wurde deutlich größer 
beim Besuch des britischen Prin- 
zen Charles im Jahre 1988. Char- 
les war Gast des Pittsburgher 
Schiffahrtslinien-Besitzers John 
Connelly, der Schiffscasinos in 
Davenport, Iowa und anderswo 
etabliert hat. Charles befürworte- 
te diese Schiffscasinos und mein- 
te, sie sollten die Stahlwerke er- 
setzen, die nach Ansichten des 
Prinzen glücklicherweise für im- 
mer geschlossen wurden. oO 


Naher Osten 


Das Gaza- 
Jericho-Ab- 
kommen 
nach einem 


Jahr 


Als vor einem Jahr das Gaza-Jericho-Abkommen von Israel und 
der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) unterzeich- 
net wurde, wurde betont, daß die Aussichten auf eine palästinen- 
sische Autonomie und einen dauerhaften Frieden in der Region 
von der raschen Realisierung der riesigen Infrastrukturprojekte, 
die in den Wirtschaftsprotokollen zu diesem Vertrag festgehalten 
sind, abhängen würde. Nur durch eine Revolutionierung der 
Wirtschaft in Nahost durch Einführung fortgeschrittener 
Technologien könnte eine Kooperation für die Weiterentwicklung 
als Basis zur Überwindung der negativen Beziehungen, die die 
arabisch-israelischen Angelegenheiten in den letzten Jahrzehnten 
gekennzeichnet haben, konsolidiert werden und es könnte so der 
Kontext für eine beide Seiten zufriedenstellende Lösung der offe- 
nen politischen Streitigkeiten geschaffen werden. 


Kernstück des programmati- 
schen Vorschlags für einen dau- 
erhaften Frieden waren die mit 
Atomkraft betriebenen Entsal- 
zungsanlagen in Gaza und 
Agaba, womit der Wasser- 
mangel gelöst und der Wirt- 
schaftsprozeß auf höherem tech- 
nologischem Niveau neu defi- 
niert werden sollte. Eine solche 
Transformation würde die wirt- 
schaftliche Grundlage für einen 
palästinensischen Staat liefern. 
Es würde auch eine gesellschaft- 
liche und moralische Trans- 
formation eines unterdrückten 
Volkes bedeuten, das, besonders 
im Gazastreifen, nur wirtschaft- 
liche Not gekannt hat. 


Die Sabotage durch 
die Weltbank 


Eine ehrliche Beurteilung des 
Fortschritts in Richtung Trans- 
formation in dem einen Jahr, das 
seit der Bekanntgabe der in Oslo 
getroffenen Vereinbarungen 
verstrichen ist, muß zu dem 


Schluß kommen, daß man nur 
höchst langsam vorankommt 
und daß die Sabotage der fortge- 
schrittenen technologischen Ent- 
wicklung, vor allem durch die 
Weltbank, eine ernsthafte 
Gefahr darstellt. Wenn diese 
Sabotage nicht gestoppt und die 
Gelder der Geberländer nicht in 
die Infrastrukturprojekte — die 
den Lebensstandard des palästi- 
nensischen Volkes sichtbar ver- 
bessern werden -— zu fließen 
beginnen, besteht die Gefahr, 
daß der Plan der Weltbank, die 
Region in eine Freimarkt- 
Touristenfalle zu verwandeln, 
Erfolg haben wird und daß Krieg 
und nicht Frieden die Folge sein 
werden. 


Die Kluft zwischen 
Zusagen 
und Bewilligungen 


Obwohl 2,8 Milliarden Dollar 
für Entwicklungsprojekte zuge- 
sagt worden sind — was an sich 
schon nur ein Bruchteil der 
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En eh 


Naher Osten 


Das Gaza- 
Jericho-Ab- 
kommen 


nach einem 
Jahr 


Investitionen ist, die die PLO für 
ein effektives Wirtschafts- 
wachstum als erforderlich ansah 
-, sind tatsächlich bisher nur 
wenige Millionen Dollar zuge- 
teilt worden. Die Weltbank hat 
behauptet, die Gelder könnten 
erst dann ausgezahlt werden, 
wenn die PLO ein »glaubwürdi- 
ges« Finanzinstitut geschaffen 
hat, dessen Personal nach ihren 
Forderungen mit Bürokraten 
besetzt werden soll, die der 
Weltbank verbunden sind. 


Die Gelder, die ausgezahlt wur- 
den, wurden in erster Linie dazu 
verwendet, um die Kosten für 
die neu geschaffene palästinen- 
sische Polizei und andere 
Beamte zu decken. Erst Anfang 
September hat die Weltbank mit 
der palästinensischen Verwal- 
tungsbehörde einen Vertrag über 
einen Zuschuß in Höhe von 
30 Millionen Dollar zur 
Finanzierung von Projekten in 
Gaza unterzeichnet. Das ist der 
erste Teil von 129 Millionen 
Dollar, die für dieses Jahr zuge- 
sagt worden sind. Zu diesen 
Projekten gehören Schulen, 
Stromleitungen und Straßen 
sowie Kanalisationsnetze und 
verbesserte Wasserversorgungs- 
systeme. Weitere 20 Millionen 
wurden zur gleichen Zeit für 
Infrastruktur und Dienst- 
leistungen zugesagt und sollen 
gezahlt werden, sobald die 
Palästinenser die Machtbefugnis 
über die West Bank bekommen. 


Bei einem Treffen des palästi- 
nensischen Wirtschaftsrats für 
Entwicklung und Wiederaufbau 
in Kairo beschwerte sich der 
Vorsitzende Farouk Khaddoumi 
darüber, daß sie von den für die- 
ses Jahr zugesagten 720 Mil- 
lionen Dollar nur 65 Millionen 
Dollar erhalten hätten. Auf dem 
gleichen Treffen forderte und 
bekam Finanzminister Moham- 
med Nashashibi 34 Projekte, die 
von der Weltbank zur sofortigen 
Realisierung bereits genehmigt 
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worden sind. Es geht dabei um 
Wohnungen, Wasser, Abfallent- 
sorgung, Krankenhäuser, Schu- 
len und Straßenverbindungen 
auf dem Land. Wenn diese 
Projekte, so drängte Nashashibi, 
innerhalb eines Monats begon- 
nen werden, wird es sichtbare 
Fortschritte geben. Über eine 
Entwicklungsbank und eine 
Währungsbehörde wurde eben- 
falls gesprochen. 


Das Problem der 
palästinensischen 
Wahlen 


Ein Teufelskreis entstand, bei 
dem freigegebene Gelder zuge- 
teilt werden müssen, um die lau- 
fenden Verwaltungskosten zu 


decken, wodurch die Projekte ' 


blockiert werden. Mitte Sep- 
tember wurde durch die Ver- 
mittlung Norwegens ein Ab- 
kommen erzielt, demzufolge 
135 Millionen Dollar von 
Geberländern noch in diesem 
Jahr für diesen Zweck zugeteilt 
werden sollen. Gleichzeitig 
müssen die Besteuerungsver- 
fahren durchgeführt werden. 
Wie Dr. Fahed Fanek, ein jorda- 
nische Kolumnist, der für meh- 
rere Zeitungen schreibt, und des- 
sen Meinungen die der jordani- 
schen Regierungskreise reflek- 
tieren, in einem Interview sagt, 
muß Israel es der palästinensi- 
schen Verwaltungsbehörde er- 
möglichen, Steuern einzutreiben 
und diese dann der Be- 
satzungsmacht übergeben. 


Es kann nicht überbetont wer- 
den, wie wichtig die Reali- 
sierung der Projekte ist. Auch 
wenn sich dem Zentrum für 
palästinensische Studien in 
Nablus zufolge 60 Prozent der 
Palästinenser in einer Umfrage 
für Yassir Arafat und 11 Prozent 
für Hamas ausgesprochen 
haben, so hängt doch die anhal- 
tende Unterstützung aus der Be- 
völkerung von konkreten Re- 
sultaten ab. In diesem Zusam- 
menhang steht die Debatte über 
palästinensische Wahlen, die in 
den letzten Wochen zu einem 
wichtigen Thema geworden ist, 
im Mittelpunkt. 


Rabin will Wahlen 
hinauszögern 


Wahlen sollten sieben Monate 
nach Unterzeichnung des Was- 
hingtoner Abkommens im 


September vorigen Jahres statt- 
finden, doch sie haben sich ver- 
zögert. Während die Israelis for- 
dern, daß Wahlen zu einem Rat 
führen sollen, der die autonomen 
Gebiete verwalten soll, möchte 
die PLO legislative Wahlen, die 
die Schaffung einer 100 
Personen starken Versammlung 
ermöglichen würden. 


Am 22. September berichtete die 
israelische Presse, daß Pre- 
mierminister Yitzhak Rabin 
»Wahlen in den Territorien so 
lange wie möglich hinauszö- 
gern« wolle, um damit eine palä- 
stinensische Verwaltungsbe- 
hörde für die ganze West Bank 
noch zu verzögern. Die Pa- 
lästinenser sollten die Macht- 
befugnis über die Ausbildung, 
soziale Angelegenheiten, das 
Gesundheitswesen, die Steuern, 
den Sport und Jugendange- 
legenheiten haben. Abweichend 
von der Position, die Außen- 
minister Shimon Peres einge- 
nommen hat, der die rasche 
Übertragung der Machtbefug- 
nisse unterstützt hat, meinte 
Rabin, die Palästinenser »versu- 
chen durch legislative Wahlen 
die Zeichen nationaler 
Souveränität zu setzen«. 


Da Israel es wiederholt abge- 
lehnt hat, der PLO Bevöl- 
kerungsstatistiken zur  Ver- 
fügung zu stellen, hat Saeb 
Erekat, der in der palästinensi- 
schen Verwaltungsbehörde für 
die Vorbereitung der Wahlen 
verantwortlich ist, eine Wähler- 
registrierung gefordert. Ein wei- 
terer Zankapfel in der Wahl- 
debatte ist die Rolle der 
Palästinenser in Ost-Jerusalem. 
Peres sagte im September in 
einem Interview mit einer jorda- 
nischen Wochenzeitung, er 
unterscheide zwischen »aktiver« 
und »passiver« Wahlbeteili- 
gung: »Gewählt werden ist pas- 
siv und seine Stimme abgeben 
ist aktiv.« 


Wahlen sind für die palästinensi- 
sche Verwaltungsbehörde als 
ein Mittel, um durch einen 
Wahlsieg für den politischen 
Kurs Arafats ein Mandat zu eta- 
blieren, sehr wichtig. Wie die 
augenblickliche Entwicklung 
zeigt, lehnt sich die islamistische 
Opposition gegen Gaza-Jericho 
gemütlich zurück und wartet nur 
darauf, die Scherben aufzusam- 
meln. Hamas weiß, daß Arafats 
Aufgabe durch ein Mandat der 
Bevölkerung bei den Wahlen 


erleichtert würde. Hamas will 
die Wahlen ignorieren, wenn es 
dabei um einen Verwaltungsrat 
gehen wird und man wird über 
eine für diesen Zweck gegründe- 
te, politische Partei um eine 
Mehrheit kämpfen, wenn umfas- 
sende legislative Wahlen zuge- 
lassen werden sollten. Die 
Hamas werden aus dem Ausland 
finanziell stark unterstützt, vor 
allem aus Saudi Arabien, wie 
berichtet wird, und sie wird auch 
von bestimmten Gruppierungen 
innerhalb Jordaniens in Ver- 
handlungen mit der PLO als 
Faustpfand eingesetzt. 


Vakuum durch 
fehlende Finanzierung 


Bei den Gesprächen zwischen 
amerikanischen, israelischen 
und jordanischen Unterhändlern 
Anfang September am Toten 
Meer war der Tourismus das 
Hauptthema und es wurden 
Pläne diskutiert für das jordani- 
sche Rift-Tal, das Tote Meer, 
Agaba-Eilat und anderswo. 


Ein weiteres Projekt, das disku- 
tiert wurde, war die Nutzung des 
Jordantals als »transnationales 
Erbe und Naturpark«. Außerdem 
wurde ein Projektentwurf über 
den »niedrigsten Punkt« der Erde 
am Toten Meer, bei dem es sich 
im Gegensatz zu den Touris- 
musprojekten um ein echtes 
Infrastrukturprojekt handelt, 
Mitte September in Ge- 
sprächen zwischen den USA- 
Jordanien-Israel in Tiberias 
abgehandelt. Doch hier wurden 
die Kosten in Höhe von drei 
Milliarden Dollar als unüber- 
windliches Hindernis angese- 
hen. Die Weltbank, die zu dem 
Treffen nach Tiberias Beob- 
achter entsandt hat, die eine 
»Beraterrolle« spielen sollten, 
soll »bei dem Prozeß noch wich- 
tiger geworden sein«. Sobald 
man sich in diesen trilateralen 
Gesprächen und in dem PLO- 
Israel-Friedensprozeß über Pro- 
jekte geeinigt hat, ist es die 
Weltbank, die die Verant- 
wortung für »Machbarkeits- 
studien« übernimmt. Riesige 
Geldsummen fließen in die 
Finanzierung dieser Studien. 

Natürlich schaltet sich in diesem 
Vakuum, das durch die fehlende 
Finanzierung für Infrastruktur- 
projekte geschaffen wird, in 
Windeseile die »Privatwirt- 
schaft« ein, um schnell zu Geld 
zu kommen. = 


Indien 


Stirbt die 
Atomkraft’? 


Das großartig verkündete Atomenergieprogramm in Indien hat 
sich in den letzten Jahren verflüchtigt, da die Politiker in den 
Chor der wirtschaftlichen Liberalisierung und Privatisierung 
eingestimmt und die Gelder dafür ständig gekürzt haben. Zu- 
mindest ein Bericht in der indischen »Economic Times« weist 
daraufhin, daß die Regierung jetzt vorschlägt, die Atomenergie- 
Expansionsprojekte einschlafen zu lassen. Zu den angegebenen 
Gründen gehören Kosten und zeitliche Verzögerungen im Zu- 
sammenhang mit dem Bau der Kraftwerke. 


Obwohl der Bericht vom 19. Au- 
gust ein Schock für jene war, die 
erkannt haben, daß sich die lang- 
fristige Energiepolitik Indiens 
darauf konzentrieren muß, Atom- 
kraftwerke kommerziell erfolg- 
reich zu machen, besteht kein 
Zweifel daran, daß die Botschaft, 
die praktisch den Tod für Indiens 
Atomenergieprogramm verkün- 
dete, für alle schwarz auf weiß zu 
lesen war. 

Nicht einmal zwei Wochen, nach- 
dem diese Nachricht in der »Eco- 
nomic Times« erschienen war, 
machte Premierminister P.V. Na- 
rasimha Rao bei der Grundstein- 
legung für ein 1000 MW Wärme- 
kraftwerk an Indiens Südostküste 
klar, daß die Regierung will, daß 
mindestens 50 Prozent der Res- 
sourcen, die während des achten 
Fünf-Jahres-Plans (April 1991 bis 
März 1996) benötigt werden, von 
privaten Investoren kommen. 


»Wenn sie (die privaten Investo- 
ren) sich nicht gemeldet hätten, 
hätte die Regierung das Geld da- 
für auftreiben müssen. Woher hät- 
te sie es sonst nehmen sollen, als 
von Ihren Steuern?« fragte der 
Premierminister. 


Diese Aussage und viele andere, 
die von weniger bedeutenden Au- 
toritäten im Finanzministerium 
gemacht worden sind, machen 
kurz und bündig klar, daß die jet- 
zigen Politiker nicht vorhaben, 
die Atomenergie zum Grundstein 
der künftigen Energiepolitik in 
Indien zu machen. Wegen ihres 
strategischen und umstrittenen 
Charakters wird die Atomenergie 
im öffentlichen Sektor und außer 
Reichweite für private Investoren 
bleiben. 


Da der Premierminister sagte, die 
Hauptsorge der Regierung be- 
stünde darin, private Investoren — 
vorzugsweise ausländische Inve- 
storen — zu bekommen, die die 
Hälfte von Indiens Energiebedarf 
finanzieren sollen, der im Rah- 
men des achten Fünf-Jahres- 
Plans erforderlich ist, ist es per 
Definition offensichtlich, daß die 
Atomenergie nicht auf dem Ra- 
darschirm der Politiker sichtbar 
ist. 


Sophismus und nichts 
als Sophismus 


Das Problem ist jedoch die Tat- 
sache, daß sämtliche Aussagen 
im Zusammenhang mit dem The- 
ma Energie eher etwas mit 
Schlagworten und weniger mit 
Wahrheit zu tun haben. Es ist jetzt 
nachgewiesen, daß die Regierung 
zufrieden sein wird, wenn es ihr 
gelingt, private Investoren zu 
locken, die die Finanzierung für 
über 7000 MW elektrischer Ener- 
gieerzeugung für die Laufzeit des 
Plans sicherstellen. Dabei spielt 
es keine Rolle, daß der achte Plan, 
in dem früher einmal weitere 
38.000 MW an elektrischer Ener- 
gieerzeugungskapazität gefordert 
worden waren und der dann an- 
schließend auf 32.000 MW für 
den gleichen Zeitraum abgestuft 
worden war, ein Trümmerhaufen 
ist und daß die Energiesituation 
täglich schlimmer wird. 


Wenn man den Premierminister 
beim Wort nimmt, wird Indien 
nicht mehr als 14.000 MW bis 
zum Ende der Laufzeit des Plans 
hinzufügen und das bedeutet eine 
Mindermenge vom 18.000 MW 


über die 20 Prozent Mindermenge 
vom Spitzenbedarf hinaus, unter 
der Indien heute täglich zu leiden 
hat. Mit anderen Worten, es ist 
sehr wahrscheinlich, daß die zu- 
sätzliche Energieerzeugungska- 
pazität während des achten Plans 
weniger sein wird als die 20.000 
MW, die während des siebten 
Plans hinzugefügt wurden, als In- 
diens Wirtschaft durch Zentral- 
planung und öffentliche Finanzie- 
rung in einer Zwangsjacke steck- 
te. Es sieht so aus, als ob die indi- 
schen Behörden trotz des Freu- 
dengesangs über die wirtschaftli- 
che Liberalisierung diesem wich- 
tigen Sektor nach der Einführung 
der Globalisierung und Privatisie- 
rung mehr Schaden zugefügt ha- 
ben. 


Was das alles für die indische 
Wirtschaft bedeutet — abgesehen 
von der Tatsache, daß Millionen 
von Arbeitern im ganzen Land 
wegen Stromausfällen täglich, 
365 Tage im Jahr, bei ihrer Arbeit 
stoppen müssen und abgesehen 
von der Tatsache, daß ausländi- 
schen Investoren von diesem pa- 
thetischen Stand der Dinge 
Kenntnis genommen haben - sind 
einfach schlechte Nachrichten. 


Saptal Manaktala, einem Berater 
der Tata Electric Companies, zu- 
folge bleibt der Wert von Indiens 
Produktion infolge von Strom- 
ausfällen keineswegs ohne Fol- 
gen, denn die Energieerzeugung 
und Verteilung macht immerhin 
ein Achtzehntel des Wertes der 
industriellen Produktion aus. In 
einer Studie heißt es, daß der Ein- 
kommensverlust infolge Strom- 
ausfällen ein bis 3,5 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts entspricht 
- und das wird von den Vertretern 
im Finanzministerium verstan- 
den, die jegliches Wachstum zu 
dem kostenlosen BIP in Bezie- 
hung setzen. 


Mangelnde 
Besorgnis 


Es ist bedrückend zu sehen, daß 
die Regierung dem privaten Sek- 
tor den Schwarzen Peter zu- 
schiebt anstatt sich selbst am Rie- 
men zu reißen. In dieser Situation 
bilden die Verfasser des Atom- 
energieprogramms keine Aus- 
nahme. Diejenigen, die dafür ver- 
antwortlich sind, daß die Atom- 
energie zum Kernstück von In- 
diens Energieprogramm gemacht 
wurde, wie es Dr. Homi Bhabha 
geplant hatte, war nicht so eifrig 


darauf bedacht, es auch zu einem 
Erfolg werden zu lassen. 


Es besteht kein Zweifel daran, 
daß die Kosten und die zeitlichen 
Verzögerungen wahrhaft phäno- 
menal sind, obwohl allerdings 
auch einige der Kosten- und Zeit- 
kalkulationen sicherlich zu hin- 
terfragen sind. Dennoch bleibt die 
Tatsache bestehen, daß es überall 
große Probleme dabei gibt, die 
Atomkraftwerke ans Netz zu be- 
kommen. Man hatte damit ge- 
rechnet, daß die Beispiele von 
Südkorea, Taiwan und Japan den 
Indern die Augen öffnen würden, 
doch das war nicht der Fall. Man 
hofft noch, daß Chinas wachsen- 
der Enthusiasmus für die Heran- 
ziehung der Atomkraft den Politi- 
kern als Erinnerungshilfe dienen 
wird. 


Zusätzlich zu diesen traurigen 
Realitäten darf man den wachsen- 
den Einfluß der Atomkraftgegner 
in Indien nicht unterschätzen. 


Wie um die Kurzsichtigkeit der 
Regierung gegenüber der Atom- 
kraft zu unterstützen, sprechen sie 
bereits davon, die Atomkraft zu 
begraben. 


In einer zweiseitigen Untersu- 
chung des indischen Atomkraft- 
programms, die vor kurzem in der 
»Hindustan Times« — einer Ta- 
geszeitung, die einem Unterneh- 
men gehört, das traditionell mit 
der herrschenden Kongreßpartei 
in Verbindung steht — erschienen 
ist, wird die Sicherheit der Atom- 
kraftwerke besprochen, die der- 
zeit in Betrieb sind. Viel Raum 
wurde der angeblich mangelhaf- 
ten wirtschaftlichen Lebensfähig- 
keit der Atomkraft geschenkt, in- 
dem bekannte Umweltschützer 
zitiert wurden, die ihre geschätzte 
Meinung über solche Dinge wie 
Kosten-Nutzen-Verhältnis zum 
Ausdruck gebracht haben. Nie- 
mand fragt natürlich, warum Ja- 
pan, das einzige Land, das den 
Horror von Atombomben erlebt 
hat und das ebenso wie Südkorea 
einen großen Strombedarf hat, 
sich für die Atomkraft entschie- 
den hat. 


Die Tendenz und Einstellung in 
dem Bericht ist allerdings nur all- 
zu offensichtlich. Die Atomener- 
gie ist nicht nur unsicher, sondern 
auch eine finanzielle Katastro- 
phe. Doch die Behörden lehnen es 
ab, einen Katastrophenplan für 
den Fall vorzulegen, daß einer un- 
serer Reaktoren schmilzt. 
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Irak 


Das UN- 
Embargo 
und seine 
Folgen 


Bei dem Treffen der fünf ständigen Mitglieder des UNO- 
Sicherheitsrates Mitte September 1994 wurde, wie erwartet, eine 
Verlängerung des nunmehr vier Jahre andauernden Embargos 
gegen den Irak durchgesetzt. Ebenfalls wie erwartet sprachen 
sich Rußland, China und Frankreich gegen eine 
Embargoverlängerung aus und machten ihr Interesse an der 
Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen zum Irak deutlich. 
Doch wie vorauszusehen war fügten sich alle drei schließlich dem 
Diktat der Delegationen aus Großbritannien und den USA und 
verzichteten auf ihre Vetorechte. 


Unerwartet war das Treffen des 
französischen Außenministers 
Alain Jupp& mit dem stellvertre- 
tenden irakischen Premier- 
minister Tarig Aziz, das am 
Rande der UN-Sitzung stattfand. 
Obwohl der führende Diplomat 
Baghdads bei Besuchen der 
französischen Hauptstadt in die- 
sem Jahr inoffiziell schon mit 
französischen Vertretern zusam- 
mengetroffen sein soll, war dies 
doch das erste Mal, daß ein 
hochrangiges Mitglied der fran- 
zösischen Regierung öffentlich 
mit ihm zusammenkam. Juppe 
äußerte gegenüber der französi- 
schen Presse, daß die internatio- 
nale Gemeinschaft seiner 
Meinung nach den Fortschritt 
berücksichtigen sollte, den der 
Irak bei der Einhaltung der 
UNO-Resolutionen gemacht hat. 
Er fügte hinzu, daß »Immobi- 
lität« Seitens der UNO seiner 
Meinung nach den irakischen 
Präsidenten Saddam Hussein 
nur in eine »unnachgiebige 
Haltung« treiben würde. 


Frankreich für Ende 
des Embargos 


Bei dem de facto-Aufruf des 
französischen Außenministers 
zur Aufhebung des Embargos 
handelt es sich um das erste Mal, 
daß ein Mitglied der fünf ständi- 
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gen Mitglieder des UN- 
Sicherheitsrats die Ränge offen 
durchbrochen hat. Doch hinter 
den Kulissen haben von Seiten 
Rußlands, Chinas, Frankreichs 
und der Türkei schon intensive 
diplomatischa Bemühungen 
stattgefunden, um bilaterale 
Handelsgeschäfte auszuarbeiten, 
die durchgeführt werden sollen, 
sobald die Sanktionen aufgeho- 
ben sind. 


Im Juni dieses Jahres haben die 
Franzosen in Paris mit einer ira- 
kischen Delegation unter 
Führung des Olministers einen 
Vertrag über die Wiederher- 
stellung des Olfelds Nahr Umar 
und die Nutzung anderer Olre- 
serven abgeschlossen. 


Nach einem Besuch des deut- 
schen Bundestagsabgeordneten 
Hans Sterken im Juni in 
Baghdad hat auch Bonn festge- 
stellt, daß jedes andere größere 
Land in Europa und Asien 
Industrielle zur Wiederauf- 
nahme von Handelsbeziehungen 
in den Irak entsandt hat, 
während sich Deutschland 
gewissenhaft an das Embargo 
hielt und daß die Deutschen 
somit bereits ausgestochen wor- 
den sind. 


Die mutigste Initiative in dieser 
Richtung wurde von den Russen 


unternommen, die kurz vor dem 
Treffen des UN-Sicherheitsrats 
verkündeten, sie hätten mit dem 
irakischen Handelsminister 
Mohammed Mehdi Saleh 
während dessen Besuch in 
Moskau einen ehrgeizigen 
Zehn-Milliarden-Dollar-Vertrag 
unterzeichnet. 


Der Ausgabe der »Jordan 
Times« vom 11. September 
zufolge wird Rußland in diesem 
Vertrag von Öl gegen 
Technologie beim Aufbau von 
Industrieanlagen und anderem 
im Bereich Stahl und Methanol 
mithelfen sowie beim Wieder- 
aufbau der Ölindustrie, die 
durch den Krieg Schaden erlitten 
hat. Es soll auch ein Plan über 
die Rückzahlung der irakischen 
Schulden in Höhe von sieben 
Milliarden Dollar an Rußland 
ausgearbeitet worden sein. 


Der Widerstand 
Moskaus 


Die Bekanntmachung des Ver- 
trages kommt einer Ankündi- 
gung der russischen Absichten 
gleich, daß man sich dem fanati- 
schen Festhalten an der Blok- 
kade von Seiten des Sicher- 
heitsrats widersetzen werde. Der 
russische Minister für Wirt- 
schaftsbeziehungen mit dem 
Ausland, Oleg Davydov, soll 
gesagt haben: »Es gibt nichts, 
was den bilateralen Handel 
aufhalten wird, denn Rußland 
exportiert bereits Gerät nach 
Irak, so unter anderem Mäh- 
dreschmaschinen.« Davydov 
sagte gegenüber Reportern, der 
Vertrag könnte sofort realisiert 
werden. Um das Treffen des 
Sicherheitsrats herum zirkulier- 
ten Berichte, daß Rolf Ekeus 
von der UN-Sonderkommission 
bestätigt hat, daß der Irak alle 
Resolutionen bezüglich dem 
Abbau von Massenvernichtungs- 
waffen erfüllt habe. Es gehe nun 
also um die Festlegung von tech- 
nischen Details im Zusam- 
menhang mit den langfristigen 
Überwachungsmethoden. 


In der arabischen Presse wurde 
berichtet, daß Tariq Azisz seinen 
Besuch in New York verlängern 
würde, damit genau solche 
Einzelheiten ausgearbeitet wer- 
den sollen. Es sieht so aus, als 
sei der Boden dafür bereitet, daß 
der Sicherheitsrat nun die 
Maßnahmen lockert oder zumin- 
dest einen zeitlichen Rahmen 


festlegt, innerhalb dessen die 
Überwachungsmethoden gete- 
stet werden sollten. 


Die Gegenoffensive gegen diese 
Andeutungen zur Lockerung der 
Sanktionen ließ nicht lange auf 
sich warten. Der schärfste 
Angriff kam aus der Feder von 


Kenneth Timmerman, einem 
ehemaligen Mitglied des 
Ausschusses für auswärtige 


Angelegenheiten im amerikani- 
schen Repräsentantenhaus und 
Autor des Buches »Death 
Lobby: How the West Armed 
Irag«, der seit dem Jahre 1990 
einen journalistischen Kreuzzug 
gegen den Irak geführt hat. 


Die Politik 
der Briten , 


In Timmermans Werk, das am 
28. September im »Wall Street 
Journal« erschien, hieß es wut- 
schnaubend, Jupp habe dem 
Irak erhebliche, politische 
Unterstützung gegeben. Dann 
fuhr er fort mit Einzelheiten über 
die Geschäfte hinter den 
Kulissen, die die früheren 
Handelspartner des Irak in den 
letzten Monaten ausgearbeitet 
hätten. Timmerman behauptet, 
die eifrigen Handelspartner 
gäben zwar vor, von Wirt- 
schaftsinteressen geleitet zu 
werden, doch in Wirklichkeit 
würden sie Saddam Hussein bei 
der Wiederbewaffnung helfen 
und damit alle Nachbarländer in 
der Region in Gefahr bringen. 
Timmermans Empfehlung war 
eindeutig: »Fortsetzung der 
Sanktionen, bis Saddam wirk- 
lich geschlagen ist.« Zur glei- 
chen Zeit kündigte die British 
Broadcasting Corporation 
(BBC) die Veröffentlichung 
eines neuen CIA-Berichts an, 
der von CIA-Chef James 
Woolsey herausgegeben wurde. 
In ihm warnt die amerikanische 


Geheimdienstbehörde davor, 
daß der Irak trotz UNO- 
Besatzung und Such- und 


Zerstörungsoperationen in den 
letzten vier Jahren immer noch 
über große Vorräte an Massen- 
vernichtungswaffen verfüge. 


Die Londoner »Times« berichte- 
te am 28. September, daß 
Woolsey »besorgt darüber sei, 
daß der Irak über 7000 
Atomwissenschaftler und Inge- 
nieure habe, den größten Pool an 
Fachleuten aus Naturwissen- 
schaft und Technik in der 


ganzen arabischen Welt«. Die 
Frage, die gestellt werden muß, 
lautet: Warum dieses fanatische 
Festhalten an der Embargo- 
politik von Seiten der Briten, 
deren amerikanischen Ver- 
bündeten im Bush-Lager und 
ihrem Vehikel, der UNO? Wenn 
der Irak alle UNO-Resolutionen 
— mehr als 20 wurden verab- 
schiedet — erfüllt hat, seine Waf- 
fenproduktionsanlagen ge- 
schlossen wurden und über- 
wacht werden und die 
Volkswirtschaft des Landes sich 
am Rande des Zusammenbruchs 
befindet, warum muß das 
Embargo dann noch fortgesetzt 
werden? 


Die Antwort, die normalerweise 
von den Befürwortern der 
Sanktionen wie Timmerman 
gegeben wird, lautet: »Saddam 
muß zurücktreten.« Doch auch 
diese Leute würden inoffiziell 
zugeben, daß es nicht genügen 
würde, auch wenn der irakische 
Präsident ausgetauscht würde; 
was wirklich angestrebt wird, ist 
der Sturz des Regimes der 
Baath-Partei und der damit ver- 
bundenen Politik. Um das wahre 
strategische Ziel hinter der 
Aggression im Golfkrieg und 
dem Embargo vollständig zu 
verstehen, muß man die 
geschichtlichen Höhepunkte des 
erfolgreichen Versuchs des 
modernen Irak, ein Industria- 
lisierungsmodell für den ganzen 
Sektor zu etablieren, Revue pas- 
sieren lassen. Nur vor diesem 
Hintergrund ergibt die Sorge 
über die »7000 Atomwissen- 
schaftler und Ingenieure, den 
größten Pool von Fachleuten aus 
Naturwissenschaft und Technik 
in der ganzen arabischen Welt« 
überhaupt einen Sinn. 


Die wirtschaftliche 
Erfolgsgeschichte des 
Irak 


Als in der Revolution im Jahre 
1958 die britische Marionetten- 
monarchie von einer Koalition 
gestürzt wurde, war der Irak ein 
Olstaat, dessen Fertigungssektor 
auf zehn Prozent des Brutto- 
sozialproduktes beschränkt war. 
Der größte Teil der Arbeitskräfte 
des Landes war in der arbeitsin- 
tensiven Landwirtschaft be- 
schäftigt und das Privatkapital 
war im Handel, in Land, 
Spekulation und im Dienst- 
leistungssektor konzentriert. Die 
sozialen und politischen 


Institutionen des Landes hatten 
die Kolonialmacht Großbritan- 
nien zum Vorbild und waren auf 
den Schutz der britischen 
Interessen ausgelegt — wenn 
nötig durch militärische Inter- 
vention. 


Zur Schaffung eines selbständi- 
gen Staates gehörten deshalb 
institutionelle Reformen, in 
erster Linie eine Landreform, 
die die britische Partei ihrer 
wirtschaftlichen Interessen be- 
raubte. Nachdem im Jahre 1963 
eine Koalition aus den Na- 
tionalisten und der Baath an die 
Macht gekommen war, wurden 
bestimmte wirtschaftliche Ver- 
änderungen eingeführt, die die 
britischen Interessen weiter 
schwächten und wichtige Kom- 
ponenten des produktiven 
Potentials des Landes unter diri- 
gistische Kontrolle brachten. Im 
Jahre 1964 wurden die Banken, 
die Versicherungsgesellschaf- 
ten, der Außenhandel und 
bestimmte Schlüsselindustrien 
verstaatlicht. Doch gleichzeitig 
wurde die Rolle von Privat- 
kapital und Privatindustrien 
nicht benachteiligt oder vermin- 
dert; im Gegenteil, 70-80 
Prozent des Handels und der 
Fertigung wurden weiterhin 
davon kontrolliert. 


Die Beziehung zwischen priva- 
tem und öffentlichem Sektor, 
der in den nächsten Jahrzehnten 
bei der erstaunlichen Ent- 
wicklung des Irak ein Schlüs- 
selfaktor werden sollte, war 
durch einen für beide Seiten för- 
derlichen Prozeß gekennzeich- 
net. Der Staat definierte und 


Das Elend im Irak ist das Ergebnis der Embargover- 
längerung durch den UN-Sicherheitsrat in New York. 


finanzierte Projekte, besonders 
im Infrastrukturbereich, die von 
der Privatindustrie — vor allem 
kleinen und mittelgroßen 
Firmen - dann auf einer 
Vertragsbasis durchgeführt wur- 
den. 


Die Bauindustrie, die aufgefor- 
dert war, Wohnungen und 
Schulen zu bauen, war das beste 
Beispiel dafür. Zwischen den 
Jahren 1963 und 1969 stieg die 
Zahl privater Baufirmen von 
3557 mit 27.095 Beschäftigten 
auf 5009 mit 40.046 Be- 
schäftigten. Doch das gleiche 
Prinzip galt auch für den 
Außenhandel und andere 
Sektoren, die dirigistisch kon- 
trolliert wurden. 


Für Europa und 
Japan ein wichtiger 
Handelspartner 


Die Verstaatlichung der Iraq 
Petroleum Company (IPC) im 
Jahre 1972 unter der Regierung 
der Baath-Partei, die im Jahre 
1968 an die Macht gekommen 
war, stellte einen Wendepunkt in 
der wirtschaftlichen Entwick- 
lung dar. Damit etablierte die 
Regierung nicht nur echte 
Unabhängigkeit und Souveräni- 
tät über die natürlichen Res- 
sourcen des Landes, sondern sie 
besaß damit nun auch die 
Kontrolle über die Einnahmen 
aus dem Ölgeschäft und deren 
Einsatz in den Ausbau der 
Infrastruktur. 


Auch schon vor der Ver- 
staatlichung stiegen die Staats- 


ausgaben zuammen mit den 
Einnahmen aus dem Olgeschäft 
besonders in Bereichen wie 
Gesundheitswesen und Erzie- 
hung und Ausbildung. 


Die Beschäftigtenzahl in großen 
Industriesektoren wuchs eben- 
falls. Doch erst mit der 
Verstaatlichung kam die 
Strategie des Baath-Regimes im 
Hinblick auf die Infrastruktur- 
entwicklung so richtig in Gang. 
Die Ölproduktion stieg rasant an 
und es wurde umfangreich in die 
Technologie und die Kapazitäts- 
erweiterung investiert. Die 
Ölproduktion stieg von 1322 
Millionen Barrell pro Tag im 
Jahre 1965 auf 2262 Millionen 
Barrel im Jahre 1975. Der unge- 
heuere Einnahmenzuwachs in- 
folge des Ölpreisanstiegs nach 
dem Jahre 1973 kam dem Staat 
zugute, der diese Gelder in die 
Infrastruktur und die Bevölke- 
rung investierte, dessen pro- 
Kopf-Einkommen in die Höhe 
schnellte. Das führte zu verbes- 
serter Kaufkraft auf dem 
Inlandsmarkt, der wiederum bei 
der Produktion von Verbrauchs- 
gütern expandierte. 


Der Schlüssel bei dem ganzen 
war, daß die inländischen 
Entwicklungsprojekte und die in 
Ländern der Dritten Welt durch 
die Öleinnahmen finanziert und 
von der Privatwirtschaft reali- 
siert wurden. Bei bestimmten 
Großprojekten - wie zum 
Beispiel ganze Fabrikanlagen - 
wurden Auslandsfirmen herein- 
geholt. In dem Zeitraum zwi- 
schen 1970 und 1975 bewegten 
sich solche Aufträge in der 
Größenordnung von 682,4 
Millionen irakischen Dinar und 
sie stiegen im darauffolgenden 
Fünfjahreszeitraum auf 7134,3 
Millionen Dinar. Das ist der 
Zeitraum, in dem der Irak für 
europäische und japanische fort- 
geschrittene Technologie zu 
einem wichtigen Handelspartner 
wurde. 


Zwischen 1974 und 1976 waren 
rund 50 Prozent der irakischen 
Importe Investitionsgüter. 


Ein Boom, der 
neidisch machte 


Der größte Teil der großen iraki- 
schen Industriekonzerne, die für 
die Realisierung von Infra- 
strukturprojekten auftauchten, 
waren kapitalintensive Industrie, 
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die eine Finanzierung in 
Dimensionen erforderlich mach- 
ten, die nur der Staat durch- 
führen konnte. Die staatlichen 
Investitionen waren im Zeitraum 
1972-82 vorherrschend, doch 
gleichzeitig stiegen auch die 
privaten Kapitalinvestitionen 
stetig. 


Die Umsätze und die Beschäfti- 
gung stiegen in beiden 
Bereichen parallel an. Zwischen 
1973 und 1974 verdrei- und ver- 
vierfachten sich die Investi- 
tionen in allen Bereichen der 
Volkswirtschaft. Auch kleine 
Unternehmen, darunter Fami- 
lienbetriebe mit nur einigen 
wenigen Beschäftigten, profi- 
tiertten von den erhöhten 
Staatsausgaben. 


Zwischen 1974 und 1976 ver- 
dreifachte sich der Umsatz die- 
ser kleinen Firmen nahezu und 
die Anzahl von Werkstätten 
stieg von 26.332 auf 37.669. Im 
Jahre 1977 gab es auf dem pri- 
vaten Sektor 130.000 Beschäf- 
tigte im Vergleich zu 105.700 
Beschäftigten im staatlichen 
Industriesektor. Die Baubran- 
che, bei der sich im Jahre 1982 
93,8 Prozent in privater Hand 
befand, erlebte einen Boom, da 
die Nachfrage nach Fabriken, 
Wohnungen, Schulen und Kran- 
kenhäusern stieg. 


Im iranisch-irakischen Krieg 
blieb die Regierung weiterhin 
der Motor für die Binnenwirt- 
schaft und es wurden Gesetze 
verabschiedet, um die Möglich- 
keiten des Privatsektors, sich an 
der Fabrikationstätigkeit zu 
beteiligen, noch weiter zu 
erhöhen. So wurde aufgrund von 
Gesetzen, die in den Jahren 1982 
und 1983 verabschiedet worden 
sind, die Höchstgrenze für 
Investitionen auf dem Privat- 
sektor für Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung von 
200.000 auf zwei Millionen ira- 
kische Dinar und für Kor- 
porationen - Zwischenform zwi- 
schen GmbH und AG - auf fünf 
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Millionen Dinar erhöht. Gleich- 
zeitig wurden staatlich geförder- 
te Kredite durch die Industrial 
Bank zur Verfügung gestellt, für 
Rohstoffe gab es Subventionen 
und Maschinen konnten steuer- 
frei importiert werden. Auch 
durch die Steuerpolitik wurden 
werteschaffende Anlagen ge- 
fördert. Auftragnehmer konnten 
entweder Maschinen kaufen 
oder vom Staat zu günstigen 
Sätzen leihen und sie für ihre 
Projekte einsetzen. Normaler- 
weise zahlte der Staat dem 
Auftragnehmer 40 Prozent des 
Auftragswertes bei Vertrags- 
beginn, was eine rasche Durch- 
führung erleichterte und kapital- 
intensive Unternehmen privile- 
gierte. 


Das galt auch für den Agrar- 
sektor, wo die kapitalintensive 
Geflügelzucht, die Milchwirt- 
schaft und die Tierzucht expan- 
dierten. Bei den erfolgreichen 
Landreformen in den Jahren 
1970 und 1975 wurde der Besitz 
von großen Landbesitzern an 
Hunderttausende von Farmern 
aufgeteilt oder verpachtet. 


Der teure Krieg 
mit dem Iran 


Weil aus den Öleinnahmen 
Hartwährung zur Verfügung 
stand, hing der Irak stark von 
Nahrungsmittelimporten ab, 
doch dies kehrte sich um, als im 
iranisch-irakischen Krieg die 
Nahrungsmittelselbstversorgung 
notwendig wurde. Im Jahre 1983 
wurde ein weiteres Agrargesetz 
verabschiedet, das jedem Bürger 
das Recht verlieh, zu günstigen 
Preisen vom Landwirtschafts- 
ministerium für fünf bis 20 Jahre 
eine unbegrenzte Menge Land 
zu pachten. Selbständige Bauern 
konnten auch Kredite von der 
Agricultural Cooperative Bank 
erhalten. 


Der umfangreiche Handel des 
Iraks auf dem Gebiet von In- 
vestitionsgütern im High-Tech- 
Bereich mit europäischen und 
japanischen Industrien, durch 
den die Wirtschaft des Landes 
mit der von Industrieländern 
gleichgezogen hatte, begann im 
iranisch-irakischen Krieg Scha- 
den zu nehmen, als die Währung 
durch die Inflation im Krieg in 
die Knie gezwungen wurde. 
Darunter hatten Infrastruktur- 
projekte und die Zahlungen an 
die Außenhandelspartner zu lei- 


den. Es folgte eine ungeheure 
Außenverschuldung, um den 
Krieg überhaupt zu finanzieren. 
Doch über Kredite und steuerli- 
che Maßnahmen wurde die 
Investition weiter angeregt. 


Der acht Jahre dauernde Krieg 
gegen den Iran hat der iraki- 
schen Wirtschaft zwar einen har- 
ten Schlag versetzt, doch er hat 
sie nicht zerstört. Trotz der 
Außenschuld, die sich inzwi- 
schen auf 60-80 Milliarden 
Dollar belief, hat das Land seine 
Entwicklungsprojekte wieder 
aufgenommen. Während des 
Krieges waren neue Pipelines 
durch die Türkei und Saudi- 
Arabien gebaut worden, um die 
Öllieferungen, die durch die 
Feindseligkeiten blockiert wur- 
den, umzuleiten. Nach dem 
Krieg machte man sich an den 
Neubau der zerstörten Infra- 
struktur und setzte die erfolgrei- 
che Politik staatlich finanzierter 
Projekte, die vom öffentlichen 
und privaten Sektor durchge- 
führt wurden, fort. 


Während seines raschen Ent- 
wicklungsprozesses in den letz- 
ten beiden Jahrzehnten hat der 
Irak sein Engagement in die 
technologisch fortgeschrittene 
Industrialisierung sowohl als 
Modell als auch als Motor für 
die Ingangsetzung des gleichen 
Prozesses in der ganzen arabi- 
schen Welt und im Bereich der 
Schwellenländer verstanden. So 
hat das Land ab den siebziger 
Jahren beispielsweise Kredite an 
viele Länder in der Dritten Welt 
vergeben. 


Zinsfreie Kredite 
für die Dritte Welt 


Im Jahre 1979 hat Saddam 
Hussein auf der Konferenz der 
unabhängigen Bewegung (Non- 
Aligned Movement) in Havanna 
einen Vorschlag gemacht, der 
darauf abzielte, trotz der 
Auswirkungen des Ölpreisan- 
stiegs im Jahre 1973 das Tempo 
der industriellen Investitionen in 
den Ländern, die kein Ol produ- 
zieren, aufrechtzuerhalten. Er 
meinte, da die Schwellenländer 
gezwungen seien, höhere 
Ölpreise zu zahlen, würden 
Gelder, die ansonsten für die 
Weiterentwicklung bestimmt 
waren, abgezweigt. Um hier zu 
helfen, schlug er vor, daß der 
Irak diesen Ländern zinsfreie 
Kredite in der Höhe zur Ver- 


fügung stellt, die für die Ölzah- 
lungen abgezweigt worden waren 
und daß dieses Geld dann für In- 
frarstruktur-Entwicklungsprojek- 
te bestimmt sein solle. Weiterhein 
schlug er vor, daß die Industrie- 
länder Ressourcen sammeln soll- 
ten, um das gleiche Prinzip auf in- 
ternationaler Ebene zu realisieren. 


Die Funktion des Irak als einer 
wirtschaftlichen Antriebskraft 
für die Schwellenländer hing 
weitgehend von zwei Dingen ab: 
Um die wirtschaftlichen Wachs- 
tumsraten, die das Land erreicht 
hatte, zu erzielen, mußten eine 
umfassende Infrastruktur und 
die Basisindustrien aufgebaut 
und gleichzeitig die Bevölke- 
rung geschult werden, um die 
Technologien zu beherrschen, 
die eine fortgeschrittene Wirt- 
schaft ausmachten. 


Im Jahre 1976 hat der Irak ein 
Gesetz über freie Ausbildung 
und Erziehung und Schulpflicht 
verabschiedet. In einer nationa- 
len Kampagne über Schulpflicht 
wurde der gesamten Bevölke- 
rung im Alter bis zu 55 Jahren 
Lesen und Schreiben beige- 
bracht. Der Lehrerausbildung 
wurde höchste Priorität verlie- 
hen und moderne Methoden 
unter Einsatz von Computern 
wurden eingeführt. Die Beto- 
nung lag auf der Ausbildung 
einer breiten Schicht von 
Wissenschaftlern, Ingenieuren, 
Technikern, Lehrern, Ärzten etc., 
die sowohl im Ausland als auch 
in weiterführender Ausbildung 
im Land geschult wurden. Auch 
dieser Prozeß wird als Ex- 
portware angesehen. 


Der Irak hatte 12 Abkommen 
mit anderen arabischen Ländern 
für den Austausch von Lehrern 
und Lehrmaterial und 35 separa- 
te Vereinbarungen, in denen 100 
Ausbildungsinstitutionen unter- 
stützt wurden. Dazu gehörte, daß 
irakische Lehrer nach Marokko 
und Algerien reisten; 400 Lehrer 
wurden nach Yemen entsandt, 
um den Arabisierungsprozeß zu 
unterstützen und die Bildungs- 
kampagne auf andere Teile der 
arabischen Welt auszudehnen. 
Missionen für weitere Kontakte 
mit Saudi-Arabien, Qatar, Niger, 
Malaysia und vielen anderen 
Ländern wurden unternommen. 
Bei diesen Projekten wurden 
zweitausend Lehrer ins Ausland 
geschickt und über 15.000 
Studenten aus dem Ausland stu- 
dierten mit Stipendien im Irak. 


Eine Million Bücher pro Jahr 
wurden vor dem Krieg im Irak 
für den Yemen gedruckt, zwei 
Millionen für Somalia, 500.000 
für Tunesien und zehntausende 
von Büchern wurden an andere 
Länder verliehen. Dazu gehörten 
auch religiöse Dokumente, die 
gespendet wurden. Der Irak 
finanzierte die Einrichtung von 
religiösen Institutionen und 
Ausbildungsinstituten im Aus- 
land, darunter 48 Schulen für 
Irakis im Ausland. 


Irakische Geisteswissenschaftler 
haben an Hunderten von 
Konferenzen und als Mitglied 
der Unesco an 400 Symposien 
und Kursen teilgenommen. Zu 
den irakischen Projekten, um die 
arabischen Länder bei der 
Entwicklung ihrer eigenen 
Erziehungsprogramme zu unter- 
stützen, gehörte das Projekt 
einer arabischen Enzyklopädie 
und eines arabischen Atlas. Der 
Irak lieferte finanzielle Unter- 
stützung, um Defizite auszuglei- 
chen und Unesco-Hauptquar- 
tiere in arabischen Ländern zu 
bauen. All dies geschah vor dem 
Jahr 1990. 


Embargo-Politik: 
Erzwungene Entropie 


Vor diesem Hintergrund läßt 
sich der wahre Charakter und die 
Absicht des Golfkrieges und des 
Embargos feststellen. Das 
Szenario, das von einem 
Vertreter der Regierung Bush 
offen und ehrlich als »den Irak 
in das Steinzeitalter zurückbom- 
bardieren« verkündet wurde, lief 
wie folgt ab: Bombardierung der 
wichtigsten Infrastrukturein- 
richtungen, um die funktionie- 
rende Volkswirtschaft lahmzule- 
gen; Stop der Oleinnahmen, um 
den Prozeß der Reinvestitionen 
zu blockieren; und Stop aller 
technologischen Importe, um 
den technologischen Stand der 
Volkswirtschaft zu einem Still- 
stand zu bringen. Diese drei 
Maßnahmen sollten ausreichen, 
um einen wirtschaftlichen und 
sozialen Prozeß, der mit den 
fortgeschrittenen Teilen der 
Weltwirtschaft verbunden war, 
hermetisch abzuriegeln. Sobald 
das Land derart isoliert wäre, 
müßte es auf interne Ressourcen 
zurückgreifen, um zu überleben. 


So dann mußte man verhindern, 
daß Nahrungsmittel, medizini- 
sche Geräte und Medikamente 


die Bevölkerung erreichen, 
damit ein degenerativer Prozeß 
in Gang gesetzt wird, den 
George Bush »downbreeding« 
nannte: während die Lebens- 
mittelversorgung parallel zur 
Qualität und Verfügbarkeit der 
Gesundheitsfürsorge immer 
schlechter wird, wird die 
Bevölkerung sowohl körperlich 
wie geistig immer schwächer. 


Es wird der Zugang zu Aus- 
bildungsmaterial, darunter dem 
wichtigsten — den Ideen - ver- 
weigert, indem das Land in kul- 
tureller Hinsicht isoliert wird 
und somit fällt der Ausbil- 
dungsstandard. Qualifiziertes 
Personal auf allen Gebieten, das 
der Mittel zur Anwendung sei- 
nes Wissens in der Gesellschaft 
beraubt ist, wird im Ausland 


nach Alternativen suchen. 
Medizinisches Fachpersonal 
wird immer weniger zur 


Verfügung stehen und weniger 
qualifiziertes Personal werden 
die Lehrer der Arzte von morgen 
sein. Wissenschaftliche For- 
schung wird verboten, um eine 
Generation von »7000 Atom- 
wissenschaftlern und Inge- 
nieuren« zu verhindern. 


Der psychologische 
Krieg geht weiter 


Sodann wird zum Zwecke der 
Abwertung eine Falschwährung 
im Land in Umlauf gebracht, 
während in einem verzweifelten 
Versuch, Waren in Umlauf zu 
bringen und Geld zu verdienen, 
ein Schwarzmarkt entsteht. 
Verbreiten von Gerüchte- 
kampagnen kurz vor jedem 
Treffen des UN-Sicherheitsrats, 
daß das Embargo nicht aufgeho- 
ben wird, sodann werden neue 
Bedingungen für die Aufhebung 
der Sanktionen erfunden. Auf 
diese Weise wird die psycholo- 
gische Kriegsführung fortge- 
setzt. 


Weiter wird auf die Vorstellung 
eingehämmert, daß »Saddam 
Hussein an allem Schuld ist«, 
um die Bevölkerung ihrer 
Regierung zu entfremden. Mit 
jeder neuen Runde an Gerüchten 
— darunter auch die über Coup- 
Versuche, Greueltaten, angebli- 
che Drohungen durch Nach- 
barländer, abgeschossene Hub- 
schrauber — wird die Landes- 
währung immer weiter ge- 
schwächt. Ziel ist die »Dollari- 
sierung« der Wirtschaft, indem 


der Dinar wertlos gemacht wird. 
Ohne ihn direkt auszulösen, 
wird sich aus der Kombination 
der obigen Faktoren ein sozialer 
Prozeß ergeben: Die Grund- 
werte der Gesellschaft werden 
unterminiert und durch andere 
ersetzt. Der »private Sektor« 
wird zum Schwarzmarkt; soziale 
Solidarität wird durch die 
Notwendigkeit zum Überleben 
ersetzt. Intellektuelle Neugier 
macht der fatalistischen Über- 
zeugung Platz, daß Wissen zu 
nichts führt. Der Stolz auf die 
eigene Arbeit verwandelt sich in 
verbitterte Duldung der Arbeit 
für einen Hungerlohn. Der 
Glaube an und das Engagement 
für den Fortschritt wird ver- 
drängt von der Verzweiflung 
darüber, daß die Bedingungen 
sich nur verschlechtern. 


Die Absicht 
der Sanktionen 


Während das Embargo in die 
nächsten Monate geht, beschleu- 
nigen sich all diese Prozesse. 
Mit der gesamten Wirtschaft 
geht es immer weiter bergab, da 
der gesamte Energiedurchsatz 
radikal gesunken ist. Fehlende 
Lebensmittel und ein geringerer 
kultureller »Verbrauch« schafft 
Arbeitskräfte, die immer weni- 
ger dazu in der Lage sind, fort- 
geschrittene Aufgaben zu erledi- 
gen. Die Technologiestufe der 
Wirtschaft sinkt und mit ihr die 
Qualität und die Quantität der 
hergestellten Waren. 


Die Absicht der Sanktionen- 
politik ist es also, die Richtung 
des wirtschaftlich-sozialen Fort- 
schrittes, den die Politik der ira- 
kischen Regierung über Jahr- 
zehnte hinweg verfolgt hat, 
umzukehren und diese Umkehr 
zu einer unwiderruflichen zu 
machen. Es ist die Absicht, den 
moralischen, 
Charakter der Bürger so gründ- 
lich zu untergraben und zu ver- 
ändern, damit garantiert ist, daß 
die Bürger selbst in der Zeit, die 
nach dem Embargo kommen 
wird, nicht mehr in der Lage 
oder nicht mehr bereit sein wer- 
den, den Faden der Entwicklung, 
der im Jahre 1991 durchge- 
schnitten wurde, wieder aufzu- 
nehmen. 


Wenn dies geschieht, so werden 
die Auswirkungen in der ganzen 
Region und noch darüber hinaus 
spürbar sein. Wenn der Irak - 


intellektuellen * 


das einzig wirkliche Industrie- 
land in der Region, das eine 
moralische Wirtschaftspollitik 
verfolgt hat — aufgrund des 
Verfallprozesses, der durch das 
Embargo ausgelöst wird, zu 
einer flea-market economy 
gezwungen wird, in der seine 
nationalen Industrien, ein- 
schließlich der Olindustrie, viel- 
leicht durch Intervention des 
Internationalen Währungsfonds 
übernommen und privatisiert 
werden, so wird das eine krimi- 
nelle Katastrophe werden. Das 
würde der Friedensidee an sich 
in der Region einen Todesstoß 
versetzen. 


Das Spiel 
geht weiter 


Doch genau das ist eindeutig die 
Absicht und wenn die 
Sanktionen nicht sofort aufgeho- 
ben werden, wird sich eine 
Katastrophe von undenkbarem 
Ausmaß am Horizont abzeich- 
nen. Es ist eine Illusion, zu glau- 
ben, daß sich der Verfallsprozeß, 
der durch das Embargo hervor- 
gerufen wird, linear fortsetzen 
wird. 


Es wird ein Punkt kommen, an 
dem es zum völligen Zusam- 
menbruch kommt und sich eine 
völlig neue Situation ergibt: 
Massenepidemien, Massenhun- 
gersnot, völliger wirtschaftlicher 
und sozialer Verfall - der Tod 
einer Nation. 


Die Gruppe der Sanktionen- 
befürworter im Sicherheitsrat 
und deren angeheuerte Schrei- 
berlinge wie Timmerman pro- 
phezeien ganz klar, daß sich die- 
ser Punkt, von dem aus es kein 
Zurück mehr geben wird, rasch 
nähert. So ist die Perspektive 
von »weitere sechs Monate« ihr 
Spiel und innerhalb dieses zeitli- 
chen Rahmens wird die iraki- 
sche Gesellschaft — und mit ihr 
die politische Führung — zerfal- 
len. Ein Veto von einem der fünf 
ständigen Mitglieder könnte die 

Situation ändern. Es ist viel- 
leicht naiv zu glauben, daß eines 
dieser Länder aus einer morali- 
schen Entschlossenheit heraus, 
das Übel, das die Auferlegung der 
Sanktionen repräsentiert, ausmerzt 
und handeln wird. 


Tatsache ist, daß es keinen Irak 
mehr geben wird, mit dem man 
wird Handel treiben können, 
wenn dies nicht geschieht. U 
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Dachverband 
für Bank- 
geschädigte 


Mehr als 20 Anlegerschutz- 
vereine mit mehreren tausend 
Mitgliedern haben sich kürzlich 
zu einem »Dachverband der 
Anlage- und Kreditschutzver- 
eine« (DAKS) mit Sitz in 
München zusammengeschlos- 
sen. Der DAKS versteht sich 
nach Angaben von Geschäfts- 
führer Serge Boyko als Ver- 
einigung von Bankgeschädigten, 
mit dem Ziel, deren Interessen 
wahrzunehmen und auf Aus- 
wüchse in der Kreditwirtschaft 
aufmerksam zu machen. 


Der DAKS ist aus einem frühe- 
ren »Dachverband gegen Wirt- 
schaftskriminalität und Banken- 
willkür« hervorgegangen. Aller- 
dings versteht sich der DAKS 
nicht als Ansammlung von 
»Gegnern, Feinden der Banken 
oder der freien Wirtschafts- 
ordnung«, so Boyko. 


Vielmehr gehe es um die 
Planung von gemeinsamen Ak- 
tionen gegen Fehler im 


Bankenbereich, von Meinungs- 
bildung bei den Gerichten und 
um »Finanzierungsmodelle zur 
Durchsetzung von Forderungen 


gegen die Banken bereits 
zugrunde gerichteter Bank- 
kunden«. 

Boyko kritisierte, daß viele 


Kreditinstitute nicht mehr in der 
Lage seien, mit dem ordentli- 
chen Geschäft (Spargeldauf- 
nahme und Kreditvergabe) allein 
weiter zu existieren. Fehler und 
Verluste der Vergangenheit 
könnten nur durch »Zerstörung 
und Abwicklung von Kunden- 
vermögen zum Vorteil der Bank 
oder ihr nahestehender Gesell- 
schaften ausgeglichen werden« 


Vertreter zweier Zusammen- 
schlüsse geschädigter ehemals 
ostdeutscher landwirtschaftli- 
cher Produktionsgenossen- 
schaften (LPG) bezeichneten die 
Handhabung sogenannter Alt- 
schulden durch das Bundes- 
finanzministerium - als »zweite 
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Enteignung« landwirtschaftli- 
chen Vermögens in der früheren 
DDR. Oo 


Betrug mit 
Chipkarten 


Die im Januar dieses Jahres auf 
den deutschen Markt gekomme- 
ne Chipkarte der Krankenkassen 
hat sich inzwischen zum 
»Verkaufsschlager« entwickelt. 
Da die Identität nicht geprüft 
wird, kann jeder Nichtver- 
sicherte sich teure Gesund- 
heitsleistungen damit erschwin- 
deln, zumal bislang auch eine 
Sperrung dieser Karten noch 
nicht möglich ist. Nach Auskunft 
von Krankenkassen-Insidern 
werden derzeit auf dem 
Schwarzmarkt 250 Mark je 
Chipkarte gezahlt. il 


Deutsche 
Autopreise am 
höchsten 


Was viele Deutsche im Urlaub 
merkten, wird jetzt auch durch 
nüchterne Zahlen bestätigt: Die 
Preise deutscher Autos sind 
europaweit und wahrscheinlich 
auch weltweit ausgerechnet im 
Heimatland am höchsten. Das 
gilt nach einer Studie der 
Europäischen Kommission be- 
sonders für die Marken Ford, 
Opel und Fiat. Die niedrigsten 
Preise gibt es dagegen in 
Spanien und Portugal. 


Den Rekord hält der Ibiza 1,4 
GLX der Volkswagen-Tochter 
Seat. Dieser Wagen ist in 
Deutschland 41,6 Prozent teurer 
als in Portugal. Deutschland ist 
nur für zwei Modelle das relativ 
billigste Pflaster, und zwar für 
den Mitsubishi Pajero 2,5 TD 
GLS und den Rover 820 Si. 


Die Hinweise verdichten sich, 
daß Mißbrauch der Hersteller für 
diese Preisunterschiede verant- 
wortlich ist. Aus diesem Grund 
soll ab Juli 1995 die Position der 
Händler gegenüber den Her- 
stellern deutlich verbessert wer- 
den. Die Europäische Kommis- 
sion verspricht sich hiervon 
mehr Wettbewerb und damit ver- 
bunden eine Annäherung der 
Preise. 


Darüber hinaus sollen in Zukunft 
zwei Mal pro Jahr die 
Herstellerpreise in der Euro- 
päischen Union verglichen wer- 
den. »Exzessive Unterschiede« 
sollen dann mit »scharfen 
Strafen« gegenüber den Her- 
stellern geahndet werden. 


Im schlimmsten Fall kann das 
den Hersteller das Recht kosten, 
selbst seine Händler aussuchen 
zu dürfen. Wenn diese »exklusi- 
ve Lieferbindung« erlöscht, kann 
- zumindest theoretisch - jedes 
Kaufhaus die Autos im 
Sonderangebot an den Kunden 
bringen. Ü 


Stabiler 
Aufschwung 
im Dienst- 
leistungssektor 


Der Konjunkturaufschwung im 
produktionsnahen Dienst- 
leistungssektor hat sich nach 
Feststellung der Wirtschafts- 
auskunftei Creditreform stabili- 
siert. So melden knapp 40 
Prozent der insgesamt 700 
befragten Unternehmen steigen- 
de Umsätze für das dritte Quartal 
1994. Für den Zeitraum Oktober 
bis Dezember 1994 erwartet 
sogar die Hälfte der Dienstleister 
Umsatzzuwächse. Am optimisti- 
schen zeigen sich die EDV- 
Dienstleister, von denen 65,5 
Prozent mit einem Umsatz- 
zuwachs rechnen. = 


Deutlicher 
Zinsrückgang 
erwartet 


Das Düsseldorfer Privatbank- 
haus Trinkaus & Burkhardt 
erwartet für die kommenden 
Monate einen deutlichen Rück- 
gang der Kapitalmarktzinsen. So 
werde sich der Zinssatz für zehn- 
jährige Bundesanleihen voraus- 
sichtlich von derzeit rund 7,7 
Prozent bis Mitte 1995 auf etwa 
sieben Prozent zurückbilden. 
Auch bei den anderen Laufzeiten 
sei mit deutlich sinkenden 
Zinsen zu rechnen, was dann 
automatisch auch zu niedrigeren 
Kreditzinssätzen für Ver- 
braucher führt. 


Das Düsseldorfer Bankhaus 
begründete seine Ansicht unter 
anderem damit, daß das überra- 
schend starke Wirtschafts- 
wachstum im zweiten Quartal 
1994 vor allem mit einem uner- 
warteten Aufbau hoher Lager- 
bestände zusammenhänge. 


Die für 1995 vorgesehene 
Einführung des Solidaritäts- 
zuschlags bei der Einkommens- 
steuer sowie der in den vergan- 
genen Monaten deutliche 
Rückgang der Sparquote ließen 
für das kommende Jahr aber 
keine spürbare Zunahme der pri- 
vaten Nachfrage und damit auch 
des Wirtschaftswachstums er- 
warten. 


Dagegen ist beim Wachstum der 
Geldmenge M 3 in den kommen- 
den Monaten eine allmähliche 
Annäherung an den von der 
Bundesbank vorgegebenen Ziel- 
korridor von vier bis sechs 
Prozent zu rechnen. Für Januar 
1995 erwarten die Trinkaus- 
Volkswirte nur noch eine 
Inflationsrate von 2,4 Prozent, 
die sich bis zur Jahresmitte wei- 
ter abschwächen dürfte. 


All diese Gründe würden dazu 
führen, daß die Deutsche 
Bundesbank keinesfalls die 
Zinsen erhöhen wird, zumal die 
Kapitalmärkte die wirtschaftli- 
che Erholung Deutschlands ohne 
hin schon in den vergangenen 
Monaten _vorweggenommen 
haben und derzeit kein An- 
passungsbedarf besteht. Da sich 
auch die Haushaltslage bei 
Bund, Ländern und Kommunen 
aufgrund konjunkturell beding- 
ter Minderausgaben und Mehr- 
einnahmen bereits in diesem Jahr 
deutlich verbessert hat, sei die 
Voraussetzung für sinkende 
Zinsen günstig, betonte das 
Düsseldorfer Privatbankhaus. 


Neues Hasch- 
Skandalurteil 


Das Landgericht Lübeck, das in 
den vergangenen Monaten 
ohnehin schon durch seltsame 
Urteile zur Rauschgift-Thematik 
aufgefallen war, setzte dem 
ganzen jetzt eine Krone auf. In 
einem kürzlich veröffentlichten 
Urteil heißt es, daß erst ab vier 
Kilo Haschisch die für das 
Strafmaß wesentliche »geringe 
Menge« überschritten werde. 


Dies ist das 26fache (!) der 
Menge, die bisher von den 
Gerichten als »nicht gering« 
erachtet worden war. 


Nach Ansicht des Richters stellt 
Hasch keine Einstiegsdroge zu 
Heroin oder anderen harten 
Drogen dar. Auch seien Can- 
nabis-Produkte insgesamt weni- 
ger gefährlich als Alkohol und 
Nikotin. Darüber hinaus sei die 
Kammer nach ausgiebiger Er- 
örterung mit Sachverständigen 
zu der Überzeugung gelangt, daß 
»der auch nur einigermaßen 
geordnete Gebrauch von Hasch- 
isch faktisch frei von Bedenken 
1st«. 


Der Dealer wurde dann wegen 
des unerlaubten Handels mit 
Betäubungsmitteln in elf Fällen 
nur noch zu einer viermonatigen 
Haftstrafe verurteilt, die trotz der 
elf Fälle sogar auf Bewährung 
ausgesetzt wurde! In erster 
Instanz war der Rauschgift- 
händler vom Amtsgericht wegen 
des Handels mit 15 Kilo 
Cannabis zu drei Jahren Haft 
verurteilt worden. Das Akten- 
zeichen des Skandalurteils lau- 
tet: INs kl 34/94. Glücklicher 
weise hat die Staatsanwaltschaft 
Revision eingelegt. 


Ganz abgesehen von dem 
Unsinn der Begründung und der 
Verharmlosung von Haschisch, 
das nach Auskunft von Experten 
und Wissenschaftlern sehr wohl 
einen negativen Einfluß sowohl 
auf die Physis als auch auf die 
Psyche hat, ist auch das 
Strafmaß reinster Hohn. Dort 
wird jemand insgesamt elf 
Straftaten überführt und erhält 
dennoch nur eine Bewährungs- 
strafe. 


Leugnet jedoch ein Autofahrer, 
der auf dem Radarfoto abgebil- 
dete Fahrer zu sein, der auf der 
Autobahn 30 Stundenkilometer 
zu schnell gefahren ist, dann 
setzt die Justiz alle Hebel in 
Bewegung, um den Täter zu 
überführen. Sogar Gesichts- 
gutachter müssen mit hundertfa- 
chen Vergrößerungen herausfin- 
den, ob etwa die Nasenspitze des 
Fotografieren mit der des 
Wagenhalters übereinstimmt. 


Traurige Tatsache in diesem 
Staat ist heutzutage, daß je 
schwerer der Vorwurf desto 
größer die Chancen sind, freige- 
sprochen zu werden. Irgend- 
welche Gutachter oder Psycho- 


logen finden sich immer, die her- 
ausfinden, daß die Mutter des 
Angeklagten diesen im Alter von 
neun Monaten in eine mit zu 
heißem Wasser gefüllte Bade- 
wanne gesetzt hat, was dann zu 
einer in bestimmten Fällen auf- 
tretenden schweren psychischen 
Krise beim Angeklagten führt. 
Hierfür sei er aber nicht verant- 
wortlich. Ergo müßten also 
zumindest mildernde Umstände 
berücksichtigt werden, sofern 
nicht sogar ein Freispruch das 
geeignetste wäre. 


Es ist kaum noch zu erkennen, 
wie Eltern heutzutage ihre 
Kinder noch vor Haschisch 
abhalten sollen, wenn ein 
Gericht in einem Urteil festhält, 
Cannabis wäre weniger gefähr- 
lich als Alkohol oder Nikotin. 


Dabei wird jeder, der regel- 
mäßige Cannabis-Raucher in sei- 
nem Bekanntenkreis hat, fest- 
stellen, daß diese sehr wohl 
süchtig nach dem Teufelszeug 
werden. Können sie mal ein oder 
zwei Tage keinen Joint rauchen, 
dann verändert sich ihre gesamte 
Psyche und werden diese Leute 
aggressiv. 

Wer Leute kennt, die Hasch über 
Jahre oder gar Jahrzehnte hin- 
weg rauchen, stellt in der Regel 
eine Veränderung des Be- 
wußtseins dieser Person fest. Als 
erstes macht sich dies in einem 
immer schlechter werdenden 
Gedächtnis bemerkbar. 


Amerikanische Wissenschaftler 
haben in langjährigen Unter- 
suchungen festgestellt, daß das 
Rauchen von Cannabis-Produk- 
ten über viele Jahre zum 
Absterben von Gehirnzellen 
führt, und zwar in weitaus stär- 
kerem Maße als es etwa bei 
Nikotin der Fall ist, ganz abgese- 
hen vom Alkohol, der zu 
Körperschäden, aber in den sel- 
tensten Fällen zu Gehirnschäden 
führt. 

Man denke nur an die quer 
durchs ganze Bundesgebiet 
tönenden Proteste, als ein 
Mannheimer Gericht eine insge- 
samt nicht negative Persönlich- 
keitsanalyse des NPD-Vorsit- 
zenden Deckert erstellte. 
Obwohl das Strafmaß in dem in 
solchen Fällen durchaus übli- 
chen Rahmen lag, gab es eine 
Hetzkampagne bislang kaum 
gekannten Ausmaßes gegen die 
beiden betreffenden Richter, die 
das Urteil formulierten bzw. 
unterschrieben. 


Diesmal sind es aber nur einige 
konservative Blätter, die sich 
über das tatsächliche Skandal- 
urteil des Lübecker Landgerichts 
empörten. Die Öffentlichkeit 
blieb ruhig. Keine Mord- 
drohungen gegen den Richter, 
keine Demonstrationen vor dem 
Gericht, kaum böse Briefe usw. 
Aber schließlich handelt es sich 
ja auch nur um ein Urteil, das die 
gesamte deutsche Jugend in die 
Sucht treiben kann und dem 
organisierten Drogenhandel 
quasi einen Freibrief ausstellt. 


Wenn schon vier Kilogramm 
Hasch noch eine geringe Menge 
sind, dann muß, zumindest nach 
der Logik des Lübecker Ge- 
richts, auch die Grenze für die 
»geringe Menge« harter Drogen 
drastisch nach oben gesetzt wer- 
den. Also warum nicht folgen- 
des: Ab sofort ist der Besitz von 
einem Pfund, besser wäre aber 
ein Kilo, Heroin oder Kokain 
straffrei. Gleichzeitig werden an 
öffentlichen Plätzen in der 
Innenstadt, am besten geeignet 
hierfür wären die Bahnhofs- 
vorplätze, Drogenecken einge- 
richtet, in denen sich jeder bis 
zur Höchstmenge eindecken 
kann. 


Denn setzt man die »Logik« des 
Gerichts fort, dann muß der 
Drogenkonsument, der ja be- 
stimmte Mengen straffrei haben 
kann, auch die Möglichkeit 
besitzen, sich mit den Rausch- 
giften einzudecken. Verkauft 
einer aber nicht mehr als den 
durchschnittlichen Tagesbedarf 
für einen Süchtigen und hat er 
nur eine »geringe Menge« bei 
sich, dann kann man ihn doch 
nicht ernsthaft bestrafen. Dieses 


wäre die Konsequenz des 
Lübecker Skandalurteils. 
IB 


Schwarz- 
grüne 
Koalition 


Die politische Kultur und der 
Anstand verkommt nun auch in 
der CDU. Die CDU-Spitze 
Nordrhein-Westfalens hat unter 
dem Eindruck der starken 
Verluste bei den Kommunal- 
wahlen offiziel schwarz-grüne 
Koalitionen freigegeben. Man 
werde schwarz-grünen Bündnis- 
sen in den Gemeinden »keine 


Hindernisse« mehr in den Weg 
stellen, erklärte CDU-NRW- 
Generalsekretär Reul nach 
Absprache mit den Landes- 
vorsitzenden und Bundes- 
arbeitsminister Blüm. Allerdings 
beharre man auch weiterhin auf 
einer strikten Abgrenzung zu den 
Grünen auf Landes- und 
Bundesebene. 


Diese »Logik« ist alles andere 
als nachvollziehbar. Denn wenn 
man mit Grünen in einer Stadt 
paktiert, wieso sollte man dies 
nicht auf Landes- oder gar 
Bundesebene machen? 


Damit zeigt sich, daß die CDU 
nicht an einer politischen Kultur 
oder Anstand interessiert ist, 
sondern rein am Machterhalt. 
Macht - das ist das Haupt- 
interesse der Parteien heutzuta- 
ge, nicht das Wohl des deutschen 
Volkes. Da nimmt man auch in 
Kauf, mit Politikern zusammen- 
zugehen, die eindeutig dem 
kommunistischen oder zumin- 
dest dem linkesten Spektrum 
einzuordnen sind (wobei dies 
sicherlich nicht für alle Grünen 
eilt). 


Das Parteiprogramm der Grünen 
geht dabei eindeutig über das 
hinaus, was viele sogenannte 
rechtsradikale Parteien in ihrem 
Programm stehen haben. Aber 
das interessiert die Damen und 
Herren Volksvertreter nicht. 


Die CDU erkennt nicht, daß sie 
sich damit unter Umständen ihr 
eigenes Grab schaufelt. Denn 
nun kann sich die FDP sagen: 
»Was für die CDU gilt, gilt auch 
für uns.« Folge könnte dann auf 
Bundesebene eine Ampel- 
koalition und damit der Re- 
gierungswechsel sein. 


Doch warum sollte man sich 
hierüber Sorgen machen. Die 
Hauptsache ist doch, daß man 
seine eigenen Schäfchen im 
Trockenen hat. Eigennutz 
kommt vor Allgemeinwohl - das 
ist heutzutage zunehmend die 
Devise der Politiker. Und dann 
wundert man sich, daß nicht nur 
die politische Kultur in diesem, 
unserem Lande verkommt! [ 


x 


Bonn 


Wahlen als 
Tritt vors 
Schienbein 


Die Bundestagswahlen vom 16. Oktober 1994 sind ein Tritt vors 
Schienbein der Etablierten. Zwar wurde die Regierungskoalition 
aufgrund des wirklich beeindruckenden Endspurts von Bundes- 
kanzler Helmut Kohl (CDU) nochmals mit einer recht komforta- 
blen Mehrheit von zehn Mandaten im Amt bestätigt, so hoch wie 
selten zuvor war aber auch die Zahl der Protestwähler. Der 
Wermutstropfen war lediglich, daß sich das Protestpotential mit 
4,4 Prozent für die PDS äußerte, die damit durch den Gewinn von 
vier Direktmandaten mit 30 Abgeordneten in den 13. Bundestag 


einzieht. 


Aus Gründen der demokrati- 
schen Kultur ist es sicherlich 
richtig, daß eine Partei, die 
2,067 Millionen Stimmen erhält, 
auch im Parlament vertreten ist. 
Dies zeigt aber auch auf, wie 
undemokratisch die Fünf- 
Prozent-Klausel ist und daß sie 
in Wirklichkeit nur dazu dient, 
den etablierten Parteien den 
Machterhalt zu sichern. 


Die Fünf-Prozent- 
Klausel ein Problem? 


Die mehr als kritische Einstel- 
lung von CODE gegenüber den 
Republikanern ist bekannt. 
Dennoch ist es ein Schandmal 
für eine sogenannte Demokratie, 
daß eine Partei, die immerhin 
von 875.175 Deutschen gewählt 
wurde, nicht im Parlament die 
Belange ihrer Wähler vertreten 
kann. 


Sicher, irgendwo muß eine 
Grenze sein. Diese darf zur 
Gewährleistung einer wirklichen 
Demokratie aber höchstens bei 
500.000 Stimmen, eher noch 
darunter liegen. 


Hätte die PDS keine vier Direkt- 
mandate gewonnen, dann hätte 
dies nicht mehr und nicht weni- 
ger bedeutet, als daß insgesamt 
7,9 Prozent der deutschen 
Wähler, also rund jeder Vier- 
zehnte, nicht im Parlament ver- 
treten gewesen wären. Daß die- 
ses nichts mehr mit Demo- 
kratie zu tun hat, ist selten so 
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deutlich geworden wie dieses 
Mal! 


Das Beschämende an der Wahl 
ist aber der hohe Stimmenanteil 
der PDS vor allem in Mittel- 
deutschland. Dort ist die SED- 
Nachfolgepartei, in der auch 
heute noch die Alt- und Neo- 
kommunisten die wirklich trei- 
bende Kraft sind, in vielen 
Gebieten zur zweitstärksten und 
in manchen sogar zur stärksten 
Partei geworden. 


Es ist unverständlich, aus wel- 
chen Gründen derart viele Mit- 
teldeusche eine Partei gewählt 
haben, deren Repräsentanten 
oftmals die gleichen Leute sind, 
die bis 1989 für eines der tota- 
litärsten Regime aller Zeiten 
verantwortlich waren bzw. in 
führenden Stellungen für dieses 
Regime tätig waren. 


Es geht um Machterhalt 
und Machtgewinn 


Die Hohe Anzahl der PDS- 
Wähler kann nicht verharmlo- 
send damit erklärt werden, daß 
es sich hierbei hauptsächlich um 
ehemalige Stasi- oder SED- 
Bonzen handelte. Sicher haben 
diese Leute einen hohen Anteil 
an allen PDS-Wählern, nur las- 
sen sich damit nicht über zwei 
Millionen Stimmen erklären. 


Der Hauptgrund dürfte wohl 
daran liegen, daß die etablierten 
Parteien die Mitteldeutschen 


nach der (Teil-)Wiederver- 
einigung im Stich gelassen und 
sich selbst überlassen haben. Es 
wurde auf Parteiebene nicht 
daran gearbeitet, den Leuten 
dort zu helfen. Vielmehr stand 
der Machtgewinn und daran 
anschließend der Machterhalt an 
oberster Stelle der Tagesord- 
nung. 


Nachdem die CDU im ersten 
Freudentaumel der (Teil-) Wie- 
dervereinigung bei den an- 
schließenden Wahlen in Mittel- 
deutschland in den meisten 
Gegenden deutlich die meisten 
Stimmen erhielt, meinten sie 
fälschlicherweise, die Kommu- 
nisten wären endgültig besiegt 
und die Ex-DDRler würden 
immer und ewig dafür dankbar 
sein, daß Helmut Kohl die 
Vereinigung West- und Mittel- 
deutschlands schneller als er- 
wartet hinbekam. 


Übersehen wurde dabei von 
allen etablierten Parteien, daß 
die (Teil-)Wiedervereinigung 
sicherlich viele Vorteile brachte, 
für viele Mitteldeutsche aber 
auch eine drastische Anderung 
ihres täglichen Lebens bedeute- 
te. Durch die von einem zum 
anderen Tag einsetzende Gel- 
tung des westdeutschen Rechts 
kam es darüber hinaus zu einer 
großen Verunsicherung und vie- 
len offenen Fragen. 


Diese wurden aber nicht von den 
etablierten Parteien derart beant- 
wortet, daß sich die dortigen 
Repräsentanten der jeweiligen 
Partei akribisch um die Belange 
der kleinen Leute kümmerten. 
Sicherlich darf dies nicht verall- 
gemeinert werden, trifft aber auf 
weite Teile der ehemaligen DDR 
zu. 


Anders als die janusköpfige 
PDS; die ihr nettes Gesicht statt 
der wirklichen häßlichen Kom- 
munistenfratze zeigte, die ratlo- 
sen Mitteldeutschen sogar in der 
Wohnung besuchte und auch 
Sysiphus-Arbeit nicht scheute. 
Hauptsache man bekam die 
Stimmen. 


Wahlhilfe für 
die Ex-SED? 


Und diese Rechnung ging auf. 
»Otto Normalverbraucher«, der 
sich von den etablierten Parteien 
schmählich im Stich gelassen, 
von der PDS aber bestens ver- 


sorgt fühlte, machte dann sein 
Kreuzchen auf dem Wahlzettel 
eben bei den Ex-SEDlern und 
nicht bei einer demokratischen 
Partei. 


Aufgewertet wurde die PDS 
sicherlich durch die unselige 
Quasi-Koalition zwischen SPD 
und PDS in Sachsen-Anhalt. Die 
SPD kann sich damit auf die 
Fahne schreiben, aktive Wahl- 
hilfe für die Altkommunisten 
und -stalinisten der Ex-SED 
geleistet und damit auch ihr 
Überleben gesichert zu haben. 


Man muß kein Prophet sein, um 
vorherzusagen, daß sich die PDS 
in den kommenden vier Jahren 
im Bundestag als Partei des klei- 
nen Mannes und als »geläuterte« 
Demokraten aufführen werden, 
mit dem Erfolg, daß Bündnisse 
zwischen der SPD und der PDS 
auf Kommunal-, Landes- und 
schlußendlich auch auf Bundes- 
ebene so normal werden, wie 
heutzutage schon rot-grüne 
Koalitionen. 


Dieses ist umso schlimmer, 
wenn man die neuesten Vor- 
würfe gegen den führenden 
Kopf der PDS, Gregor Gysi, 
sieht. Bisher hatte dieser sich 
zwar immer erfolgreich gegen 
den Vorwurf gewehrt, er sei 
unter dem Tarnnamen »Notar« 
ein Spitzel für den Stasi gewe- 
sen. 


Nun veröffentlichte »Der Spie- 
gel« aber neue Vorwürfe und 
unterlegte diese mit handfesten 
Beweisen - allerdings soll nicht 
verschwiegen werden, daß Gysi 
auch dies als nicht zutreffend 
zurückwies. 


Danach will die Witwe des ehe- 
maligen DDR-Bürgerrechtlers 
und Regimekritikers Robert 
Havemann, Katja Havemann, in 
den mehr als 300 Stasi-Ordnern 
über ihren Mann eindeutige 
Hinweise dafür gefunden haben, 
daß Gysi die Staatssicherheit 
über die Gespräche zwischen 
ihm und ihrem Mann ausführ- 
lichst berichtete und auch die 
weitere Taktik absprach. 


Aus den Akten geht auch hervor, 
daß der Informant des Stasi ein 
Anwalt war, der auch die ande- 
ren Bürgerrechtler Lutz Rathe- 
now, Frank-Wolf Mathies und 
Karl-Ulrich Winkler vertrat. 
Und dieser Anwalt war niemand 
anderes als Gregor Gysi. 


In den Stasi-Unterlagen stehen 
derart viele Einzelheiten über 
die vier Bürgerrechtler, ihre 
Gedanken, weiteren Absichten 
usw., die nur von jemandem 
stammen können, der intensiven 
Kontakt zu allen diesen vier 
Leuten hatte und der nicht nur 
von Dritten dieses und jenes 
über die betreffenden Personen 
erfahren hatte. 


Probleme mit den 
Stasi-Akten 


So heißt es in den Unterlagen, 
daß »Notar« die Aufgabe habe, 
»geplante Aktivitäten« Have- 
manns in Erfahrung zu bringen. 
Überdies solle er Kontaktab- 
sichten »westlicher Journa- 
listen« erkunden: »Dabei soll 
ihn »Notar< eindringlich beein- 
flussen, alle evtl. negativen Vor- 
haben zu unterlassen.« 


In den Berichten über das 
Treffen Gysis mit Havemann 
stehen in dem Stasi-Bericht 
sogar Einzelheiten, wie der 
Besuch einer Nachbarin, die von 
Gysi eine kleine Rechtsauskunft 
einholen wollte. Katja Have- 
mann: »So wie es in den Akten 
als Spitzelbericht steht, hat das 
Gespräch mit Gysi bei uns zu 
Hause auch stattgefunden.« 


Damit werden auch Schutzbe- 
hauptungen Gysis unglaubwür- 
dig, vielleicht habe ein Mit- 
arbeiter seiner Kanzlei Inhalte 
seiner Gespräche an den Stasi 
weitergegeben. Denn ein 
Mitarbeiter seiner Kanzlei hätte 
ihn wohl kaum dazu bewegen 
können, die besprochenen Stasi- 
Aufträge auszuführen. 


Auch scheiden Fälschungen mit 
an Sicherheit grenzender Wahr- 
scheinlichkeit aus. Die Gauck- 
Behörde hat bislang Tausende 
von Stasi-Akten detailliert aus- 
gewertet. _ Behördensprecher 
Thomas Rogalla: Bisher habe 
»kein Treffbericht als gefälscht 
identifiziert« werden können. 


»Der Spiegel« wörtlich: »Zu den 
Aktenfunden, die für sie (Katja 
Havemann) Gysis Rolle beim 
Untergang der DDR erhellen, 
gehört auch ein Tonbandmit- 
schnitt vom 21. November 1989. 
Er gibt eine interne Dienst- 
besprechung von Repräsen- 
tanten der sterbenden DDR wie- 
der. Bei dem Gespräch ging es 
vor allem um die Stasi- 


Nachfolgeorganisation »Amt für 
Nationale Sicherheit«. 


Der damalige Ministerpräsident 
Hans Modrow sagte laut 
Bundesprotokoll über die 
Zukunft der DDR und den im 
Westen noch unbekannten An- 
walt Gysi: >Wir werden auf 
manchem Gebiet uns mit jungen 
Leuten zusammenfinden müs- 
sen, die in der zweiten und drit- 
ten Reihe bis jetzt gearbeitet 
haben.«« 


Die Folgen 
der FDP-Pleite 


Die durch Direktmandate zu- 
stande gekommene Mehrheit 
von zehn Mandaten für die aus 
CDU, CSU und FDP bestehende 
Regierungskoalition ist komfor- 
tabel genug, um eigentlich für 
die kommenden vier Jahre zu 
reichen. Schließlich haben auch 
Willy Brandt mit zwölf Stimmen 
Mehrheit und Helmut Schmidt 
mit zehn Stimmen Mehrheit 
mehr oder weniger unproblema- 
tisch regiert und selbst von der 
FDP zuerst ablehnend aufge- 
nommene Gesetzesvorlagen 
letztendlich durchgekriegt. 


Dieses könnte grundsätzlich 
auch der jetzigen Regierungs- 
koalition gelingen. »Könnte« 
deshalb, weil die FDP, die ihr 
politisches Überleben auf 
Bundesebene lediglich zwei bis 
drei Prozent Leihstimmen von 
der CDU zu verdanken hat, in 
den nächsten Jahren wohl sehr 
auf Profilierung aus sein dürfte. 
Dies könnte dann aber Probleme 
für die Regierungsarbeit bedeu- 
ten. 


Jürgen Möllemann wird mit 
Sicherheit wieder verstärkt in 
die Bundespolitik drängen. So 
sehr man sicherlich seine fachli- 
chen Qualitäten eher negativ zu 
bewerten hat, so ist er aber doch 
der geborene Politiker. Statt auf 
den sachlichen Inhalt der Politik 
stehen heutzutage mehrheitlich 
Intrigen, Machtkämpfe, die 
Sicherung seiner eigenen Posi- 
tion usw. auf der Tagesordnung 
der Politiker. Und auf diesem 
Gebiet ist Möllemann ein abso- 
luter Profi. 


Einer der Hauptgründe für den 
landespolitischen Sturz der FDP 
in die Bedeutungslosigkeit war 
auch, daß sich die Liberalen 
zunehmend als Parteiteil der 


Union darstellten und nicht als 
eigenständige Partei mit einem 
ausgeprägten Profil. Dies bedeu- 
tet aber, daß einer der 
Hauptpunkte der künftigen libe- 
ralen Politik die Profilierung 
gegenüber der Union sein muß 
und sein wird. 


Otto Graf Lambsdorf hat es ja 
auch bereits angedeutet. »Rein 
rechnerisch« würden auch SPD, 
FDP und Grüne über eine regie- 
rungsfähige Mehrheit verfügen 
(348 zu 294 Stimmen). Auch 
Hildegard Hamm-Brücher 
sprach sich gegen eine vorbe- 
haltlose Zustimmung ihrer 
Partei zu einer Koalition mit der 
Union aus. Es steht zu erwarten, 
daß Möllemann als erstes in 
Nordrhein-Westfalen seine Par- 
tei auf Konfrontationskurs mit 
der CDU lenken wird. An Rhein 
und Ruhr finden die ersten 
Landtagswahlen nach der 
Bundestagswahl statt. 


Schafft er es, der FDP ein neues, 
eigenes Profil zu geben und 
gelingt den Liberalen dadurch 
im bevölkerungsreichsten Bun- 
desland der Sprung über die 
Fünf-Prozent-Klausel, dann 
dürfte dies neue Spannungs- 
punkte für die Bonner Koalition 
bedeuten. 


Chance für einen 
neuen FDP-Wechsel? 


Ein weiterer Problempunkt wird 
die Konjunktur sein. So positiv, 
wie sie von der Regierung vor 
der Wahl dargestellt wurde, ist 
sie nämlich ganz und gar nicht. 
Eher ist sogar das Gegenteil der 
Fall. 


Ein großer Teil des »Auf- 
schwungs« ist nämlich auf die 
Aufstockung der Lagerkapazi- 
täten zurückzuführen. Auch las- 
sen zum Beispiel die Auf- 
tragseingänge im Verarbei- 
tenden Gewerbe schon wieder 
eine Abschwächung erkennen. 
Und nicht zuletzt belastet der 
schwache Dollar im Zusam- 
menhang mit einer Bundesbank- 
Politik, die jedes wirtschaftliche 
Verständnis vermissen läßt, 
einen möglichen Wirtschafts- 
aufschwung. Erschwerend 
kommt noch hinzu, daß wohl 
auch die amerikanische Wirt- 
schaft ihren Zenit inzwischen 
überschritten hat und die Wachs- 
tumsraten in den kommenden 
Monaten wohl eher wieder eine 


rückläufige Tendenz aufweisen 
werden. 


Verschärfen sich die wirtschaft- 
lichen Probleme aber wieder, 
und davon muß man ausgehen, 
und werden die Rufe nach staat- 
lichen Stützungsmaßnahmen 
lauter, dann bietet sich für die 
FDP die Chance für einen neuer- 
lichen Wechsel. 


Sie könnte diesen gleich zwei- 
fach begründen. Zum einen 
damit, daß angesichts vieler 
»Abtrünniger« FDP-Parlamen- 
tarier eine vernünftige Re- 
gierungsarbeit nicht mehr mög- 
lich ist. Zum anderen mit der 
Begründung, daß nur mit einer 
starken FDP in einer Ampel- 
koalition vermieden werden 
kann, daß eine rot-grüne 
Koalition, die sich auf abtrünni- 
ge FDPler stützt, mit staatlichen 
Lenkungsmaßnahmen zu sehr in 
die Wirtschaft eingreift. 


Zwar wäre auch dieses 
Spielchen der FDP mit großen 
Risiken behaftet, böte aber die 
Möglichkeit neues Profil zu 
gewinnen. 


Kanzlerwechsel mit 
Biedenkopf oder 
Schäuble? 


Die andere Möglichkeit wäre, 
daß sich die FDP nun als extre- 
mer Verfechter einer freien 
Marktwirtschaft darstellen wird 
und damit der Union am rechten 
Rand Wähler abzunehmen ver- 
sucht. Wie auch immer: Kon- 
flikte sind vorprogrammiert. 

Als derzeit einzige halbwegs 
sichere Möglichkeit, die Koa- 
lition die ganzen vier Jahre über- 
stehen zu lassen, erscheint ein 
Kanzlerwechsel zur Mitte der 
Legislaturperiode. Helmut Kohl 
dürfte klar sein, daß sein Stern 
im Sinkflug begriffen ist. Ein 
Kanzlerwechsel hin zu Schäuble 
oder vielleicht auch Biedenkopf 
könne der Koalition neue 
Impulse geben. 


Kleines Bonmot am Rande: Der 
linke Schriftsteller Günther 
Grass, der heute nur noch von 
seinem Ruhm schon längst ver- 
gangener Zeiten zehrt, begrün- 
dete in der »Bild am Sonntag« 
seine Stimmabgabe für die SPD, 
daß dieses Etwas mit »Anstand 
und Kultur«, eben »dem kleinen 
Unterschied zwischen links und 
rechts« zu tun habe. DO 
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Deutschland 


Orwells 1984 
statt demo- 
kratischer 
Freiheit 


George Orwells »1984« ist neben Aldous Huxleys »Schöne neue 
Welt« eine der furchterregendsten Zukunftsvisionen, die es auf 
dem Literatursektor gibt. »Glücklicherweise handelt es sich nur 
um einen Science fiction-Roman, der wohl nie, zumindest nicht in 
den westlichen Demokratien, Wirklichkeit werden wird.« So 
heißt es lapidar von der Mehrheit der Politiker und auch der 


Bevölkerung. 


Die Wahrheit sieht aber ganz 
anders aus. Wie wohl in keinem 
anderen sogenannten freiheitli- 
chen Rechtsstaat ist vieles von 
dem, was George Orwell vorher- 
sagte, in Deutschland schon 
Wirklichkeit oder geht zumin- 
dest der Trend in diese Rich- 
tung. Dies wird einem be- 
sonders deutlich, wenn man auf 
einer sechswöchigen Rundreise 
durch die USA und Kanada war. 
Im übrigen: George Orwells 
Roman beruht nicht auf einer 
ausgeprägten Phantasie des 
Autors, sondern vielmehr auf 
geheimen Studien des britischen 
Geheimdienstes. 


Der Streit um die 
EU-Banane 


Es ist gar nicht schwer, die 
Zeichen richtig zu deuten. Jedes 
einzelne für sich deutet nicht auf 
diesen wohl umfassendsten 
Umwälzungsprozeß aller Zeiten 
hin. Werden sie aber in den rich- 
tigen Zusammenhang gebracht, 
dann erkennt man, wie beängsti- 
gend weit die Entwicklung in 
Deutschland fortgeschritten ist. 
Doch auch in den anderen 
Ländern Europas hat der Weg 
hin zum Orwellschen 1984-Staat 
begonnen und ist dort mehr oder 
weniger weit fortgeschritten. 


Man denke nur an die sogenann- 
te EU-Banane, die genau 14 
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Zentimeter lang sein darf. Man 
denke an die Vorschriften, wie- 
viel Milch, Getreide, Butter, 
Käse und und und produziert 
werden darf. Weicht jemand von 
diesen Normen ab, dann wird er 
bestraft. 


Man denke an das französische 
Gesetz, wonach die übermäßige 
Verwendung englischer oder 
amerikanischer Wörter unter 
Strafe gestellt wird. Es ist 
sicherlich richtig, gegen den 
immer weiter ausufernden Ge- 
brauch englischer Wörter eine 
Kampagne zu starten, wieder 
mehr die heimischen Wörter zu 
gebrauchen. 


Warum muß zum Beispiel die 
»BILD«-Zeitung eine Entschul- 
digung als »Sorry« abdrucken? 
Warum muß es Plattencover 
statt Plattenhülle heißen? 


Warum wird in der Wirtschaft 
immer mehr der Begriff Bonds 
statt Anleihen verwendet? Und 
diesen wenigen Beispielen 
könnten noch viele weitere fol- 
gen! 


Die Herrschaft 
der Dogmen 


Den Großangriff auf die Be- 
seitigung eines freiheitlichen 
Staates haben die Regierungen, 
unterstützt von einer willfähri- 


gen Presse, aber kürzlich gestar- 
tet: Gemeint ist die Beseitigung 
der Meinungsfreiheit! 


Indem Kritik an vorherrschen- 
den sozialen Mißständen als 
Rechtsradikalismus und -extre- 
mismus abgekanzelt wird, wer- 
den bestimmte Dinge von vor- 
neherein zu einem Dogma hoch- 
stilisiert. Dies gilt zum Beispiel 
für die Ausländerpolitik in 
Deutschland. Hat man die exor- 
bitant hohen Asylantenzahlen 
durch ein neues Asylgesetz auf 
»nur« noch hohe Asylanten- 
zahlen heruntergedrückt, ob- 
wohl noch immer über 30.000 
zumeist Scheinasylanten 1994 
nach Deutschland strömen, 
meint man, damit ist es genug. 


Daß die Ausländerkriminalität 
immer weiter zunimmt und bei 
einer Ausländerquote von etwa 
sieben Prozent die Ausländer- 
kriminalität in manchen Be- 
reichen bereits bei weit über 50 
Prozent liegt, wird von den 
Medien und den etablierten 
Politikern weitestgehend igno- 
riert und wird hiergegen nicht 
vorgegangen. 


Jede Kritik an einer falschen 
Geschichtsschreibung wird als 
Neonationalsozialismus abgetan 
— bloß um einen Staat weiter 
auspressen zu können wie eine 
überreife Apfelsine. Um dieses 
für immer festzuzementieren, 
wird kurzerhand die Meinungs- 
freiheit außer Kraft gesetzt und 
wird den Medien und Wis- 
senschaftlern vorgeschrieben, 
was sie zu schreiben haben. 


Und als ob dies noch nicht 
reicht, wird ernsthaft darüber 
diskutiert, Anhänger einer be- 
stimmten politischen Richtung 
vor besonderen Tagen, etwa 
dem Todestag von Rudolf Heß 
oder dem Geburtstag Adolf 
Hitlers, vorbeugend festnehmen 
zu können, um Demonstrationen 
zu verhindern. 


An sich ist es positiv, wenn 
daran gedacht wird, die organi- 
sierte Kriminalität durch ver- 
mehrte Telefonabhöraktionen zu 
brechen. Nur: Wenn dieses 
Gesetz einmal durch ist, kann es 
als nahezu sicher gelten, daß 
binnen ein, zwei Jahren es dahin- 
gehend ausgeweitet wird, daß 
auch »politische Extremisten« 
abgehört werden können. 

Darüber engen in Deutschland 
derart viele Vorschriften die 


Freiheit des Einzelnen ein, daß 
es im Ausland schon sarkastisch 
heißt: Bald wird euch noch vor- 
geschrieben, wie ihr atmen 
müßt. Das fängt schon im 
Straßenverkehr damit an, daß 
man auch nachts um zwei Uhr 
als Fußgänger an einer roten 
Ampel stehen bleiben muß. Es 
mag wie ein Witz klingen, aber 
es gab wirklich schon Polizisten, 
die Fußgängern, die in solch 
einem Fall die Straße überquer- 
ten, eine Strafe von 20 Mark 
gaben. Und dies war kein 
Einzelfall. 


Die Diktatur 
der Bürokraten 


Selbst harmloseste Medika- 
mente muß man in Apotheken 
kaufen. Benzin wird so hoch 
besteuert, daß es bald zum 
Luxusartikel wird. Autobahnge- 
bühren sollen durch elektroni- 
sche Gebührenzähler erhoben 
werden, die eine im Auto ange- 
brachte Chipkarte oder ähnli- 
ches abbuchen und somit eine 
lückenlose Überwachung des 
Autoverkehrs ermöglichen. Die 
Werbung darf nicht mit anderen 
Produkten vergleichen. Die 
Medikamentenpreise sind so 
hoch wie sonst nirgendwo auf 
der Welt usw. 


Viele mögen es für übertrieben 
halten, die Wirklichkeit bestätigt 
es aber: Deutschland scheint 
nach dem Zweiten Weltkrieg 
auserkoren zu sein, um zu testen, 
wie sehr man ein Volk knebeln 
kann. Sollte sich das deutsche 
Volk alles gefallen lassen — und 
dies tut es leider —, dann kann 
man es auch für andere Völker 
übernehmen. 


Wurde zuerst in Deuschland die 
Meinungsfreiheit für bestimmte 
Themen außer Kraft gesetzt, so 
geschah dies per »Volksent- 
scheid« auch in der Schweiz. 


Nur sah dieser Volksentscheid 
so aus, daß die Opposition prak- 
tisch mundtot gemacht wurde 
und die Gegenseite mit völlig 
falschen »Argumenten« arbeite- 
te. Daß dennoch rund 46 Prozent 
gegen die Annahme der Mei- 
nungsdiktatur stimmten, muß 
schon fast als ein Wunder ange- 
sehen werden. 


Ganz anders sieht es dagegen in 
den USA und Kanada aus. Hier 
soll nur auf die Freiheit des ein- 


zelnen Bürgers eingegangen 
werden. Die schändliche Politik, 
so zum Beispiel die Behandlung 
des Iraks durch die USA, das 
Versagen der UNO im ehemali- 
gen Jugoslawien, das völker- 
rechtswidrige Vorgehen der 
USA in Panama und Haiti und 
viele andere Dinge, sollen hier 
nicht behandelt werden. 


Amerika hat es 
doch besser 


Trotz dieser Vorbehalte gegen 
die US-amerikanische Regie- 
rungspolitik und geringerer 
Vorbehalte gegen die kanadi- 
sche Politik ist es aber Tatsache, 
daß der einzelne Bürger so frei 
ist, wie es sich der deutsche 
Bürger noch nicht einmal erträu- 
men kann. 


Der Liter Benzin kostet umge- 
rechnet zwischen 40 und 65 
Pfennig, wodurch die Mobilität 
bestimmter, vor allem einkom- 
mensschwächerer Bevölke- 
rungsschichten erst ermöglicht 
wird. Der Straßenverkehr wird 
nicht durch völlig unsinnige 
Vorschriften immer weiter ein- 
geschränkt. So ist zum Beispiel 
in den USA und Kanada das 
Rechtsabbiegen an roten 
Ampeln — und von einer Ein- 
bahnstraße in eine andere 
Einbahnstraße auch das Links- 
abbiegen - erlaubt, wodurch 
Staus, sofern sie dadurch über- 
haupt entstehen, viel schneller 
aufgelöst werden als hierzulan- 
de. Gefährdungen von Fuß- 
gängern hat der Autor dieses 
Artikels bei mehreren Be- 
suchern bislang nicht einmal 
erlebt. 


Die Autos werden zu Preisen 
angeboten, die zum Teil um 
mehr als die Hälfte unter denen 
in Deutschland liegen. Auch die- 
ses erlaubt einkommensärmeren 


Bevölkerungsschichten mehr 
Mobilität. 
Statt verkehrsblockierenden 


Ampeln mitten auf kreuzungs- 
freien Straßen, kann der 
Fußgänger auf einen Knopf 
drücken, wodurch durch blin- 
kende gelbe Ampeln dem 
Autofahrer signalisiert wird, daß 
der Fußgänger die Straße über- 
queren will und der Autofahrer 
anhalten muß. Ist der Fußgänger 
vorbei, dann kann weitergefah- 
ren werden, ohne daß erst die 
Grünphase abgewartet werden 
muß. 


N 


Die Läden können so lange 
geöffnet bleiben, wie es der 
Eigentümer wünscht. Zudem 
können in ganz normalen 
Supermärkten auch Medika- 
mente bis zu einer bestimmten 
Stärke gekauft werden. Be- 
kommt jemand also Sonntag- 
abend um 23.00 Uhr plötzlich 
Kopfschmerzen, muß er nicht 
umständlich eine Apotheke 
suchen, sondern er kann sich die 
Medikamente im nächstgeöffne- 
ten Supermarkt abholen. 


Vor allem bemühen sich die 
Geschäfte noch um den Kunden. 
So ist es in Nordamerika an der 
Tagesordnung, daß, vor allem 
Ketten, zum Beispiel »Kauf 
zwei, bezahl eineinhalb« oder 
»Kauf zehn, das elfte Produkt ist 
kostenlos« anbieten. 


Sicher gibt es auch dort nicht 
nachvollziehbare Vorschriften, 
wie etwa das Tempolimit von 
zum Teil nur 80 oder 90 
Stundenkilometern auf Auto- 
bahnen, die schon übertrieben zu 
nennende Kampagne gegen 
Raucher oder das Fehlen eines 
staatlichen Krankenschutzes. 
Auch herrscht dort in vielen 
Teilen des Berufslebens die 
Ellenbogengesellschaft vor. 


Dennoch muß aber festgehalten 
werden, daß der Einzelne in 
Nordamerika weitaus freier ist, 
als der Bürger in Europa und 
ganz besonders in Deutschland. 


Man kann jedem USA- und 
Kanada- Urlauber nur raten, ein- 
mal hierauf zu achten. Dann 
wird ihm Deutschland wie ein 
Gulag vorkommen. 


Die Antwort hierauf muß 
Widerstand sein. Nur ist dieser 
leider kaum möglich, da alle 
Opposition von vorneherein 
durch Verbote und das Stecken 
in bestimmte Schemata abge- 
würgt und nahezu hundertpro- 
zentig verhindert wird. Wenn 
dies so weitergeht, dann wird 
wahrscheinlich der Opposition 
nichts anderes übrigbleiben, als 
den Aufständischen im Roman 
»Fahrenheit 451« von Ray 
Bradbury. Dort ging die 
Opposition in die Wildnis und 
lernte Bücher auswendig, da die 
Regierung diese verboten hatte. 


Bald könnte dies wieder notwen- 
dig sein, nur daß es diesmal um 
die elementarsten Freiheits- 
rechte geht. U 
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Vertrauliches 


Oberster 
Gerichtshof 
entscheidet 
gegen Justiz- 
ministerium 
und OSI 


Das US-Justizministerium (DoJ), 
eines der wichtigsten Bollwerke 
aktiver Bush-Loyalisten, hat sich 
als Haupthindernis für verschie- 
dene politische Initiativen des 
Weißen Hauses unter Clinto 
erwiesen. Aber in den letzten 
Tagen erlitt das DoJ mehrere 
wichtige Rückschläge. Der 
wichtigste ist die Entscheidung 
des Obersten Gerichtshofes, 
keine Revision des Urteils des 6. 
Gerichtshofes zuzulassen, worin 
die Staatsanwälte des DoJ im 
Fall John Demjanjuk der 
»Irreführung des Gerichts« 
beschuldigt wurden. 


Der 6. Gerichtshof kam im ver- 
gangenen November nach einer 
sechsmonatigen Untersuchung 
zu dem Schluß, daß die 
»Nazijäger« — Abteilung des 
DoJ, das Amt für Sonder- 
ermittlungen (Osi), der Ver- 
teidigung wesentliche Doku- 
mente vorenthalten habe, die 
bewiesen, daß Demjanjuk defini- 
tiv nicht der als »Iwan der 
Schreckliche« bekannte KZ- 
Wächter von Treblinka gewesen 
ist. Trotzdem betrieb das DoJ ab 
1977 siebzehn Jahre lang 
Verfahren zur Ausbürgerung, 
Ausweisung und Auslieferung 
Demjanjuks. Schließlich wurde 


er von einem israelischen 
Gericht wegen angeblicher 
Kriegsverbrechen zum Tod 


durch den Strang verurteilt. 


Im Juni 1993 hob der Oberste 
Gerichtshof von Israel dieses 
Urteil auf, da neue Beweise 
»beträchtliche Zweifel« an 
Demjanjuks Schuld aufkommen 
ließen. 


Trotz der Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofes führt das 
DoJ am Bundesgericht in 
Cleveland immer noch einen 
Prozeß zur Ausweisung Demjan- 
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juks, weil er angeblich bei seiner 
Einwanderung nach Kriegsende 
falsche Angaben gemacht hätte. 
Aber das wichtigste Beweis- 
mittel dafür, ein Ausweis, der 
zeigen soll, daß er von den Nazis 
in einem Lager in Trawniki in 
Polen ausgebildet wurde, ist 
bereits vom Tisch. Deutsche 
Kriminalexperten kamen im ver- 
gangenen Jahr zu dem Schluß, 
bei dem Ausweis handele es sich 
um eine Fälschung, vermutlich 
des KGB oder der Stasi. 
Demjanjuks Photo auf dem 
Ausweis wurde erst Jahre nach 
dem Krieg aufgenommen. 


Der Fall Demjanjuk ist der bis- 
her schwerste Schlag gegen das 
OSI, das bereits dafür bekannt 
ist, sich auf in der Regel unzu- 
verlässige »Dokumente« der 
Stasi oder des KGB zu verlassen. 
Im Urteil des 6. Gerichtshofs 
wurde auch die Anti-Defamation 
League (ADL) der B’nai B’rith 
wegen ihrer unverhohlenen 
Versuche, das OSI zu »politisie- 
ren«, erwähnt. 


Fällt der 
Maghreb aus- 
einander 


Die »Politik der nationalen Aus- 
söhnung« in Algerien, wo die 
vom Militär gestützte Regierung 
inzwischen bereit ist, in einem 
Dialog mit der islamischen 
Heilsfront (FIS) einzutreten, ist 
akut gefährdet. Ermöglicht 
wurde der Vorstoß durch die 
Bemühungen der amerikani- 
schen Regierung, einen Dialog 
mit der islsamischen Bewegung 
in der gesamten moslemischen 
Welt zu ‚beginnen; auch der 
Sudan spielte eine wichtige 
Rolle in diesem Prozeß. 


Ein erfolgreicher nationaler 
Dialog in Algerien hätte ent- 
scheidende Auswirkungen auf 
den Friedensprozeß im Nahen 
Osten. In der letzten Woche 
erklärte jedoch der algerische 
Präsident Liamine Zeroual, daß 
seine Regierung und die islami- 
sche Opposition »leider nach wie 
vor weit auseinanderliegen«. 
Von anderer Seite hieß es, der 
Dialog sei »am Rande des 
Kollapses«. Abgesehen von den 
sehr realen inneren Problemen 
Algeriens gibt es deutliche 
Anzeichen äußerer Sabotage, die 


sich nicht nur gegen den algeri- 
schen Dialog, sondern gegen den 
Friedensprozeß in Nahost insge- 
samt richtet. 


Eine einflußreiche Gruppe in 
Regierung und Militär hat die 
beiden wichtigsten FIS-Führer 
Abassi Madani und Ali Belhadje 
praktisch daran gehindert, mit 
den verschiedenen Fraktionen 
innerhalb und außerhalb der FIS 
sowie der Regierung zu verhan- 
deln. Madani und Belhadje wur- 
den zwar aus dem Gefängnis ent- 
lassen, stehen aber weiter unter 
Hausarrest. 


Terrorgruppen wie die GIA, die 
von Elementen des algerischen 
und ausländischer Geheim- 
dienste unterwandert und gesteu- 
ert werden sollen, haben weitere 
Greueltaten verübt, entsprechend 
haben auch die algerischen 
Sicherheitsorgane ihre brutalen 
» Antiterroraktionen« ausgeweitet. 


Während die französische Re- 
gierung erkläte, sie stehe eben- 
falls mit der FIS im Dialog, 
haben die Islamisten dies bestrit- 
ten. Der französische Innen- 
minister Charles Pasqua eskaliert 
unterdessen seine Kampagne 
gegen algerische Funda- 
mentalisten und drängt auch 
Deutschland, die Aktivitäten des 
FIS-Sprechers Raba Kebir zu 
unterbinden, der in der Bundes- 
republik lebt. Der marokkani- 
sche König Hassan hat Pasqua 
deswegen Öffentlich angegriffen. 


Es gibt eine deutliche Parallele 
zwischen der Lage in Algerien 
und er jüngsten Runde brutaler 
Terroranschläge in Israel, die 
ebenfalls inmitten vielverspre- 
chender Verhandlungen zwi- 
schen der israelischen Re- 
gierung, der PLO und Teilen von 
Hamas stattfanden. BE 


Der Untergang 
des Hauses 
Windsor? 


Die jüngste Runde von Ent- 
hüllungen über die »Sexaffären« 
der britischen Königsfamilie hat 
weit größere Bedeutung, als die 
Skandalblätter kundtun. Was 
hier zählt, sind nicht die letzten 
Einzelheiten dieses oder jenes 
Seitensprunges, sondern, die 
kumulative Wirkung ununter- 


brochener, jahrelanger Skandal- 
geschichten, die in den Augen 
der Öffentlichkeit zu einer stän- 
dig zunehmenden Erosion des 
Hauses Windsor geführt haben. 


Was auf dem Spiel steht, ist der 
»verfassungsrechtliche Zusam- 
menhalt« des Vereinigten 
Königreichs. Der Rückhalt der 
königlichen Familie hat nicht nur 
in der Bevölkerung, sondern 
auch im britischen Establishment 
abgenommen. Man ist gegen die 
Windsors aufgebracht, weil 
ihr Verhalten innenpolitischen 
Schaden anrichtet und vor allem 
weil die britische Königsfamilie 
unter diesen Umständen ihre tra- 
ditionelle Rolle als Primus inter 
pares in der internationalen Welt 
des Hochadels nicht weiterspie- 
len kann. Eine solche Führungs- 
rolle wird gerade im Augenblick 
als besonders wichtig angesehen, 
da die Finanzstrukturen der 
Londoner City in ihren Grund- 
festen erschüttert ist. 


Harold Brooks-Baker, Heraus- 
geber des angesehenen »Burke’s 
Peerage«, des Gotha Groß- 
britanniens, erklärte diese 
Woche: »Wir sind dem Ende des 
Hauses Windsor sehr nahe.« 
Seiner Ansicht nach befindet 
sich das britische Königshaus 
»fraglos auf dem Weg der 
Selbstauflösung«, denn es hat 
sich zur Geisel »öffentlichen 
Beifalls« gemacht. 


Brooks-Baker ließ wissen, daß 
die »gebildete Oberschicht« 
inzwischen mit wenigen Aus- 
nahmen eine »negative« Einstel- 
lung zum Hause Windsor ent- 
wickelt hat. Er sieht voraus, daß 
Großbritannien entweder bald 
ein neues Königshaus bekom- 
men werde oder Anfang des 
kommenden Jahrhunderts eine 
»Republik« sein werde. 

Die augenblickliche Welle von 
Enthüllungsgeschichten über 
Prinzessin Diana, Major Hewitt, 
Prinz Charles, Camilla Parker- 
Bowles etc. wird sicherlich nicht 
der letzte Ansturm auf den 
Buckingham-Palast sein. Insider 
gehen davon aus, daß neue 
Skandale auch um die Person des 
Prinzgemahls Philip entstehen 
werden, der sich bisher aus dem 
Allergröbsten heraushalten kon- 
nte. Philip hat viele »Leichen im 
Keller«, wozu auch seine 
Aktivitäten als internationaler 
Präsident des World Wide Fund 
Nature (WWF, ehemals World 
Wildlife Fund) zählen. D 


Prinz Philips 
Menschen- 
feindlichkeit 


Prinz Philip von Großbritannien 
hat mehrfach seiner tiefen 
Abscheu über die Existenz eines 
Großteils der Menschheit Aus- 
druck gegeben: 


»Ich frage mich nur, wie es wäre, 
wenn man als Tier wiedergebo- 
ren würde, dessen Art soweit 
abgenommen hat, daß es vom 
Aussterben bedroht wäre. Was 
würde es über die Menschen 
empfinden, deren Bevölkerungs- 
explosion ihm die weitere 
Existenz verwehrt ... 


Ich muß gestehen, ich bin ver- 
sucht, eine Reinkarnation als 
besonders tödliches Virus zu 
erbitten ...« (Vorwort zu seinem 
Buch »If I Were an Animal«, 
1986). 


»Was als natürliches Gleich- 
gewicht beschrieben wurde, ist 
einfach das natürliche System 
der Selbstbeschränkung. Frucht- 
barkeit und Fortpflanzungs- 
erfolge erzeugen die Überschüs- 
se nach Abzug des Ver- 
lustausgleichs. Beute, klimati- 
sche Veränderungen, Krankheit, 
Hunger — und im Fall des zu 
Unrecht Homo sapiens genann- 
ten Menschen auch Krieg und 
Terrorismus — sind die Haupt- 
mittel, wodurch die Populations- 
zahlen halbwegs unter Kontrolle 
gehalten werden« (»Down to 
Earth«). 


»Nüchtern betrachtet sollte 
offensichtlich sein, daß die 
Weltbevölkerung dermaßen an- 
gewachsen ist, daß sie ihre eige- 
ne Lebensumwelt bedroht. 


Ihr ist es bereits gelungen, das 
Aussterben zahlreicher wilder 
Pflanzen- und Tierarten zu 
bewirken« (ebenda). 


»Wir sprechen von über- und 
unterentwickelten Ländern: Ich 
meine, eine genauere Unter- 
scheidung müßte von unterent- 
wickelten und überbevölkerten 
Ländern ausgehen. Je mehr 
Menschen es gibt, um so mehr 
Industrie, Müll und Abwässer 
und somit mehr Umweltver- 
schmutzung gibt es« (Rede vor 
der Edinburgh University Union, 
24. November 1969). OD 


Kontroverse 
über 
Hiroshima 
und Nagasaki 


Ein explosiver Skandal hat sich 
anläßlich einer für 1995 geplan- 
ten Ausstellung zum 50. Jahres- 
tag der Atombombenabwürfe 
über Hiroshima und Nagasaki 
entwickelt. Das Museum für 
Luft- und Raumfahrt des 
Smithsonian Institute in 
Washington hatte ein Konzept 
für die Ausstellung im kommen- 
den Sommer vorbereitet, in dem 
die Bombenabwürfe als unnötig 
beurteilt werden. Japan hätte 
bereits unmittelbar vor dem 
militärischen Zusammenbruch 
gestanden. Das Museum wurde 
jedoch durch politischen 
Druck der Veteranenorgani- 
sation American Legion und 
anderer Gruppen gezwungen, 
diese Einschätzung und die 
Beweise dafür aus der geplanten 
Ausstellung zu entfernen. 


Um diese Angelegenheit ist nun 
in der »New York Times« und in 
der »Washington Post« ein hefti- 
ger Streit entbrannt. Kai Bird 
beweist in der »NYT« mit einer 
beeindruckenden Dokumen- 
tation, daß die Behauptung, die 
Abwürfe hätten eine Invasion 
Japans mit mehr als einer 
Million amerikanischen Ver- 
lusten erspart, völlig übertrieben 
ist. Die Schätzungen des US- 
Militärs beliefen sich für den 
schlimmsten Fall auf etwa 
50 000 Tote. Bird sagt, die japa- 
nische Regierung habe zur Zeit 
der Bombenabwürfe bereits über 
mehrere diplomatische Kanäle 
über die Kapitulation verhandelt. 
Der Kolumnist der »WP« 
Jonathan Yardley behauptet das 
Gegenteil. Als Liberaler ist ihm 
zwar seine seltsame Allianz mit 
der American Legion und dem 
National Rifle Club peinlich, 
aber trotzdem hält er die Zensur 
der Ausstellungsinhalte für rich- 
tig. Er pflichtet dem damaligen 
Kriegsminister Henry Stimson 
bei, der im Februar 1947 in 
einem Aufsatz den Mythos auf- 
gebracht hatte, die Atom- 
bombenabwürfe seien zwingend 
notwendig gewesen. Bird dage- 
gen verweist auf zahlreiche 
Historiker, die Stimsons Dar- 
stellung widerlegten, und zitiert 
Einträge aus dem Tagebuch 


Präsident Harry Trumans, die 
beweisen, daß Truman über die 
japanischen Kapitulationsab- 
sichten schon im Juli informiert 
war. Nach den ursprünglichen 
Plänen hätte in der Ausstellung 
ein Dokument gezeigt werden 
sollen, wie General Dwight 
Eisenhower Stimson drängte, die 
Bombe nicht abzuwerfen, da 
Japan bereits besiegt sei. 


Sowohl Bird als Yardley überge- 
hen allerdings ein Eingeständnis 
Bertrand Russels im »Bulletin 
of Atomic Scientists« vom 
l. September 1946. Russell 
räumte darin ein, hinter dem 
Manhattan-Projekt habe von 
vornherein die Absicht bestan- 
den, die schreckliche Zer- 
störungswirkung der Atom- 
waffen als Hebel zu nutzen, um 
in der Weltöffentlichkeit die 
Schaffung einer »Weltregierung « 
durchzusetzen. 


»Haper’s 
Magazine« 
deckt Betrug 
der »White- 
waier«- 
Kampagne 
auf 


Die Oktoberausgabe von »Harp- 
er’s Magazine« deckte in einem 
bemerkenswerten Artikel die 
betrügerische Absicht hinter dem 
sogenannten »Whitewater«- 
Skandal auf. Das nüchterne, 150 
Jahre alte Literaturjournal be- 
leuchtet die Methoden, mit 
denen die »New York Times« 
konsequent falsch über den 
angeblichen Skandal berichtet 
hat. Der Whitewater-Skandal 
und seine Auswüchse in der 
Sensationspresse wurden von 
Anfang an von britischen Me- 
diennetzwerken, vor allem der 
Hollinger-Gruppe, orchestriert. 


Unter dem Titel »Skandal- 
possen: Wie die »New York 
Times< Whitewater mißver- 
stand« zeigt Gene L.yons, daß 90 
Prozent der heutigen Vorwürfe 
in der Whitewater-Affäre und 
ähnlichen Fällen gegen den 
Präsidenten und seine Frau auf 
eine Artikelserie des Reporters 
Jeff Gerth zurückgehen, die ab 
März 1992 in der »New York 


Times« erschienen. Lyons weist 
nach, daß Gerth zu dem 
Zeitpunkt, als er die Artikel 
verfaßte, Widersprechendes und 
entlastendes Material bekannt 
war. Gerth verschwieg diese 
Beweise, die seine Vorwürfe in 
Zweifel gezogen oder sogar als 
offensichtlich falsch erwiesen 
hätten. Beispielsweise, schreibt 
Lyons, ist Gerths »Kronzeuge« 
Jim McDougal aus Arkansas 
»ein Opfer manisch-depressiver 
Krankheit, dessen Anwalt 1990 
in einem Prozeß wegen Bank- 
betrug vor einem Bundesgericht 
wegen Unzurechnungsfähigkeit 
auf »nicht schuldig< plädierte. 
McDougal wurde damals freige- 


sprochen. In seinem Artikel 
räumte Gerth McDougals 
Geisteskrankheit zwar ein, 


beschrieb ihn aber dennoch als 
»stabil, sorfältig und ruhig«. Vom 
Jahre 1993 an verschwanden 
aber alle Hinweise auf diesen 
Umstand aus den Seiten der »New 
York Times« - trotz der Tatsache, 
daß dieser angebliche Nutz- 
nießer von Clintons Großzügig- 
keit nun in Arkadelphia in einem 
Wohnmobil von der Sozialhilfe 
für Behinderte lebte. Genauso 
wenig wurde... erwähnt, daß 
MeDougal seine Vorwürfe 
längst zurückgezogen hat und 
Anhänger der Republikanischen 
Partei in der Resolution Trust 
Corporation für alles verantwort- 
lich macht.« Von Lyons zur 
Rede gestellt, berief Gerth sich 
auf »Zeit- und Platzmangel«. 

Umfangreiche Auszüge aus dem 
Harper’s-Expose erschienen am 
12. Oktober in der »Minneapolis 
Star Tribune«. 
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Kirchenasyl: 
Pro und 
Contra 


Eine kleine Zahl von protestanti- 
schen Kirchengemeinden hat in 
den letzten Monaten damit be- 
gonnen, von deutschen Gerich- 
ten abgelehnte Asylbewerber, 
denen die Abschiebung droht, in 
ihrem kirchlichen Raum zu 
beherbergen und zu verpflegen. 
Die derart Asyl Gewährenden 
betrachten ihre Aktion als christ- 
liche Gewissenspflicht, während 
die staatlichen Behörden darauf 
bestehen, daß die nach Recht 
und Gesetz verhängten Maß- 
nahmen vollstreckt werden. 
Während in kirchlichen Kreisen 
von Kirchenasyl gesprochen 
wird, können die Behörden nur 
darauf hinweisen, daß es solches 
Kirchenasyl vor dem Gesetz 
nicht gibt. Recht auf Asyl und 
Aufenthaltsgenehmigung kann 
nur der Staat gewähren. 


Das Institut für Demoskopie 
Allensbach hat kürzlich in einer 
repräsentativen Umfrage unter- 
sucht, wie die Bevölkerung über 
die Möglichkeit eines Kirchen- 
asyls denkt. In dieser Umfrage 
wurden den Befragten zwei 
Denkpositionen vorgelegt: pro 
und contra. 


»Ich finde es einfach unmensch- 
lich, wenn man nichts gegen die 
drohende Abschiebung eines 
offiziell abgelehnten Asylbe- 
werbers tut, wenn man persön- 
lich der Auffassung ist, daß 
dem Abgeschobenen in seinem 
Heimatland Folter und Todes- 
strafe drohen. Ich finde es 
daher richtig, wenn man solchen 
Menschen in kirchlichen Räumen 
Asyl bietet, auch wenn ein 
ordentliches Gericht den Asyl- 
antrag als unbegründet abgelehnt 
und die Abschiebung verfügt 
hat.« 


»Wenn ein Gericht festgestellt 
hat, daß einem Asylbewerber in 
seinem Heimatland weder Folter 
noch Todesstrafe drohen, und 
den Asylantrag abgelehnt hat, 
kann man nicht eigenmächtig 
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versuchen, die verfügte Ab- 
schiebung zu verhindern, indem 
man dem abgelehnten Bewerber 
zum Beispiel in kirchlichen 
Räumen Asyl bietet. Das Rechts- 
system bricht doch zusammen, 
wenn der einzelne mit Hin- 
weisen auf die Menschlichkeit 
versucht, die Entscheidung der 
Gerichte außer Kraft zu setzen.« 


Das Ergebnis der Umfrage zeigt: 
Die Mehrheit der Bevölkerung 
möchte nicht, daß der Vollzug 
einer gerichtlichen Entscheidung 
zur Abschiebung eines Aus- 
länders durch Hinweise auf ein 
Kirchenasyl behindert wird. 55 
Prozent folgen der Argumen- 
tation, daß die Versuche einzel- 
ner Bürger, ihr jeweils persönli- 
ches Empfinden von Mensch- 
lichkeit durchzusetzen, das 
Rechtssystem gefährden. 29 
Prozent der Befragten halten es 
dagegen für richtig, daß im 
Einzelfall die Kirchen dabei hel- 
fen sollten, Widerstand zu lei- 
sten, wenn man davon überzeugt 
ist, daß die gerichtliche Ab- 
schiebeentscheidung falsch ist. 
In Westdeutschland vertreten 
27 Prozent, in den neuen 
Bundesländern immerhin 33 
Prozent diese Meinung. 


Es sind bislang fast ausschließ- 
lich evangelische Kirchenge- 
meinden, die in den letzten 
Monaten mit Hilfe eines Kir- 
chenasyls abgewiesenen Asyl- 
suchenden Beistand zu leisten 
versucht haben. Das heißt jedoch 
nicht, daß nur Protestanten für 
diesen Versuch Verständnis auf- 
bringen würden. Kirchennahe 
Protestanten schließen sich zu 35 
Prozent und kirchennahe Katho- 
liken zu 31 Prozent der Pro- 
Argumentation an, wie sie im 
Allensbacher Fragebogen aus- 
formuliert war. Es fällt auf, daß 
kirchennahe Katholiken dabei 
überdurchschnittlich oft zögern, 
den Hinweis auf die Gefährdung 
des Rechtssystems, der in der 
Contra-Argumentation gegeben 
wurde, nachzuvollziehen. Nur 46 
Prozent der kirchennahen Katho- 
liken äußern sich gegen ein 
Kirchenasyl. 23 Prozent sind in 
dieser Sache unentschieden. 


Unter parteipolitischem Gesichts- 
punkt ergibt sich eine erstaunlich 
hohe Diskrepanz zwischen den 
Anhängern der CDU/CSU und 
den Anhängern der FDP: Unter 
den CDU/CSU-Anhängern gibt 
es nur sehr wenige (18 Prozent), 
die im Blick auf Einzelfälle für 


ein Kirchenasyl plädieren, von 
den Anhängern der FDP tun dies 
jedoch 37 Prozent. 


Insgesamt gibt es nur zwei 
Gruppierungen in der Bundes- 
republik, bei denen eine Argu- 
mentation für ein Kirchenasyl 
jeweils von der Mehrheit unter- 
stützt wird: Bündnis 90. Die 
Grünen (pro: 57 Prozent, contra: 
33 Prozent) und PDS (pro: 46 
Prozent, contra: 44 Prozent). U 


Die 
Stimmungs- 
lage der 
Deutschen 


Als das Institut für Demoskopie 
Allensbach Ende Juli, Anfang 
August mit Hilfe eines neu ent- 
wickelten demoskopischen Fra- 
geinstruments die Deutschen 
nach ihrer Stimmung befragte, 
zeigte sich, daß der überwiegen- 
de Teil der Bevölkerung im 
großen und ganzen sehr gut 
gestimmt war. 


Die Frage nach der jeweils eige- 
nen Stimmung sollte in diesem 
Fall mit Hilfe eines Bildblattes 
angegeben werden, auf dem ein 
Barometer gezeigt wurde. 
»Wenn Sie einmal an Ihre 
gegenwärtige Stimmungslage 
denken, wo auf diesem Baro- 
meter würden sie Ihre Stim- 
mungslage einstufen? 960 würde 
bedeuten, Ihre Stimmung ist 
gegenwärtig ganz schlecht, und 
1070 würde bedeuten, Ihre 
Stimmung ist gegenwärtig ganz 
ausgezeichnet. Welche Stufe auf 
dem Barometer drückt Ihre 
gegenwärtige Stimmungslage 
am besten aus?« 67 Prozent der 
Deutschen stuften ihre Stim- 
mungslage im Hochbereich ein. 
(68 Prozent im Westen, 61 
Prozent im Osten). Jeder dritte 
Befragte markierte jedoch einen 
Skalenpunkt im Tiefbereich des 
Barometers. 


Jeder weiß von sich selbst, in 
welchem Ausmaß die innere 
Stimmung wechseln kann — im 
Laufe des Lebens, im Laufe des 
Jahres, manchmal im Laufe von 
Stunden. Umstände, Erlebnisse 
und persönliche Erfahrungen 
spielen dabei für den einzelnen 
ebenso eine Rolle wie die 
Jahreszeit und das Wetter. 


Psychiater und Neurologen wis- 
sen, daß sich speziell in den 
düsteren Jahreszeiten die Zahl 
der Depressionen häufen, die 
dann plötzlich im Sommer wie 
von selbst wieder verschwinden. 
Zu der sehr guten Stimmung der 
Deutschen, die das Allensbacher 
Institut im Juli/August gemessen 
hat, hat unter anderem sicherlich 
auch der lange besonders sonni- 
ge Sommer beigetragen. 


In welchem Umfang die Stim- 
mung der Menschen auch vom 
Phasenrhythmus zwischen Ar- 
beit und Urlaub abhängt, wird in 
der Allensbacher Umfrage deut- 
lich, und zwar besonders bei 
älteren Berufstätigen. Bei Berufs- 
tätigen ab dem 50. Lebensjahr 
steht das eigene Wohlbefinden 
und die jeweilige Lebensge- 
stimmtheit in hohem Maß im 
Zusammenhang mit den Mög- 
lichkeiten, den Alltag von Zeit 
zu Zeit durch eine Urlaubsphase 
zu entspannen. Diejenigen, die 
zum Zeitpunkt der Umfrage 
ihren Urlaub noch vor sich hat- 
ten, sagten zu 64 Prozent, daß sie 
sich entspannt und gut gelaunt 
fühlten, diejenigen, die das 
Allensbacher Interview als 
momentane Urlauber beantworte- 
ten, machten zu 83 Prozent ihre 
gute innere Gestimmtheit deut- 
lich, und diejenigen, die ihren 
Urlaub schon hinter sich hatten, 
immer noch zu 79 Prozent. Alte- 
re Berufstätige, die in diesem 
Jahr überhaupt keinen Urlaub 
machen, steckten überwiegend 
(zu 59 Prozent) in einem 
Stimmungstief. Nur 41 Prozent 
von ihnen waren gut gestimmt. 


Berufstätige im mittleren Alter 
von 35 bis 49 Jahre lassen einen 
ähnlichen auf den Urlaub bezo- 
genen Phasenverlauf ihrer Stim- 
mung erkennen, der allerdings 
weniger extrem ausschlägt, 
während bei jüngeren Berufs- 
tätigen (16 bis 34 Jahre) die 
jeweilige Stimmungslage noch 
kaum auf den Urlaub bezogen 
ist. Auch die Frage, ob Urlaub 
oder nicht, spielt für die jeweili- 
ge Stimmungslage jüngerer Men- 
schen keine große Rolle. Die 
jugendbedingte Vitalität steht in 
diesem Alter noch als Einfluß- 
faktor im Vordergrund. D 
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